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  GEFAHR/014: Brandsatz Fukushima - Schadensignoranz ... (SB)


  

  Radioaktive Wälder


  Weiterhin Strahlengefahr in der Präfektur Fukushima


  
    [image: Grafische Darstellung der Strahlenausbreitung von Fukushima im gesamten Pazifischen Ozean, hinterlegt mit dem Symbol für Radioaktivität und der Überschrift: 'Noch 10 Jahre?' - Grafik: © 2013 by Schattenblick]


    Brandsatz Fukushima

    Grafik: © 2013 by Schattenblick

  


  Forscher haben festgestellt, daß in manchen Waldgebieten der japanischen Präfektur Fukushima bei über 90 Prozent der dort endemisch vorkommenden Momi-Tanne (Abies firma) eine auffällige Häufung morphologischer Veränderungen auftritt. Das könnte nach Ansicht der Forscher mit der Freisetzung von radioaktiver Strahlung aufgrund der Nuklearkatastrophe vom 11. März 2011 im Akw Fukushima Daiichi zusammenhängen. [1]


  Unterdessen hat die japanische Regierung beschlossen, daß sie, entgegen der Forderung örtlicher Behörden und Einwohner, nur einen Teil der verstrahlten Wälder der Präfektur Fukushima, die zu 72 Prozent (972,000 Hektar) bewaldet ist, dekontaminieren will. [2]


  Die japanische Regierung setzt unverdrossen auf die Atomtechnologie, ungeachtet der vernichtenden Gewalt zweier Kernwaffenexplosionen im Rahmen eines Krieges und ebenfalls ungeachtet der unterschätzten Gefahren der zivilen Nutzung der Kernspaltung. Es ist bekannt, daß laut der behördlich durchgeführten Reihenuntersuchung überdurchschnittlich viele Schulkinder der Präfektur Fukushima Knötchen und Zysten in der Schilddrüse aufweisen, was Mediziner als Indiz für eine Anreicherung von Radionukliden unmittelbar nach Eintritt der bis heute ungebrochenen Nuklearkatastrophe deuten, und daß inzwischen auch Schilddrüsenkrebs gehäuft auftritt. [3]


  Worüber seltener berichtet wird: Infolge der Fukushima-Katastrophe ist nicht nur die Gesundheit der Einwohner Fukushimas hochgradig gefährdet, ihnen wurde auch der Lebensraum genommen: Die Dekontaminationsarbeiten außerhalb der Städte beschränken sich in den meisten Regionen auf 20 Meter breite Streifen um die Siedlungen herum, was bedeutet, daß viele Wälder und andere Gebiete nicht betreten werden dürfen, da sie gesundheitsgefährdend hoch verstrahlt sind. "Arbeiter in der Forstwirtschaft und die örtliche Bevölkerung wurden angewiesen, sich solange von den Wäldern fernzuhalten, bis eine Lösung gefunden ist und sie keine Gesundheitsgefahr mehr darstellen. Mit anderen Worten, Wälder, die die Einwohner mit Holz, Pilzen, wildem Gemüse, Wasser für die Reisfelder und spirituellem Wohlbefinden beliefert haben, wurden auf einmal gefährliche Orte." [4]


  Sicherlich wäre der Begriff "Freiluftgefängnis" für die Lage der Menschen übertrieben - doch dies verdeutlicht die enormen Einschränkungen der Bewegungsfreiheit; nicht zuletzt jener Einwohner, die in der Evakuierungszone rund um das Akw Fukushima Daiichi gelebt haben und fortziehen mußten.


  Sogar nach den japanischen Bestimmungen müßten eigentlich weite Gebiete in der Präfektur Fukushima oberflächlich abgetragen werden, um die langlebigeren Radionuklide Cäsium 137 und Strontium 90, die Halbwertszeiten von rund 30 bzw. 28 Jahren haben und sich über Stadt und Land verteilt haben, aus dem potentiellen Berührungsbereich der Einwohner zu entfernen. Auf rund elf Milliarden US-Dollar wird das staatliche Dekontaminationsprogramm beziffert. Um vieles teurer käme es, sämtliche Waldflächen von Radioaktivität zu befreien. (Womit nicht unterstellt werden soll, daß so etwas überhaupt gelänge.)


  In diesem Zusammenhang von "entsorgen" zu sprechen, wie es manchmal zu vernehmen ist, wäre ungenau, da die Sorge über die Verstrahlung nicht behoben, sondern nur verlagert wird: Rund 20 Millionen Tonnen Dekontaminationsmaterial haben sich offiziellen Angaben zufolge angesammelt und lagern nun in großen Plastiksäcken auf teils riesigen Halden. Die Regierung sucht bereits nach Grundstücken, auf denen sie noch solche "Zwischenlager" einrichten kann.


  Auch auf der Basis von Messungen, die von Drohnen aus vorgenommen wurden und noch weiter durchgeführt werden, sollen nur siedlungsnahe Wälder dekontaminiert werden ... nicht, daß die Mitglieder der Forstkooperative des vollständig evakuierten Städtchens Iitate es vorzögen, endlich wieder ihren gewohnten Tätigkeiten nachzugehen; und nicht, daß die Einwohner gern hin und wieder weiter hinaus ins Grüne fahren wollten, um ihre Regeneration von der Arbeit auch mal in anderer Umgebung als den zahllosen Fitneß-Studios und anderen künstlichen Work-out-Welten zu betreiben!


  Ist schon der bloße Aufenthalt in den verstrahlten Wäldern potentiell gesundheitsgefährdend, gilt das um so mehr für jene Menschen, die an den Dekontaminationsarbeiten teilnehmen und über längere Zeiträume dem Strahlenmaterial sehr nahe kommen. Eigentlich müßten Gebiete ab einer Radioaktivität von 3,8 Mikrosievert pro Stunde dekontaminiert werden, im November vergangenen Jahres hätten die Messungen jedoch eine Umgebungsbelastung von durchschnittlich 6,5 Mikrosievert pro Stunde mit dem Maximalwert von 31 Mikrosievert pro Stunde ergeben, berichtete Spreadnews. Deshalb werde erwogen, den Dekontaminationsarbeitern eine Gefahrenzulage zu zahlen. [5]


  Sicherlich würden die Behörden einen weiteren Verstrahlungsweg öffnen, wenn sie sämtliche Wälder dekontaminieren ließen, weil das wiederum die Erosionskräfte verstärkte, so daß jene Bodenbereiche abgetragen würden, die sich bereits auf den Fallout aus den Tagen und Wochen nach der Havarie gelegt haben. Doch man muß sich einmal vorstellen: In der japanischen Präfektur gibt es riesige Gebiete, die für ein, zwei oder noch mehr Generationen weitgehend aus der Nutzung der Bevölkerung herausgenommen werden.


  Zu all dem werden über die Flüsse weiterhin größere Mengen an Radionukliden, die sich in Tannennadeln, Blättern und Erdreich ansammeln, ins Meer befördert. Zwar wandern die Radionuklide, wie oben erwähnt, tendenziell immer tiefer ins Erdreich, und viele Strahlenpartikel werden in Seen und Flüssen sedimentiert. Aber ein Teil wird immer weiter flußabwärts geschwemmt, bis er schließlich im Meer landet. Dieser Kontaminationsweg wird sogar noch längere Zeit bestehen, also auch dann, wenn die Vegetation oberflächlich betrachtet keine erhöhten Strahlenwerte mehr aufweist.


  Beispielsweise haben Forscher beim Okagi-Damm, rund 20 Kilometer nordwestlich des Akw Fukushima Daiichi, in der Höhe der Mündung des Ukedogawaflusses 20 Zentimeter tief im Seeboden Cäsium-137-Werte von 800.000 Becquerel pro Kilogramm gemessen. Etwas näher an der Oberfläche dagegen wurden "nur" - so die Zeitung Asahi Shimbun [6], doch eigentlich müßte man sagen "immerhin noch" - 200.000 Becquerel pro Kilogramm registriert.


  Cäsium haftet leicht an Oberflächen und kann mit fließendem Wasser über größere Entfernungen transportiert werden. Für den menschlichen (und tierischen) Organismus ist Cäsium 137 auch deshalb gefährlich, weil es Kalium ähnelt, das im Muskelgewebe enthalten ist, und somit ebenfalls dort eingebaut wird.


  Da das Radionuklid alles andere als ortsfest ist und im Akw Fukushima Daiichi noch immer heiße Kernschmelzen stattfinden, so daß radioaktive Partikel in die Umwelt wandern, wundert es doch ein wenig, daß die Europäische Union diese Woche beschlossen hat, die Importrestriktionen für eine Reihe von Lebensmitteln aus der Präfektur Fukushima aufzuheben. [7]


  

  Fußnoten:


  [1]Yoshito Watanabe et al.: "Morphological defects in native Japanese fir trees around the Fukushima Daiichi Nuclear Power Plant", Nature, 28. August 2015

  http://www.nature.com/articles/srep13232


  [2]http://mainichi.jp/english/articles/20151222/p2a/00m/0na/012000c


  [3]https://www.ippnw.de/presse/artikel/de/besorgniserregende-zahl-neuer-schild.html


  [4]Linas Didvalis: "Radioactive Contamination of Fukushima's Forests: Application of the Polluter Pays Principle", The Journal of Social Science 77[2014], pp. 79-99

  tinyurl.com/go4z8q5


  [5]http://www.spreadnews.de/fukushima-aktuell-kontaminierte-waelder-und-boeden-beschaeftigen-wissenschaftler/1148504/


  [6]http://ajw.asahi.com/article/0311disaster/fukushima/AJ201512220004


  [7]http://www3.nhk.or.jp/nhkworld/english/news/20160107_30.html
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  GEFAHR/013: Brandsatz Fukushima - vom eingesperrten Sonnenlicht ... (SB)


  

  Verhältnisse im zerstörten Akw Fukushima Daiichi sind nicht unter Kontrolle


  Katastrophenbewältigung erzeugt immer neue Katastrophen


  
    [image: Grafische Darstellung der Strahlenausbreitung von Fukushima im gesamten Pazifischen Ozean, hinterlegt mit dem Symbol für Radioaktivität und der Überschrift: 'Noch 10 Jahre?' - Grafik: © 2013 by Schattenblick]


    Brandsatz Fukushima

    Grafik: © 2013 by Schattenblick

  


  Mit einer seeseitig errichteten Stahlspundwand wollte die Betreibergesellschaft Tepco die permanente radioaktive Kontamination des Pazifischen Ozeans durch das zerstörte Atomkraftwerk Fukushima Daiichi begrenzen. Der Schuß ging nicht einfach nur nach hinten los, man hat sich damit selbst in den Fuß geschossen. Noch vor der Kaimauer des Hafenbeckens errichtet, sollte die knapp 800 Meter lange, 30 Meter tief in den Boden gerammte Stahlwand verhindern, daß täglich rund 400 Tonnen (t) Grundwasser, die in die sprichwörtlich fundamental zerstörten vier der sechs Reaktorgebäude eindringen und dort mit hochradioaktiven Partikeln angereichert werden, ungehindert unterirdisch ins Meer strömen.


  Über Brunnen, die landseitig vor der Stahlwand angelegt wurden, sollte das aufgestaute, verstrahlte Grundwasser abgepumpt werden, so daß es dekontaminiert und anschließend ins Meer entlassen werden konnte. Wie berichtet, hat sich das Wasser als zu salzhaltig für die Dekontaminationsanlage erwiesen. Zudem war die Menge an Grundwasser größer und stärker strahlend als angenommen - ein Hinweis darauf, daß auch die Zahlenangabe 400 t pro Tag untertrieben sein könnte. [1]


  Aufgrund der Zunahme an radioaktiv verstrahltem Grundwasser müssen nun weitere Tanks gebaut werden, berichtete Naohiro Masuda, der von Tepco für die Dekontamination des Akw Fukushima Daiichi eingesetzte Direktor, im vergangenen Monat auf einer Pressekonferenz. [2]


  Tepco hat nicht die Erlaubnis, verstrahltes Wasser ins Meer zu leiten. Deshalb sah sich das Unternehmen genötigt, nun einen eigenen kleinen Kreislauf aufzubauen: Es pumpt das abgefangene Grundwasser zurück in die havarierten Meiler! Da dieses Wasser, das die Meiler quasi schon einmal durchströmt hat, aber inzwischen besonders salzhaltig ist, fördert es die Korrosion der Stahleinrichtungen in der Anlage. Daraus ergeben sich weitere, sicherheitsrelevante Probleme. So könnten deswegen Rohrverbindungen rascher korrodieren, bersten und Radioaktivität freigeben.


  Als die Feuerwehr nach Beginn der Fukushima-Katastrophe am 11. März 2011begann, als letzten Notbehelf Meerwasser in die havarierten Reaktoren zu pumpen, damit sich dort keine Explosion des Nuklearmaterials ereignet, warnten Experten vor den Folgen, die sich insbesondere aus der wachsenden Salzverkrustung der meerwassergekühlten Brennstäbe ergeben. Ausgerechnet durch die Kühlung würde also die Kühlung geschwächt.


  Fast fünf Jahre nach Beginn der Fukushima-Katastrophe sind die Kraftwerksblöcke 1 bis 3 alles andere als unter Kontrolle. Sie müssen noch immer gekühlt werden. Tag für Tag werden die drei Meiler mit rund 325 t Wasser geflutet, das aber nicht aus dem Meer, sondern aus dem oberhalb der Meiler abgepumpten Grundwasser entnommen wird. Außerdem wird das Kühlwasser, das durch eine Dekontaminationsanlage gelaufen ist und mit Ausnahme des Tritiums weitgehend von Radionukliden gereinigt sein soll, erneut zur Kühlung verwendet.


  In Anbetracht der langen Fristen von vielen Jahrzehnten, die für die Sicherung und den Rückbau des zerstörten Akw Fukushima Daiichi geplant sind, ist die zusätzliche Korrosionsgefahr nicht zu unterschätzen. Tepco hat sogar eigens das Beckenwasser in den Blöcken 2, 3 und 4 mit mobilen Anlagen entsalzt, um die Korrosionsgefahr zu verringern. Jetzt wird erneut Meerwasser in die Gebäude gepumpt. Da auf dem Akw-Gelände bereits Entsalzungsanlagen permanent im Einsatz sind, ist damit zu rechnen, daß Tepco es zu keinem Dauerzustand werden läßt, Grundwasser vor der Stahlspundwand abzupumpen und in die Reaktorgebäude zu leiten.


  Dennoch zeigt ein solches Einzelbeispiel aus der mutmaßlichen Bewältigung der Dauerkrise, daß ein (vielleicht gar nicht so kleiner) Teil der von dem Unternehmen verbreiteten Fortschritts- und Erfolgsmeldungen darin besteht, technisches wie menschliches Versagen, Konzeptlosigkeit ebenso wie konzeptionelle Fehleinschätzungen mit einem immer größeren Aufwand korrigieren zu müssen.


  Der Versuch, das nukleare Feuer zu bändigen, erinnert frappant an den sagenhaften Versuch, das Sonnenlicht einsperren zu wollen ... es ist zweifellos schon besorgniserregend genug, sich vorzustellen, was Tepco erklärtermaßen noch nicht unter Kontrolle gebracht hat. Aber noch viel mehr Anlaß zur Besorgnis bietet das, was das Unternehmen meint, unter Kontrolle gebracht zu haben ...


  

  Fußnoten:


  [1]http://schattenblick.de/infopool/umwelt/brenn/ubge0012.html


  [2]http://mainichi.jp/english/articles/20151231/p2a/00m/0na/022000c
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  KOHLEALARM/230: Klimakampf und Kohlefront - Augenwischerei ... (BUND NRW)


  

  BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 4. Januar 2016


  Quecksilber aus Kohlekraftwerken: BUND fordert Genehmigungs-Stopp für Datteln und Lünen



  Düsseldorf, 04.01.2016 | Anlässlich der Veröffentlichung der aktuellen Ökopol-Quecksilber-Studie durch die Grüne Bundestagsfraktion fordert der NRW-Landesverband des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) die Behörden auf, keine neuen Kohlekraftwerke mehr zu genehmigen. Dies gelte insbesondere auch für das Eon/Uniper-Steinkohlekraftwerk Datteln 4. "Der aufgrund der BUND-Klagen von den Gerichten gestoppte Neubau Datteln 4 würde keineswegs die strengeren US-amerikanischen Grenzwerte für Quecksilberemissionen einhalten", sagte der stellvertretende BUND-Landesvorsitzende Thomas Krämerkämper. "Der Neubau würde gegenüber den Altkraftwerken sogar deutlich mehr Quecksilber ausstoßen."


  In der Ökopol-Studie war das inzwischen abgeschaltete Altkraftwerk Datteln 1-3 als einziges Steinkohlekraftwerk in Deutschland genannt, welches laut Angaben des damaligen Betreibers Eon in 2013 die weitaus strengeren US-amerikanischen Quecksilbergrenzwerte einhielt. An dem Beispiel des Quecksilbers wird nach Ansicht des BUND somit deutlich, dass der mittels Klagen aufgehaltene Neubau Datteln 4 weitaus dreckiger ist, als das abgeschaltete Alt-Kraftwerk Datteln 1-3, das es angeblich bloß ersetzen sollte. Das "Märchen von der Umweltentlastung durch den Ersatz von Alt-Kraftwerken" könne damit nicht mehr aufrechterhalten werden.


  Auch durch weitere technische Minimierungsmaßnahmen können nach BUND-Auffassung die europarechtlichen Vorgaben zur Einstellung von Quecksilbereinträgen in die Gewässer bis 2028 nicht erfüllt werden. "Hier hilft nur, keine Neu-Kraftwerke mehr zu genehmigen und die dreckigsten existierenden Kohlemeiler abzuschalten", so der BUND-Experte Krämerkämper. Dies gelte zum Beispiel auch für das Trianel-Kohlekraftwerk Lünen, gegen das der BUND ebenfalls prozessiert. Trotz Verbesserungen gegenüber anderen Projekten, führe auch dieses Kraftwerk zu weiteren zusätzlichen Quecksilbereinträgen in die Umwelt.


  Die NRW-Kohlekraftwerke stießen im Jahr 2013 mehr als 2.160 Kilogramm des Nervengiftes Quecksilber aus. Das sind mehr als 40 Prozent der bundesweiten Quecksilberemissionen durch Kraftwerke.


  *


  Quelle:

  Presseinformation, 04.01.2016

  Herausgeber: Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

  BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen

  Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

  Tel.: 0211/30 20 05-22, Fax: 0211/30 20 05-26

  Redaktion: Dirk Jansen, Pressesprecher

  E-Mail: dirk.jansen@bund.net

  Internet: www.bund-nrw.de
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  RAUBBAU/090: Fracking nicht mit uns - Atempause ... (Pressenza)


  

  Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin


  Umstrittenes Fracking-Gesetz tritt erst nach 2017 in Kraft


  von Sabine Bock, 5. Januar 2016



  Witten - 05.01.2016. Mitglieder der Bürgerinitiative STOP Fracking haben mit den für Witten zuständigen Bundestagsabgeordneten Dr. Ralf Brauksiepe (CDU) und Ralf Kapschack (SPD) gesprochen. Die Bürgerinitiative wollte sich bei beiden Politikern für ein umfassendes Fracking-Verbot einsetzen. Die Bundesregierung hatte Rechtsänderungsgesetze zur Ermöglichung von Fracking auf den Weg gebracht. Ein Inkrafttreten der Gesetze sollte verhindert und ein umfassendes Fackingverbot erreicht werden.


  "Die Gespräche verliefen in großer Offenheit und geprägt von gegenseitigem Respekt. Ralf Kapschack kann Fracking im Moment nicht verantworten. Fracking sollte aus seiner Sicht auf absehbare Zeit verboten sein, wenn Chemikalien dabei zum Einsatz kommen", erläutert Richard Stanek das erste Gespräch. "Leider befürwortet Herr Kapschack (SPD) Forschungsbohrungen. Es ist nicht einzusehen, warum die Gasförderung mit der umstrittenen Fracking-Technologie mit Steuermitteln erforscht werden soll, wenn aus Klimaschutzgründen das geförderte Gas nie verbrannt werden sollte", resümiert Richard Stanek von der Bürgerinitiative STOP Fracking das erste Gespräch.


  Eindeutiger äußerte sich Dr. Brauksiepe auf die Fragen der Bürgerinitiative STOP Fracking. "Aus Sicht von Herrn Dr. Brauksiepe (CDU) ist das Thema Fracking in dieser Legislaturperiode vom Tisch. Der Gesetzentwurf wird aus seiner Sicht bis September 2017 nicht mehr behandelt werden. U. a. die im Gesetz geplante Kommission zur Entscheidung über umstrittene Bohrungen im Schiefergestein und im Kohleflöz flacher als 3000 Meter sei nicht akzeptabel. Dr. Brauksiepe will diese wichtigen Entscheidungen im Parlament beraten und abstimmen und nicht einer Kommission überlassen", erläutert Melanie Kalle von der Bürgerinitiative STOP Fracking. "Zudem hat uns gefreut, dass Herr Dr. Brauksiepe Fracking, wenn überhaupt, nur als Zwischenlösung akzeptieren könnte," fasst Melanie Kalle die Gespräche zusammen. Aus Sicht der Bürgerinitiative wird durch die Weiterentwicklung der regenerativen Energien das mit Fracking gewonnene Gas noch nicht einmal als Zwischenlösung benötigt.


  Die Bürgerinitiative "STOP Fracking - Bürgerinitiative Witten für sauberes Wasser" ist mit den Ergebnissen der Gespräche sehr zufrieden. "Unser kontinuierlicher Kampf gegen Fracking trägt erste Früchte. Wir können bis zur nächsten Bundestagswahl im Herbst 2017 etwas aufatmen und neue Kräfte sammeln, um Fracking dann endgültig zu stoppen. In der Zwischenzeit werden wir selbstverständlich weiter Aktionen machen und Unterschriften sammeln", schließt Melanie Kalle von der Bürgerinitiative STOP Fracking.


  

  Über den Autor


  Sabine Bock ist Sportfachwirtin, Vereinsmanagerin, Kommunalpolitikerin und freiberufliche Journalistin mit Abschluss der Freien Journalisten Schule in Berlin. Sie ist als Sozialdemokratin in der Bezirksverordnetenversammlung von Berlin in Treptow-Köpenick. Ihre journalistischen Themenschwerpunkte sind regional bezogen auf die Gebiete Schule, Bildung und Sport sowie international auf Themen wie die Einhaltung der Friedens- und Menschenrechte, den Umweltschutz und die Ökologie. Aktiv ist sie auch im Solidaritätskomitee "Ecua Soli". Sie schreibt für Pressenza Berlin sowie SPD-Zeitungen.


  

  Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

  http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


  

  Weitere Informationen:

  STOP Fracking - Bürgerinitiative Witten für sauberes Wasser

  www.gegen-gasbohren.de/initiativen/bi-witten


  *


  Quelle:

  Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

  Johanna Heuveling

  E-Mail: johanna.heuveling@pressenza.com

  Internet: www.pressenza.com/de
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  TREFF/749: Leipzig - Baukultur als Chance für ländliche Räume, 15. und 16.1.2016


  

  idw - Pressemitteilung: Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR)


  Baukultur als Chance für ländliche Räume


  Das BBSR lädt am 15. und 16. Januar zur öffentlichen Werkstatt "Baukultur konkret" in Leipzig ein.



  Wie Baukultur - also das gute Planen und Bauen - in kleinen und mittelgroßen Kommunen gefördert werden kann, diskutieren Baukulturexpertinnen und -experten in einer öffentlichen Werkstatt, zu der das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) am 15.und 16. Januar ins Tapetenwerk Leipzig einlädt. Die Veranstaltung beginnt am 15. Januar um 14 Uhr. Die Teilnahme ist kostenfrei, um Anmeldung unter www.baukulturinitiative.de wird gebeten.


  Die Werkstatt ist Teil des Forschungsvorhabens "Baukultur konkret". Darin fördert das BBSR lokale Initiativen, die anhand konkreter Projekte baukulturelle Qualitätsansprüche in ihrer Kommune umsetzen. Die bundesweit neun Vorhaben widmen sich der Gestaltung von Straßen, Plätzen und öffentlichen Bauten, der Pflege von Baudenkmälern, der Umnutzung von Leerständen oder der Beratung von Bauherren. Auch neue Beteiligungsformate werden in den Modellprojekten erprobt. Die Initiativen haben gemein, dass sie das Bewusstsein für Baukultur in ihrer Gemeinde stärken möchten.


  In der öffentlichen Werkstatt kommen Vertreter der geförderten Projekte zu Wort, um über den Fortgang der baukulturellen Aktivitäten in ihren Orten zu berichten. Ziel ist auch zu diskutieren, welche Chancen Baukultur für die Entwicklung ländlicher Räume bietet. Der zweite Tag steht im Zeichen des Austauschs zwischen Projektbeteiligten, Wissenschaftlern, Vertretern planender Berufe und allen fachlich Interessierten.


  Weitere Informationen und Anmeldung:

  www.baukulturinitiative.de/oeffentliche-werkstatt-leipzig.html


  Folgen Sie dem BBSR auf Twitter: https://twitter.com/bbsr_bund


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

  http://idw-online.de/de/institution957


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

  Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR),

  Christian Schlag, 05.01.2016

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  TREFF/748: Hannover - Herrenhäuser Gespräch. Arbeitsalltag mit dem Kollegen Roboter, 14.1.2016


  

  idw - Pressemitteilung: VolkswagenStiftung


  Welchen Einfluss haben Roboter auf unseren (Arbeits-)Alltag? Gespräch über den Alltag und Alternativen



  Die Arbeitswelt wandelt sich in rasantem Tempo, Kommunikation und Produktionsprozesse sind längst digitalisiert und vernetzt. Seit 2011 sprechen Experten von der vierten industriellen Revolution für nahezu alle Bereiche unseres Lebens. Doch neue Technologien bringen auch neue Probleme mit sich, die Situation wirkt paradox: Das Maß der Eigenverantwortung scheint sich ebenso zu vergrößern wie das Gefühl, von anderen Menschen und Dingen abhängig zu sein. Ein gutes Beispiel liefert der Einsatz von Robotern. Sie entlasten uns und bewirken gleichzeitig, dass uns die Arbeit ausgeht. In ihrer Perfektion reflektieren sie unsere menschlichen Schwächen. Wird aus dem helfenden Roboter ein Konkurrent? Vielleicht überschätzen wir ja alle das Thema Arbeit und sollten es denen gleich tun, die ihre Selbsterfüllung nicht länger im Job zu finden hoffen.


  Herrenhäuser Gespräch: Gemeinsam im Hamsterrad? Arbeitsalltag mit dem Kollegen Roboter


  Donnerstag, 14. Januar 2016, 19 Uhr

  Auditorium, Tagungszentrum Schloss Herrenhausen, Hannover


  Der Eintritt ist frei, die Kapazitäten sind begrenzt. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich, Einlass beginnt um 18:15 Uhr.


  PROGRAMM:


  Podiumsgespräch mit:


  Anke Domscheit-Berg, Unternehmensberaterin, Mitbegründerin des "Government 2.0 Netzwerk Deutschland"


  Dr. Christina Berndt, Wissenschaftsjournalistin, Autorin von "Resilienz - Das Geheimnis der psychischen Widerstandskraft"



  Prof. Dr. Hartmut Rosa, Soziologe, Universität Jena


  Moderation durch Dr. Ulrich Kühn, NDR Kultur


  Weitere Informationen finden Sie unter

  http://www.volkswagenstiftung.de/veranstaltungen


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

  http://idw-online.de/de/institution458


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

  VolkswagenStiftung, Jens Rehländer, 07.01.2016

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  TREFF/747: Hannover - Herrenhäuser Forum. Karikatur und Terror, 11.1.2016


  

  idw - Pressemitteilung: VolkswagenStiftung


  Jahrestag der Anschläge auf Charlie Hebdo: Forum über Facetten des Bild- und Kritikverständnisses



  Am 7. Januar 2015 attackierten Terroristen auf brutalste Weise die Redaktion der Satirezeitschrift Charlie Hebdo, vorgeblich wegen der Publikation islamkritischer Karikaturen. Daher thematisiert das Herrenhäuser Forum das islamische Bildverständnis, die Tradition der Karikatur und der sie auslösenden politischen Aktionen. Was zeichnet die politische Kultur der Gegenwart aus? Hat das Bild- und Kritikverständnis im Islam eine besondere Ausprägung, die sich von dem in anderen Religionen unterscheidet? Wie kann es gelingen, das Verständnis für den islamischen Glauben in den übrigen Teilen der Gesellschaft zu verbessern und ein harmonisches Zusammenleben von Menschen mit unterschiedlichen Glaubensrichtungen, Interessen und Empfindungen sicherzustellen? Das Forum wird gemeinsam veranstaltet vom Museum Wilhelm Busch - Deutsches Museum für Karikatur und Zeichenkunst und der VolkswagenStiftung.


  Herrenhäuser Forum: Karikatur und Terror - Ein Jahr nach dem Anschlag auf Charlie Hebdo


  Montag, 11. Januar 2016, 19 Uhr

  Auditorium, Tagungszentrum Schloss Herrenhausen, Hannover


  Der Eintritt ist frei, die Kapazitäten sind begrenzt. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich, Einlass beginnt um 18:30 Uhr.


  PROGRAMM:


  Impulsvorträge

  Prof. Dr. Michael Diers, Humboldt-Universität zu Berlin

  Dr. Asiem El Difraoui, Institut für Medien- und Kommunikationspolitik


  Podiumsdiskussion mit

  Prof. Dr. Naika Foroutan, Humboldt-Universität zu Berlin

  Dr. Gisela Vetter-Liebenow, Wilhelm Busch - Deutsches Museum für Karikatur und Zeichenkunst

  Prof. Dr. Etienne Francois, Freie Universität Berlin

  und den Vortragenden


  Moderation durch Stephan Lohr, Büro für Kunst und Literatur, Hannover


  Weitere Informationen finden Sie unter

  http://www.volkswagenstiftung.de/veranstaltungen


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

  http://idw-online.de/de/institution458


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

  VolkswagenStiftung, Jens Rehländer, 07.01.2016

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  VORTRAG/7922: Oldenburg - Raumfahrt und Relativitätstheorie, 11.1.2016


  

  Schlaues Haus Oldenburg

  Mo., 11.01.2016, 19.30 - 21.00 Uhr


  Raumfahrt und Relativitätstheorie


  Prof. Dr. Hansjörg Dittus, Deutsches Zentrum für Raumfahrt(DLR), Köln



  Im Jahr 1915 veröffentlichte Albert Einstein seine Allgemeine Relativitätstheorie, in der er die schon 10 Jahre zuvor veröffentlichten Forderungen seiner Speziellen Relativitätstheorie zur Grundlage einer umfassenden Theorie der Gravitation machte. Obwohl schon in kurzer Zeit experimentelle Beobachtungen (wie z.B. die Drehung der Merkur?Bahn um die Sonne oder die Lichtablenkung an der Sonne) gelangen, die ihre Gültigkeit sehr nahe legten und der Theorie und ihrem Entdecker zu großer Bedeutung verhalfen, galten viele, der durch sie vorhersagbare Effekte als unmessbar klein und ohne großen Belang für das tägliche Leben.


  Die Raumfahrt wandelte dieses Bild. Experimente mit und auf Satelliten ermöglichten es, mit nie dagewesener Präzision, die Strukturen des Raums unter der gravitativen Wirkung der Sonne und ihrer Planeten zu untersuchen und zeigten bisher keine Abweichungen von der Theorie. Dennoch blieben bisher viele Phänomene und kosmische Rätsel ungeklärt.


  Moderne Navigation und die hochpräzise Vermessung des Schwerefeldes sind nicht möglich ohne relativistische Korrekturen und so findet die Relativitätstheorie 100 Jahre nach ihrer Entwicklung Eingang in unseren Alltag. In diesem Spannungsfeld zwischen praktischer Anwendung und Grundlagenforschung liegen die Aufgaben der Raumfahrt.


  Eintritt frei

  Einlass: 30 Minuten vor Veranstaltungsbeginn

  Schlaues Haus Oldenburg

  Schlossplatz 16, 26122 Oldenburg

  Tel. 0441/ 9987 3398

  E-Mail: info@schlaues-haus-ol.de

  http://www.schlaues-haus-ol.de


  *


  Quelle:

  Renate Gerdes, Dipl.-Biol. Renate Gerdes

  Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

  Referat Forschung und Transfer

  Schlaues Haus Oldenburg

  D-26111 Oldenburg

  Tel.: ++49 441 798-2463, Fax: ++49 441 798-2399

  E-mail: renate.gerdes@uni-oldenburg.de

  http://www.schlaues-haus-ol.de
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  VORTRAG/7921: Saarbrücken - Ringvorlesungen der Saar-Universität in der 2. Kalenderwoche 2016


  

  idw - Pressemitteilung: Universität des Saarlandes


  Die Ringvorlesungen der Saar-Universität in der 2. Kalenderwoche


  Von den Beziehungen mit Afrika bis zu den Borgia in Rom



  Die Universität des Saarlandes bietet in diesem Wintersemester mehrere öffentliche Ringvorlesungen an, die sich an ein breites Publikum wenden. Unter anderem geht es um die saarländische Frankreichstrategie sowie die Selbstüberschätzung von Autokraten. Außerdem gibt es einen Vortrag über "portraits historiés" am Beispiel eines berühmten Bildnisses. Die Vortragsreihen finden an zentralen Orten in der Saarbrücker Innenstadt oder auf dem Campus der Saar-Uni statt und sind kostenlos. Alle Interessierten sind herzlich eingeladen.


  

  In der zweiten Kalenderwoche des neuen Jahres finden vier Vorträge statt:


  1.Ringvorlesung im Rathausfestsaal Saarbrücken: "Alles Frankreich oder was? Die saarländische Frankreichstrategie im europäischen Kontext - interdisziplinäre Zugänge und kritische Perspektiven"

  Montag, 11. Januar: Afrika in den deutsch-französisch(-saarländischen) Beziehungen. Ansätze, Entwicklungen und Perspektiven (Dr. Sylvère Mbondobari, Universität Libreville, Gabun)


  In dem Vortrag geht es zunächst um Afrika in der Außenpolitik Frankreichs und Deutschlands. Anschließend wird der Referent die Beziehungen zwischen dem Saarland und Afrika im Bereich der Hochschulen sowie der Migrations-und Kulturpolitik analysieren. Abschließend erläutert er, wie die saarländische Frankreichstrategie diese Beziehungen aufbauen beziehungsweise vertiefen könnte. Sylvère Mbondobari ist Direktor des Masterstudiengangs "Lettres Modernes" an der Universität Libreville in Gabun. Als Forschungsstipendiat des Deutschen Akademischen Austauschdienstes (DAAD) weilt er noch bis März dieses Jahres am Lehrstuhl "Romanische Kulturwissenschaft und Interkulturelle Kommunikation" von Professor Hans-Jürgen Lüsebrink.


  Programm und weitere Infos: www.uni-saarland.de/ringvorlesung-frankreichstrategie


  *


  2.Vortrags- und Filmreihe (Uni-Campus, Geb. B3 2, Hörsaal 0.03) "Caesarenwahn. Die Hybris der Autokraten"

  Dienstag, 12. Januar, 16 Uhr: Alexander VI. Borgia. Cäsaropapismus, Despotismus und Wahn im Rom der Renaissance (Dr. Sebastian Becker, Historisches Seminar, Geschichte der Frühen Neuzeit, Johannes Gutenberg-Universität Mainz)


  Nach der Wahl auf den Stuhl Petri setzte sich Alexander VI. Borgia über beinahe jede kirchliche Norm hinweg und betrieb den Aufstieg seiner leiblichen Kinder zu weltlichen Fürsten ohne Skrupel. "Die Borgia" waren und sind eine Legende, die im Film wie in Fernsehserien immer wieder verarbeitet wurde. Der Vortrag zeigt an ausgewählten Beispielen, wie untrennbar Machtgier, Selbstüberschätzung und Wahn des Borgiapapstes und seiner Familie im Medium Film miteinander verbunden werden und exemplifiziert damit die bis heute andauernde Wirkmacht des Motivs "Caesarenwahn".


  Weitere Informationen: www.uni-saarland.de/caesarenwahn


  *


  3."Saarbrücker Vorträge zur französischen Kunstgeschichte" (Geb. B3 2, Hörsaal 0.03):

  Mittwoch, 13. Januar, 18.15 Uhr: Fürstenlob und Galanterie: François de Troys portrait historié des Duc und der Duchesse du Main (Dr. Marlen Schneider, Paris, Saar-Uni)


  Im Fokus steht ein opulentes sogenanntes portrait historié aus dem frühen 18. Jahrhundert. Dieser Bildnistyp präsentiert bekannte Persönlichkeiten im Gewand biblischer, historischer oder mythologischer Figuren und war beim Adel des Ancien régime sehr beliebt. Der französische Maler François de Troy (1645-1730) fertigte 1704ein großformatiges "portrait historié" des Herzogs und der Herzogin du Maine an. Es zeigt sie mitsamt ihren Gefolgsleuten in einer Szene, die Vergils Epos "Aeneis" entnommen ist. Die Kunsthistorikerin Marlen Schneider, Spezialistin auf dem Feld der französischen Hofkultur, stellt am Beispiel dieses Gruppenporträts wesentliche Funktionen und ästhetische Prinzipien von "portraits historiés" im Ancien Régime vor.


  *


  4.VDE-Ringvorlesung in der IHK des Saarlandes (Franz-Josef-Röder-Str. 9, 66119 Saarbrücken): "Mensch und Technik: Sensorik in Alltag und Industrie"

  Donnerstag, 14. Januar, 19 Uhr: Kraft- und Drucksensorik - Angewandte Physik mit großer wirtschaftlicher Bedeutung (Prof. Dr. Günter Schultes, HTW Saar und ZeMA gGmbH, Saarbrücken)


  Im Mittelpunkt des Vortrags stehen Sensoren für die mechanischen Größen Druck, Dehnung, Kraft, Gewicht und Drehmoment. Lassen sich bewährte Technologien für solche Sensoren noch verbessern oder gibt es etwa völlig neue Anwendungen für sie? Der Referent stellt die praxisnahe Forschung der Arbeitsgruppe Sensorik und Dünnschichttechnik der HTW Saar mit Sitz am Zentrum für Mechatronik und Automatisierungstechnik (ZeMA) vor - mit dem Fokus auf Produkt- und Systeminnovationen für die Industrie.


  

  

  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

  http://idw-online.de/de/institution8


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

  Universität des Saarlandes, Gerhild Sieber, 07.01.2016

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de



  veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Januar 2016


  

  Zurück zum Inhaltsverzeichnis
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  INFOPOOL / BUCH / MEINUNGEN

  



  BUCHBESPRECHUNG/091: "Unter Verschluss" von Herbert Mandelartz (Kriminalroman) (Klaus Ludwig Helf)


  

  Herbert Mandelartz

  "Unter Verschluss"



  von Klaus Ludwig Helf, Januar 2016



  In einer Mülltonne in Berlin-Neukölln wird eine nackte männliche Leiche gefunden - mit Einschussloch in der Stirn und mit Folterspuren; ein Auto wurde in der Nähe abgestellt. Nach einigen Hinweisen und nach dem Auffinden einer Brieftasche in der Oder wird der Tote als Werner Küster identifiziert, Reporter für Sonderaufgaben bei der "Brandenburgischen Allgemeine". Er hatte kurz zuvor eine Veranstaltung über grenzüberschreitende Kriminalität moderiert. Warum musste er sterben? Wonach hat er gesucht? War es organisierte Kriminalität? Drogen-, Menschen- oder Waffenhandel?


  Autor des Kriminalromans ist Herbert Mandelartz; es ist bereits sein dritter im Gmeiner Verlag. Mandelartz (*48) studierte Rechtswissenschaften, wurde 1979 promoviert, war 1985 bis 1999 im Innenministerium des Saarlandes zuletzt als Staatssekretär, dann 2001 bis 2006 im Presse- und Informationsamt der Bundesregierung, zuletzt als stellvertretender Chef; seit dieser Zeit ist er u.a. Autor und Lehrbeauftragter an der juristischen Fakultät der Humboldt Universität.


  Nach seinem Kriminalroman "Rotkäppchen und Wodka" im Jahr 2014 hat Herbert Mandelartz eine Fortsetzung geschrieben. Damals wurde in einem verworrenen Netzwerk aus Partei-Politik, Staatsraison und deutscher Geschichte der mysteriöse Tod von Hans Schwenk aufgeklärt, Staatssekretär im Brandenburgischen Innenministerium. Dessen damalige Abteilungsleiterin, Astrid Ruter, hatte mit ihm eine Affäre.


  Im neuen Roman ist die ehrgeizige und durchsetzungsstarke Karriere-Beamtin jetzt Staatssekretärin und schafft sogar den weiteren Aufstieg, wie sie voller Stolz resümiert: "Die kleine Astrid schaffte es an die Spitze eines Ministeriums in Brandenburg und wird zugleich stellvertretende Ministerpräsidentin ... Sie, die ihren Vater gerächt hatte, indem sie Dr. Schwenk in den Selbstmord getrieben hatte, ohne dass man ihr etwas nachweisen konnte". Wir erleben sie, wie sie sich gegen Ämterpatronage und Parteienfilz, gegen Cliquen und Klüngel in der brandenburgischen SPD prinzipienfest und geschickt, aber auch ausgebufft und erfolgreich durchsetzt - auch gegen den selbstgefälligen und scheinbar allmächtigen Parteivorsitzenden. Sie schafft es sogar, diesen in seiner Funktion abzulösen; allerdings muss sie dabei mit intriganten Methoden etwas nachhelfen - es geht um zwei nachweisbare Korruptionsfälle, in die der "Große Vorsitzende" - wie Dieter Kehl genannt wurde - verstrickt war. Als ruchbar wird, dass er den Chef des Verfassungsschutzes um Ausspähung seiner Erzrivalin gebeten hatte und deshalb auch den Fraktionsvorsitz aufgeben muss, geht der "Krieg" der beiden bis zum bitteren Ende weiter.


  Dazwischen wird im Mordfall Küster ermittelt und es begegnen uns wieder bekannte Figuren aus dem vorangegangenen Roman. Es ist wieder der - wie aus dem Ei gepellt dargestellte - exzellente, unbestechliche und versierte Ministerialbeamte Dr. Theodor Leuschner (Leiter der Zentralabteilung des Innenministeriums), Förderer und väterlicher Berater von Astrid Ruter, der die entscheidenden Tipps für die Aufklärung des Mordfalls gibt. Die Spuren führen in das Swinger-Club-Milieu im grenznahen Polen. Werner Küster recherchierte dort offenbar einen anonymen Hinweis, dass ein Mitglied der Landesregierung ständiger Gast sei. "Geheimer" Treffpunkt und Umschlagplatz für den Austausch aller möglichen Informationen und Strategien im Roman ist wieder die Eckkneipe "Bei Kati" - wie überhaupt in diesem Roman reichlich Bier, Schnaps (vor allem Wodka) und Wein fließen; aber auch andere kulturelle Aspekte kommen nicht zu kurz: u.a. Gedichte von Brecht, Romane von Fontane, die Passionskantate von Händel, Brandenburgisches Konzert Nr. 5, Goldberg-Variationen helfen den geplagten Protagonisten im alltäglichen Leben weiter.


  Mit vereinten Kräften gelingt es schließlich, in einem spannenden Show-down, den ehemals "Großen Vorsitzenden" wegen seiner mittlerweile kriminellen Machenschaften endgültig zur Strecke zu bringen und den Mordfall aufzuklären; im Swinger-Club "Jagdhaus Lust" in Kunowice ereignen sich dramatische Szenen. Doch - wie in jedem guten Krimi - kommt es anders als man denkt.


  Wer sich nicht nur für Mord, Totschlag und Schießereien interessiert, sondern auch für das soziale und gesellschaftliche Umfeld, für politische Intrigen und Machenschaften, für menschliche Stärken und Schwächen, dem kann man diesen Roman sehr empfehlen. Der Roman lässt sich leicht und süffig lesen; er ist spannend und abwechslungsreich komponiert; die Milieus in Politik, Ministerialbürokratie und im Swinger-Club sind plastisch und kenntnisreich geschildert.


  Herbert Mandelartz:

  Unter Verschluss.

  Kriminalroman.

  Gmeiner Verlag GmbH, Meßkirch 2015

  361Seiten

  exklusiv als E-Book erhältlich

  6,99 EUR


  *


  Quelle:

  © 2016 by Klaus Ludwig Helf

  Mit freundlicher Genehmigung des Autors



  veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Januar 2016


  

  Zurück zum Inhaltsverzeichnis
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  INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / AMNESTY INTERNATIONAL

  



  AKTION/1836: Briefe gegen das Vergessen, Januar 2016


  

  www.amnesty.de/briefe-gegen-das-vergessen


  Briefe gegen das Vergessen - Aktion des Monats Januar 2016


  - Myanmar - Phyoe Phyoe Aung

  - Malaysia - Zulkiflee Anwar Ulhaque (Zunar)

  - Demokratische Republik Kongo - Fred Bauma und Yves Makwambala



  Täglich werden Menschen weltweit festgenommen, bedroht, gefoltert, getötet. Weil sie ihre Meinung sagen, sich für die Menschenrechte in ihrem Land einsetzen oder mit friedlichen Mitteln ihre Regierung kritisieren. Gewaltlose politische Gefangene verschwinden oft für Jahre hinter Gittern - ohne faires Gerichtsverfahren und unter unterschiedlich schwierigen Haftbedingungen. Die Gefahr, dass sie vergessen werden, ist groß. Darum brauchen sie unseren Schutz, unsere Solidarität, unseren Einsatz!


  Aus diesem Grund startet Amnesty International sogenannte "Briefe gegen das Vergessen". Sie geben den Gefangenen Hoffnung und zeigen den Verantwortlichen, dass die Gefangenen nicht in Vergessenheit geraten sind. Die "Briefe gegen das Vergessen" wirken durch ihre enorme Anzahl.


  Wir brauchen Ihre Unterstützung. Gegen das Vergessen. Beteiligen Sie sich an den Briefen gegen das Vergessen!


  

  MYANMAR

  

  Phyoe Phyoe Aung


  Die Aktivistin Phyoe Phyoe Aung organisierte in Myanmar einen Protestmarsch von Studierenden. Nun muss sie mit einer Gefängnisstrafe von neun Jahren rechnen.


  Anfang 2015 kam es in Myanmar zu weitgehend friedlichen Protesten von Studierenden. Sie richteten sich gegen ein neues Bildungsgesetz, wonach künftig allein die Regierung über Lehrinhalte an Hochschulen entscheidet und Studierende keine unabhängigen Vereinigungen mehr bilden dürfen. Im März löste die Polizei einen Protestmarsch von Studierenden gewaltsam auf, bevor er die Stadt Rangun erreichte. Hunderte Beamte gingen mit Schlagstöcken auf die Demonstrierenden los, es gab viele Verletzte. Mehr als 100 Personen wurden festgenommen, darunter auch Phyoe Phyoe Aung, die den Marsch mitorganisiert hatte. Die Aktivistin und viele andere Studierende sind seither inhaftiert, zum Teil in Einzelhaft, und haben nur eingeschränkten Zugang zu einem Rechtsbeistand. Die Anklagepunkte sind höchst fragwürdig. Phyoe Phyoe Aung und einige weitere Personen müssen mit Gefängnisstrafen von bis zu neun Jahren rechnen. Die Behörden gehen weiterhin im ganzen Land massiv gegen politisch aktive Jugendliche und Studierende vor.


  Bitte schreiben Sie höflich formulierte Briefe an den Präsidenten, in denen Sie ihn bitten, Phyoe Phyoe Aung und alle anderen inhaftierten Personen, die friedlich protestiert haben, sofort und bedingungslos freizulassen. Bitte fordern Sie den Präsidenten auf, sicherzustellen, dass sie bis zu ihrer Freilassung nicht gefoltert oder in anderer Weise misshandelt werden, dass sie regelmäßigen Kontakt zu ihren Familien und zu Rechtsbeiständen ihrer Wahl haben und dass sie die notwendige medizinische Behandlung erhalten.


  Schreiben Sie in gutem Englisch oder auf Deutsch an:

  Thein Sein

  President of the Republic

  of the Union of Myanmar

  President Office, Office No.18

  Nay Pyi Taw

  MYANMAR

  (Anrede: Dear Mr. President / Sehr geehrter Herr Präsident)

  (Standardbrief Luftpost bis 20 g: 0,90 EUR)


  Senden Sie bitte eine Kopie Ihres Schreibens an:

  Botschaft der Union Myanmar

  I.E. Frau Yin Yin Myint

  Thielallee 19, 14195 Berlin

  Fax: 030-2061 5720

  E-Mail: info@botschaft-myanmar.de


  

  MALAYSIA

  

  Zulkiflee Anwar Ulhaque (Zunar)


  Die Meinungsfreiheit in Malaysia gerät immer stärker unter Druck. Dem bekannten Karikaturisten Zunar droht eine jahrzehntelange Haftstrafe, nur weil er sich kritisch über die Justiz geäußert hat.


  Der Karikaturist Zulkiflee Anwar Ulhaque - genannt Zunar - nimmt in seinen Zeichnungen häufig politische Missstände wie Korruption oder Wahlbetrug aufs Korn. Weil er sich auf Twitter kritisch über die Verurteilung eines malaysischen Oppositionsführers geäußert hat, droht ihm jetzt eine jahrzehntelange Gefängnisstrafe. Zunar ist auf Grundlage des "Gesetzes gegen staatsgefährdende Aktivitäten" angeklagt. Das drakonische Gesetz stammt noch aus der Kolonialzeit. Die malaysische Regierung greift immer häufiger darauf zurück, um Diskussionen zu unterbinden und kritische Stimmen zum Schweigen zu bringen. Allein im ersten Halbjahr 2015 wurden mehr als 40 Journalisten, Akademiker, Anwälte und Aktivisten wegen "staatsgefährdender Aktivitäten" verhört, inhaftiert oder angeklagt. Die Behörden haben Zunar seit Jahren im Visier. Die Polizei durchsuchte mehrfach das Büro des Zeichners. Er wurde immer wieder drangsaliert und inhaftiert. Seine Bücher mit Karikaturen wurden verboten und beschlagnahmt.


  Bitte schreiben Sie höflich formulierte Briefe an den Ministerpräsidenten von Malaysia , in denen Sie ihn darum bitten, die Anklagen gegen Zulkiflee Anwar Ulhaque sofort fallen zu lassen und dafür zu sorgen, dass Zulkiflee Anwar Ulhaque und andere Personen keine Einschränkungen sowie Drangsalierungen erfahren, wenn sie ihr Recht auf freie Meinungsäußerung friedlich ausüben. Bitten Sie ihn außerdem darum, das Gesetz gegen staatsgefährdende Aktivitäten und alle weiteren Gesetze, die das Recht auf freie Meinungsäußerung einschränken, aufzuheben.


  Schreiben Sie in gutem Englisch oder auf Deutsch an:

  Prime Minister Najib Razak

  Main Block, Perdana Putra Building

  Federal Government Administrative Centre, 62502

  Putrajaya

  MALAYSIA (Anrede: Dear Prime Minister/ Sehr geehrter Herr Ministerpräsident)

  (Standardbrief Luftpost bis 20 g: 0,90 EUR)


  Senden Sie bitte eine Kopie Ihres Schreibens an:

  Botschaft von Malaysia

  S.E. Herrn Zulkifli Bin Adnan

  Klingelhöferstr. 6, 10785 Berlin

  Fax: 030-88574950 oder 030-88 57 49 55

  E-Mail: mwberlin@malemb.de


  

  DEMOKRATISCHE REPUBLIK KONGO

  

  Fred Bauma und Yves Makwambala


  Fred Bauma und Yves Makwambala gehören zu einer kongolesischen Jugendbewegung. Weil sie mehr Demokratie fordern, droht den beiden Aktivisten die Todesstrafe.


  Im März 2015 stürmten Sicherheitskräfte in Kinshasa eine Pressekonferenz der Jugendbewegung "Filimbi", die friedliches, politisches Engagement von Jugendlichen unterstützt. Dreißig Personen wurden festgenommen, darunter auch Gäste aus Senegal und Burkina Faso, internationale Journalistinnen und Journalisten sowie ein US-Diplomat. Während die meisten bald wieder freikamen, hielt man die beiden "Filimbi"-Aktivisten Fred Bauma and Yves Makwambala wochenlang in geheimer Haft - ohne Kontakt zu ihren Familien und Rechtsbeiständen. Schließlich wurden die beiden Menschenrechtler wegen "Hochverrats, Putschversuchs und versuchter Tötung eines Staatsoberhaupts" angeklagt. Sollten sie schuldig gesprochen werden, droht ihnen die Todesstrafe.


  Die Anklage entbehrt jeder Grundlage und ist rein politisch motiviert. Amnesty International betrachtet Fred Bauma und Yves Makwambala als gewaltlose politische Gefangene, die lediglich wegen der friedlichen Ausübung ihrer Rechte auf Meinungs-, Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit inhaftiert sind.


  Bitte schreiben Sie höflich formulierte Briefe an den Präsidenten der Demokratischen Republik Kongo, in denen Sie ihn bitten, Fred Bauma und Yves Makwambala umgehend und bedingungslos freizulassen und alle Anklagen gegen sie fallen zu lassen. Fordern Sie ihn außerdem auf, auch andere Aktivisten, Mitglieder oppositioneller Parteien und weitere Personen freizulassen, die allein aufgrund ihrer politischen Ansichten oder ihrer Teilnahme an friedlichen Aktionen inhaftiert sind.


  Schreiben Sie in gutem Englisch, Französisch oder auf Deutsch an:

  Président Joseph Kabila

  Cabinet du Président de la République

  Palais de la Nation

  Av. De Lemera

  Kinshasa-Gombe

  DEMOKRATISCHE REPUBLIK KONGO

  (Anrede: Your Excellency / Exzellenz)

  (Standardbrief Luftpost bis 20 g: 0,90 EUR)


  Senden Sie bitte eine Kopie Ihres Schreibens an:

  Botschaft der Demokratischen Republik Kongo

  I.E. Frau Kamanga Clementine Shakembo

  Ulmenallee 42a

  14050 Berlin

  Fax: 030-30 11 12 97

  E-Mail: ambardc_berlin@yahoo.de


  *


  Quelle:

  www.amnesty.de/briefe-gegen-das-vergessen

  Herausgeber: amnesty international

  Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V., 53108 Bonn

  Telefon: 0228/98 37 30, E-Mail: info@amnesty.de

  Internet: www.amnesty.de



  veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Januar 2016


  

  Zurück zum Inhaltsverzeichnis
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  INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / AMNESTY INTERNATIONAL

  



  NAHOST/179: Saudi-Arabien - Ein Jahr blutiger Unterdrückung


  

  Amnesty International - Mitteilung vom 8. Januar 2016


  Saudi-Arabien: Ein Jahr blutiger Unterdrückung



  08.Januar 2016 - Ein Jahr nach der vollzogenen Körperstrafe gegen Raif Badawi ist es um die Menschenrechtslage in Saudi-Arabien noch schlechter bestellt als zuvor, so das Fazit von Amnesty International. Der Blogger wurde am 9. Januar 2015 öffentlich mit Stockhieben bestraft, weil er sein Recht auf freie Meinungsäußerung wahrgenommen hatte.


  

  Vor Kurzem hat das Königreich an einem einzigen Tag 47 Personen hinrichten lassen, darunter auch den bekannten schiitischen Geistlichen Scheich Nimr Baqir al-Nimr. Seine Exekution führte in der die Region zu einer Welle heftiger Proteste.


  Zwar gab es im Dezember 2015 die begrüßenswerte Nachricht, dass Frauen in Saudi-Arabien an Kommunalwahlen teilnehmen dürfen, dennoch wird dort nach wie vor scharf gegen Menschenrechtsverteidigerinnen und -verteidiger vorgegangen. Zudem führte das Königreich eine verheerende Luftangriffsserie im Jemen durch, die von schweren Verstößen gegen das humanitäre Völkerrecht, einschließlich Kriegsverbrechen, gezeichnet war.


  "Ein Jahr nach dem internationalen Sturm der Entrüstung über den öffentlichen Vollzug der Prügelstrafe an Raif Badawi befinden sich der Blogger und zahlreiche weitere gewaltlose politische Gefangene nach wie vor im Gefängnis und somit in Gefahr, für ihren friedlichen Aktivismus grausam bestraft und misshandelt zu werden", so James Lynch, Experte für die Region Naher Osten und Nordafrika bei Amnesty International. Repressionen gegen Aktivisten


  "Immer mehr Menschenrechtsverteidigerinnen und -verteidigerinnen werden in Saudi-Arabien unter dem Antiterrorgesetz von 2014 zu langen Haftstrafen verurteilt, während die Verbündeten des Königreichs die dort herrschende Repression im Namen des sogenannten 'Krieg gegen den Terror' schamlos unterstützen", so James Lynch.


  Zu den inhaftierten Personen zählt auch der Rechtsanwalt von Raif Badawi, Waleed Abu al-Khair. Er ist der erste Menschenrechtsverteidiger, der unter dem Antiterrorgesetz vom Februar 2014 verurteilt wurde. Ein faires Verfahren hatte er nicht erhalten. Viele weitere Personen wurden 2015 gemäß den Bestimmungen dieses Gesetzes verurteilt, zum Beispiel die Menschenrechtler Dr. Abdulkareem al-Khoder und Dr. Abdulrahman al-Hamid, die ebenfalls kein faires Verfahren erhalten haben. Beide sind Gründungsmitglieder der mittlerweile aufgelösten unabhängigen saudi-arabischen Organisation für bürgerliche und politische Rechte (ACPRA).


  Unabhängige Menschenrechtsorganisationen sind in Saudi-Arabien weiterhin verboten, und ihre Gründungsmitglieder werden unter dem Vorwurf, "unerlaubte Organisationen" gegründet zu haben, zu langen Gefängnisstrafen verurteilt. Alle öffentlichen Versammlungen, einschließlich friedlicher Demonstrationen, sind im Zuge einer 2011 vom Innenministerium herausgegebenen Anordnung nach wie vor untersagt.


  Und das Antiterrorgesetz von 2014 sowie das berüchtigte Sonderstrafgericht, das für "terrorismusbezogene" Straftaten zuständig ist, werden von den Behörden dazu genutzt, systematisch gegen jegliche Form von Aktivismus vorzugehen. Dazu gehört auch, dass schiitische Aktivistinnen und Aktivisten in unfairen Gerichtsverfahren zum Tode verurteilt und dann hingerichtet werden, wie im Fall von Scheich Nimr Baqir al-Nimr. Der bekannte schiitische Geistliche und offene Regierungskritiker ist am 2. Januar 2016 gemeinsam mit drei weiteren schiitischen Aktivisten exekutiert worden. "Grausame Hinrichtungsserie"


  Ali al-Nimr, der Neffe von Scheich Nimr Baqir al-Nimr, und die schiitischen Aktivisten Dawood al-Marhoon und Abdullah al-Zaher wurden als Minderjährige festgenommen. Alle drei wurden nach Gerichtsverfahren, die bei Weitem nicht den internationalen Standards für faire Verfahren entsprachen, zum Tode verurteilt. Grundlage für ihre Verurteilungen waren "Geständnisse", die ihren Angaben zufolge durch Folter erzwungen worden waren. Das Gericht weigert sich jedoch, die Foltervorwürfe zu untersuchen.


  "Die Behörden gehen erbarmungslos gegen jede Art von Dissens vor und haben in diesem Zusammenhang auch die Todesurteile gegen drei mutmaßliche jugendliche Straftäter aufrechterhalten, die lediglich auf 'Geständnissen' beruhen, die nach Angaben der drei Aktivisten durch Folter erzwungen wurden. Dies ist ein unerhörter Verstoß gegen das Völkerrecht", sagt James Lynch.


  "Gleichzeitig wird die grausame Hinrichtungsserie immer weiter ausgeweitet: Zwischen Januar und November 2015 wurden in Saudi-Arabien mindestens 151 Personen exekutiert, so viele Menschen wie seit 1995 nicht mehr", erklärt Lynch. "Fast die Hälfte der hingerichteten Personen war für Straftaten zum Tode verurteilt worden, die gemäß dem Völkerrecht nicht mit dem Tod geahndet werden dürfen."


  Hunderte Tote bei Luftangriffen im Jemen


  Saudi-Arabien führt außerdem ein Militärbündnis an, das seit März 2015 tausende Luftangriffe auf Gebiete im Jemen geflogen hat, welche von der bewaffneten Huthi-Gruppe kontrolliert werden. Bereits Hunderte Zivilpersonen sind bei den Angriffen getötet worden, bei denen auch zivile Infrastruktur wie Gesundheitseinrichtungen, Schulen, Fabriken, Stromkraftwerke, Brücken und Straßen bombardiert wurden. Recherchen von Amnesty International zufolge sind diese Luftangriffe oftmals unverhältnismäßig oder willkürlich, und in einigen Fällen scheinen Zivilpersonen bzw. zivile Einrichtungen gezielt ins Visier genommen worden zu sein.


  Manche der Waffen, die das Militärbündnis unter der Führung Saudi-Arabiens gegen zivile Ziele im Jemen eingesetzt hat, wurden in den USA und in Großbritannien produziert und/oder entwickelt. Die US-amerikanische und britische Regierung unterstützen das Bündnis zudem mit logistischer Hilfe und Geheimdienstinformationen.


  "Verbündete Saudi-Arabiens, wie die USA und Großbritannien, sollten ihre engen Beziehungen zum Königreich dazu nutzen, die dortige Regierung - auch öffentlich - anzuhalten, ihre Menschenrechtsbilanz zu verbessern und bei der Offensive gegen den Jemen völkerrechtskonform vorzugehen. Ihr Schweigen und ihre anhaltenden Waffenlieferungen nach Saudi-Arabien sind nicht vertretbar", so Lynch.


  

  Hintergrund


  Am 9. Januar 2015 vollstreckte ein Sicherheitsbeamter an Raif Badawi auf einem öffentlichen Platz in Dschidda die Prügelstrafe. Der Blogger erhielt 50Stockhiebe. Im Mai 2014 war er zu insgesamt zehn Jahren Haft, 1.000 Stockhieben und einem Reise- und Medienverbot verurteilt worden, weil er eine Webseite zum öffentlichen Meinungsaustausch gegründet hatte und "den Islam beleidigt" haben soll.


  Der weitere Vollzug der Prügelstrafe wurde ausgesetzt, zunächst aus gesundheitlichen und seitdem aus nicht näher bekannten Gründen.


  Seit Amnesty International den Fall von Raif Badawi im internationalen Briefmarathon 2014 aufgriff, haben Menschen auf der ganzen Welt über eine Million Nachrichten zur Unterstützung des inhaftierten Bloggers geschrieben. Im Jahr 2015 war sein Rechtsanwalt Waleed Abu al-Khair einer der Fälle des Briefmarathons.


  Amnesty International wird am heutigen Freitag, den 8. Januar, um 13 Uhr vor der saudi-arabischen Botschaft in Berlin für die Freilassung von Raif Badawi und aller anderen inhaftierten Menschenrechtsaktivistinnen und - aktivisten protestieren.


  *


  Quelle:

  Mitteilung vom 8. Januar 2016
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  INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / BEDROHTE VÖLKER

  



  ASIEN/655: China - Kommunistische Partei soll "stärkste Stimme im Internet" werden


  

  Presseerklärung vom 8. Januar 2016


  China: Kommunistische Partei soll "stärkste Stimme im Internet" werden


  - Internetfreiheit für Uiguren wird weiter eingeschränkt

  - Neues Gesetz macht Internet-Firmen zu Handlangern der Staatssicherheit



  Mit tiefer Besorgnis hat die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) auf den Plan der chinesischen staatlichen Internetbehörde (CAC) reagiert, die Kommunistische Partei der Volksrepublik 2016 zur "stärksten Stimme" im Internet zu machen. Die Menschenrechtsorganisation warnte davor, dass internationale Internet-Firmen immer stärker zu Handlangern der chinesischen Staatssicherheit gemacht werden und sich durch Datenaustausch an der Unterdrückung der Meinungsfreiheit vor allem der uigurischen Bevölkerung im Nordwesten des Landes beteiligen müssen. "Dazu trägt auch ein neues Antiterror-Gesetz bei, das seit Anfang 2016 die Internetfreiheit der Uiguren massiv einschränkt", sagte der GfbV-Asienreferent Ulrich Delius am Freitag in Göttingen.


  Das CAC, das Staatspräsident Xi Jinping unmittelbar untersteht, hatte während der zweitägigen Tagung der "Nationalen Online-Propaganda-Arbeit", die am 6. Januar 2016 zu Ende ging, angekündigt, 2016 werde ein Jahr der "Innovationen" bei der Internet-Kontrolle. Ohne nähere Details zu nennen, bekräftigte CAC-Chef Lu Wei den Willen seiner Behörde, den "Sozialismus mit dem chinesischen Ansatz des Internet-Managements zu stärken." Die CAC versteht darunter eine systematische und lückenlose Kontrolle aller Internet-Inhalte sowie eine positive Beeinflussung der öffentlichen Meinung durch "Meinungsmacher", die von den Zensurbehörden engagiert werden.


  Das Anti-Terrorgesetz, das am 1. Januar in Kraft trat, zwingt Internetfirmen zur Kooperation bei der Strafverfolgung von Antiterror-Delikten. Sie werden unter Strafandrohung dazu verpflichtet sicherzustellen, dass "Terroristen" keine Inhalte über ihre Webseiten veröffentlichen. "Damit wird es praktisch unmöglich, Informationen über die Lage der muslimischen Minderheit im Internet in China zu verbreiten", sagte Delius, "denn der Terrorismus-Begriff wird vom chinesischen Gesetzgeber sehr breit definiert. Fast alle Organisationen und Einzelpersonen, die Menschenrechte für Uiguren einfordern, werden als "terroristisch" diffamiert und fast alle uigurischen politischen Gefangenen sind unter Terrorismus-Verdacht inhaftiert." Er warf den chinesischen Behörden vor, mit der Kriminalisierung jeder Menschenrechts- und Informationsarbeit zu dieser Konfliktregion die Gewaltspirale zwischen Han-Chinesen und Uiguren weiter anzutreiben. "Statt eine offene Diskussion der Hintergründe der Gewalt und glaubwürdiger politischer Lösungsansätze zu erlauben, setzen Chinas Machthaber auf Vertuschen, Diffamieren und Wegsperren von Kritikern. Dies wird den Nationalitätenkonflikt nicht lösen, sondern nur weiter anheizen."


  *


  Quelle:

  Presseerklärung Göttingen, den 8. Januar 2016
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  INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FAKTEN

  



  INTERNATIONAL/204: Türkei - Nicht in unserem Namen! (medico international)


  

  medico international - 7. Januar 2016


  Türkei - Nicht in unserem Namen!



  Der türkische Staat greift kurdische Orte mit schweren Waffen an. Jetzt haben kritische WissenschaftlerInnen Einspruch erhoben. Ein mutiger Appell.


  Der Krieg hat die kurdischen Städte in der Türkei erfasst. Seit Wochen gibt es militärische Ausgangssperren in einzelnen Stadtteilen von Diyarbakir, Cizre oder Silopi, Häuserkämpfe finden statt. Ältere KurdInnen sagen, das Ausmaß der Gewalt in einzelnen Gegenden übertreffe bereits die dunklen 1990er Jahre mit ihren Dorfzerstörungen und Verschwundenen.


  Es sterben Kinder und Alte durch die Kugeln der türkischen Armee, Panzer schießen auf historische Stadtviertel. Gegen den Vorsitzenden der prokurdischen HDP-Partei Selahattin Demirtas wird strafrechtlich ermittelt, weil er sich für eine politische Dezentralisierung der Türkei und lokale Autonomie der kurdischen Bürgermeisterinnen und Bürgermeister einsetzt.


  Kritik an der autoritären türkischen Regierungspolitik wird außerhalb der kurdischen Gebiete, im Westen der Türkei, nur verhalten geäußert. Die Presse ist von faktischer Gleichschaltung bedroht, viele kritische JournalistInnen sind inhaftiert oder werden mit Verfahren mundtot gemacht.


  In Europa und Deutschland wird kaum auf die offensichtlichen Menschenrechtsverletzungen der AKP-Regierung reagiert. Zu sehr meint Europa, in der "Flüchtlingsfrage" auf den türkischen Präsident angewiesen zu sein. Erdogan soll nicht verärgert werden, damit die europäische Flüchtlingspolitik wieder kontrollbar wird. Den Preis dafür zahlt die Demokratie in der Türkei und die Kurdinnen und Kurden des Landes.


  Jetzt haben kritische WissenschaftlerInnen Einspruch erhoben. Ein mutiger Appell in einem Land, in dem der Staatspräsident unliebsame JournalistInnen persönlich anzeigt und die Hochschulpolitik nach seinen Gnaden verläuft.


  Auch die medico-Partner, mit denen wir Nothilfe in Kobanê und Rojava organisieren, besorgen Lebensmittel für die Menschen in den eingeschlossenen Stadtteilen.


  

  Nicht in unserem Namen! - Aufruf kritischer WissenschaftlerInnen


  5.Januar 2016


  Der Türkische Staat verurteilt seine Bürger/innen in Sur, Silvan, Nusaybin, Cizre und in vielen weiteren Orten mit wochenlangen Ausgangssperren zum Verhungern und Ausdursten. Unter kriegsartigen Zuständen werden ganze Viertel und Stadtteile mit schweren Waffen angegriffen. Das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit, auf Freiheit und Sicherheit vor Übergriffen, insbesondere das Verbot von Folter und Misshandlung, praktisch alle Freiheitsrechte, die durch die Verfassung und durch die Türkei unterzeichnete internationale Abkommen unter Schutz stehen, werden verletzt und außer Kraft gesetzt. Diese gezielt und systematisch umgesetzte gewaltsame Vorgehensweise entbehrt jeglicher rechtlicher Grundlage. Sie ist nicht nur ein schwerwiegender Eingriff in die Rechtsordnung, sondern verletzt internationale Rechtsnormen wie das Völkerrecht, an die die Türkei gebunden ist.


  Wir fordern den Staat auf, diese Vernichtungs- und Vertreibungspolitik gegenüber der gesamten Bevölkerung der Region, die jedoch hauptsächlich gegen die kurdische Bevölkerung gerichtet ist, sofort einzustellen. Alle Ausgangssperren müssen sofort aufgehoben werden. Die Täter und die Verantwortlichen der Menschenrechtsverletzungen müssen zur Rechenschaft gezogen werden. Die materiellen und immateriellen Schäden, die von der Bevölkerung zu beklagen sind, müssen dokumentiert und wiedergutgemacht werden. Zu diesem Zweck verlangen wir, dass nationale und internationale unabhängige Beobachter freien Zugang zu den zerstörten Gebieten erhalten, um die Situation vor Ort einzuschätzen und zu dokumentieren.


  Wir fordern die Regierung auf, die Bedingungen für eine friedliche Beilegung des Konflikts zu schaffen. Hierfür soll die Regierung eine Roadmap vorlegen, die Verhandlungen ermöglicht und die Forderungen der politischen Vertretung der kurdischen Bewegung berücksichtigt. Um die breite Öffentlichkeit in diesen Prozess einzubinden, müssen unabhängige Beobachter aus der Bevölkerung zu den Verhandlungen zugelassen werden. Wir bekunden hiermit unsere Bereitschaft, freiwillig an dem Friedensprozess teilzunehmen.


  Wir stellen uns gegen alle repressiven Maßnahmen, die auf die Unterdrückung der gesellschaftlichen Opposition gerichtet sind. Wir fordern die sofortige Einstellung der staatlichen Repressionen gegen die Bürger/innen. Als Akademiker/innen und Wissenschaftler/innen dieses Landes bekunden wir hiermit, dass wir nicht Teil dieser Verbrechen sein werden und in den politischen Parteien, im Parlament und in der internationalen Öffentlichkeit, Initiative ergreifen werden, bis unser Anliegen Gehör findet.


  *


  Quelle:
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  INFOPOOL / DIE BRILLE / FAKTEN

  



  MELDUNG/080: Neue Rubrik "Literaturzeitschriften" auf Literaturport.de (Literarisches Colloquium Berlin)


  

  Literarisches Colloquium Berlin - Pressemitteilung vom 07.01.2016


  Neue Rubrik "Literaturzeitschriften" auf Literaturport.de



  Ab heute wird die Literaturplattform Literaturport.de um ein Recherchetool für deutschsprachige Literaturzeitschriften erweitert. Über 20 Periodika werden ab Jahrgang 2015 vorgestellt, unter anderem "Akzente", "Schreibheft" und "Sinn und Form". Einsehbar sind die vollständigen Inhaltsverzeichnisse. Die Autoren der Zeitschriften sind bereits mit über 1000 Beiträgen im Autorenlexikon auf Literaturport.de und der Internetseite der Deutschen Nationalbibliothek verlinkt. Somit kann man sich mit einem Klick über die Autoren und ihre Veröffentlichungen informieren. Die Seite wird ständig aktualisiert. Quartalsweise bieten Literaturkritiker eine Umschau zu aktuellen Ausgaben. Den Anfang macht Gregor Dotzauer (Der Tagesspiegel).


  Die Literaturzeitschriftenrubrik auf Literaturport.de ist ein gemeinsames Projekt des Deutschen Literaturfonds e.V. und des Literarischen Colloquiums Berlin e.V.


  Bei Interesse und bei Nachfragen schreiben Sie bitte Vincent Sauer (sauer@lcb.de) vom Literarischen Colloquium Berlin.


  *


  Quelle:
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  INFOPOOL / DIE BRILLE / REPORT

  



  INTERVIEW/041: Links, links, links - Jede Hand und jeder Kopf ...  Alexander Neupert-Doppler im Gespräch (SB)


  

  "Es kommt darauf an, was die Leute wollen und tun ..."


  20. Linke Literaturmesse in Nürnberg



  Wenn drei Menschen zur Klärung der Frage nach den Wesensmerkmalen der Utopie zusammenkommen, könnte die Verwirrung nicht größer sein, weil jeder eine andere Vorstellung dessen, was Utopie sein soll, ins Gespräch bringt. Dabei ist die Frage nach dem Nexus utopischer Vorstellungen aus Sicht Alexander Neupert-Dopplers angesichts weltweiter Krisen und Umwälzungen von geradezu unvermeidlicher Aktualität. In seinem Vortrag "Utopie. Vom Roman zur Denkfigur" [1] zur Vorstellung seines gleichnamigen, kürzlich erschienenen Buchs während der Linken Literaturmesse in Nürnberg ging es ihm vordergründig darum, die Erscheinungsformen von Utopien, wie sie sich seit dem 16. Jahrhundert im europäischen Kulturraum entwickelt haben, ideengeschichtlich aufzuarbeiten. Eigentlicher Referenzpunkt war jedoch die Frage nach der Funktion utopischen Denkens für das Emanzipationsstreben der radikalen Linken heute.


  Thomas Morus hatte bei seinem Buch Utopia keineswegs nur die Zukunftsprojektion einer gerechteren Gesellschaft im Auge. Vielmehr ging es ihm darum, die Mißstände im feudalen England des frühen 16. Jahrhunderts in der konterkarierenden Erzählung von einer fernen Insel, auf der die Menschen nicht hungern, Bildung genießen und ihre Regierung selbst wählen, subversiv zu attackieren. Morus' Kritik richtete sich gegen die staatlichen Institutionen, die nicht in der Lage waren, die Bedürfnisse der Menschen zu befriedigen und dem Streben nach persönlicher Freiheit und Erfüllung geeignete Rahmenbedingungen zu stellen. Im Geiste des Renaissance-Humanismus stellte Morus die Forderung auf, daß sich die Menschen ihre Lebens- und Arbeitsverhältnisse selber schaffen müßten. Die in jeder Utopie versteckte Kritik an den bestehenden Verhältnissen müsse dem Referenten zufolge immer im Kontext der sie abbildenden Zeit gesehen werden. Vor diesem Hintergrund definiert Neupert-Doppler die Utopie denn auch als die jeweils historisch wandelbare Vorstellung von individuellem Glück durch eine sinnvolle Einrichtung der Gesellschaft.


  In den Utopien späterer Jahrhunderte sei das Element der Politisierung jedoch weit stärker in den Vordergrund getreten, wenngleich der Wille, die literarischen Ketten des Utopischen zu sprengen, weder bei Henri de Saint-Simon, Charles Fourier noch in den Schriften von Robert Owen zu einer bahnbrechenden Theorie eines revolutionären Umbruchs geführt hätten. "Dem unreinen Stand der kapitalistischen Produktion, der unreifen Klassenlage, entsprachen unreife Theorien", zog Friedrich Engels gegen jene Frühsozialisten zu Felde, die zwar mit der Rückkehr zum Gemeineigentum die Abschaffung des Staates insgeheim propagiert und eine Fülle von Kritiken gegen die feudalstaatliche Ausbeutung formuliert hatten, letzten Endes jedoch beim Aufdecken der materiellen und moralischen Misere der bürgerlichen Welt steckengeblieben waren.


  Gänzlich unbeabsichtigt hätten Engels und Karl Marx laut Neupert-Doppler dennoch wesentlich dazu beigetragen, den Utopiebegriff zum politischen Kampfbegriff zu verdichten. Ihre Ablehnung der utopistischen Sozialisten richtete sich nicht so sehr gegen die historische Berechtigung ihrer Kritik als vielmehr gegen ihre im Aufklärungspathos ihrer Zeit verwurzelten Methoden. Diese sahen keinen gesamtgesellschaftlichen Sturz des alten Systems vor, sondern beabsichtigten im reformistischen Eifer lediglich, neue Eliten und Institutionen an die Stelle der alten zu setzen. Auch der Siedlungssozialismus von Owen, mit Hilfe von Kooperativen menschenwürdigere Kolonien innerhalb des feudalen Staatswesens zu schaffen, wurde dem Totalitarismus kapitalistischer Gesellschaften nicht gerecht. Mit Engels und Karl Marx schien das Utopische an den Klippen der Geschichte zerschellt zu sein.


  Doch im 20. Jahrhundert wurde verschiedentlich der Versuch zur Rehabilitierung des Utopischen unternommen. Obgleich sie sich vom Inhalt her scharf widersprachen und die Denkansätze ihrer Protagonisten unterschiedlich gestaltet waren, weist Neupert-Doppler nach, daß sich in den Differenzen ihrer Interpretationen im historischen Rückblick dennoch Verknüpfungspunkte aufzeigen lassen. Übereinstimmendes Kennzeichen dieser Bemühungen sei ihm zufolge, das Utopische als eine Form von Bewußtsein zu begreifen und gleichermaßen von der Ideologie abzugrenzen. Statt die Widersprüche der Wirklichkeit mit segensreichen Verheißungen in Form einer idealen Polis, mythologischer Zerrbilder von verlorenen Paradiesen oder eines im Jenseits verorteten Reich Gottes zu überdecken, stellten Utopien in erster Linie Gegenentwürfe zum Bestehenden dar, in denen das Motiv der Gesellschaftskritik ebenso einen Platz finde wie fortschrittliche Modelle zur Aufhebung der subjektiven Zwänge, die im vergesellschafteten Menschen verankert seien.


  Einer der ersten, der sich für einen modernen Utopiebegriff stark machte, war der Anarchist Gustav Landauer, der in der Utopie im wesentlichen ein Bewußtseinsphänomen erkannte. In der Forschung spricht man daher von der intentionalen Wende, die die Utopie in der Vorstellungswelt der Menschen ansiedelt. Der Kulminationspunkt der Erneuerer in der Utopiedebatte des 20. Jahrhunderts ließe sich daher in der Abwehrstellung gegen den historischen Determinismus verorten, wie er sich als spezifische Marx-Interpretation vor allem in der deutschen Sozialdemokratie herausgebildet hatte. Demzufolge wird der immer wieder von Krisen geschüttelte Kapitalismus aus geschichtlicher Notwendigkeit heraus irgendwann in den Sozialismus übergehen. Damit ist die Vorstellung von einer Revolution verbunden, die quasi kraft einer Naturgesetzlichkeit, die sich von historischen Entwicklungsprozessen ableitet, von selber kommen wird. Die Kritiker dieser ideologischen Deutung des Marxismus wandten ein, daß sich die Veränderung der Gesellschaft im Lauf der Geschichte nicht automatisch vollziehe, sondern praktisch herbeigeführt werden müsse und daß erst die zentrale Denkfigur des subjektiven Faktors in der Negation des Bestehenden die konkrete Utopie heranreifen läßt und damit zur Veränderung der Gesellschaft führt.


  Den Kommunismus zu machen, anstatt bis auf den Sankt-Nimmerleinstag auf ihn zu warten, könnte als Lektion aus dem Scheitern bisheriger Versuche gezogen werden, die klassenlose Gesellschaft durchzusetzen. Dies gilt sicherlich subjektiv und individuell ebenso wie kollektiv und gesellschaftlich. Die sozialdarwinistische Logik zu bestreiten, daß es sich auf Kosten des anderen am besten leben läßt, stellt die Perspektive gesellschaftlichen Erfolges insgesamt in Frage. Utopisch erscheint das Interesse, Überleben durch Leben zu ersetzen, allein aus dem Kalkül eines individuellen Nutzens, der in seiner gegen den anderen Menschen gerichteten Verallgemeinerung von vornherein in Isolation und Ohnmacht führt. Die bloße Perspektive des Erfolges, welcher Instanz und Institution auch immer, durch das seinen Anspruch wenn nicht einlösende, dann doch nach vorne gerichtet korrigierende Selber-Tun aufzuheben wäre eine Möglichkeit, in jeder Lebens- und Widerspruchslage streitbar aktiv zu werden.
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  Schattenblick (SB): Alexander, was hat dich dazu veranlaßt, das Buch "Utopie. Vom Roman zur Denkfigur" zu schreiben?


  Alexander Neupert-Doppler (AND): Ich hatte dafür zwei Gründe - einen theoretischen und einen praktischen. In meinem vorherigen Buch "Staatsfetischismus" von 2013 hatte ich die Ideengeschichte neomarxistischer Staatskritik untersucht und war währenddessen darauf gestoßen, daß all diese Kritiken an politischen Formen von Staat, Recht, Parlamentarismus et cetera insgeheim immer ein utopisches Moment aufweisen, weil sie voraussetzen, daß Menschen auch anders zusammenleben können. Diese Beziehung von Kritik und Utopie, die immer eine Gesellschaftskritik, und sei es auch schweigsam, impliziert, begründet vor allem, daß es andere Möglichkeiten gibt, wie natürlich auch umgekehrt eine Utopie nur dann sinnvoll fundiert ist, wenn man sie mit Gesellschaftskritik verbindet. Das ist der theoretische Impuls zum Buch gewesen.


  Der praktische war, daß ich bis 2014 in der Gruppe No Lager in Osnabrück aktiv gewesen bin, die Solidarität mit Geflüchteten in einem Abschiebelager mit 500Leuten organisierte. Dort kamen wir oft auf das Thema Utopie zu sprechen, sowohl innerhalb der Gruppe als auch im Kontakt mit den Geflüchteten. Es ist ja nicht so, daß Leute, nur weil sie in einem Lager zusammenleben, sich automatisch solidarisieren und zusammenarbeiten. Für viele von ihnen war es enorm wichtig, sich auch darüber zu unterhalten, wie man sich eine Gesellschaft wünscht, in der es möglich ist, zu migrieren und irgendwo anzukommen. Bei diesen ganz konkreten Auseinandersetzungen und Mißständen habe ich gemerkt, daß die Utopie von einer anderen Gesellschaft ein wichtiges Moment darstellt. In dem Utopie-Buch wollte ich daher näher untersuchen, welche Rolle utopische Vorstellungen in solchen Kämpfen spielen können.


  SB: Ist Utopie für dich generell und damit auch historisch begründet eine Frage kollektiver gesellschaftlicher Organisation oder gäbe es rein theoretisch auch die Möglichkeit zu einer Art Individualutopie?


  AND: Die Sozialutopie ist auf jeden Fall das älteste Phänomen, auf das ich mich konzentriert habe. Nicht zufällig habe ich das Buch für einen politischen Verlag und ebendaher auch in politischer Absicht geschrieben. Utopie hat also immer mit vielen Menschen zu tun, obgleich es sicherlich auch utopische Funken oder Annäherungen an das Utopische in anderen Bereichen geben kann, wie beispielsweise in der Kunst oder Musik, was dann aber mehr von der Person der Künstlerin bzw. des Künstlers abhängt. Insofern muß es kein kollektiver Prozeß sein, aber mit kollektiven Prozessen habe ich mich im Buch speziell auseinandergesetzt.


  SB: Wir leben im Zeitalter des neoliberalen Kapitalismus in Gesellschaften, die sehr stark individualistisch sind und damit auch fremdbestimmte Subjektivierungen im großen Ausmaß hervorbringen. Hat der Begriff der Utopie für dich schon aus sich selbst heraus einen emanzipatorischen Charakter, weil er ausdrückt, daß man in der bestehenden gesellschaftlichen Form nicht leben möchte, oder ist er für dich formal gesehen wertfrei?


  AND: Nein, er ist ein Gegenbegriff zum Bestehenden. Auch die neoliberalen Vorstellungen hatten ursprünglich ein Versprechen an die Menschen gerichtet, nämlich, daß sich alles über Markt und Politik regeln ließe. Das klassische individuelle Glücksversprechen des Neoliberalismus lautete: Wenn ihr euch persönlich mehr anstrengt, werdet ihr auch Erfolg haben. Die Sozialutopie ist ein direkter Einwand dagegen. Schon Morus begründet seine literarische Utopie damit, daß Sinn und Zweck des Daseins Freude, Lust und Genuß der Individuen ist. Aber das wird nicht, wie die Neoliberalen predigen, durch persönliche Opfer, Selbstoptimierung und lebenslanges Lernen ermöglicht, sondern hängt nicht unwesentlich von der Einrichtung gesellschaftlicher Institutionen ab. Allein der Gedanke, daß solche Institutionen ausgehandelt, eingerichtet und verändert werden können, wäre heute für eine Rettung von Utopie eine ganz wichtige Grundlage.


  SB: Heißt das, daß du von vornherein mit einem konkreten Standpunkt ans Thema gegangen bist und daß dabei kein rein wissenschaftliches Buch auf der Basis eines neutralen Ansatzes herausgekommen ist?


  AND: Ich würde sagen, es ist Wissenschaft mit Absicht. Natürlich sind dabei auch eigene Erfahrungen mit eingeflossen. Nach meinem Verständnis dient Theorie ohnehin dem Verarbeiten und Festhalten von eigenen Erfahrungen, gleich, ob es um einen einzelnen oder um Gruppen geht. Außerdem ist das Buch in einer Reihe erschienen, wo Ergebnisse von aktuellen Debatten, aber auch älteren Diskussionen noch einmal in vestärktem Maße aufbereitet und fortgeführt werden. Das merkt man dem Buch auch ganz stark an. Es mußte einen weiten Bogen spannen von den frühesten literarischen Formen von Utopie bis zu den Utopie-Debatten im 20. Jahrhundert, weil es ein theoretisches Handwerkszeug zum Verständnis der Gegenwart liefern möchte. Zumindest war das mein Anspruch.


  SB: Du hattest im Vortrag auch davon gesprochen, daß sich bestimmte utopische Entwürfe oder Konzepte vom Utopieverständnis einer sozialdemokratischen Geschichtsphilosophie, die von einem selbsttätigen Verlauf zum Sozialismus ausgeht, abgegrenzt hätten. Wie erklärst du dir, daß sich diese Art von passiver Einstellung zum Geschichtsverlauf ausgerechnet im Bereich der Sozialdemokratie entwickelt hat?


  AND: Das ist eine spannende Frage, und ich habe auch eine spannende Antwort darauf. Die Rezeption des Marxismus oder besser noch der Marxschen Schriften ist innerhalb der Sozialdemokratie vor allem während der Zeit des Sozialistengesetzes vorgenommen worden, wo die Partei zwar noch wählbar war, aber die Aktivitäten an der Parteibasis im Grunde verboten waren. In diesem Zusammenhang gibt es die nicht nur von mir, sondern auch aus anderen Quellen getroffene Einschätzung, daß sie am Ende ohnehin gewinnen werden, weil Marx als Wissenschaftler die Zukunft gesehen hat. Das hat durchaus eine tröstende Funktion innerhalb der Sozialdemokratie gehabt, mit der man die Anhängerinnen und Anhänger bei der Stange halten konnte, auch wenn es seinerzeit nicht danach ausgesehen hat, da sie von Bismarck verfolgt wurden. Sie konnten trotzdem gewiß sein, da der Ausgang des Ganzen wissenschaftlich verbürgt zu sein schien.


  Zu einer großen Gefahr ist dieser Gewißheitsglaube dann spätestens im 20. Jahrhundert geworden. Das merkt man auch an der Diskussion um den Ersten Weltkrieg, wo in der SPD in der Weise spekuliert wird: Wenn wir von Marx wissen, daß die Geschichte den notwendigen Gang geht, dann könnte auch dieser Weltkrieg zu den notwendigen Stufen dazugehören, durch die wir hindurch müssen, und daher dürfen wir jetzt nicht unsere Organisation gefährden, indem wir uns gegen den Ausbruch des Krieges auflehnen. In solchen Gedanken wird das Zukunftsvertrauen fatal und eben auch zur Ideologie für das Abwarten. Die ersten dagegen gerichteten philosophisch-theoretischen Ansätze kamen von Ernst Bloch mit seinem Geist der Utopie, die ganz stark vom Versuch leben, das Moment des Wollens, Wünschens, Hoffens und Begehrens, aber auch des eigenen Tuns wieder an den Marxismus selber heranzutragen und darauf hinzuweisen, daß man mit dem Geschichtsvertrauen einen ganz wichtigen Punkt übersieht, nämlich, daß es darauf ankommt, was die Leute wollen und tun.


  SB: Der Begriff der konkreten Utopie hat heute in Teilen der Linken wieder einen höheren Stellenwert. So werden beispielsweise in sozialökologischen Bewegungen Experimente des Zusammenlebens mit ökologischem Landbau bereits als verwirklichte Form einer künftigen Gesellschaft dargestellt. Haben diese Alternativmodelle einen Haken oder würdest du im Gegenteil sagen, daß sich die Utopie im Sinne der propagierten Transformationslogik von kleinen Zellen ausgehend letztlich global verwirklichen wird?


  AND: Wenn es Aufgabe von konkreten Utopien ist, Wirklichkeiten auszumachen, dann kann man das sicherlich nicht nur in theoretischen Schriften tun, sondern könnte natürlich auch versuchen, dies in sozialen Experimenten oder - in den Bereich der Naturwissenschaft hineingehend - in technischen Prototypen umzusetzen. Ich würde all dies jedoch eher als Beitrag zur konkreten Utopie verstehen und noch nicht als Verwirklichung der Utopien. Denn wenn man von verwirklichter Utopie spricht, zerstört man die Spannung.


  Ich nehme hierzu konkret das utopische Modell der Solarwirtschaft, wie sie seit den 70er Jahren als alternative Energiequelle verhandelt wird. Wenn ich mir eine Solaranlage aufs Dach stelle, ist das noch keine verwirklichte Utopie, sondern erst einmal eine persönliche Maßnahme. Wenn dagegen, wie in einzelnen Kleinstädten geschehen, die Menschen sich zusammentun und ihre eigenen Stromversorgungsunternehmen gründen, dann ist das eine noch stärkere Vorwegnahme offener utopischer Vorstellungen, aber die Utopie selber ist notwendig eine gesamtgesellschaftliche und bleibt als Fernziel bestehen. Das heißt nicht, daß jede Utopie für immer ein Fernziel bleiben muß. Sie können im Lauf der Zeit durchaus realisiert werden, aber im Sinne einer Sozialutopie, die sich auf Gesellschaft bezieht, sind einzelne Projekte nur Versuche bzw. Experimente, die in diese Richtung verweisen. Allerdings bedarf es für eine Richtung natürlich des Fernziels.


  SB: Momentan kommen viele Menschen in großer Not hierher, aber viele in der Bundesrepublik zeigen sich nicht solidarisch, sondern befürchten, daß ihnen weiterer Mangel droht. Angesichts dieser regressiven Tendenz scheinen kaum noch Schritte in Richtung einer grenzüberschreitenden Solidarität möglich zu sein. Du warst selbst in der Flüchtlingsthematik aktiv, wie würdest du in dieser Situation eine emanzipatorische Perspektive eröffnen?


  AND: Ich will Menschen, die häufig rassistisch argumentieren, wegen ihrer Angst nicht komplett entschuldigen, weil sie dies aus der Verantwortung für ihr eigenes Handeln und Denken nehmen würde. Wenn sich Leute in dieser Gesellschaft als die Zukurzgekommenen fühlen und den Eindruck haben, hier in irgendeiner Knappheit zu leben und daher meinen, die wenigen Brocken, die sie sich gesichert haben, verteidigen zu müssen, kann ich zumindest einen Mangel an utopischem Bewußtsein feststellen, denn objektiv gesehen leben wir in einer Gesellschaft, die für alle produzieren kann und Chancen bietet, Menschen aufzunehmen. Umgekehrt habe ich bei Leuten, die sich für die Geflüchteten engagieren, häufig das Gefühl, daß sie ihr Engagement durchaus mit utopischen Vorstellungen verbinden.


  Ich erinnere mich da an eine Abschiebeblockade in Osnabrück, an der sich viele unterschiedliche Menschen beteiligt haben. Darunter war eine ältere Frau, die über ihre ortsansässige Gemeinde dazu gekommen war. Nachdem der Abschiebeversuch verhindert worden war und alle noch beisammen standen, sagte sie, daß sie jetzt endlich wieder das Gefühl hätte, das Richtige zu tun und daß der Umgang von Menschen untereinander wieder einen Sinn bekommen hätte und sie sich wünschen würde, daß es immer und überall so wäre. In diesem Moment hat sie einen Schritt vom eigenen Erleben zur Utopie gemacht. Mag sein, daß es bei ihr ein Bedürfnis nach Sinn oder Hoffnung gab. Von daher darf man die emanzipatorische Linke nicht unterschätzen, die sich in noch genaueren Analysen oder schärferen Kritiken austobt, auch wenn sie das utopische Moment häufig nicht bespielt, was natürlich die große Gefahr birgt, daß dies dann von irgendwelchen Ideologien besetzt wird. Insofern ist das eine sehr notwendige und nicht nur eine zusätzliche Angelegenheit.


  SB: Wir sind hier auf der Linken Literaturmesse, auf der ein breites Spektrum linker Strömungen vertreten ist. Wo würdest du eine Schnittmenge sehen, aus der heraus eine gemeinsame Handlungsfähigkeit erwachsen könnte?


  AND: Ich hoffe, daß es sie geben kann, aber dazu muß ich erst einen Schritt von der Utopiefrage weggehen. Denn ich glaube, daß das Setzen von Zwischenzielen auch eine Kunst ist, die gerade eine so stark zersplitterte Linke verlernt hat. Angesichts dessen, daß sich die unterschiedlichen Strömungen in ihren eingefahrenen Praxen, ihren globalen Gesellschaftskritiken oder Alternativentwürfen zumindest noch nicht verständigen können, wäre die Kunst, Zwischenziele in einem erreichbaren Rahmen zu setzen und sie gleichzeitig mit einer utopischen Perspektive zu verbinden, wichtiger denn je. Zu diesen Zwischenzielen gehören Recht auf Stadt, die Möglichkeit freier Migration und vielleicht auch die Postwachstumsdebatte mit hinein, um darüber Handlungsoptionen zu finden, damit man nicht gegeneinander, sondern zusammen kämpft und so auch neue Lernerfahrungen macht.


  SB: Alexander, vielen Dank für das Gespräch.


  

  Fußnote:


  [1]http://www.schmetterling-verlag.de/page-5_isbn-3-89657-683-6.htm
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  Ein langes Leben der Anarchie


  20. Linke Literaturmesse in Nürnberg
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    Doris Ensinger

    Foto: © 2015 by Schattenblick

  


  Einer der vielen Pluspunkte der Linken Literaturmesse in Nürnberg liegt in der seit nunmehr 20 Jahren gewachsenen Tradition, keine politischen Auswahl- oder Ausschlußkriterien seitens der Veranstaltenden vorzugeben. Linke Literatur erfüllt in einem solchen Rahmen - die Literaturmesse im Nürnberger Komm fand vom 30. Oktober bis 1. November 2015 statt - ihre wohl vornehmste und originärste Aufgabe, indem sie grenzüberschreitende Berührungsflächen und Begnungsstätten bot und mit nicht weniger als 60 Einzelveranstaltungen Gelegenheiten zu persönlichen Kontakten, Nachfragen und Diskussionen zwischen Verlegerinnen und Verlegern, Autorinnen und Autoren und einem interessierten wie engagierten Publikum schuf - und das kreuz und quer durch die thematische Vielfalt rund um Theoriebildung und politische Praxis einer radikalen Linken.


  Der Spanische Bürgerkrieg konnte und durfte da nicht fehlen, gilt er doch vielen Engagierten als eine aus linker Sicht wichtige historische Epoche, weil sich am Vorabend des mit ihm, wie viele glauben, eingeleiteten Zweiten Weltkriegs Fragen beispielsweise der Bündnispolitik oder der praktischen Konsequenzen im antifaschistischen Kampf nicht mehr theoretisch beantworten ließen. Aus Sicht anarchistisch interessierter Menschen gilt dies um so mehr, hatte sich doch im Spanien des frühen 20. Jahrhunderts eine anarcho-syndikalistische Bewegung entwickelt, die für eine Sozialpartnerschaft mit den Unternehmen ebensowenig zu gewinnen war wie für die Politik der Kommunistischen Internationalen mit Moskauer Epizentrum.


  Auf der Nürnberger Messe legte mit Doris Ensinger, 71, eine Anarchistin und Übersetzerin, die seit langem in Barcelona lebt, Zeugnis ab über die Kämpfe der anarcho-syndikalistischen Bewegung gegen die Diktatur Francos, aber auch die jüngere Geschichte des spanischen Anarcho-Syndikalismus. Ihre Lebenserinnerungen waren im Juni vergangenen Jahres unter dem Titel "Quer denken, gerade leben - Erinnerungen an mein Leben und an Luis Andrés Edo" [1] erschienen. Wie sie bei der Präsentation dieser Autobiographie auf der Messe erläuterte, ist ihre persönliche Lebensgeschichte mit der anarcho-syndikalistischen Bewegung eng verwoben, so wie sie sie, vermittelt durch ihre Gefährtenschaft mit dem in der CNT [2] aktiven Anarchisten Edo, nicht nur kennenlernte, sondern ebenfalls zu ihrem Lebensinhalt machte.


  Im Anschluß an die Präsentation ihres Buches und die Diskussion mit den Veranstaltungsteilnehmenden erklärte Frau Ensinger sich bereit, dem Schattenblick einige Fragen zu ihrem Anarchie-Verständnis, dem Spanischen Bürgerkrieg und der heutigen Situation in Spanien zu beantworten.
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    Doris Ensinger stellt ihre Lebenserinnerungen vor - neben ihr Folkert Mohrhof vom Verlag barrikade

    Foto: © 2015 by Schattenblick

  


  

  Schattenblick (SB): Begriffe wie Anarchie oder Anarchismus werden heutzutage in Presse und gesellschaftlichen Diskussionen häufig negativ dargestellt und bewertet. Wie würden Sie Anarchie definieren?


  Doris Ensinger (DE): Ich habe ein Konzept vorbereitet, in dem es um diese Frage geht. Dafür habe ich den Titel der Rezension meines Buches von Martin Veith gewählt - Anarchie und Liebe -, denn das ist genau das, was ich in dem Kontext eigentlich sagen wollte. Liebe ist tatsächlich ein Motiv, das sich durch das ganze Buch zieht. Sie ist ein Wesenselement der Anarchie beziehungsweise des Anarchismus, ebenso wie Gleichheit, Brüderlichkeit, Freiheit, kurzum Humanismus. Deshalb habe ich am Anfang meines Vortrags gesagt, daß ich mich freue, mein Buch hier in Nürnberg, der Stadt Albrecht Dürers und des Humanismus, vorzustellen. Gleichwohl setzen allzu viele, Unwissende und Verleumder, Anarchie mit Gewalt und Terror gleich. Nie haben jedoch Anarchisten willkürlich Terrorismus, das heißt Attentate gegen völlig Unbeteiligte, verübt. Wenn sie das Mittel der Gewalt gegen die Unterdrücker einsetzten - sei es gegen einen Zaren, Monarchen oder Diktator -, dann immer, weil es auf Grund der brutalen Unterdrückung kein anderes Mittel mehr gab. Das ist kurz gesagt die Definition.


  SB: Sie sind in gewisser Weise auch eine Zeitzeugin des Spanischen Bürgerkrieges, obwohl Sie erst viel später nach Spanien gegangen sind. In der Veranstaltung haben Sie vom "sogenannten" Spanischen Bürgerkrieg gesprochen. Wie haben Sie das gemeint?


  DE: Eine Zeitzeugin bin ich vielleicht in dem Sinne, daß Luis Andrés Edo eine unerschöpfliche Quelle von Informationen war. Er hat den Bürgerkrieg als Kind miterlebt und war dann ab Ende der 40er Jahre im antifaschistischen oder antifranquistischen Widerstand tätig. Dadurch, daß er immer wieder erzählt hat von den Menschen und den Genossen, die mit ihm zusammen gekämpft haben oder die noch früher gelebt und eine Bedeutung für den spanischen Anarchismus hatten, habe ich doch einiges Wissen über den Spanischen Bürgerkrieg und all das, was den spanischer Anarchismus betrifft und danach noch passiert ist.


  SB: Was wären denn - wenn man das überhaupt sagen kann - Ihrer Meinung nach die größten Irrtümer in der vorherrschenden Geschichtsschreibung zum Spanischen Bürgerkrieg?


  DE: Ich weiß nicht, was in Deutschland alles drüber geschrieben wurde, aber es gibt zwei Seiten, die die Geschichte bewerten. Auf der einen Seite die franquistische, faschistische Seite und auf der anderen Seite die antifaschistische, also die beiden Seiten, die im Bürgerkrieg gegeneinander gekämpft haben. Ich weiß nicht, ob man den Anarchisten irgendwelche Fehler wirklich zuschreiben kann. Es war ja so, daß Franco den Putsch machte und sofort Hilfe von Nazi-Deutschland bekam. Die Truppen, die in Marokko stationiert waren, wurden mit Hilfe deutscher Schiffe aufs Festland gebracht, wodurch Franco den Putsch, der sonst vermutlich zusammengebrochen wäre, aufrechterhalten konnte. Die Deutschen - die deutsche Luftwaffe, die Legion Condor, hat bis zum Ende des Bürgerkrieges Städte bombardiert - haben genauso wie das faschistische Italien unter Mussolini das faschistische Spanien unterstützt.


  Auf der anderen Seite gab es nur ein Land, daß die Verteidiger der Republik unterstützt hat, und das war die Sowjetunion. Die war nicht daran interessiert, daß die Anarchisten oder Anarcho-Syndikalisten die Revolution machen, sondern wollte den Kommunismus durchsetzen, und das führte dazu, daß schließlich die Kommunisten, die im ersten Jahr des Bürgerkriegs erstarkt sind, gegen die Anarchisten vorgegangen sind. Dadurch fiel praktisch der Kampfeswillen zusammen, weil die Anarchisten boykottiert wurden und sahen, daß sie irgendwie auf verlorenem Posten stehen.


  SB: Es heißt, die anarcho-syndikalistischen Kämpfer Barcelonas wären innerhalb der Volksfront mit schlechten Waffen ausgerüstet worden. Wissen Sie, wann das war? Läßt sich das belegen?


  DE: Ja, das läßt sich belegen. Die Anarchisten haben am 19. Juli 1936 die Kasernen gestürmt und die Waffen der Armee erbeutet. Doch dann kamen mit Fortdauer des Krieges Waffen aus der Sowjetunion, aber nicht in die Hände der Anarchisten, sondern wurden praktisch der Regierung übergeben. Ab einem gewissen Zeitpunkt - 1937 oder 1938 - war es ein Kommunist, der an der Regierung stand, und alles, was aus der Sowjetunion kam, wurde dann eben an die Kommunisten gegeben und nicht an die Anarcho-Syndikalisten oder Anarchisten. Es ist auch bekannt und belegt, daß Juan Negrín, der damals Ministerpräsident war, mehr oder weniger das gesamte Gold, das in der spanischen Bank war, nach Moskau gegeben hat und dafür die Waffen bekam.


  SB: Was war denn, von der Sowjetunion einmal abgesehen, mit den anderen Staaten? Es gab ja eine Absprache zwischen den europäischen Staaten, sich nicht in den sogenannten Bürgerkrieg in Spanien einzumischen, an den sich manche gehalten haben und andere nicht.


  DE: Vor allem Frankreich und Großbritannien waren schlicht für die Nichtintervention. Das hat die spanische Republik diesen beiden Ländern sehr übel genommen, weil sie dadurch den Faschisten mehr oder weniger dazu verholfen haben, überhaupt ihren Putsch weiterzuführen. Wenn diese Länder eingeschritten wären und Hilfe geleistet hätten, dann wäre das vielleicht anders ausgegangen. Aber sie haben gesagt, wir wollen das nicht, um, glaube ich, Hitler nicht zu reizen. Aber Hitler hatte ja seine eigenen Pläne, da brauchte niemand zu kommen, um ihn zu reizen. Doch kommen wir noch einmal auf die Frage zurück: War das ein Bürgerkrieg oder was war das eigentlich? Viele Historiker gehen davon aus, daß es der Beginn des Zweiten Weltkrieges war.


  SB: Wie stark waren denn linke Bewegungen in den übrigen europäischen Staaten, für die das republikanische Spanien als demokratisches oder vielleicht auch sozialistisches Beispiel von besonderem Interesse war?


  DE: Die einzige linke Regierung, die es damals gab, glaube ich, war die Léon Blums in Frankreich. Ab 1936, mit Beginn des Bürgerkriegs oder wie immer man das nennen möchte, kamen dann Linke aus ganz Europa und aus den Vereinigten Staaten nach Spanien. Das waren aber keine linken Bewegungen, sondern, soweit ich weiß, mehr oder weniger Individuen, die dort für die Freiheit und gegen den Faschismus kämpfen wollten. Das war 1936, als Hitler schon drei Jahre an der Macht war. Ich denke, auch wenn viele Deutsche vielleicht immer noch behaupten, sie hätten nicht gewußt, was Hitler wollte, daß viele doch gesehen haben, daß das alles Kriegsvorbereitungen waren. Es war ja auch nicht nur die Luftwaffe. Die Legion Condor hat natürlich Waffen getestet, Brandbomben und Phosphorbomben, die schon damals völkerrechtlich verboten waren und die sie auf die Zivilbevölkerung, also auf Städte und Dörfer, abgeworfen und eben ausprobiert hat, was dann passiert.


  SB: In Spanien gibt es viele tragische Schicksale von Menschen, die in diesem Krieg ihr Leben verloren haben und deren Leichname für eine sehr lange Zeit nicht geborgen wurden. Soweit ich weiß, wurde erst vor relativ kurzer Zeit damit angefangen, die Bergung dieser Opfer einzufordern. Können Sie etwas zum aktuellen Stand dieser Bemühungen sagen?


  DE: Das war eine Forderung, die schon etwa 1976/77 aufkam, allerdings noch nicht in dem Maße verbreitet war, wie sich das dann mit der Zeit entwickelte. Die Opfer beziehungsweise ihre Familien mußten ja praktisch 40 Jahre schweigen. Die durften gar nicht sagen: Unser Mann oder Bruder oder wer auch immer ist von den Faschisten ermordet worden. Das lag alles unter einem Mantel des Schweigens, und es dauerte eine gewisse Zeit in der Demokratie oder wie man das System nennen möchte, bis sich da was getan hat. Das ist, glaube ich, auch das große Versagen der Sozialistischen Partei, die 8 oder sogar 12 Jahre die absolute Mehrheit hatte, aber nichts gemacht hat. Wahrscheinlich hat auch dieser Pakt, den sie mit den Franquisten geschlossen haben, nämlich alles ruhen zu lassen, eine Rolle gespielt. Das Amnestiegesetz, das erlassen wurde, bedeutete zwar auf der einen Seite die Freilassung der politischen Gefangenen, aber auf der anderen Seite auch Straflosigkeit für die Täter. Deswegen ist bis heute noch niemand vor Gericht gebracht worden, obwohl manche Täter noch leben.


  In den 1990er Jahren wurde diese Strömung immer stärker. Überall wurden Vereinigungen gegründet, um die spanische Geschichte aufzuarbeiten, und innerhalb dieser Bewegung entstanden dann Gruppen, die konkret nach ihren Angehörigen suchten. Der Stand ist, daß Gräber gefunden, sterbliche Überreste ausgegraben und DNA-Analysen gemacht wurden, um feststellen zu können, wer da eigentlich drin liegt. Aber es gibt immer noch ca. 100.000 oder 120.000 dieser Opfer, die irgendwo an den Straßenrändern verscharrt sind, und die Regierung will kein Geld dafür geben.


  SB: In der Veranstaltung heute morgen haben Sie gesagt, daß Sie in Barcelona leben, sich aber nicht als Katalanin verstehen. Wie stehen Sie denn zur Unabhängigkeitsbewegung Kataloniens?


  DE: Wenn ich mich als Anarchistin oder Libertäre definiere, dann will ich natürlich keinen Staat und auch nicht einen neuen Staat. Für mich gilt das förderalistische Prinzip, und deshalb finde ich es wichtig, daß man eben auf gleicher Augenhöhe miteinander diskutiert und sich abspricht. Und so würde ich es unterstützen, wenn - was viele inzwischen wollen - in Spanien die Verfassung neu diskutiert und darüber gesprochen wird, ob man die parlamentarische Monarchie weiter beibehält oder vielleicht eine andere Staatsform, nämlich einen förderalistischen Staat wie in der Bundesrepublik oder sonstwo, als neues System wählt.


  SB: Könnte es eine Lösung sein, mit der sich zumindest ein gewisser politischer und sozialer Fortschritt auch für Katalonien oder das Baskenland realisieren ließe, wenn Spanien sich eine neue Verfassung gäbe ähnlich dem deutschen Grundgesetz, in dem das föderale Staatsprinzip festgeschrieben wurde?


  DE: Ich glaube, das würde viele Gemüter beruhigen, die zur Zeit sehr aufgebracht sind, und die Menschen kämen wieder dazu, miteinander zu sprechen. Wenn das nicht geschieht, wird der spanische Staat wahrscheinlich weiter implodieren und erodieren, wie auch immer das aussehen mag, und wird schließlich aufhören zu existieren.


  SB: Welche Optionen gäbe es Ihrer Einschätzung nach seitens der EU oder auch der NATO, sollte in Spanien tatsächlich die staatliche Ordnung zusammenbrechen? Wäre das für diese Institutionen irgendwie noch akzeptabel oder würden sie womöglich Maßnahmen ergreifen, um den Status Quo zu erhalten?


  DE: Das kann ich nicht sagen. Zumindest die Katalanen wollen ja, daß der neue katalanische Staat in der EU und in der NATO bleibt. Aber in der NATO zu bleiben bedeutet doch, soweit ich weiß, eine eigene Armee zu haben. Da taucht doch die Frage auf, woher würde dieser neue Staat das Geld für eine Armee nehmen? Und würden die Katalanen überhaupt eine Armee wollen?


  SB: Wenn Sie Ihre Lebenserfahrungen zusammenbündeln wollten, wenn vielleicht jüngere Menschen danach fragen, was die Quintessenz dessen sei, was Sie in Ihrem Leben gelernt und erfahren haben, was würden Sie wohl antworten?


  DE: Ich bin dem Leben sehr dankbar, weil ich so erzogen worden bin, daß ich kritisch denken lernte. Sicherlich haben auch meine Eltern dazu beigetragen. Diesen Lernprozeß habe ich dann auf der Universität weiter fortgesetzt. Damals waren die Universitäten noch ein bißchen anders als vielleicht in den letzten 15 Jahren. Damals hat man auf kritisches Denken und die Analyse von Texten unheimlich viel Wert gelegt, was, wie ich glaube, inzwischen verlorengegangen ist. Das Wichtigste ist doch auch hier die Selbstbestimmung, die ja auch ein anarchistisches Prinzip ist. Die ist im Grundgesetz verankert, aber meiner Meinung nach darf sich hier eigentlich niemand wirklich selbst verwirklichen.


  SB: Vielen Dank, Frau Ensinger, für das Gespräch.


  

  Fußnoten:


  [1]Quer denken, gerade leben - Erinnerungen an mein Leben mit Luis Andrés Edo. Von Doris Ensinger (Barcelona), erschienen im Juni 2015 in der Reihe "Anarchistische Erinnerungen" im verlag barrikade. ISBN 978-3-921404-01-0


  [2]Die CNT (Confederación Nacional del Trabajo) ist eine Föderation anarcho-syndikalistischer Gewerkschaften, die 1910 in Barcelona gegründet wurde. Mit rund zwei Millionen Mitgliedern nahm sie eine wichtige Rolle im Kampf gegen die Franco-Diktatur ein. 1939 wurde sie zwar zerschlagen, setzte ihren Widerstandskampf jedoch aus dem französischen Exil fort. Nach dem Tod Francos versuchte die CNT, sich in Spanien zu reorganisieren, konnte jedoch nicht an ihre frühere Größe anknüpfen.


  

  Berichte und Interviews zur 20. Linken Literaturmesse im Schattenblick unter

  www.schattenblick.de / INFOPOOL → DIE BRILLE → REPORT:


  BERICHT/030: Links, links, links - Getrennt publizieren, gemeinsam agieren ... (SB)

  BERICHT/031: Links, links, links - in jedem Falle unbestechlich ... (1) (SB)

  BERICHT/032: Links, links, links - in jedem Falle unbestechlich ... (2) (SB)

  BERICHT/033: Links, links, links - in jedem Falle unbestechlich ... (3) (SB)

  BERICHT/034: Links, links, links - Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit ... (SB)

  BERICHT/035: Links, links, links - dem Mainstream vorauseilend gehorsam ... (SB)

  BERICHT/036: Links, links, links - Das wollt ihr nicht erleben ... (SB)

  INTERVIEW/027: Links, links, links - strukturell faschistoid ...  Wolf Wetzel im Gespräch (SB)

  INTERVIEW/028: Links, links, links - Neue Pläne ...  Susann Witt-Stahl im Gespräch (SB)

  INTERVIEW/029: Links, links, links - Familiendämmerung ...  Gisela Notz im Gespräch (SB)

  INTERVIEW/030: Links, links, links - vom fernen Verwandten ...  Peter Betscher im Gespräch (SB)

  INTERVIEW/032: Links, links, links - Teilen bis zur Revolution ...  Daniel Horneber im Gespräch (SB)

  INTERVIEW/033: Links, links, links - Politik stirbt in repressiven Raten ...  Uschi Grandel im Gespräch (1) (SB)

  INTERVIEW/034: Links, links, links - Nur wer festhält, bleibt sich treu ...  Rehzi Malzahn im Gespräch (SB)

  INTERVIEW/035: Links, links, links - alte Kämpfe, neue Wege ...  Uschi Grandel im Gespräch (2) (SB)

  INTERVIEW/036: Links, links, links - Stille Wasser ...  Martin Birkner im Gespräch (SB)

  INTERVIEW/037: Links, links, links - Domestiziert zum Schlachten ...  Hans Modrow im Gespräch (SB)

  INTERVIEW/038: Links, links, links - autark und souverän ...  Kai Ehlers im Gespräch (SB)


  Zur 19. Linken Literaturmesse 2014 siehe unter dem Sammeltitel "Linksliteraten" im Schattenblick unter:
 http://www.schattenblick.de/infopool/d-brille/ip_d-brille_report_bericht.shtml

  http://www.schattenblick.de/infopool/d-brille/ip_d-brille_report_interview.shtml


  8.Januar 2016
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  LESUNG/5182: Magdeburg - Samuel Finzi und Claudia Michselsen lesen im Schauspielhaus, 31.1.2016


  

  Samuel Finzi und Claudia Michselsen lesen im Schauspielhaus des Theaters Magdeburg



  Am Sonntag, 31.1.2016 um 11.00 Uhr lesen Samuel Finzi und Claudia Michelsen im Rahmen der deutschlandweiten Lesereihe »Tatort: Schlachtfeld. Lesung und Gespräch zum Ersten Weltkrieg« auf der Bühne des Schauspielhauses.


  Gewaltfaszination, Zerstörung als Motor für Erneuerung, Grenzüberschreitungen und die Verzweiflung an der Sinnlosigkeit des Krieges in einer bundesweiten Lesereihe geben Schauspieler wie Ulrich Matthes, Burghart Klaußner, Ulrich Tukur, Elisabeth Brück, Barbara Auer und Nicole Heesters Dichterinnen und Intellektuellen, Kriegsgegnerinnen und Kriegsbegeisterten, Mitgerissenen und Zweifelnden aus den Jahren 1914 bis 1918 ihre Stimme und setzen damalige Positionen in Bezug zu aktuellen Debatten. Nach dem Auftakt der Reihe am Haus der Kulturen der Welt in Berlin lesen am Theater Magdeburg Claudia Michelsen und Samuel Finzi, beide bekannt als Magdeburger Kriminalkommissare aus der ARD-Fernsehserie »Polizeiruf 110«, aus Tagebüchern, Briefen und Romanen europäischer und außereuropäischer Autoren wie Stefan Zweig, Karl Kraus, Anatole France, John Dos Passos, Jaroslav Hasek, Ernst Jünger, Harry Graf Kessler, Ernst Toller, Rabindranath Tagore, Thomas Mann und Carl Zuckmayer.


  Ein Expertengespräch mit Dr. Ernst Piper (Historiker und Verleger) und Tino Sorge (MdB CDU) im Anschluss an die Lesung vertieft die Auseinandersetzung mit einem Krieg, der wie kaum ein anderer Künstler und Literaten seiner Zeit beschäftigt hat und der - vor dem Hintergrund gegenwärtiger Entwicklungen - dazu auffordert, Fragen nach politischer und ziviler Verantwortung neu zu stellen. Eine bundesweite Lesereihe in Kooperation mit dem Haus der Kulturen der Welt, Berlin, im Rahmen des Projekts »100 Jahre Gegenwart«.


  Lesung am Sonntag, den 31.1.2016 um 11.00 im Schauspielhaus/Bühne


  Karten: 15 / erm. 8 Euro

  Reservierung und Kauf an der Theaterkasse: 0391 - 40 490 490

  oder online unter www.theater-magdeburg.de


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung, 05.01.2016

  Theater Magdeburg

  Universitätsplatz 9

  39104Magdeburg

  Internet: www.theater-magdeburg.de
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  LESUNG/5181: Berlin - Lesung und Konzert mit N. Hummelt, M. Brück, J. Parr, 18.1. (Literaturwerkstatt)


  

  Literaturwerkstatt Berlin, Programmvorschau für Januar 2016


  Mo 18.01.2016 20:00 Uhr

  Lieder und Dichter: Die Winterreise

  LESUNG & GESPRÄCH



  Lesung und Konzert mit Norbert Hummelt, Autor, Berlin, Markus Brück, Sänger, Berlin, und John Parr, Pianist, Berlin


  Klassisches Kunstlied trifft moderne Lyrik. Am zweiten Abend der Reihe »Lieder und Dichter« steht ein Meisterwerk des deutschen romantischen Kunstlieds auf dem Programm: die »Winterreise« von Franz Schubert zu Texten von Wilhelm Müller.


  Mit den Versen »Fremd bin ich eingezogen / Fremd zieh' ich wieder aus« beginnt der Zyklus von 24 Liedern für Bariton und Klavier, den Schubert kurz vor seinem Tod komponierte. Bis heute zählt dieses Werk zu den ergreifendsten künstlerischen Manifestationen von Außenseitertum und Einsamkeit. Mit seiner tiefen Verbindung aus volksliedhafter Schlichtheit und Pathos ist die ganze Ausdrucksfülle romantischer Poesie und Musik darin enthalten.


  Der Lyriker Norbert Hummelt (*1962 Neuss) stellt der »Winterreise« eigene Texte gegenüber. Bereits im letzten Kapitel seines Debütbands »knackige codes« (Druckhaus Galrev 1993) entwickelte Hummelt einen dichterischen Parallelzyklus zu Müllers Texten und zur Schubert'schen Komposition. Das war der Beginn einer bis heute anhaltenden Auseinandersetzung mit diesem Werk, das den Dichter nach eigenen Auskünften »wegen des Gefühls einer abgrundtiefen Verlorenheit« nachhaltig beeinflusste. Bariton Markus Brück aus dem Sängerensemble der Deutschen Oper Berlin präsentiert seine Interpretation der Schubert-Lieder. Begleitet wird er von John Parr am Flügel.


  Eine gemeinsame Veranstaltung der Deutschen Oper Berlin und der Literaturwerkstatt Berlin/Haus für Poesie.


  Tickets gibt es beim Kartenservice und an der Kasse der

  Deutschen Oper Berlin, Tel.: 030. 343 84 343,

  www.deutscheoperberlin.de


  Ort: Deutsche Oper Berlin

  Foyer

  Bismarckstraße 35, 10627 Berlin


  Eintritt: 16/8 Euro


  *


  Quelle:

  Literaturwerkstatt Berlin, Programmvorschau für Januar 2016

  Knaackstr. 97, D-10435 Berlin

  Presse/Öffentlichkeitsarbeit

  Boris Nitzsche/Jutta Büchter

  Telefon: +49. 30. 48 52 45 - 25, Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

  E-Mail: presse@literaturwerkstatt.org

  Internet: www.literaturwerkstatt.org
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  LESUNG/5180: Berlin - p0es1s. Digitale Poesie. mit F.W. Block, J. Piringer, 14.1. (Literaturwerkstatt)


  

  Literaturwerkstatt Berlin, Programmvorschau für Januar 2016


  Do 14.01.2016 19:00 Uhr

  p0es1s. Digitale Poesie. Positionen

  LESUNG & GESPRÄCH



  Mit Friedrich W. Block, Künstler und Autor, Kassel, und Jörg Piringer, Künstler, Wien


  

  Moderation: Jörgen Schäfer, Literaturwissenschaftler, Siegen


  Welche Sprachen spricht die Poesie? Natürliche, künstliche, alle? Seit Jahren beschäftigt sich die Literaturwerkstatt Berlin/Haus für Poesie mit den Sprachen der Poesie, inklusive der digitalen. Bereits 2004 fand die erste große Ausstellung »p0es1s. Digitale Poesie« in Berlin statt.


  »Es steht fest, dass die digitale Poesie in die Zeit der Retrospektive gekommen ist. Ist sie auch bereits an ihrem Ende?« resümiert Friedrich Block. Welches neue Potenzial entfaltet sie und in welche Richtung bewegt sie sich? Die »digital natives« sind herangewachsen, und es gibt unzählige Produkte für ein vernetztes, digitales Leben. Doch die Masse an neuen Geräten und Anwendungen sowie die damit verbundenen Möglichkeiten bringen nicht automatisch künstlerische Innovationen hervor.


  Zwei Protagonisten dieses Genres, das sich zwischen Programmiersprachen, Multimedia-Kunst und natürlichem Sprechen bewegt, zeigen computerorientierte Sprach-Kunst und diskutieren ihre Entwicklung. Friedrich W. Block (*1960 Berlin) hat die Ausstellungen »p0es1s« ab 2004 kuratiert - die erste wurde 1992 gezeigt. Er ist Literaturwissenschaftler, Künstler und Kurator, leitet die Stiftung Brückner-Kühner in Kassel sowie den Kunsttempel. Er setzt sich theoretisch und künstlerisch mit der digitalen Poesie auseinander, zuletzt in »p0es1s. Rückblick auf die digitale Poesie« (Ritter-Verlag 2015) - Grundlage und Anlass des Abends.


  Jörg Piringer (*1974 Wien) ist Mitglied des Instituts für trans-akustische Forschung und des Gemüseorchesters. Piringer agiert zwischen Sprachkunst, Musik, Performance und poetischer Software, beispielsweise hat er seinen Computer darauf dressiert, Klanggedichte zu erzeugen.


  Mit freundlicher Unterstützung des Österreichischen Kulturforums Berlin.


  *


  Quelle:

  Literaturwerkstatt Berlin, Programmvorschau für Januar 2016

  Knaackstr. 97, D-10435 Berlin

  Presse/Öffentlichkeitsarbeit

  Boris Nitzsche/Jutta Büchter

  Telefon: +49. 30. 48 52 45 - 25, Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

  E-Mail: presse@literaturwerkstatt.org

  Internet: www.literaturwerkstatt.org
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  LESUNG/5179: Stuttgart - Clemens Setz, Die Stunde zwischen Frau und Gitarre, 12.01.2016


  

  Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Januar 2016


  Dienstag, 12.01.16, 20.00 Uhr

  Die Stunde zwischen Frau und Gitarre

  Clemens Setz

  Lesung und Gespräch

  Moderation: Ijoma Mangold



  "Es gibt mehr Dinge zwischen Mensch und Mensch als zwischen Himmel und Hölle." Clemens Setz Und der Literaturchef der ZEIT, Ijoma Mangold, ergänzt: "Es gibt mehr Dinge zwischen Himmel und Hölle, als es unsere Wahrnehmungskonventionen vorgesehen haben." Und er resümiert: "Clemens J. Setz' Roman ist, man kann es nicht anders sagen, ein irrsinniger, ein genialer Roman. Er hat das Zeug, zu einem Kultroman zu werden." Ausgangsbasis des Textes ist ein Wohnheim für behinderte Menschen; dort wird die junge Natalie Reinegger Bezugsbetreuerin von Alexander Dorm, ein Mann von unberechenbarem Temperament, an den Rollstuhl gebunden. Dennoch erhält er jede Woche Besuch - ausgerechnet von Christopher Hollberg, jenem Mann, dessen Leben er vor Jahren zerstört haben soll, als er ihn als Stalker verfolgte und damit Hollbergs Frau in den Selbstmord trieb. Natalie Reinegger versucht, hinter das Geheimnis des undurchschaubaren Besuchers zu kommen und die Motive seines Handelns zu verstehen.


  1982in Graz geboren, lebt Clemens J. Setz auch heute als Übersetzer und freier Schriftsteller und Lyriker in Graz. 2011 wurde er für seinen Erzählband "Die Liebe zur Zeit des Mahlstädter Kindes" mit dem Preis der Leipziger Buchmesse ausgezeichnet; sein Roman "Indigo" stand auf der Shortlist des Deutschen Buchpreises 2012 und für "Die Stunde zwischen Frau und Gitarre" erhielt er jüngst den mit 30.000 EUR dotierten Wilhelm-Raabe-Literaturpreis. 2014 erschien sein erster Gedichtband "Die Vogelstraußtrompete".


  Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-


  *


  Quelle:

  Newsletter, Programmvorschau für Januar 2016

  Literaturhaus Stuttgart

  Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

  Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

  E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

  Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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  AUSSICHTEN/7419: Und morgen, den 9. Januar 2016 (SB)


  

  +++ Vorhersage für den 09.01. bis zum 10.01.2016 +++



  
    
      [image: Jean-Luc 7419 Wetterfrosch - © 2016 by Schattenblick]


      


      
        Sonnenblinzelnd, meistens trübe,

        flieht der Tag gedämpft dahin.

        Jean-Luc zieht sie ein, die Rübe,

        und bleibt in der Mulde drin.
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  TREFF/411: Hannover - Herrenhäuser Forum. Atomare Aufrüstung im Zweiten Weltkrieg, 2.2.2016


  

  idw - Pressemitteilung: VolkswagenStiftung


  Atomare Aufrüstung im Zweiten Weltkrieg: Forum analysiert Verantwortlichkeiten und Folgen



  Kurz nach der Entdeckung des Prinzips der Kernspaltung 1938 durch Otto Hahn und Fritz Straßmann gründeten die Nationalsozialisten die "Arbeitsgemeinschaft für Kernphysik", auch "Uranverein" genannt. Das Ziel: die Kernspaltung militärisch nutzbar machen. Die Quellen sind widersprüchlich, ob es deutschen Wissenschaftlern gelang, eine kontrollierte nukleare Kettenreaktion in einem Reaktor zu erzeugen. Die Amerikaner hingegen warfen im August 1945 zwei Atombomben über Japan ab. Nach seiner Kriegsgefangenschaft engagierte sich Hahn für die friedliche Nutzung der Kernenergie, für Abrüstung und Völkerverständigung, und gehörte zu den Verfassern der sogenannten "Göttinger Erklärung" gegen die Aufrüstung der Bundeswehr mit Kernwaffen. Welche Personen arbeiteten im Nationalsozialismus an den Kernforschungsprojekten? Welche Motive bewegten die Unterzeichner der "Göttinger Erklärung"? Und welchen Nachhall haben diese Ereignisse in der heutigen Zeit?


  Herrenhäuser Forum: Von der "Uranmaschine" zum Göttinger Manifest - Wissenschaft und Atomwaffen in Deutschland von 1938-1957


  Dienstag, 2. Februar 2016, 19 Uhr

  Auditorium, Tagungszentrum Schloss Herrenhausen, Hannover


  Der Eintritt ist frei, die Kapazitäten sind begrenzt. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich, Einlass beginnt um 18:15 Uhr.


  PROGRAMM:


  Lesung

  Günther Schaupp, Schauspieler, Hamburg


  Vorträge

  Prof. Dr. Dieter Hoffmann, Max-Planck-Institut für Wissenschaftsgeschichte, Berlin

  Dr. Robert Lorenz, Institut für Demokratieforschung, Göttingen


  Podiumsgespräch mit den Vortragenden


  Moderation durch Dr. Wilhelm Krull, VolkswagenStiftung


  Weitere Informationen finden Sie unter

  http://www.volkswagenstiftung.de/veranstaltungen


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

  http://idw-online.de/de/institution458


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

  VolkswagenStiftung, Jens Rehländer, 07.01.2016

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  VORTRAG/528: Frankfurt (Oder) - Rolle der Historiker bei der Geschichtsvermittlung, 12.1.2016


  

  idw - Pressemitteilung: Europa-Universität Viadrina Frankfurt (Oder)


  Französischer Historiker hält Antrittsvorlesung an der Europa- Universität Viadrina



  Er ist einer der renommiertesten Experten Frankreichs für die Erforschung des Ersten Weltkriegs und Berater der französischen Regierung für die offiziellen Gedenkfeierlichkeiten an den Ersten Weltkrieg: der Historiker Prof. Dr. Nicolas Offenstadt. Am Dienstag, dem 12. Januar, 18.15 Uhr, stellt sich der Geschichtswissenschaftler von der Pariser Universität Panthéon-Sorbonne mit einer Antrittsvorlesung an der Europa-Universität Viadrina Frankfurt (Oder) vor. In seinem öffentlichen Vortrag skizziert er die Rolle, die Historikerinnen und Historikern bei der Vermittlung von Geschichte in der Öffentlichkeit zukommt.


  "Welche Geschichte für die Öffentlichkeit?" - französischer Historiker hält Antrittsvorlesung an der Europa-Universität Viadrina


  Er ist einer der renommiertesten Experten Frankreichs für die Erforschung des Ersten Weltkriegs und Berater der französischen Regierung für die offiziellen Gedenkfeierlichkeiten an den Ersten Weltkrieg: der Historiker Prof. Dr. Nicolas Offenstadt. Am Dienstag, dem 12. Januar, 18.15 Uhr, stellt sich der Geschichtswissenschaftler von der Pariser Universität Panthéon-Sorbonne mit einer Antrittsvorlesung an der Europa-Universität Viadrina Frankfurt (Oder) vor. In seinem öffentlichen Vortrag skizziert er die Rolle, die Historikerinnen und Historikern bei der Vermittlung von Geschichte in der Öffentlichkeit zukommt. Denn nicht allein "Berufshistoriker" vermitteln Geschichte, sondern auch Medien und Laien. Interessierte sind herzlich eingeladen in den Senatssaal im Viadrina-Hauptgebäude, Große Scharrnstraße 59, Raum 109.


  Prof. Dr. Nicolas Offenstadt ist seit Beginn des Wintersemesters 2015/2016 Inhaber der Gastprofessur "Pensées Françaises Contemporaines" an der Europa-Universität Viadrina. Während seines sechsmonatigen Forschungsaufenthaltes in Frankfurt (Oder) forscht der Gastprofessor zur Erinnerung an den Ersten Weltkrieg in der DDR. Der Historiker veröffentlicht regelmäßig Artikel im Feuilleton der Tageszeitung "Le Monde". Als Gründungsmitglied des "Komitees zur Überwachung des öffentlichen Umgangs mit der Geschichte" nimmt er dezidiert zu Fragen der Instrumentalisierung von Geschichte durch Politik Stellung.


  Europa-Universität Viadrina

  www.europa-uni.de


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

  http://idw-online.de/de/institution39


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

  Europa-Universität Viadrina Frankfurt (Oder), Michaela Grün,

  07.01.2016

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  GLEICHHEIT/5777: Nordkorea führt vierten Atomtest durch


  

  World Socialist Web Site

  Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale


  Nordkorea führt vierten Atomtest durch


  Von Peter Symonds

  8.Januar 2016



  Nordkorea führte am Mittwoch seinen vierten unterirdischen Atomtest durch und löste damit eine Welle von Protesten aus, die von den Vereinigten Staaten angeführt wurde. Der Test wird die gefährliche Situation in Nordostasien und der gesamten Region weiter verschärfen. Diese angespannte Lage ist durch den Konfrontationskurs der Obama-Regierung gegen China mit seiner "Konzentration auf Asien" geschaffen worden.


  Die offizielle Nachrichtenagentur KCNA erklärte, dass der nordkoreanische Atomtest - der erste seit 2013 - ein "voller Erfolg" und an der unterirdische Explosion eine Wasserstoffbombe beteiligt gewesen sei. Mehrere Analysten stellen letztere Behauptung in Frage, weil eine Wasserstoffbombe, ein zweistufiges System, das eine Fusionsreaktion in Gang setzt, eine viel größere Explosionsenergie hätte erzeugen müssen, als von ersten seismischen Messungen registriert wurde.


  Der Pressesprecher des Weißen Hauses, Josh Earnest, verurteilte Nordkoreas "zunehmend provokatives Verhalten", welches das Land "zu einem der am meisten isolierten Länder der Welt" gemacht habe. Die Obama-Regierung gerät im Kongress schon unter Druck, noch härtere Maßnahmen zu ergreifen. "Die Antwort auf Nordkoreas Drohungen ist mehr Druck, nicht weniger", sagte Ed Royce, der Republikanische Vorsitzende des Außenpolitischen Ausschusses des Repräsentantenhauses. "Die Nordkorea-Politik der Regierung ist ein einziger Fehlschlag."


  US-Verbündete in Asien und Europa schlossen sich der Verurteilung Nordkoreas an. Der japanische Ministerpräsident Shinzo Abe verurteilte den Atomtest "entschieden" und bezeichnete ihn als eine "schwere Bedrohung der Sicherheit unseres Landes". Die südkoreanische Präsidentin Park Geun-hye berief eine Dringlichkeitssitzung des Nationalen Sicherheitsrats ein. Sie erklärte, das Vorgehen Nordkoreas sei eine "schwere Provokation", und brachte "entsprechende Gegenmaßnahmen" ins Spiel. Die australische Außenministerin Julie Bishop sagte, der Test bestätige "den Status Nordkoreas als Schurkenstaat und seine ständige Bedrohung für Frieden und Sicherheit".


  Diese Bemerkungen sind völlig heuchlerisch. Die größte Bedrohung für den internationalen Frieden ist nicht das kleine, wirtschaftlich rückständige Nordkorea, sondern der US-Imperialismus. Washington führt gegenwärtig einen räuberischen Krieg im Nahen Osten und hat in den letzten fünf Jahren in ganz Asien die Spannungen mit seiner gegen China gerichteten "Konzentration auf Asien" verschärft. Seine provokativen militärischen Aktionen gegen die von China beanspruchten Territorien im Südchinesischen Meer drohen einen Konflikt zwischen Nuklearmächten zu entfachen.


  Die Vereinigten Staaten nutzen Nordkorea schon seit Langem als Hebel, um Druck auf China auszuüben und als Rechtfertigung für den Ausbau ihrer militärischen Präsenz in Nordostasien. Die Obama-Regierung weigert sich, an den von China unterstützten Sechs-Parteien-Gesprächen zur Lösung des nordkoreanischen Nuklearproblems teilzunehmen, wenn sich Pjöngjang nicht vorher den Forderungen der USA unterwirft. Nach dem Atomtest Nordkoreas 2013brachten die USA China dazu, härteren UN-Sanktionen zuzustimmen und verschärften damit die Wirtschaftskrise des Regimes in Pjöngjang.


  Gleichzeitig nutzte Washington den Test mit Hilfe von Japan und Südkorea als Vorwand für die Modernisierung seiner Raketenabwehrsysteme in Nordostasien. Solche Waffensysteme richten sich nicht in erster Linie gegen Nordkorea, sondern gegen China und auch gegen Russland. Sie haben auch keinen defensiven Charakter. Das Pentagon strebt an, einen nuklearen Erstschlag mit der Gewissheit führen zu können, dass ihr Raketenabwehrsystem einen darauffolgenden Gegenschlag Chinas oder Russlands verhindern kann.


  Außerdem ist die systematische Isolierung des unstabilen, von Fraktionen zerrissenen Regimes in Pjöngjang durch Washington ein nicht unbedeutender Faktor für die unberechenbaren, verzweifelten Aktionen des Regimes. Die Behauptungen Nordkoreas, seine Atomwaffen würden das Land gegen den US-Imperialismus schützen, sind absurd. Sollte Pjöngjang je versuchen, seine kleinen, primitiven Bomben einzusetzen, würden die USA das Land im Handumdrehen verwüsten und sein militärisches und wirtschaftliches Potential zerstören.


  Nordkoreas jüngster Atomtest scheint genauso stark darauf gerichtet zu sein, Zugeständnisse von China zu erpressen, wie den USA und seinen Verbündeten entgegenzutreten. Nach der letzten Zündung einer Atombombe 2013 durch Pjöngjang setzte Peking die härteren UN-Sanktionen durch und kühlte die Beziehungen zu seinem Verbündeten aus dem Kalten Krieg ab. Präsident Xi Jinping, der im März 2013 sein Amt antrat, hat den nordkoreanischen Präsidenten Kim Yong Un bisher noch nicht getroffen, aber Südkorea schon einen Besuch abgestattet, das sich formell immer noch im Kriegszustand mit Nordkorea befindet.


  Bemühungen, die Beziehungen wieder zu verbessern, führten aus Anlass einer Militärparade im Oktober zum Besuch eines hohen chinesischen Vertreters in Pjöngjang. Bei der Gelegenheit überbrachte dieser auch einen Brief Xis mit "besten Wünschen" an den nordkoreanischen Führer. Die Stimmung verschlechterte sich aber bald wieder, als Kim Yong Un im Dezember durchblicken ließ, dass Nordkorea wieder eine Atombombe testen werde, entgegen den Versicherungen gegenüber Peking, genau das nicht zu tun.


  China verurteilte den Test vom Mittwoch sofort. Die Sprecherin des Außenministeriums, Hua Chunying, erklärte, dass Peking "strikt gegen diesen Schritt" sei, und drängte Pjöngjang, "sein Versprechen zu erfüllen, die Atombewaffnung zurückzufahren". Ein Leitartikel in der staatlichen Global Times kritisierte Nordkoreas "wenig durchdachte Sicherheitspolitik, die sich auf Atomwaffen konzentriert". Der Leitartikel forderte das Land auf, "die langfristig negativen Auswirkungen auf die nordkoreanisch-chinesischen Beziehungen und auf seine eigene Entwicklung zu bedenken".


  Der jüngste Atomtest wird wahrscheinlich die Debatte in chinesischen herrschenden Kreisen wieder aufbrechen lassen, seinen nordkoreanischen Verbündeten ggf. fallen zu lassen. Peking steht vor einem Dilemma. Es ist tief besorgt, dass die Atomtests den USA einen Vorwand liefern, seine Konzentration von Militär in Asien zu beschleunigen, und Japan und Südkorea veranlassen könnten, selbst Atomwaffen herzustellen.


  Gleichzeitig ist China auch nicht daran interessiert, dass das nordkoreanische Regime zusammenbricht und eine soziale und politische Krise verursacht, die nach Nordchina ausstrahlen könnte und die Tür für ein pro-amerikanisches Regime in Pjöngjang oder ein wiedervereintes Korea öffnen könnte. Peking hat Nordkorea immer als nützlichen Sicherheitspuffer an seiner Nordgrenze betrachtet.


  Die koreanische Halbinsel ist nur einer der gefährlichen Krisenherde, welche die Obama-Regierung als Teil ihrer "Konzentration auf Asien" angeheizt hat. Die USA ermutigen Verbündete wie Japan, Südkorea, Australien und die Philippinen sowie strategische Partner wie Indien, eine aggressivere Haltung gegenüber China einzunehmen. Sie verwandeln die ganze Region damit in ein Pulverfass. Ein relativ geringfügiger Zwischenfall an der Grenze zwischen den beiden Koreas oder im Ost- oder Südchinesischen Meer kann zum Zündfunken für einen ausgedehnten Brand werden.
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  GLEICHHEIT/5776: Syriza legt Plan für drastische Rentenkürzung vor


  

  World Socialist Web Site

  Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale


  Syriza legt Plan für drastische Rentenkürzung vor


  Von Kumaran Ira

  8.Januar 2016



  Am Montag legte die griechische Regierung der "Koalition der Radikalen Linken" (Syriza) den Gläubigern des Landes (dem IWF, der EZB und der Europäischen Kommission) den Entwurf einer Rentenreform vor. Als Gegenleistung soll sie 5,7 Milliarden Euro aus dem Rettungsfonds erhalten. Der Entwurf soll angeblich bis Mitte Januar dem Parlament vorgelegt werden, das Anfang Februar darüber abstimmen wird.


  Die Kürzungen sind ein neuer Meilenstein in dem Angriff der Scharlatane von Syriza auf die Arbeiterklasse. Syriza ist vor einem Jahr mit dem Versprechen an die Macht gekommen, den Sparkurs der Europäischen Union zu beenden. Seither haben sie im Sommer vor den Forderungen der EU nach weiteren Sparmaßnahmen kapituliert und im Oktober einen drastischen Sparhaushalt verabschiedet. Jetzt arbeitet Syriza eng mit der EU zusammen, um die Ausgabenkürzungen durchzusetzen, die der Haushaltsplan erfordert.


  Nach der Wiederwahl im September verabschiedete Syriza im November ein Gesetz, das einen Großteil der Leistungen für Frührentner abgeschafft hat. Zudem wird das Rentenalter bis 2022 auf 67 Jahre erhöht, die Renten für unter 67-jährige Rentner um zehn Prozent gekürzt und die Beiträge zur Krankenversicherung erhöht.


  Die neuen Rentenkürzungen werden Millionen Familien ins Elend stürzen, für die die Rentenzahlungen überlebenswichtig sind. 45 Prozent der Rentner in Griechenland leben unter der offiziellen Armutsgrenze. Die durchschnittliche monatliche Rente in Griechenland ist durch die Auswirkungen des Sparkurses der EU von 1.350 Euro im Jahr 2009 auf 833 Euro im Jahr 2015 gesunken. Da ein Viertel der arbeitsfähigen Bevölkerung arbeitslos ist, sind die Renten in vielen Fällen die einzige Einkommensquelle für ganze Familien. Daher werden die Rentenkürzungen verheerende Folgen für Menschen aller Altersgruppen haben.


  Der Plan sieht Berichten zufolge eine Fusion der sechs größten Rentenfonds und Kürzungen der Rentenzahlungen von bis zu 30 Prozent vor. Die Untergrenze für Renten wird auf gerade mal 384 Euro monatlich festgelegt. Außerdem werden die Sozialversicherungsbeiträge der Unternehmen um ein Prozent, und der Beschäftigten um 0,5 Prozent erhöht.


  Auch die Pauschalsummen zum Renteneintritt sollen um zehn Prozent gekürzt werden, Zusatzrenten von mehr als 170 Euro pro Monat um fünfzehn bis zwanzig Prozent. Die griechische Tageszeitung To Vima schrieb beruhigend: "Die Regierung versucht jedoch, die Kürzungen so gering wie möglich zu halten."


  Der 170-seitige Gesetzentwurf sieht drastische Veränderungen bei der Berechnung der neuen Renten vor. Sie werden nach dem Durchschnittseinkommen des gesamten Arbeitslebens berechnet werden. Berichten zufolge werden nach der neuen Rentenreform Menschen, die 40 Jahre gearbeitet haben, etwa 60 Prozent des Durchschnittseinkommens erhalten, das sie in diesen 40 Jahren verdient haben. Neurentner, die mehr als 750 Euro Rente pro Monat erhalten, müssen mit einer Kürzung von fünfzehn Prozent rechnen.


  Vor den Rentenkürzungen hatte Syriza bereits harte Sparvorgaben umgesetzt, darunter die Reform des Rentensystems, Arbeitsmarktreformen, Änderungen am Steuersystem und andere Sparmaßnahmen, die die EU im letzten Juli gefordert hatte. Als Gegenleistung erhielt sie ein Rettungspaket von 86 Milliarden Euro. Nun fordern EU und IWF für die Auszahlung weiterer Kredite im nächsten Jahr Rentenkürzungen von 1,8 Milliarden Euro, d.h. von einem Prozent des Bruttoinlandsproduktes.


  Während die Syriza-Regierung neue Reformen forciert, planen ihre Funktionäre für die kommenden Tage ein Treffen mit den Finanzministern der EU und Vertretern des IWF. Bei dieser Gelegenheit wollen sie ihren ehrgeizigen Plan bewerben, die Rentenzahlungen für pensionierte Arbeiter drastisch zu reduzieren. Der griechische Finanzminister Euklid Tsakalatos wird sich in den kommenden Tagen mit seinem deutschen Amtskollegen Wolfgang Schäuble treffen.


  Am Montag erklärte der EU-Wirtschafts- und Währungskommissar Pierre Moscovici auf iTele: "Bisher hat die griechische Regierung ihre Versprechen gehalten. Aber sie muss auch bei den Renten ihre Versprechen halten, es muss eine echte Rentenreform geben. Wir können über Details diskutieren, aber bestimmte Eckpunkte müssen eingehalten werden. Diese Rentenreform muss bis Ende Januar durchgesetzt sein."


  Am gleichen Tag betonte Tsipras bei einem Treffen in der Syriza-Parteizentrale, wie wichtig es sei, Bündnisse mit den internationalen Gläubigern aufzubauen. Tsipras will sich Ende Januar mit IWF-Direktorin Christine Lagarde beim Weltwirtschaftsforum in Davos treffen.


  Während Syriza die Forderungen der EU nach drastischen Angriffen erfüllt, verschleiert sie ihre Strategie zur Zerschlagung des Rentensystems. Sie versucht, die unpopuläre Rentenkürzung als positive Maßnahme darzustellen und gibt den Vorgängerregierungen die Schuld an den sozialen Angriffen. So will sie ihre Rolle bei der Durchsetzung der Angriffe auf die Rentenansprüche der Arbeiter vertuschen.


  Regierungssprecherin Olga Gerovassili erklärte: "Die Regierung versucht den Zusammenbruch unseres Sozialversicherungswesens zu verhindern... die Oppositionsparteien müssen sie bei diesem nationalen Ziel unterstützen."


  Sie gab den Vorgängerregierungen die Schuld an den drastischen Leistungskürzungen in der Schuldenkrise: "Die durchschnittliche monatliche Rente lag im Jahr 2010 bei 1.480 Euro, als die [konservative] Nea Dimokratia und die [sozialdemokratische] Pasok die Macht abgaben, lag sie noch bei 863 Euro."


  Die ungeschminkte Wahrheit ist, dass Syriza entschlossen ist, drastische Sparmaßnahmen durchzusetzen. Der einzige Weg, erfolgreich gegen den Sparkurs zu kämpfen, ist die Mobilisierung der Arbeiterklasse in Griechenland und ganz Europa im Kampf gegen Syriza und die EU.


  Syriza ist seit fast einem Jahr an der Macht. Angesichts ihrer bisherigen Regierungsbilanz muss die Arbeiterklasse annehmen, dass ihre Zusicherung, sie werde die Renten so gut wie möglich schützen, eine dreiste Lüge ist. Syriza kam mit dem Versprechen an die Macht, das Austeritätsmemorandum der EU zu beenden, doch nur wenige Wochen später brach sie ihr Versprechen und verlängerte die verhasste Vereinbarung. Im Juli hielt Syriza ein Referendum über den Sparkurs der EU ab und rief dazu auf, mit "Nein" zu stimmen. Als tatsächlich eine klare Mehrheit mit "Nein" stimmte, ignorierte sie das Ergebnis und setzte ein drakonisches Sparpaket durch.


  Syrizas aktuelle Versprechen, die Rentenansprüche zu verteidigen, werden sich als genauso wertlos erweisen wie ihre früheren Versprechen, den Sparkurs zu beenden.


  Am Sonntag behauptete Ministerpräsident Alexis Tsipras in einem Interview mit Real News, seine Regierung werde nicht vor "unzumutbaren Forderungen" kapitulieren, sich aber "an das Abkommen halten."


  Tsipras erklärte, Griechenland werde in seinem Rentensystem in diesem Jahr Kürzungen in Höhe von 600 Millionen Euro vornehmen. Danach widersprach er sich mit der Behauptung, Syriza habe nicht vor, das Geld "nur durch Rentenkürzungen" einzusparen. Das Abkommen ermögliche auch "gleichwertige Maßnahmen", d.h. die Kürzungen könnten auch an anderen Programmen als im Rentensystem erfolgen.


  Weiter behauptete er jedoch, das Rentensystem sei "am Rande des Zusammenbruchs" und müsse reformiert werden.
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  GRASWURZELREVOLUTION/1522: Stuttgart 21


  

  graswurzelrevolution Nr. 405, Januar 2016

  für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft


  Stuttgart 21:

  Scheitern als Chance erkennen. Endlich Genugtuung vor Gericht. Doch was bringt das der Bewegung?


  von Julia v. Staden und Peter Grottian



  
    Am 19. November 2015, fünf Jahre nach Prozessbeginn, stellte das Stuttgarter Verwaltungsgericht fest, dass der brutale Polizeieinsatz gegen GegnerInnen des Großprojekts Stuttgart 21 am 30. September 2010 rechtswidrig war. Was bringt dieses Urteil der nach wie vor aktiven sozialen Bewegung gegen S21? Für die GWR analysieren die AktivistInnen Julia von Staden und Peter Grottian. (GWR-Red.)

  


  

  Stuttgart am 30.9.2010: Tausende S21-Gegner_innen versammeln sich im Stuttgarter Schlossgarten, um gegen anstehende Baumfällungen in der kommenden Nacht zu protestieren.


  Die Polizei geht in ihrem desolaten Einsatz äußerst brutal gegen die Demonstrant_innen vor: Sie setzen massiv Schlagstöcke, Pfefferspray und vier Wasserwerfer ein. Jugendliche suchen unter Plastikplanen Schutz vor dem harten Strahl der Wasserwerfer. Der aus den Augen blutende Dietrich Wagner stützt sich auf zwei Demonstranten, die ihn aus dem Gefahrenbereich führen. Polizisten prügeln wahllos in die Menge, sprühen Pfefferspray in die Gesichter derjenigen, die einfach nur vor ihnen stehen.


  Über 400 Demonstrant_innen werden verletzt, teilweise schwer. Es gibt Augenverletzungen bis zur Blindheit, Rippenbrüche, Platzwunden und Prellungen. Die Bilder von der Polizeigewalt aus dem beschaulichen Stuttgart gehen um die Welt. Obwohl noch in der Nacht fast dreißig teils sehr alte Bäume gefällt werden, geht die Bewegung gegen das unnütze Bahn- und Immobilienprojekt Stuttgart 21 aus dieser schlimmen Auseinandersetzung gestärkt hervor. Ein Aus von S21 scheint greifbar nahe.


  Es folgt ein "Faktencheck", bei dem S21-Befürworter_innen und S21-Gegner_innen unter Moderation von Heiner Geißler (CDU) dem bundesweiten TV-Publikum Vor- und Nachteile von S21 präsentieren. Im Jahr 2011 kommt mit Winfried Kretschmann ein grüner Ministerpräsident an die Regierung.


  Seit 2013 ist mit Fritz Kuhn auch ein Grüner als Oberbürgermeister Stuttgarts im Amt. Beides erklärte S21-Gegner - vor den Wahlen. Dass dadurch der Stopp von S21 irgendwie näher gekommen wäre? Fehlanzeige.


  Auch eine zeitnahe gerichtliche Verhandlung über die Unrechtmäßigkeit des Polizeieinsatzes am Schwarzen Donnerstag fand nicht statt. Das Land unter Kretschmann hatte sogar noch angestrebt, den seit 2012 ruhenden Prozess nicht wieder aufnehmen zu lassen. Dann die große Überraschung: Am 18. November 2015 kam es nach nur zwei Prozesstagen doch noch zur Entscheidung des Stuttgarter Verwaltungsgerichts zum Schwarzen Donnerstag: Der Polizeieinsatz am 30.9.2010 war rechtswidrig! Dieser Beschluss ist eine Genugtuung für viele S21-Gegner_innen. Und für die Schwerverletzten ist jetzt endlich der Weg für Schadensersatzklagen frei.


  Weitere Klagen der S21-Gegner_innen sind am Laufen. Zum Beispiel eine Strafanzeige gegen zwei Berliner Staatsanwälte, weil diese jegliche Ermittlungen wegen des Tatverdachts der Untreue gegen die Bahn-Vorstände Grube und Kefer verweigert haben. Auch die Ingenieure22 sorgen mit ihren teils detektivisch anmutenden Untersuchungen für ordentlich Sand im Getriebe des Prestigeprojekts. Doch das allein genügt nicht, um eine Bewegung zusammenzuhalten und voranzubringen. Nach 6 Jahren Protest gegen S21 gehen zwar noch immer Hunderte jeden Montag zur Demo, halten die Mahnwache am Hauptbahnhof Tag und Nacht besetzt, das Parkschützer-Büro in Betrieb und engagieren sich weiterhin in ihren Gruppen (z.B. die SeniorInnen gegen S21, die Blockadegruppe, diverse Stadtteilgruppen...). Doch das Ziel, S21 zu stoppen, ist in weite Ferne gerückt. Viele der S21-Gegner_innen haben sich entmutigt zurückgezogen. Sie scheinen darauf zu warten, dass sich das Projekt durch technische, finanzielle oder juristische Schwierigkeiten - mit Unterstützung der eigenen Expert_innen - von selbst erledigt. Politische Selbstermächtigung einer Bewegung sieht anders aus. Aber gibt es überhaupt noch die Möglichkeit, sich als große Bewegung wieder zusammenzufinden?


  Zeit für mehr Selbstreflexion der Bewegung gegen S21


  Selbstreflexion mit distanziertem Blick kann ein erster Schritt sein, sich erneut und anders auf den Weg zu machen. Eine selbstkritische Analyse der eigenen Strategie hat die Bewegung gegen S21 bisher kaum vorgenommen. Zwar fanden große und kleine Ratschläge und Gruppen-Diskussionen statt. Dabei ging es meist um kurzfristige taktische Entscheidungen. Eine wichtige Chance der Bewegung gegen S21 wurde bisher nicht genutzt: ihre Erfahrungen und die Einsicht, "es geht um mehr als nur einen Bahnhof", auch so handhabbar zu machen, dass daraus eine kritische Auseinandersetzung mit einer Schein-Beteiligungspolitik und Ministerpräsident Kretschmanns "Politik des Gehörtwerdens" aufgebaut werden konnte.


  Reden wir doch offen über die strategischen Fehler an bestimmten Gabelungen, an denen ein Scheitern des Projektes S21 möglich gewesen wäre. Wir stellen vier Thesen zu maßgeblichen Weichenstellungen, an denen die Bewegung nicht inne gehalten hat, um ihre Strategie zu reflektieren und entsprechend auszurichten, zur Diskussion:


  These 1: Es wurden nie ernsthafte Versuche unternommen, einen Aushandlungsprozess auf Augenhöhe anzustoßen.


  Beim Faktencheck zu S21 (Ende Oktober bis Ende November 2010), auf den sich alle Konfliktparteien, außer den basisorientierten Parkschützer_innen, eingelassen hatten, wollten die S21-Gegner_innen beweisen, dass der von ihnen favorisierte modernisierte Kopfbahnhof (K21) besser ist als S21. Die Teilnehmer_innen der Sach- und Faktenschlichtung hatten nie das Ziel oder die Möglichkeit, einen Aushandlungsprozess anzustoßen oder einen Kompromiss auszuhandeln. Auch wenn der Ablauf der im bundesweiten TV übertragenen Schlichtungsrunden und die Rhetorik des Moderators ("Schlichtung" statt Faktencheck) einen anderen Eindruck vermittelten. Dennoch kann diese Erfahrung gut als Paradebeispiel dafür verstanden werden, wie Mediationsprozesse ablaufen, wenn sie nicht von der Bewegung, sondern von Parteivertretern dominiert werden.


  Nach der Landtagswahl im März 2011 kam es - sicher auch wegen der katastrophalen S21-Politik - zu einem Regierungswechsel im zuvor 58 Jahre lang von der CDU regierten Baden-Württemberg. Mit der Koalition der Grünen und der SPD als Juniorpartner waren jetzt S21-Gegner_innen und S21-Befürworter_innen an der Landesregierung beteiligt. Da keine Ansätze zu einem Kompromiss bei S21 für die Koalitionspartner greifbar waren, einigten sie sich auf eine Volksabstimmung, die im November 2011stattfinden sollte. Die Bewegung gegen S21 verpasste die Gelegenheit, stattdessen rechtzeitig einen selbstbestimmten Aushandlungsprozess zu initiieren.


  Dabei wäre mit ihrem umfangreichen Fachwissen das Potential durchaus vorhanden gewesen, um mit einem realistisch umsetzbaren Vorschlag jenseits von S21 und K21 die Projektbetreiber_innen herauszufordern und einem Stopp von S21 näher zu kommen.


  Ein Kompromissvorschlag zu S21 wurde dann aber doch noch vor der Volksabstimmung vorgelegt. Überraschend präsentierte der Moderator der Schlichtung, Heiner Geißler, im Juli 2011 seinen Vorschlag, den er gemeinsam mit dem renommierten Verkehrsberatungsbüro SMA erarbeitet hatte. Er sah vor, den Kopfbahnhof in verkleinerter Form mit Gleisanlagen für den Nahverkehr zu erhalten. Unterirdisch sollte es nur vier Gleise für Fernzüge geben. Die geschätzten Investitionskosten waren mit bis zu 3 Milliarden Euro um einiges geringer als die 4,1 Milliarden für S21, wie sie damals die Deutsche Bahn prognostizierte (heute: 6,5 Milliarden; S21-Gegner_innen: 14,5 Milliarden). Geißlers Vorschlag hätte womöglich eine brauchbare Vorlage geboten, um in einen Aushandlungsprozess einzusteigen und einen Kompromiss auszuhandeln.


  Zumindest die Stimmung im Land wäre dem zuträglich gewesen: Dass sich die Baden-Württemberger_innen trotz der für November 2011 angekündigten Volksabstimmung einen Kompromiss zwischen S21-Gegner_innen und Projektbetreiber_innen wünschten, zeigte eine Umfrage von TNS Infratest Anfang August. Mehr als zwei Drittel der Befragten wollten, dass der Kompromissvorschlag ernsthaft verhandelt werden sollte, nur ein Viertel sprach sich dagegen aus. Zugleich festigte sich die Mehrheit für Stuttgart 21 mit knapp sechzig Prozent. Es war also ziemlich sicher, dass die S21-Gegner_innen bei der Volksabstimmung im November scheitern würden. Geißlers Kompromissvorschlag hatte dagegen offensichtlich gute Chancen für eine allgemeine Zustimmung. Sogar die Unterstützung der SPD wäre hier ohne Verlust ihrer Glaubwürdigkeit möglich gewesen und selbst die CDU hätte davon profitieren können (Machtoption: Schwarz-Grün!).


  Das baden-württembergische Verkehrsministerium signalisierte schnell, dass es die Vorteile des Kompromissvorschlags erkannt hatte. Doch trotz der eindeutig schlechten Prognose zur Volksabstimmung lehnte das Aktionsbündnis gegen 21, wie dann auch die S21-Projektbetreiber_innen, Geißlers Vorschlag ab. Innerhalb der Bewegung gegen S21 gab es dazu keine strategische Debatte.


  Bis Ende November 2011 machte das Aktionsbündnis gegen S21 stattdessen gemeinsam mit dem DGB, den Grünen, dem BUND, der Linken und Campact Werbung und Wahlkampf für das "Ja zum Ausstieg" aus dem Finanzierungsvertrag von S21.


  Mit Kretschmann hofften sie auf ein "Wunder" bei der Volksabstimmung. Letztendlich war dann das Scheitern bei der Volksabstimmung keine große Überraschung. Eine Analyse der strategischen Entscheidungen wurde innerhalb der Bewegung nicht angestrebt. Die S21-Gegner_innen blieben weiterhin bei der Position K21 als einzige Lösung - wohl auch, um Spaltungsprozessen vorzubeugen.


  These 2: Die Grünen Kretschmann und Kuhn werden plüschtierhaft kritisiert.


  Mit Ministerpräsident Winfried Kretschmann und Oberbürgermeister Fritz Kuhn sind die wichtigsten politischen Positionen in Baden-Württemberg mit S21-Gegnern besetzt. Dafür, dass sich dieser Hintergrund kaum in ihrer Tagespolitik bemerkbar macht, ist es mehr als erstaunlich, dass hier Druck und Kritik nicht zur gemeinsamen Agenda der gesamten Bewegung gegen S21 gehören. Kretschmann und Kuhn werden fast wie verlorene Plüschtiere der Bewegung behandelt - irgendwie gehören sie doch zu uns...


  Vorlagen zur Kritik böte Kretschmanns "Politik des Gehörtwerdens" zu Genüge. Zum Beispiel, als die Bahn im Dezember 2012 zugeben musste, dass die Kosten von S21 mit 6,8 Milliarden Euro über 2 Milliarden Euro höher sind, als die bei der Volksabstimmung genannte Höhe des Kostendeckels von 4,5 Milliarden. Statt dies zu nutzen, um das Projekt nochmals grundsätzlich in Frage zu stellen, beharrte Kretschmann darauf, dass das eben in der Demokratie so sei und er sich an die Entscheidung bei der Volksabstimmung halten werde. Und auch Stuttgarts Oberbürgermeister Kuhn sprach später nur von einer Vertrauenskrise und verwies bei Fragen zur Zukunft von S21 auf die Verantwortlichen im Aufsichtsrat der Bahn. Aktionen und Demonstrationen der S21-Gegner_innen, wie zum Neujahrsempfang der Grünen im Januar 2012 (mit Schuhwurf Richtung Kretschmann) oder ein Offener Brief an MP Kretschmann, Verkehrsminister Hermann und OB Kuhn von prominenten S21-Gegner_innen, blieben hier die Ausnahme. Die zahme Haltung gegenüber den Grünen war und blieb weiterhin die Haltung eines Großteils der S21-Gegner_innen. Bis heute gibt es keine fundierte Kritik an Kretschmanns "Politik des Gehörtwerdens", die zu einem Flop im Hinterzimmer der etablierten Parteien verkommen ist. Die Mentorin des Ministerpräsidenten Hannah Arendt müsste sich eigentlich im Grabe umdrehen.


  These 3: Die Selbstverpflichtung der Parkschützer zu massenhaftem Zivilen Ungehorsam war ein PC-Tiger.


  Die Internetseite parkschuetzer.de ging im Herbst 2009 online und ist bis heute das Vernetzungsforum der S21-Gegnern_innen. In der heißen Phase, als Baumfällungen und Bahnhofsflügel-Abriss noch bevor standen, konnten sich die Aktiven auf der Internetseite zum Zivilen Ungehorsam verpflichten: Über ein Stufenmodell von der allgemeinen Erklärung, gegen S21 zu sein, bis hin zur höchsten Stufe, der Selbstverpflichtung zu Zivilem Ungehorsam, konnte das Maß des eigenen Engagements gegen S21 festgelegt werden.


  Bei anstehenden Abrissarbeiten und Baumfällungen wurde ein SMS-Alarm verschickt. Mitte August 2010 hatten sich bereits fast zweitausend von den insgesamt etwa dreißigtausend Parkschützer_innen bereit erklärt, Baufahrzeuge zu blockieren oder sich an Bäume anzuketten. Anfang des Jahres 2011, also knapp ein halbes Jahr später und nach dem brutalen Polizeieinsatz am Schwarzen Donnerstag, waren es rund 2800 Parkschützer_innen, die sich für den Zivilen Ungehorsam entschieden hatten.


  Doch als es zur Einlösung des Schwurs kam, war die Mobilisierungstaktik der Organisator_innen offensichtlich nicht aufgegangen. Selbst bei größeren Sitzblockadeaktionen waren es selten mehr als fünfzig bis zweihundert Menschen, die auch nach Aufforderung der Polizei wegzugehen tatsächlich sitzen blieben und sich wegtragen oder -führen ließen. Zwar gibt es bis heute jede Woche ein Blockiererfrühstück. Diese Kontinuität ist bemerkenswert, aber dennoch vom massenhaften Zivilen Ungehorsam weit entfernt. Zudem war Ziviler Ungehorsam nie Schwerpunkt der Montagsdemos gegen S21 und so wurde weiteres Mobilisierungspotential nicht genutzt.


  Kurzum:


  Die Angst vor wirklichem Zivilen Ungehorsam wurde sträflich unterschätzt. Ziviler Ungehorsam muss geübt werden, sonst trauen sich die Menschen nicht. Ein paar Sitzblockade-Trainings reichten da nicht aus. Ziviler Ungehorsam ist ein ernsthafter Bestandteil von gehörter Demokratie und kein Akt einer zu großen Klappe.


  Der Schritt von der Parkschützer_innen-Kartei zum Zivilen Ungehorsam auf der Straße ist also nicht gelungen. Bemerkenswert ist dabei, dass sich diese Diskrepanz zwischen den Selbstverpflichtungen und den tatsächlich Aktiven ziemlich bald am Anfang der Abrissarbeiten gezeigt hatte, sodass eine Analyse und Korrektur der Mobilisierungstaktik durchaus möglich gewesen wäre. Nur vereinzelt wurde versucht, diesen Kurs zu korrigieren. Stattdessen blieb der Zivile Ungehorsam Aktivität von kleineren Gruppen und wurde keine gemeinsame Agenda der Bewegung gegen S21.


  These 4: Ermutigt Selbstreflexion zu einer Demokratiebewegung?


  Harsche Selbstreflexion sollte auch ermutigen, zum erfolgreichen Scheitern einer Bewegung zu stehen, um daraus neue Kräfte zu schöpfen. Zu Recht ist die Bewegung gegen S21 mit großer Sympathie europaweit begleitet und der Aufstand gegen die verstockte Demokratie des "Wahnsinns-Bahnhofs" mehrheitsfähig gebilligt worden. Nichts liegt deshalb näher, als die Bahnhofsfrage zu einer Demokratiefrage für das Ländle zu machen. Und da die Kretschmann-Regierung die Demokratie des Gehörtwerdens grob-fahrlässig gegen die Wand hat fahren lassen, spricht viel für eine Erneuerung der Bewegung in diesem Sinne.


  Die Landtagswahl 2016 steht im März an. Die S21-Gegner_innen haben hier ihre Chance, den Prozess bis zur Wahl und darüber hinaus in diesem Sinne selbstbestimmt zu gestalten.


  

  Julia v. Staden ist Parkschützerin und Sozialwissenschaftlerin im Rahmen eines Forschungsprojektes zu S21.


  Politikwissenschaftler Prof. Peter Grottian (FU Berlin) ist Mitinitiator des Demokratie-Kongresses 2012 in Stuttgart.


  

  Literaturtipp zum Thema S21:


  Michael Wilk, Bernd Sahler (Hg.):

  Strategische Einbindung. Von Mediationen, Schlichtungen, runden Tischen und wie Protestbewegungen manipuliert werden, Beiträge wider die Beteiligung, Verlag Edition AV, Lich 2014, 170 S., 14 Euro, ISBN 978-3-86841-094-5,

  www.edition-av.de/buecher/strategische_einbindung.html
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  KAZ/242: Wie der IGM-Gewerkschaftstag die Forderung nach einem Verbot der Leiharbeit erledigt hat


  

  KAZ - Kommunistische Arbeiterzeitung, Nr. 353, Dezember 2015

  Proletarier aller Länder und unterdrückte Völker vereinigt euch!


  Wie der IGM-Gewerkschaftstag die Forderung nach einem Verbot der Leiharbeit erledigt hat


  Von Ludwig Jost



  "Schluss mit Leiharbeit!",


  hat Petra Dimmler, Delegierte aus der IGM-Verwaltungsstelle Schwäbisch Hall, am 23.10.2015 zum Ende ihres Redebeitrags beim IGM-Gewerkschaftstag in Frankfurt am Main gefordert und vorher u. a. dazu ausgeführt: "Aber beim Thema Leiharbeit ist es mir zu ruhig. Haben wir uns damit schon abgefunden? In seiner Rede hat Jörg (neuer IGM-Vorsitzender, L. J.) gesagt, wir wollen keine Zweiklassengesellschaft. Aber genau das lassen wir mit Leiharbeit zu ­... Ich sage nein zur Leiharbeit. Wer das Rentenniveau hochhalten will, der kann bei prekärer Beschäftigung nicht zuschauen. Damit höhlen wir auch die Sozialsysteme aus. Wer verhindern will, dass die Arbeitgeber prekäre Beschäftigung ausnutzen im Zuge der vielen Schutzsuchenden, die jetzt zu uns kommen, der muss diese Tür zumachen. Das Thema Leiharbeit muss weiter auf unserer Tagesordnung bleiben. Wir sind die größte Gewerkschaft, aber nur weil wir etwas regeln, ist es noch lange nicht für alle anderen Branchen geregelt. Deshalb müssen wir als IG Metall aufstehen und sagen: Schluss mit Leiharbeit!"


  "Ein Verbot der Leiharbeit ist aus rechtlichen Gründen gar nicht möglich."


  Das ist die Antwort der IGM-Antragsberatungskommission auf die oben zitierte Rede und die Verbotsanträge aus Braunschweig und Frankfurt (Bericht in KAZ 352, S. 23). Dabei hat die IGM-Führung den 485 Delegierten zum Braunschweiger Antrag erklären lassen: "Im Antragsbegehren wird die IG Metall aufgefordert, sich flächendeckend für ein Verbot der Leiharbeit einzusetzen. Darüber haben wir in der IG Metall schon ziemlich viel und lange diskutiert, und wir haben uns auch positioniert. Selbst dann, wenn die beste Leiharbeit die ist, die nicht stattfindet, ist es doch so, dass wir die Leiharbeit als Instrument akzeptiert haben. Das erfordert natürlich, dass es Rahmenbedingungen gibt: Wie wird Leiharbeit geregelt, damit Leiharbeit im Betrieb vernünftig behandelt wird, was Tarifverträge, was Betriebsvereinbarungen und was die Gleichstellung angeht?


  Deshalb setzt sich die IG Metall für die Verbesserung der gesetzlichen und tariflichen Regelungen ein. Aber ein Verbot der Leiharbeit steht aus unserer Sicht nicht zur Debatte. Das ist aus rechtlichen Gründen auch gar nicht möglich. Das Arbeitnehmerüberlassungsgesetz war bis 1967 nur im Rahmen des Arbeitsvermittlungsmonopols der Arbeitsämter zulässig. Mit einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts von 1967 wurde das Verbot der privaten Arbeitnehmerüberlassung mit der Begründung gekippt, dass dies gegen das Grundrecht auf freie Berufswahl aus Artikel 12 des Grundgesetzes verstoße. Aufgrund der Freigabe der Leiharbeit nach der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts und des in Folge entstehenden Wildwuchses wurde 1972 das Arbeitnehmerüberlassungsgesetz verabschiedet.


  Die Forderung des Antrags kann deshalb nicht umgesetzt werden. Deshalb lautet die Beschlussempfehlung 'Ablehnung'".


  "Die IGM wird nicht nachlassen, langfristig für die Zielsetzung eines Verbots der Leiharbeit in ihrer jetzigen Form entsprechend einzutreten."


  Das ist bzw. war die Beschlusslage des 22. ordentlichen Gewerkschaftstages der IGM 2011 in Karlsruhe zur Leiharbeit. Mit ihrer Argumentation hat die Antragsberatungskommission sie kurzerhand ausgehebelt und daraus die neue "Zielsetzung" gemacht: Der IGM-Vorstand will zukünftige Anträge mit der Forderung nach einem Verbot der Leiharbeit bereits im Ansatz verhindern, um das Thema so endgültig zu erledigen. Um dieser Absicht genügend Nachdruck zu verleihen, wurde dem Gewerkschaftstag die oben genannte. Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts mit der angeblichen Verletzung vom "Grundrecht der freien Berufswahl" als unüberwindliche Hürde vorgehalten. Mit Hinweis darauf lässt sich dann jede Leiharbeits-Verbots-Diskussion mit der Feststellung: "Aber du weißt doch, dass das gar nicht möglich ist", beenden, bevor sie überhaupt begonnen hat. Hierbei ist es auch in den Gewerkschaften eine bekannte Tatsache, dass das Grundgesetz seit seinem Bestehen (23. Mai 1949) immer wieder geändert wurde, allerdings nur, wenn es darum ging oder geht, Interessen des Kapitals durchzusetzen. So z. B. die Möglichkeit der Außerkraftsetzung der bürgerlichen Demokratie durch die Notstandsgesetze 1968, oder die Verstümmelung des Asylrechts bis zur Unkenntlichkeit 1993. Bei dem oben von der Antragsberatungskommission ins Feld geführten Urteil vom 4. April 1967 hat sich das Bundesverfassungsgericht mit der Berufung auf Artikel 12 des Grundgesetzes (GG) - "Berufsfreiheit" - die Krücke gedreht, um den Kapitalisten im Angesicht einer erstmalig nach der Nachkriegskonjunktur auftretenden kleinen Wirtschaftskrise mit der Leiharbeit ein zur Spaltung und Entrechtung unserer Klasse gedachtes legales Kampfinstrument zu verschaffen. Dafür haben die Verfassungsrichter das bei der Bundesanstalt für Arbeit liegende Arbeitsvermittlungsmonopol, das auch für "Arbeitnehmer-Überlassungsverträge" galt, zerschlagen. Damit wurde der Weg freigemacht für die private "gewerbsmäßige Arbeitsvermittlung", für die "Gangs" und "Gangmaster", wie es bei Karl Marx heißt (siehe Kasten). Es ist die "Berufsfreiheit" der in den Betrieben immer noch als "Sklavenhändler" bezeichneten modernen "Gangmaster", die der IGM-Gewerkschaftstag sich mit der Berufung auf Artikel 12 GG - faktisch als zu verteidigendes Recht - von der Antragsberatungskommission hat unterjubeln lassen. Mit diesem "Grundrecht" und seit 1972 mit dem AÜG im Rücken, stürzen sie sich seitdem auf den Teil unserer Klasse, den die Kapitalisten durch Rausschmiss aus den Betrieben erwerbslos gemacht haben und machen, um sozusagen als Zwischenhändler mit ihrer Arbeitskraft Geschäfte zu machen. Hierbei sind nach wie vor die großen Automobilkapitalisten wie BMW mit der höchsten Leiharbeiterquote in der Branche, VW, Daimler und viele andere die "Entleiher", die die meisten Leiharbeiter ausbeuten. Eine Entwicklung, die mit der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts auch beabsichtigt war. Entsprechend dazu haben die Verfassungsrichter bereits 1967 festgestellt: "Es komme sogar noch hinzu, dass Arbeitnehmer-Überlassungsverträge ein besonderes wirtschaftliches Interesse dadurch erfüllen könnten, dass sie die Arbeitskraft solcher Arbeitnehmer mobilisieren, die aus verschiedenen Gründen keine Dauerstellung annehmen können oder wollen." (Michael Kittner, Arbeits- und Sozialordnung, 2008, 33. Auflage, S. 119 f.)


  Arbeitskraftmobilisieren für die Kapitalisten


  Mit diesem Ziel und um dem Kapital unsere Ausbeutung und das Profitmachen zu erleichtern, wurde auch das AÜG immer wieder geändert. Dabei wurde vor allem die zulässige Überlassungsdauer für Leiharbeiterinnen und Leiharbeiter bis zu ihrem gänzlichen Wegfall zum 1.Januar 2004 ständig erhöht. Jetzt will SPD-Arbeitsministerin Andrea Nahles kurzfristig einen Gesetzentwurf vorlegen, der laut Koalitionsvertrag u. a. eine Begrenzung der Überlassungsdauer auf 18 Monate vorsieht. In diesem Zusammenhang ist es vor allen Dingen für die innergewerkschaftliche Diskussion notwendig, sich daran zu erinnern, dass beim "Arbeitskraftmobilisieren" unter Mithilfe von Gewerkschaftsvertretern (IGM-Bezirksleiter) 2001/2002 in der "Hartz-Kommission" die sogenannten "Hartz-Gesetze", die sich mit dem Namen eines verurteilten Kriminellen schmücken, entstanden sind. Sie waren die Basis der Personalserviceagenturen, der PSA's, die fürs Schikanieren und Unterdrucksetzen der Erwerbslosen abkassiert haben und wegen Betrug, Bankrott u. a. geschlossen wurden. Fürs Mobilisieren und Schikanieren sind heute die im Auftrag der Bundesanstalt für Arbeit tätigen Job-Center zuständig. Hierbei wurde und wird mit dem zur Einschüchterung und Gefügig-Machung und zur Lohnsenkung gedachten Hartz-System das Grundrecht der "Freiheit der Berufs- und Arbeitsplatzwahl" - wie bei im Knast sitzenden Verbrechern - für die Erwerbslosen mehr oder weniger abgeschafft. Über dieses "Grundrecht" hat der IGM-Gewerkschaftstag nicht diskutiert. Dabei heißt es, wer ohne anerkannten stichhaltigen Grund vom Job-Center verordnete Leiharbeit ablehnt, dem wird die Arbeitslosenunterstützung gestrichen (siehe Kasten). Das Mittel, um die Erwerbslosen mit der Androhung von weiterem sozialen Abstieg und Hunger zur Annahme jeder Arbeit zu zwingen. Auf diese Weise werden sie als jederzeit wieder zu feuernder oder einfach "abzumeldender" Teil unserer Klasse als Reservearmee fürs Kapital in Bereitschaft gehalten.


  Das alles müsste genügen, um auch innerhalb der IGM klar zu machen, mit der Akzeptanz der Leiharbeit - so wie von der Antragsberatung festgestellt - wird ein gegen die Interessen der Lohnabhängigen gerichtetes Kampf-Instrument des Kapitals unterstützt. Von einer Gleichstellung der von Leiharbeit betroffenen Lohnabhängigen durch irgendwelche Verbesserungen der "Rahmenbedingungen" tarifvertraglich, gesetzlich usw., wie die IGM-Antragsberatungskommission das glauben machen will, kann dabei keine Rede sein. Das ist nur durch die Abschaffung, also durch das Verbot der Leiharbeit möglich und damit des auf dem Gewerkschaftstag rauf und runter diskutierten "Normalarbeitsverhältnisses" für den vom Kapital auf die Straße beförderten Teil unserer Klasse. Gemessen an den Interessen der lohnabhängigen Werktätigen und ebenso aus gewerkschaftlicher Sicht als unseren Organisationen zur konsequenten Vertretung unserer Interessen, gibt es keinen einzigen Grund, sich gegen ein Verbot der Leiharbeit auszusprechen. Im Gegenteil, die Forderung danach hilft Druck aufzubauen, um Verbesserungen durchzusetzen, ohne auf eine Verbotsforderung zu verzichten. Es sei denn, die IGM-Führung will den Betriebsräten und Stammbelegschaften die Reservearmee für den Fall vom Kapital angekündigter Entlassungen erhalten und sich damit die Leiharbeit als Spielwiese, um auch in 10 Jahren noch "Verbesserungen der Rahmenbedingungen" als Tarif- und/r Betriebsvereinbarungs-Erfolge melden zu können.


  Was die IGM-Antragsberatungskommission in diesem Zusammenhang sich selber und dem Gewerkschaftstag vom rechtlich nicht möglichen Verbot der Leiharbeit unwidersprochen verklickert hat, ist natürlich fürchterlicher Unsinn. So, als ob Gesetze nicht veränderbar, in dem Fall Leiharbeit sich nicht wieder verbieten ließe. Natürlich gehört dazu, dass wir dafür gemeinsam mit den Leiharbeiterinnen und Leiharbeitern den Kampf in den Betrieben, in der IGM und den anderen DGB-Gewerkschaften organisieren und nicht nur ihre Abschaffung, sondern die Abschaffung des gesamten Lohnsystems, des Kapitalismus zum ernsthaften Diskussionspunkt und Kampfziel machen.


  

  Quellen der Zitate: Tagesprotokoll IGM-Gewerkschaftstag 23.10.2015


  *


  
    Leiharbeit zu Marx' Zeiten

  


  
    Leiharbeit ist keine neue Methode bei der Profitmacherei. Bereits zu Zeiten von Karl Marx forderten in England Eltern zum Schutze ihrer Kinder ein Zwangsgesetz (s. u.) gegen "das sog. Gangsystem (Gang) oder Bandensystem". Mitte des 19. Jahrhunderts war es besonders im Osten Englands in vielen Bezirken und Grafschaften weit verbreitet. Arbeitskraft-Händler, sie hießen damals "Gangmaster", bildeten mit von ihnen unter Vertrag genommenen erwerbslosen Arbeiterinnen und Arbeitern - darunter vielfach Kinder (6 bis 13 Jahre) und Jugendliche im Alter von 13 bis 18 - die "Gangs". Mit ihnen zogen sie über Land und verhökerten die Arbeitskraft der Gangmitglieder an die Gutsherren.

  


  
    "Das Gangsystem", heißt es bei Marx, "das sich seit den letzten Jahren beständig ausdehnt, existiert offenbar nicht dem Gangmeister zulieb. Es existiert zur Bereicherung der großen Pächter, resp. Grundherrn. Für den Pächter gibts keine sinnreichere Methode, sein Arbeiterpersonal tief unter dem normalen Niveau zu halten und dennoch für alles Extrawerk die Extrahand bereit zu haben, mit möglichst wenig Geld möglichst viel Arbeit herauszuschlagen und den erwachsnen männlichen Arbeiter 'überzählig' zu machen."

  


  
    Hierbei wird zur Reaktion der Eltern auf das Gangsystem ausgeführt: "Die offiziellen Berichterstatter beweisen, dass die Eltern selbst in den Gangdistrikten das Gangsystem verabscheuen." "Man findet reichlichen Beweis in den von uns gesammelten Zeugenaussagen, dass die Eltern in vielen Fällen dankbar sein würden für ein Zwangsgesetz, welches sie befähigen würde, den Versuchungen und dem Druck zu widerstehn, denen sie oft unterworfen sind. Bald treibt sie der Pfarreibeamte, bald der Anwender unter Androhung der eigenen Entlassung, die Kinder auf den Verdienst, statt in die Schule zu schicken ..."

  


  
    Sprachgeschichtlich hat sich aus der Bezeichnung "Gang" das Wort "Gangster" entwickelt.

  


  
    (Alle kursiv gesetzten Zitate aus MEW Bd. 23, Seiten 722 bis 726)

  


  
    

    

    Sanktionen gegen Erwerbslose

  


  
    Wie das Dortmunder Gewerkschaftsforum berichtet, stehen diejenigen, die z. B. Geld nach Hartz IV beziehen, dabei ständig unter dem Druck von möglichen Sanktionen, wenn sie ein "nicht ablehnbares Angebot" als Vermittlungsvorschlag vom Jobcenter nicht annehmen. Hierbei ist "die Zahl der jährlich neu ausgesprochenen Sanktionen in den Jahren von 2009 bis 2013 um 300.000 auf über eine Million angestiegen. Im Jahr 2012 waren insgesamt 3,4 Prozent der erwerbsfähigen Leistungsbezieher von Sanktionen betroffen. § 31 des SGB II regelt, welche Strafmaßnahmen für welche Verfehlungen vorgesehen sind, mit fatalen Auswirkungen."

  


  
    Was hierbei verbrochen wird, ist selbst dem Sozialgericht in Gotha aufgefallen. "Es ist der Meinung, dass einem Hartz-IV-Bezieher das Arbeitslosengeld nicht gekürzt werden darf, weil er ein Arbeitsangebot abgelehnt hat und erklärt die bisherige Praxis als verfassungswidrig, weil sie die Menschenwürde des Betroffenen antastet, sowie Leib und Leben gefährden kann. Das Gericht ist der Auffassung, dass die im Sozialgesetzbuch festgeschriebenen Sanktionsmöglichkeiten der Jobcenter gleich gegen mehrere Artikel des Grundgesetzes verstoßen. Das Gothaer Gericht ist bundesweit das erste Gericht, das die Frage aufwirft, ob die Sanktionsmöglichkeiten der Jobcenter mit dem Grundgesetz vereinbar sind. Es fragt, ob auch neben der Verletzung der Gewährleistungspflicht des Existenzminimums, damit auch des Rechts auf Leben und körperliche Unversehrtheit, gleichfalls noch die grundgesetzlich garantierte Berufsfreiheit durch die Sanktionen ausgehebelt wird."

  


  
    Der Bundestag hat Anfang Oktober mit der Mehrheit der Groko die Abschaffung von Sanktionen beim Hartz IV-Bezug abgelehnt. Und wie es in der Mitteilung des Dortmunder Gewerkschaftsforums heißt, konnten sich die Gewerkschaften bisher nicht dazu durchringen, sich gegen die Sanktionspraxis zu positionieren.

  


  
    (Infos: www.gewerkschaftsforum-do.de)

  


  
    

    

    Randbemerkungen

  


  
    - Ein Verbot der Leiharbeit soll aus "rechtlichen Gründen" nicht möglich sein? Aber laut Grundgesetz sind doch alle Menschen vor dem Gesetz gleich. Das durchzusetzen, ist eine Frage des Kräfteverhältnisses und nicht der juristischen Klügeleien kampfunwilliger Gewerkschaftsführer!

  


  
    - Diese Taktik wird glücken, solange wir es zulassen, dass ganze Teile der Arbeiterklasse entrechtet werden. Da nützt es gar nichts, "Stammbelegschaft", "deutsch", besonders brav oder besonders fleißig zu sein.

  


  *
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  INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE

  



  SOZIALISTISCHE ZEITUNG/1993: Der Bundeswehreinsatz in Syrien


  

  SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 1, Januar 2016

  Friede den Hütten - Krieg den Palästen!


  Der Bundeswehreinsatz in Syrien

  Völkerrechts- und grundgesetzwidrig


  Von Angela Klein



  Militärisch gesehen ist der deutsche Beitrag zum Kriegseinsatz gegen den IS in Syrien mit Tornados für die Aufklärung, einer Fregatte und Luftbetankung französischer Kampfjets symbolischer als die Auseinandersetzung darum vermuten ließe. Politisch aber geht es auch diesmal hauptsächlich um die Enttabuisierung eines völkerrechts- und grundgesetzwidrigen Einsatzes - jenseits aller politischen Vernunft, um auch militärisch wieder eine Macht zu werden.


  

  Ursula von der Leyen ist sich nicht schlüssig: Einerseits spricht sie gern von einem "bewaffneten Angriff" des IS, der das "Selbstverteidigungsrecht" Frankreichs nach Art. 51 der UN-Charta aktivieren würde. Art. 51 setzt jedoch einen Staat oder ein anderes Völkerrechtssubjekt voraus, das diesen "bewaffneten Angriff" führt. Andererseits leugnet die Verteidigungsministerin den kriegerischen Charakter des Einsatzes eben mit der Begründung, dass es sich beim IS nicht um einen Staat, sondern um eine "Terrorbande" handle. Ja, was denn nun?


  

  Kein robustes UN-Mandat


  "Nur in zwischenstaatlichen Verhältnissen ist das Völkerrecht überhaupt anwendbar", schreibt Christoph Vedder, Professor em. für Völkerrecht, in der Süddeutschen Zeitung vom 9.12.2015. "Der IS ist trotz militärischer Geländegewinne und seines Namens weder ein Staat noch ein sogenanntes stabilisiertes De-facto-Regime ... Aktionen nichtstaatlicher Akteure, die in ihrer Intensität staatlichem Tun nahekommen, lösen aber Art. 51 nicht aus ... Selbst wenn man einen 'Angriff' annehmen wollte, gäbe es keinen Staat, gegen den man sich verteidigen könnte; Syrien hat Frankreich nicht angegriffen. Jede militärische Aktion gegen den IS verletzt die Territorialherrschaft Syriens." Ohne Verweis auf Art. 51 gibt es aber kein UN-Mandat - und somit keine völkerrechtliche Rechtfertigung für den vom Bundestag am 4.12.2015 beschlossenen Kriegseinsatz in Syrien.


  Der Antrag, den die Bundesregierung am 1.12. im Bundestag eingebracht hat, spricht vom "Einsatz bewaffneter deutscher Streitkräfte zur Verhütung und Unterbindung terroristischer Handlungen durch die Terrororganisation IS". Unter "Auftrag" heißt es lediglich: "Der deutsche Beitrag dient dem Kampf gegen den Terrorismus im Rahmen der Allianz gegen IS und zur Unterstützung insbesondere Frankreichs."


  In der Begründung ihres Antrags verweist die Bundesregierung auf verschiedene UN-Resolutionen, die feststellen, dass "von der Terrororganisation IS eine Bedrohung für den Weltfrieden und die internationale Sicherheit ausgeht". Dazu zählt auch die Resolution 2249, die Frankreich am 20. November 2015 im UN-Sicherheitsrat eingebracht hatte.


  Diese Resolution autorisiert nicht die Anwendung militärischer Gewalt nach Kap. VII der UN-Charta und beruft sich auch nicht auf das Selbstverteidigungsrecht nach Art. 51. Sie gibt jedoch denen Argumente an die Hand, die eine Intensivierung des Krieges gegen den IS befürworten, indem sie "alle Länder, die dazu in der Lage sind", aufruft, "den Krieg gegen den Terror auf das vom IS kontrollierte Gebiet in Syrien und im Irak zu tragen und seine Rückzugsorte zu zerstören, da die Gruppe weitere Terroranschläge plane". Gewalttaten des IS sollen "vereitelt und unterdrückt" werden.


  

  EU - ein kollektives Sicherheitssystem?


  Für sich genommen, würden diese Verweise in Deutschland nicht ausreichen, um in den Krieg zu ziehen. "Nicht jeder völkerrechtlich legitime Einsatz ist nach deutschem Verfassungsrecht erlaubt", schreibt Christoph Vedder in der SZ. "Ein Einsatz der Bundeswehr ist [nach Art. 24 Abs. 2 Grundgesetz] allein im Rahmen eines kollektiven Sicherheitssystems möglich." Deshalb begründet die Bundesregierung den Einsatz zusätzlich mit Frankreichs Beistandsersuchen. Die französische Regierung hatte am 16. November 2015zum erstenmal überhaupt die Aktivierung der sogenannten "Beistandsklausel" nach Art. 42 Abs. 7 des EU-Vertrags (EUV) angekündigt, der am Folgetag alle EU-Mitgliedstaaten zustimmten.


  Das Bundesverfassungsgericht hat jedoch in seinem Urteil zum Vertrag von Lissabon vom 30. Juni 2009 verneint, dass es sich bei der EU um ein System gegenseitiger kollektiver Sicherheit handelt: "Auch wenn die Europäische Union zu einem friedenserhaltenden regionalen System gegenseitiger kollektiver Sicherheit im Sinne des Art. 24 Abs. 2 GG ausgebaut würde, ist in diesem Bereich wegen des ... Friedens- und Demokratiegebots eine Supranationalisierung mit Anwendungsvorrang im Hinblick auf den konkreten Einsatz deutscher Streitkräfte nicht zulässig."


  Der Einsatz der Bundeswehr ist also weder durch das Völkerrecht noch durch das Grundgesetz gedeckt.


  

  Terrorbekämpfung oder Kolonialkrieg?


  Das EU-Rechtsgebäude hält vor allem zwei Artikel parat, die mögliche Reaktionen auf Gewaltakte gegen ein Mitgliedsland zum Inhalt haben. Einmal besagte Beistandsklausel des EU-Vertrags. Zum anderen die sogenannte "Solidaritätsklausel" nach Artikel 222 des "Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union" (AEUV). Terroranschläge fallen explizit in den Bereich der Solidaritätsklausel, sie verpflichten die Mitgliedstaaten zur "Unterstützung", die auch militärische Mittel einschließen kann.


  Der Artikel 222 AEUV bezieht sich jedoch primär auf die Unterstützung auf dem Territorium der Mitgliedstaaten selbst, mithin auf Militäreinsätze im EU-Inland. "Eine völkerrechtliche Rechtfertigung zu militärischen Aktionen außerhalb der EU lässt sich ihm nicht entnehmen", schreibt Vedder. Ganz abgesehen davon, dass eine solche Unterstützung vom Grundgesetz nicht gedeckt ist.


  Doch Frankreich hat sich auf die Beistandsklausel berufen, womit augenscheinlich unterstrichen werden sollte, dass es um eine Unterstützung französischer Militäraktionen im Ausland gehen soll. Mögliche französische Motive, sich auf die Beistandsklausel der EU zu berufen und nicht etwa auf die Beistandsverpflichtung nach Artikel 5 des NATO-Vertrags gibt es mehrere. Eines kann die Sorge gewesen sein, eine Einbeziehung der NATO werde die Einbeziehung Russlands in eine Anti-IS-Koalition erschweren; ein anderes die Tatsache, dass damit das NATO-Mitglied Türkei weitgehend aus der Koalition herausgehalten werden kann.


  Sicher eine Rolle gespielt haben dürfte das traditionelle französische Interesse an einer Stärkung der militärischen EU-Strukturen gegen die von den USA dominierte NATO. Gleichzeitig ist offensichtlich, dass Frankreich die Reaktionen auf die Anschläge nicht allein schultern will - oder womöglich auch kann.


  Entscheidend aber ist, dass in der aktuellen Debatte die Beistandsklausel in eine Art militärische Beistandsverpflichtung uminterpretiert wird. Daraus wird u.a. die Verpflichtung abgeleitet, Frankreich militärisch auch in Einsätzen beispringen zu müssen, die in kaum erkennbarem Zusammenhang zu den Anschlägen stehen: etwa durch Verdopplung des deutschen Kontingents in Mali.


  Zwingend leiten sich jedoch militärische Unterstützungsmaßnahmen keineswegs aus der Beistandsklausel ab. Sie lässt mehr als genug Spielraum, um das Ausmaß der militärischen Unterstützungsleistung frei wählen zu können. Vor allem die Passage, die Beistandsklausel lasse den "besonderen Charakter der Sicherheits- und Verteidigungspolitik bestimmter Mitgliedstaaten unberührt", eröffnet Deutschland alle Optionen, militärische Unterstützungsforderungen rundweg abzulehnen.


  Die deutschen Abgeordneten haben weiterhin jedes "Recht", einen Militäreinsatz, den sie für unsinnig halten, abzulehnen. Nur haben sie von diesem Recht mal wieder mehrheitlich keinen Gebrauch gemacht.


  

  Verdeckte Ziele


  Der diplomatische Eiertanz, der um die Rechtfertigung eines weiteren deutschen Kriegseinsatzes geführt wird, enthüllt also bei näherem Hinsehen zweierlei: Erstens entspricht das Instrumentarium, das jetzt aktiviert wird, nicht der realen Bedrohung. Es ist, als wolle man einen Brandherd mit einem Hochdruckkompressor löschen. Zweitens aber legt er den Verdacht nahe, dass noch ganz andere Ziele anvisiert sind als der genannte "Kampf gegen den Terror". Bei Frankreich liegt der Wunsch nahe, wieder militärische Großmacht spielen zu können, nachdem es so lange von den USA an die Wand gespielt worden ist. Und die herrschenden Kreise in Deutschland freuen sich über jeden Vorwand, der ihnen erlaubt, auch die noch verbleibenden Einschränkungen ihrer militärischen Großmachtambitionen über Bord zu werfen.


  André Wüstner, Vorsitzender des Bundeswehrverbands, hat bereits angekündigt, der Krieg gegen den IS werde sich mehr als zehn Jahre hinziehen und sich womöglich auf West- und Nordafrika ausdehnen. Der Politikwissenschaftler Christian Hacke bringt es im Deutschlandfunk auf den Punkt: "Deutschland wird militärisch-politisch seinen Handlungsspielraum enorm vergrößern können. Das ist das eigentlich Wichtige."


  Quellen: www.imi-online.de; Süddeutsche Zeitung vom 9.12.2015.


  *


  Quelle:

  SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 1, 31. Jg., Januar 2016, S. 3

  Herausgeber: Verein für solidarische Perspektiven (VsP)

  SoZ-Verlag, Regentenstr. 57-59, 51063 Köln

  Telefon: 0221/923 11 96

  E-Mail: redaktion@soz-verlag.de

  Internet: www.sozonline.de
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  MELDUNG/693: Neue Ausgabe der Helmholtz Perspektiven - Das Sandvorkommen wird knapp (idw)


  

  Hermann von Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher Forschungszentren - 07.01.2016


  Neue Ausgabe der Helmholtz Perspektiven: Das Sandvorkommen wird knapp



  Sand ist nach Wasser der weltweit meistverbrauchte Rohstoff. Der anhaltende Bauboom, aber auch die Verwendung in Glas, Hygiene- oder Kosmetikprodukten lassen die Nachfrage steigen. Das Problem: Besonders gut für die Verarbeitung eignet sich Meeressand, und der ist nicht nur begrenzt verfügbar, seine Förderung zerstört auch ganze Ökosysteme. Leergebaggerte Strände oder Rutschungen führen zudem zu einer stärkeren Erosion der Küste. Die Titelstrecke der neuen "Helmholtz Perspektiven" berichtet über die fatalen Folgen des ungebremsten Sandabbaus und über eine vielversprechende Alternative, das Recycling von Bauschutt.


  Das Forschungsmagazin der Helmholtz-Gemeinschaft gibt in Reportagen, Interviews und Kommentaren Einblicke in Themen aus der Wissenschaft und Bildung - und stellt auch die Menschen vor, die dahinter stehen.


  

  Weitere Themen dieser Ausgabe:


  • Selbstfahrende Autos:


  Inzwischen sind die ersten autonomen Fahrzeuge auf Teststrecken unterwegs. Sie versprechen höchsten Komfort für die Insassen und sollen deutlich sicherer sein als von Menschen gesteuerte Fahrzeuge. Doch selbstfahrende Autos werfen auch rechtliche und ethische Fragen auf. Handlungsweisen für sie zu programmieren, stellt uns vor viele Probleme: Wie sollen sie zum Beispiel reagieren, wenn sie bei einem Unfall ein oder mehrere Leben gefährden würden? Zwei Blickwinkel von Karsten Lemmer vom Deutschen Zentrum für Luft- und Raumfahrt und Eric Hilgendorf von der Universität Würzburg.


  • Was ist der beste Schlaf?


  Studien belegen, dass es bei erholsamem Schlaf nicht auf die Dauer ankommt, sondern auf die Qualität. Störungen unserer Nachtruhe lassen uns am Morgen wie gerädert aufstehen. Das ist nicht nur schlecht für das persönliche Wohlbefinden, sondern auch für die Gesundheit. So steigt etwa das Risiko für Diabetes, Adipositas und Herz-Kreislauf-Erkrankungen. Was also brauchen wir für den bestmöglichen Schlaf?


  • Die Endlagersuche geht weiter:


  Radioaktiver Abfall muss für mindesten eine Million Jahre sicher von der Außenwelt und damit von allen äußeren Einflüssen abgeschottet werden. Einen Ort zu finden, der diese Bedingungen erfüllt, ist denkbar schwierig. Nach einem 2013 verabschiedeten Gesetz beginnt die Suche nach einem Endlager in Deutschland ab 2016 wieder aufs Neue. Thorsten Stumpf vom Helmholtz-Zentrum Dresden-Rossendorf und Michael Sailer vom Öko-Institut erklären, was es dabei alles zu beachten gilt und wie Wissenschaftler eine Million Jahre in die Zukunft forschen.


  

  Die Helmholtz Perspektiven erscheinen alle zwei Monate und können kostenlos als Druckausgabe im Abo bezogen werden. Weitere Informationen finden Sie auf der Webseite der Helmholtz-Gemeinschaft unter

  www.helmholtz.de/perspektiven.


  Weitere Informationen unter:

  http://www.helmholtz.de

  http://www.helmholtz.de/socialmedia


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

  http://idw-online.de/de/institution422


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

  Hermann von Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher Forschungszentren,

  Ramona Alborn, 07.01.2016

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK

  



  MUSIK/1645: Funkhaus Europa - Al Bint el Shalabiya, 10.1.2016 (WDR)


  

  Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip


  Al Bint el Shalabiya


  Mit Äl Jawala, Gabriel Ríos, Orchestra Joubés, Tabadoul Orchestra, Inna Modja, Grupo Fantasma, Fairuz u. a.

  Indigo - Late Check-Out für Spätaufsteher

  Moderation: Anna-Bianca Krause

  WDR Funkhaus Europa

  Sonntag, 10.1.2016, 12.05 - 14.00 Uhr



  Der Song "Al Bint el Shalabiya" (Das Mädchen aus Sevilla) ist über 100 Jahre alt und erzählt von einer jungen Frau mit honigfarbenen Augen. Berühmt gemacht hat ihn die legendäre libanesische Sängerin Fairuz, doch er wurde und wird im Irak ebenso gesungen wie in Indien, der Türkei oder Aserbaidschan. Auch jüngere Bands aus Deutschland haben ihn gecovert, sicher auch, weil er mit Sevilla eine Stadt beschreibt, in der im Mittealter Juden, Christen und Muslime friedlich zusammen gelebt haben. Indigo hat sich von "Al Bint el Shalabiya" zu zwei Stunden friedliebender Musik inspirieren lassen.


  Redaktion: Francis Gay


  *


  Quelle:

  Programmtip vom 7. Januar 2016

  Herausgeber:

  Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts),

  Appellhofplatz 1, 50667 Köln

  Postanschrift: 50600 Köln,

  Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

  E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

  Internet: www.wdr.de
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  MUSIK/1644: WDR 3 - "Aida" von Giuseppe Verdi, 10.1.2016 (WDR)


  

  Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip


  "Aida"


  Oper in vier Akten von Giuseppe Verdi

  WDR 3, Sonntag, 10. Januar 2016, 20.05 - 23.00 Uhr



  Spektakuläre Rollendebüts in einer der bekanntesten Opern von Giuseppe Verdi WDR 3 Oper sendet eine Neueinspielung mit der Kammersängerin Anja Harteros und dem Startenor Jonas Kaufmann in den Hauptrollen.


  Aida, die Tochter des äthiopischen Königs, wird als Gefangene nach Ägypten verschleppt. Dort verliebt sie sich in Radames, der als Heerführer gegen Äthiopien in den Krieg zieht. Die beiden müssen sich zwischen ihren Wurzeln und ihrer Liebe entscheiden. 1871 in Kairo uraufgeführt, schuf Verdi mit "Aida" ein Werk, in dem leidenschaftliche Gefühle und politische Zwänge musikalisch aufeinanderprallen. Eine Oper, prädestiniert für zwei hochkarätige Verdi-Interpreten. Anja Harteros zeichnet die Aida mit Perfektion zwischen Liebesrausch und Seelenschmerz, Jonas Kaufmann zeigt in seiner Interpretation des Radames auch die lyrischen Facetten des ägyptischen Feldherrn, der bereit ist, für die Liebe zu sterben.


  Aida: Anja Harteros, Sopran

  Radames: Jonas Kaufmann, Tenor

  Amneris: Ekaterina Semenchuk, Mezzosopran

  Amonasro: Ludovic Tézier, Bariton

  Ramphis: Erwin Schrott, Bass

  Der König: Marco Spotti, Bass

  Ein Bote: Paolo Fanale, Tenor

  Priesterin: Eleonora Buratto, Sopran

  Orchestra dell'Accademia Nazionale di Santa Cecilia

  Coro dell'Accademia Nazionale di Santa Cecilia

  Leitung: Antonio Pappano


  Redaktion: Richard Lorber


  *


  Quelle:

  Programmtip vom 1. Dezember 2015

  Herausgeber:

  Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts),

  Appellhofplatz 1, 50667 Köln

  Postanschrift: 50600 Köln,

  Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

  E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

  Internet: www.wdr.de
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  INFOPOOL / MEDIZIN / FACHMEDIZIN

  



  GYNÄKOLOGIE/599: Forschung - Durchbruch bei der Früherkennung von Schwangerschaftsvergiftung (idw)


  

  Charité / Universitätsmedizin Berlin - 07.01.2016


  Durchbruch bei der Früherkennung von Schwangerschaftsvergiftung


  Gefährliche Präeklampsie und ihre Folgen vermeiden



  Eine internationale Multicenterstudie konnte jetzt zeigen, dass das Verhältnis bestimmter Botenstoffe im Blut von Schwangeren eine Präeklampsie zuverlässig ausschließen und drohende Komplikationen vorhersagen kann. Die Studie ist unter maßgeblicher Beteiligung von Geburtsmedizinern der Charité - Universitätsmedizin Berlin entstanden. Die Ergebnisse sind in der aktuellen Ausgabe des New England Journal of Medicine* erschienen.


  Die Ursachen einer Präeklampsie, umgangssprachlich auch Schwangerschaftsvergiftung genannt, sind bislang nicht vollständig geklärt. Doch die Multiorganerkrankung zählt heute zu den Hauptursachen für Komplikationen während der zweiten Schwangerschaftshälfte. Bei zwei bis fünf Prozent aller werdenden Mütter tritt diese Erkrankung mit den typischen Merkmalen Bluthochdruck und einer erhöhten Ausscheidung von Eiweiß im Urin auf. Da eine Präeklampsie häufig zu spät erkannt wird, kann sie im schlimmsten Fall zum Tod von Mutter und Kind führen.


  Bisher konnten ein erhöhter Blutdruck und Eiweißausscheidungen im Urin die Erkrankung und die dadurch bedingten Komplikationen nur ungenau vorhersagen. In der PROGNOSIS-Studie** ist es den Forschern gelungen, einen sogenannten Trennwert für den sFlt-1/PlGF-Quotienten zu ermitteln, der die Erkrankung zuverlässig innerhalb einer Woche ausschließen und auch das Auftreten der Erkrankung und dadurch bedingter Komplikationen prognostizieren kann. Das Verhältnis der Proteine sFlt-1 und PlGF, die beide in der Plazenta produziert werden und im mütterlichen Blut zirkulieren, spielt eine wichtige Rolle bei der Krankheitsentstehung. Mit einem Serumtest kann dieser Quotient aus den beiden plazentaren Faktoren bestimmt werden und auch bei fehlenden Symptomen anzeigen, ob eine Frau eine Präeklampsie oder dadurch verursachte Komplikationen entwickeln wird. In der Multicenterstudie sind über tausend Schwangere untersucht worden, die ein hohes Risiko oder klinische Anzeichen für die Erkrankung hatten.


  "Das Hauptproblem an der Präeklampsie ist, dass die Symptomatik häufig nicht eindeutig oder das klinische Bild unklar ist. Der sFlt-1/PlGF Quotient kann uns helfen, die Wahrscheinlichkeit des Auftretens der Erkrankung oder deren Verlauf besser einzuschätzen", betont Privatdozent Dr. Stefan Verlohren von der Klinik für Geburtsmedizin der Charité und korrespondierender Autor der Studie. Er fügt hinzu: "So können wir vermeiden, dass eine Schwangere zu früh entbunden oder zu spät behandelt wird. Vor allem ist es jetzt möglich, die Erkrankung sicher für eine Woche auszuschließen und das trägt entscheidend zur Beruhigung der Patientinnen bei."


  An der Studie nahmen insgesamt 1.273 Schwangere mit Verdacht auf Präeklampsie aus 14 Ländern teil. Bei allen wurde der sFlt-1/PlGF-Quotient im Blut mittels eines Serumtests bestimmt. Bei einem Wert von unter 38 konnte eine Präeklampsie mit nahezu hundertprozentiger Wahrscheinlichkeit innerhalb einer Woche ausgeschlossen werden. War der Wert von 38 überschritten, so betrug die Vorhersagewahrscheinlichkeit für das Auftreten einer Präeklampsie innerhalb der nächsten vier Wochen 36,7 Prozent. Das Auftreten von mütterlichen oder kindlichen Komplikationen einer Präeklampsie innerhalb der nächsten vier Wochen konnte mit einer 65,5 prozentigen Genauigkeit vorhergesagt werden.


  

  * Harald Zeisler, Elisa Llurba, Frederic Chantraine, Manu Vatish, Anne Cathrine Staff, Maria Sennström, Matts Olovsson, Shaun P. Brennecke, Holger Stepan, Deirdre Allegranza, Peter Dilba, Maria Schoedl, Martin Hund und Stefan Verlohren: Predictive Value of the sFlt-1/PlGF Ratio in Women with Suspected Preeclampsia. In: New England Journal of Medicine (NEJM). 2016;374:13-22. DOI:10.1056/NEJMoa1414838.


  ** PROGNOSIS: Prediction of short-term outcome in pregnant women with suspected preeclampsia study


  Kontakt:

  Privatdozent Dr. Stefan Verlohren

  Klinik für Geburtsmedizin

  Campus Charité Mitte

  stefan.verlohren@charite.de


  Weitere Informationen finden Sie unter

  http://geburtsmedizin.charite.de

  Klinik für Geburtsmedizin


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

  http://idw-online.de/de/institution318


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

  Charité - Universitätsmedizin Berlin, Manuela Zingl, 07.01.2016

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  TRANSPLANTATION/517: Stammzelltherapie bei akuter Leukämie (idw)


  

  Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf - 07.01.2016


  Stammzelltherapie bei akuter Leukämie: Nebenwirkungen reduzieren, Lebensqualität verbessern



  Mit einer Optimierung der medikamentösen Therapie lässt sich eine Stammzelltransplantation erfolgreicher als bisher gestalten. Wird vor der Transplantation ein Anti-Lymphozyten-Globulin (ATG) verabreicht, lassen sich lebensbedrohliche Abstoßungsreaktionen effektiv verhindern. Das hat eine multizentrische klinische Studie unter Leitung der Klinik für Stammzelltransplantation des Universitätsklinikums Hamburg-Eppendorf (UKE) ergeben, deren Ergebnisse jetzt im renommierten New England Journal of Medicine veröffentlicht wurden.


  Mit einer allogenen Blutstammzelltransplantation von verwandten oder unverwandten Spendern können Patienten mit akuten Leukämien oder anderen Blutkrebserkrankungen zu einem hohen Prozentsatz geheilt werden. Die Stammzelltransplantation ist jedoch trotz des hohen Heilungspotentials eine eingreifende Therapiemaßnahme mit entsprechenden Risiken. Eine der Hauptrisiken stellt die sogenannte chronische Spender-gegen-Wirt-Reaktion dar, die die Hauptursache für Spätkomplikationen darstellt und in der Regel mit einer deutlich reduzierten Lebensqualität einhergeht. Bisherige Versuche, das Risiko dieser Abstoßungsreaktionen zu reduzieren, sind entweder fehlgeschlagen oder waren mit einem erhöhten Rückfallrisiko der Leukämie verbunden.


  Ärzte der Klinik für Stammzelltransplantation haben in einer vom UKE initiierten multizentrischen, multinationalen klinischen Studie zeigen können, dass das Hinzufügen von einem Anti-Lymphozyten-Globulin (ATG) vor der Stammzelltransplantation das Risiko einer chronischen Spender-gegen-Wirt-Reaktion bei Patienten mit akuter Leukämie, die von einem Familienspender transplantiert wurden, signifikant reduziert werden konnte. Insbesondere die schwere chronische Abstoßungsreaktion konnte durch die Hinzugabe des Anti-Lymphozyten-Globulins (ATG) um über 40 Prozent gesenkt werden. "Erfreulicherweise kam es, trotz der signifikanten Senkung der schweren chronischen Spender-gegen-Wirt-Reaktion, weder zu mehr Infektionen noch zu mehr Rückfällen der Leukämie nach der Transplantation", erklärt Prof. Dr. Nicolaus Kröger, Direktor der Klinik für Stammzelltransplantation und klinischer Leiter der multizentrischen Studie. Durch die Hinzugabe von ATG sei es gelungen, die Lebensqualität der Patienten nach allogener Stammzelltransplantation ohne Einschränkung der Heilungschancen deutlich zu verbessern.


  In die Studie wurden 168 Patienten aus vier Ländern einbezogen; 27 Therapiezentren waren an der Untersuchung beteiligt. Im UKE wurden seit 1990über 3.000 Stammzelltransplantationen durchgeführt. Prof. Kröger: "Wir sind somit eines der größten Zentren für allogene Stammzelltransplantation in Europa. Unser Ziel ist es, allen Menschen rechtzeitig und unter optimalen Bedingungen zu helfen, die eine lebensrettende Stammzelltransplantation benötigen."


  

  Literatur:

  Nicolaus Kröger et al., Antilymphocyte Globulin for Prevention of Chronic Graft-versus-Host Disease, N Engl J Med 2016; 374:43-53, DOI: 10.1056/NEJMoa1506002


  Kontakt:

  Prof Dr. Nicolaus Kröger

  Interdisziplinäre Klinik für Stammzelltransplantation

  Universitätsklinikum Hamburg

  Martinistraße 52

  20246Hamburg

  E-Mail: n.kroeger@uke.de


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

  http://idw-online.de/de/institution347
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  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

  Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf, Saskia Lemm, 07.01.2016

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  LEITLINIE/156: Zur Kommentierung freigegeben - Patientenleitlinie "Krebs der Speiseröhre" (idw)


  

  Ärztliches Zentrum für Qualität in der Medizin - 07.01.2016


  Zur Kommentierung freigegeben: Patientenleitlinie "Krebs der Speiseröhre"



  Laienverständliche Versionen ärztlicher Leitlinien sind im Leitlinienprogramm Onkologie verpflichtend. Jetzt steht die neue Patientenleitlinie "Krebs der Speiseröhre" bis zum 4. Februar 2016 zur öffentlichen Konsultation im Internet bereit. Betroffene, Interessierte und Experten sind eingeladen, den Text kritisch zu lesen und dem Redaktionsteam ihre Kommentare zu schicken.


  Die Patientenleitlinie richtet sich an Menschen, bei denen Krebs der Speiseröhre festgestellt wurde, oder bei denen der Verdacht darauf besteht. Mit der Situation umzugehen, ist oft nicht leicht. Die Erkrankung wirft viele Fragen auf und wirkt sich auf das gewohnte Leben der Betroffenen und Angehörige aus.


  Damit Patienten kompetent an ihrer Behandlung mitwirken können, hat ein Redaktionsteam die Patientenleitlinie "Krebs der Speiseröhre" erarbeitet. So erhalten Betroffene genaue Informationen darüber, nach welchen Kriterien und Maßgaben ihre Krankheit idealerweise behandelt werden sollte. Die Broschüre beruht auf den Handlungsempfehlungen der ärztlichen S3-Leitlinie "Diagnostik und Therapie der Plattenepithelkarzinome und Adenokarzinome des Ösophagus" des Leitlinienprogramms Onkologie und damit auf dem besten derzeit verfügbaren medizinischen Wissen.


  Entwickelt wird die Patientenleitlinie im Rahmen des Leitlinienprogramms Onkologie, das gemeinsam von der Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften (AWMF), der Deutschen Krebsgesellschaft (DKG) und der Deutschen Krebshilfe (DKH) getragen wird und die Verbesserung der Versorgung krebskranker Menschen zum Ziel hat. Patientenvertreter und Ärzte aus dem Kreis der Leitlinienautoren haben die Patientenleitlinie gemeinsam erstellt. Betreuung und Redaktion erfolgten durch das Ärztliche Zentrum für Qualität in der Medizin.


  Interessierte aus Fachkreisen und Selbsthilfeorganisationen sowie Betroffene können jetzt den Entwurf der Patientenleitlinie kostenfrei herunterladen und begutachten. Bis zum 4. Februar 2016 haben sie die Möglichkeit, diese Fassung zu kommentieren, Verbesserungsvorschläge zu machen oder Ergänzungen vorzuschlagen. Für die Begutachtung steht auch ein Fragebogen zur Verfügung. Das Redaktionsteam sichtet alle Rückmeldungen und entscheidet dann über deren Berücksichtigung in der endgültigen Version.


  

  Kontaktdaten und Ansprechpartnerin:

  Svenja Siegert, Ärztin

  Ärztliches Zentrum für Qualität in der Medizin

  TiergartenTower, Straße des 17. Juni 106-108

  10623Berlin

  Email: patienteninformation@azq.de


  Weitere Informationen finden Sie unter


  http://www.patienten-information.de/mdb/edocs/pdf/literatur/speiseroehrenkrebs-konsultation.pdf

  Konsultationsfassung


  http://www.patienten-information.de/mdb/edocs/word/speiseroehrenkrebs-konsultation-fragebogen.doc

  Fragebogen Rückmeldung


  http://leitlinienprogramm-onkologie.de/Patientenleitlinien.8.0.html

  Übersicht Patientenleitlinien des Leitlinienprogramms Onkologie


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

  http://idw-online.de/de/institution1061


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

  Ärztliches Zentrum für Qualität in der Medizin, Corinna Schaefer M.A., 07.01.2016

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  DIABETES/1907: Riskante Behandlung mit Chrom (idw)


  

  Gesellschaft Deutscher Chemiker e.V. - 07.01.2016


  Riskante Behandlung mit Chrom


  Chrom(III)-Präparate werden von den Körperzellen in krebserregendes Chrom(VI) umgewandelt



  Das Spurenelement Chrom gilt als hilfreich, um den Blutzuckerspiegel zu senken, weshalb es insbesondere in der orthomedizinischen Praxis als Nahrungsergänzungsmittel empfohlen wird. Wie nun australische und amerikanische Wissenschaftler in der Zeitschrift Angewandte Chemie schreiben, oxidieren die Körperzellen jedoch das zugegebene Chrom teilweise in Chrom höherer Oxidationsstufen, in denen es nachgewiesenermaßen krebserregend und erbgutschädigend ist. Nach diesen Befunden sollte der mögliche Nutzen von Therapien mit Chrom noch stärker in Frage gestellt werden.


  Präparate, die Chrom in der Oxidationsstufe III enthalten, können die Wirkung von Insulin und oralen Antidiabetika bei Diabeteserkrankungen verstärken. Daher wurde vorgeschlagen, täglich Chrom zu sich zu nehmen, um den Blutzuckerspiegel zu senken. In höheren Oxidationsstufen kann Chrom jedoch nachweislich die DNA schädigen. Chrom(V) und Chrom(VI)-Verbindungen werden daher als stark krebserregend eingestuft. Ob die Zellen selbst das Chrom(III) oxidieren können, dieser Frage gehen Forscher an der Universität von Sydney um Peter A. Lay nach. Durch Röntgenfluoreszenzmikroskopie (XFM) und Röntgen-Nahkanten-Absorptionsspektroskopie (μ-XANES) am Australian Synchrotron und an der Advanced Photon Source im U.S. Department of Energy Office of Science versuchen sie, in das Schicksal der Chrom(III)-Präparate nach der Aufnahme in Adipozyten einen besseren Einblick zu erhalten.


  Die XFM-Analyse zeigte den Forschern, dass das Chrom in kleinen Bereichen, sogenannten "Hotspots", in der Zelle vorhanden war. Die μ-XANES-Spektren bewiesen, dass die Hotspots nicht nur aus Chrom(III) bestanden. "Dieser Befund bestätigt, dass hier eindeutig höhere Oxidationsstufen von Chrom vorliegen müssen," sagen die Wissenschaftler. Durch Modellrechnungen identifizierten sie dann Chrom(V)- und Chrom(VI)-Verbindungen in den Hotspots.


  Warum die Chrom(III)-Präparate in der Zelle oxidiert werden könnnen, erklären die Autoren dadurch, dass insbesondere während der insulinbedingten Signalkaskaden der Zelle starke Oxidationsmittel wie Wasserstoffperoxid gebildet würden. Diese könnten die Oxidation von Chrom(III) zu den reaktiven Chrom(V)- und Chrom(VI)-Verbindungen auslösen. "Das löst Bedenken darüber aus, inwiefern Chrom(III)-Verbindungen krebserregend sein können und welche Risiken eine längere Einnahme von Chrom(III)-haltigen Nahrungsergänzungsmitteln bergen", sagen die Autoren. Obwohl es eine solche Sorge schon länger gibt, empfehlen insbesondere orthomedizinisch tätige Heilpraktiker immer noch Chrompräparate. Daher der dringende Rat der Autoren für die Zukunft: "In Anbetracht dieser Befunde sind epidemiologische Studien notwendig, um klarzustellen, ob Chrom(III)-haltige Nahrungsergänzungsmittel nicht das Krebsrisiko erhöhen können."


  

  Angewandte Chemie: Presseinfo 49/2015


  Autor:

  Peter A. Lay, The University of Sydney (Australia)

  http://sydney.edu.au/science/people/peter.lay.php


  Permalink to the original article:

  http://dx.doi.org/10.1002/ange.201509065


  Angewandte Chemie, Postfach 101161, 69451 Weinheim, Germany


  Weitere Informationen finden Sie unter

  http://presse.angewandte.de


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

  http://idw-online.de/de/institution122


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

  Gesellschaft Deutscher Chemiker e.V., Dr. Renate Hoer, 07.01.2016

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  INFEKTION/1469: Viele Blasenentzündungen heilen ohne Antibiotika (idw)


  

  Universitätsmedizin Göttingen / Georg-August-Universität - 07.01.2016


  Viele Blasenentzündungen heilen ohne Antibiotika


  Allgemeinmedizinische Studie an der UMG mit Ergebnis: Zwei Drittel der Frauen mit unkomplizierten Harnwegsinfektionen wurden ohne Antibiotika gesund. Veröffentlicht in der medizinischen Fachzeitschrift British Medical Journal.



  (umg) Braucht es unbedingt Antibiotika, um Blasenentzündungen zu heilen? Oder reicht bei unkomplizierten Harnwegsinfektionen eine Behandlung mit Schmerzmitteln aus? Dr. Ildikó Gágyor und Prof. Dr. Eva Hummers-Pradier vom Institut für Allgemeinmedizin der Universitätsmedizin Göttingen (UMG) haben zusammen mit Kollegen aus dem Institut für Allgemeinmedizin der Medizinischen Hochschule Hannover (MHH) sowie der Abteilung für Versorgungsforschung am Institut für Public Health und Pflegeforschung an der Universität Bremen diese Fragen wissenschaftlich untersucht. Das Ergebnis: Rund zwei Drittel der Frauen mit einer unkomplizierten Blasenentzündung wurden ohne Antibiotika und nur mit Schmerzmitteln wieder gesund. Die Studie "Sofortige versus bedarfsangepasste Antibiotikatherapie beim unkomplizierten Harnwegsinfekt (ICUTI)" wurde vom Bundesministerium für Bildung und Forschung und der Deutschen Forschungsgemeinschaft über vier Jahre mit insgesamt 1,2 Mio. Euro unterstützt. Die Ergebnisse wurden am 23. Dezember 2015 in der Fachzeitschrift "British Medical Journal" online veröffentlicht.


  Originalpublikation:

  Ildikó Gágyor, Jutta Bleidorn, Michael M Kochen, Guido Schmiemann, Karl Wegscheider, Eva Hummers-Pradier. Ibuprofen versus fosfomycin for uncomplicated urinary tract infection in women: randomised controlled trial. doi: 10.1136/bmj.h6544


  "Ziel der Studie war es zu prüfen, ob bei unkomplizierten Harnwegsinfekten die Beschwerden allein mit einem Schmerzmittel behandelt werden können, während die Infektion von selbst abheilt", sagt Dr. Ildikó Gágyor, Leiterin der Studie, Institut für Allgemeinmedizin der UMG. "Damit wollten wir auch zu einem rationalen Einsatz von Antibiotika beitragen", so Dr. Gágyor.


  • Hintergrund der Studie:

  Antibiotika werden bei wiederholter Anwendung gegen Krankheitserreger resistent. Auch bislang hilfreiche Antibiotika verlieren dann ihre Wirksamkeit. Um dem entgegenzuwirken, sollten Antibiotika nur verschrieben werden, wenn sie wirklich nötig sind.


  DIE STUDIE


  494Patientinnen in 42 Hausarztpraxen in Norddeutschland nahmen von 2012 bis 2014 an der Studie teil. Berücksichtigt wurden ansonsten gesunde Frauen, die mit typischen Anzeichen eines Harnwegsinfekts wie Brennen beim Wasserlassen und/oder häufigem Wasserlassen ihren Hausarzt aufsuchten. Sie wurden per Zufall einer von zwei Behandlungsgruppen zugeteilt. Eine Gruppe erhielt sofort ein Antibiotikum. Die andere Gruppe bekam ein Medikament, das Schmerzen lindert und die Entzündung hemmt. Die Frauen wurden gebeten, sich bei anhaltenden oder zunehmenden Beschwerden wieder in der Praxis vorzustellen. Die Durchführung der Studie wurde durch das Institut für anwendungsorientierte Forschung und klinische Studien GmbH (IFS) Göttingen unterstützt.


  ERGEBNISSE DER STUDIE


  Insgesamt wurden zwei Drittel der Patientinnen, die mit einem Schmerzmittel behandelt wurden, ohne Antibiotikatherapie gesund. Bei einzelnen Frauen traten Nierenbeckenentzündungen auf. Dies war häufiger in der Gruppe, die nur mit Schmerzmitteln behandelt wurden, statistisch war dieser Unterschied jedoch nicht signifikant. In weiteren Forschungsprojekten wird nun untersucht, wie diese Frauen schon bei einer ersten Vorstellung erkannt und entsprechend behandelt werden können.


  "Die Ergebnisse unserer Studie sind eine Grundlage, um mit Patientinnen bei einem unkomplizierten Harnwegsinfekt zu überlegen, ob sie zunächst auf Antibiotika verzichten möchten", sagt Dr. Jutta Bleidorn, Institut für Allgemeinmedizin der MHH. "Wir können belegen: Für sonst gesunde Frauen mit leichten bis mittelschweren Symptomen ist die symptomatische Behandlung häufig ausreichend und das Risiko von Komplikationen gering."


  Für Prof. Dr. Eva Hummers-Pradier, Direktorin des Instituts für Allgemeinmedizin der UMG und Leiterin der klinischen Prüfung der ICUTI-Studie, könnte die Beratung von Patientinnen mit Harnwegsinfektionen auch noch anders aussehen: "Wie zum Beispiel in Großbritannien üblich, kann auch eine sogenannte 'delayed prescription' erwogen werden. Das heißt, Patientinnen erhalten ein Rezept für ein Antibiotikum, das sie einlösen können, falls sich die Beschwerden nicht bessern."


  AUSWIRKUNG AUF BISHERIGE LEITLINIEN?


  Bislang empfehlen nationale und internationale Leitlinien für Ärzte zur Behandlung bei Diagnose "Blasenentzündung" eine sofortige Gabe eines Antibiotikums. "Die Ergebnisse von ICUTI werden die Therapieempfehlungen in der Leitlinie zur Behandlung von Harnwegsinfektionen beeinflussen , die aktuell überarbeitet werden. Die Studienergebnisse stärken die Rolle der nicht antibiotischen Therapiemöglichkeiten für die betroffenen Patientinnen", sagt Priv.-Doz. Dr. Guido Schmiemann, Institut für Public Health und Pflegeforschung der Universität Bremen und Mitglied der nationalen Leitliniengruppe Harnwegsinfektionen.


  

  Leitlinien sind systematisch entwickelte Entscheidungshilfen für Ärzte und Patienten für angemessene medizinische Vorgehensweise bei bestimmten gesundheitlichen Problemen, wie z.B. auch die Therapie des Harnwegsinfektes.


  Weitere Informationen zu den Leitlinien zur Therapie des Harnwegsinfektes:

  http://www.awmf.org/leitlinien/detail/ll/043-044.html)


  WEITERE INFORMATIONEN:


  Universitätsmedizin Göttingen, Georg-August-Universität

  Institut für Allgemeinmedizin

  - Dr. Ildikó Gágyor

  igagyor@gwdg.de

  Humboldtallee 38, 37075 Göttingen

  www.allgemeinmedizin.med.uni-goettingen.de/

  - Prof. Dr. Eva Hummers-Pradier

  eva.hummers-pradier@med.uni-goettingen.de


  Medizinische Hochschule Hannover

  Institut für Allgemeinmedizin

  Dr. Jutta Bleidorn

  bleidorn.jutta@mh-hannover.de

  Carl-Neuberg-Str.1, 30625 Hannover


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

  http://idw-online.de/de/institution493
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  Universitätsmedizin Göttingen - Georg-August-Universität, Stefan Weller, 07.01.2016
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  E-Mail: service@idw-online.de
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  INFEKTION/1468: Übertragbare Colistin-Resistenz in Keimen von Nutztieren in Deutschland (idw)


  

  Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) - 07.01.2016


  Übertragbare Colistin-Resistenz in Keimen von Nutztieren in Deutschland


  BfR weist auf die Übertragbarkeit eines Resistenzgens in der Human- und Veterinärmedizin hin



  Erste Untersuchungsergebnisse aus dem Resistenzmonitoring am Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) zeigen, dass das erstmalig in China nachgewiesene übertragbare Gen mcr-1, das eine Resistenz gegenüber dem Antibiotikum Colistin verursacht, auch in Darmbakterien von Nutztieren in Deutschland weit verbreitet ist. Am häufigsten wird diese Colistin-Resistenz bei Escherichia coli von Mastgeflügel nachgewiesen. Übertragbare Resistenzgene können von harmlosen Darmbakterien, den sogenannten kommensalen Keimen, auf Krankheitserreger übertragen werden und die Therapie gegen diese Krankheitserreger erschweren. Bisher wurde davon ausgegangen, dass eine Resistenz gegenüber Colistin nicht zwischen Bakterien übertragen werden kann. Auch ist der Anteil Colistin-resistenter Bakterien-Isolate von Nutztieren in den letzten Jahren in Deutschland nicht angestiegen. Inwieweit die nun nachgewiesene, seit Jahren bereits vorhandene, übertragbare Antibiotikaresistenz bei der Behandlung von Infektionskrankheiten des Menschen eine Rolle spielt, muss nun auf der Seite der Humanmedizin erforscht werden. "Die aktuellen Ergebnisse bestätigen erneut, dass die Strategie eines verantwortlichen Einsatzes von Antibiotika weiter konsequent verfolgt werden muss", so Professor Dr. Dr. Andreas Hensel, Präsident des BfR. "Diese sollte im Sinne eines One-Health-Ansatzes alle Wirkstoffgruppen in der Tier- und in der Humanmedizin einbeziehen." Weitere molekularbiologische Untersuchungen zum genetischen Hintergrund und Übertragungspotential werden nun durchgeführt, um mögliche Risiken für die Verbraucherinnen und Verbraucher abzuschätzen.


  Das BfR hat Bakterien-Isolate, die sich in Untersuchungen der letzten Jahre als resistent gegen Colistin erwiesen hatten, dahingehend noch einmal getestet, ob sie das übertragbare Gen mcr-1 tragen. Mit einer vom europäischen Referenzlabor in Kopenhagen bereitgestellten Methode wurden Isolate zurückliegend bis 2012 untersucht. Auf eine Resistenz gegen Colistin wird in Deutschland seit Jahren im Rahmen des Resistenzmonitorings untersucht. Entsprechend ist bekannt, dass eine Resistenz gegen Colistin insbesondere bei Isolaten des Darmkeims Escherichia coli und bei Salmonellen aus Geflügelbeständen anzutreffen ist. Das BfR untersucht nun weitere Proben aus den Jahren vor 2012.


  Ein Beitrag im Fachmagazin The Lancet Infectious Diseases (DOI: http://dx.doi.org/10.1016/S1473-3099(15)00424-7) hatte den Nachweis des übertragbaren Gens mcr-1 in China beschrieben, das bei Darmbakterien eine Resistenz gegen das Antibiotikum Colistin vermittelt. Demnach wurden Bakterien mit diesem Gen in China sowohl beim Menschen, als auch bei Tieren und Lebensmitteln gefunden. Die Autoren führten das Vorkommen dieses Gens auf den häufigen Einsatz von Colistin in der chinesischen Tierhaltung zurück.


  Dänische Behörden hatten Anfang Dezember 2015 über den Nachweis des Gens in Proben von Geflügelfleisch aus Deutschland berichtet. Auch Untersuchungen in England und in den Niederlanden verliefen positiv. Die bisherigen, nach Erscheinen der chinesischen Publikation gezielt durchgeführten Studien zum Vorkommen des neu beschriebenen Resistenzgens zeigen somit, dass das in China beschriebene Resistenzgen auch in Europa zumindest seit einigen Jahren verbreitet ist.


  In Deutschland wird das Polypeptid-Antibiotikum Colistin vor allem in der Nutztierhaltung zur Behandlung von Darmerkrankungen eingesetzt. In der Humanmedizin kommt Colistin als Antibiotikum speziell bei Carbapenem-resistenten Enterobakterien zum Einsatz, wenn diese gegen andere, für den Menschen besser verträgliche, Antibiotika unempfindlich sind.


  Um sich beim Zubereiten von Speisen vor Krankheitskeimen im und auf dem Fleisch zu schützen, sollte eine sorgfältige Küchenhygiene sichergestellt werden, so dass die Keime nicht von rohem Fleisch auf andere Lebensmittel übertragen werden. Zudem sollte Fleisch vor dem Verzehr gründlich durcherhitzt werden, das heißt für mindestens zwei Minuten eine Temperatur von 70 °C im Kern des Lebensmittels erreichen.


  Das BfR hat Verbraucherhinweise zum Schutz vor lebensmittelbedingten Infektionen im Privathaushalt herausgegeben:

  http://www.bfr.bund.de/cm/350/verbrauchertipps_schutz_vor_lebensmittelinfektionen_im_privathaushalt.pdf


  Das BfR hat zum Thema Küchenhygiene zudem den Videoclip "Was tun mit dem Huhn?" veröffentlicht:

  http://www.bfr.bund.de/de/was_tun_mit_dem_huhn_-191706.html?current_page=1


  Informationen des Robert Koch-Instituts zur übertragbaren Colistin-Resistenz:

  http://www.rki.de/DE/Content/Infekt/Antibiotikaresistenz/Bakterienspezies/Colistinresistenz_E_coli.html


  • Über das BfR


  Das Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) ist eine wissenschaftliche Einrichtung im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL). Es berät die Bundesregierung und die Bundesländer zu Fragen der Lebensmittel-, Chemikalien- und Produktsicherheit. Das BfR betreibt eigene Forschung zu Themen, die in engem Zusammenhang mit seinen Bewertungsaufgaben stehen.


  

  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

  http://idw-online.de/de/institution638


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

  Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR), Dr. Suzan Fiack, 07.01.2016

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  INFEKTION/1467: Multiresistente Bakterien - Resistenzgen gegen Notfall-Antibiotikum in Deutschland nachgewiesen (idw)


  

  Justus-Liebig-Universität Gießen - 07.01.2016


  Multiresistente Bakterien: Resistenzgen gegen Notfall-Antibiotikum auch in Deutschland nachgewiesen


  Brisante Entdeckung eines Forscherteams des Deutschen Zentrums für Infektionsforschung (DZIF) und der Universität Gießen



  Immer häufiger können bakterielle Infektionen nicht mehr mit den gängigen Antibiotika behandelt werden, weil die Erreger dagegen resistent sind. Dann werden Reserveantibiotika eingesetzt - bei multiresistenten Enterobakterien ist das Antibiotikum Colistin eines der wenigen noch wirksamen Mittel. Doch auch diese Behandlungsoption könnte bald ausgedient haben: Im November vergangenen Jahres wurde in China ein neues Colistin-Resistenzgen entdeckt. Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler im Deutschen Zentrum für Infektionsforschung (DZIF) und dem Institut für Medizinische Mikrobiologie der Justus-Liebig-Universität Gießen (JLU) konnten das Resistenzgen mcr-1 nun auch in Deutschland nachweisen - in einem Isolat einer Humanprobe aus dem Jahr 2014.


  Besonders brisant: Das Isolat enthielt die das neu entdeckte Colistin-Resistenzgen mcr-1 zusätzlich zu einer Carbapenem-Resistenz. Carbapeneme sind breit wirksame Antibiotika, die in Notfällen gegen multiresistente Bakterien zum Einsatz kommen. Wenn sie unwirksam werden, kommt Colistin als letzte Reserve zum Einsatz. Besteht auch dagegen eine Resistenz, kann eine ausweglose Situation ohne Behandlungsoption entstehen. Besonders alarmierend ist, dass das neu entdeckte Resistenzgen - im Gegensatz zu den vorher bekannten Colistin-Resistenzen - zwischen Bakterienstämmen übertragbar ist und sich so leicht verbreiten könnte. Die Entdeckung ist damit von größter Bedeutung für das Gesundheitswesen.


  Seit 2013 arbeiten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des DZIF-Forschungsbereichs "Krankenhauskeime und Antibiotika-resistente Bakterien" eng mit dem interdisziplinären Forschungsverbund RESET am Institut für Medizinische Mikrobiologie der JLU zusammen. Die Verbindung der Forschungsverbünde führte zum Aufbau einer umfangreichen Sammlung multiresistenter Erreger aus Tier und Mensch. Isolate dieser Sammlung wurden in Zusammenarbeit mit Bioinformatikerinnen und -informatikern des DZIF sequenziert und die bakteriellen Genome in einer Datenbank hinterlegt. Diese Datenbank wurde genutzt, um die Isolate auch auf das neu entdeckte Resistenzgen mcr-1 zu untersuchen.


  "Voraussetzung für die schnelle Identifizierung des mcr-1-Gens war eine große Sammlung von Genomsequenzen multiresistenter Bakterien in einer spezialisierten Datenbank", so Prof. Dr. Trinad Chakraborty, Co-Koordinator im DZIF und Direktor des Instituts für Medizinische Mikrobiologie an der JLU. "Diese von der Bioinformatik erstellte Datenbasis war wegweisend und zeigt eindrucksvoll das Potenzial Genom-basierter Epidemiologie."


  In Europa gab es bislang Meldungen aus Dänemark und Großbritannien, wo das neu entdeckte Colistin-Resistenzgen in Enterobakterien aus Geflügel- bzw. Humanproben gefunden wurde, die bis 2012 zurückdatieren. In Deutschland kommt dieses Gen mindestens seit dem Jahr 2010 in Tieren vor - was bedeutet, dass seitdem die Möglichkeit einer Übertragung auf den Menschen bestanden hat. Es steht nun aus, weitere Bakterienstämme und ältere Stammsammlungen aus menschlichen Proben zu untersuchen, um das Ausmaß der Problematik in Deutschland zu erfassen.


  • Das Institut für Medizinische Mikrobiologie der JLU ist - gemeinsam mit Partnern in Marburg und Langen - seit 2011 einer von sieben Partnerstandorten des DZIF. Der Partnerstandort Gießen/Marburg/Langen wird von Prof. Chakraborty koordiniert. Der Standort Gießen-Marburg-Langen des DZIF hat als Schwerpunkt "Emerging and Emergency Infections". Damit verbunden ist der Aufbau einer Genom-basierten Datenbank von mikrobiellen Erregern von Tier und Mensch am Standort Gießen. Diese erlaubt den schnellen Nachweis und die weitere Analyse neuer Erreger.


  

  Das DZIF und der Forschungsverbund RESET werden vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) gefördert.


  Kontakt:

  Prof. Dr. Trinad Chakraborty

  Institut für Medizinische Mikrobiologie

  E-Mail: trinad.chakraborty@mikrobio.med.uni-giessen.de


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

  http://idw-online.de/de/institution217


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

  Justus-Liebig-Universität Gießen, Lisa Dittrich, 07.01.2016

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  INFEKTION/1466: Forschung - Virusattacke in Atome zerlegt (idw)


  

  Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung - 06.01.2016


  Virusattacke in Atome zerlegt


  HZI-Forscher stellen erstmals Strukturen von antiviralen Signalproteinen mit atomarer Auflösung dar



  Befallen Bakterien und Viren den Körper, werden sie vom Immunsystem als Fremdkörper erkannt. Es sendet dann eine entsprechende Immunantwort aus, um die Krankheitserreger zu bekämpfen. Um die Angriffsmechanismen der Erreger genau zu verstehen und passende Wirkstoffe zu entwickeln, müssen Forscher die Struktur der Proteine auf molekularer Ebene aufklären. Nur so kann man erkennen, welche Strukturen attackiert werden und wie diese im Detail aussehen. Wissenschaftler am Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung (HZI) in Braunschweig haben nun eine neue Methode entwickelt, um die Struktur von sehr großen Proteinkomplexen hochauflösend darzustellen. Dazu kombinierten sie ein bekanntes Verfahren, die Festkörper-NMR-Spektroskopie, mit einem eigens entwickelten Rechenalgorithmus. Ihre Ergebnisse veröffentlichten sie in der wissenschaftlichen Fachzeitschrift "Proceedings of the National Academy of Sciences" (PNAS).


  Wenn wir uns mit einem Virus infizieren, erkennt unser Körper bestimmte Virusmoleküle als "fremd" und startet eine Signalkaskade, um die Eindringlinge zu bekämpfen. Ein zentraler Knotenpunkt dieser Kaskade ist das "Mitochondrial antiviral signaling protein" (MAVS), das sich die Braunschweiger Forscher nun genauer angeschaut haben. "Wir haben uns für MAVS-Proteine entschieden, da sie eine wichtige Rolle für die Signalübertragung unseres angeborenen Immunsystems spielen. Diese Proteine reagieren auf viele verschiedene Viren, vor allem auf RNA-Viren wie Hepatitis, Influenza oder Dengue", sagt Prof. Christiane Ritter, die am HZI die Kernspinresonanzspektroskopie-Plattform, kurz NMR, leitet. Das Protein kommt auf der Mitochondrienhülle, die unsere Zellen mit Energie versorgt, vor und ist somit maßgeblich an der Abwehr von Infektionen beteiligt.


  Bei der Infektion mit einem Virus, lagert sich das Protein zu einer spiralförmig angeordneten Superstruktur zusammen, deren hochaufgelöste dreidimensionale Darstellung bislang schwierig war. Durch die Kombination von NMR-Daten mit dem Rechenalgorithmus konnten die Forscher beim MAVS-Protein nun die Symmetrie einzelner Moleküle auf schraubenförmigen Filamenten hochauflösend aufklären.


  Prinzipiell misst die NMR-Spektroskopie Distanzen zwischen einzelnen Atomkernen, aus denen sich ein Bild errechnen lässt. Um die Struktur korrekt bestimmen zu können, müssen bei Proteinkomplexen aber zusätzlich noch die Kontaktstellen zwischen den Einzelbausteinen zugeordnet werden. Dazu müssen die einzelnen Proteinmoleküle voneinander getrennt betrachtet werden. "Das haben wir über biochemische Ansätze und besondere Probenvorbereitung gelöst", sagt Ritter. Der neu entwickelte Algorithmus überprüft systematisch alle Möglichkeiten der Symmetrie. Er gleicht dabei die Ergebnisse dieser Überprüfung mit den NMR-spektroskopischen Daten ab und liefert so eine genaue bildliche Darstellung des Proteins.


  Doch das Darstellungsverfahren funktioniert nicht nur bei MAVS-Proteinen. Zukünftig könnten es Forscher bei allen Proteinkomplexen einsetzen, die symmetrische und filamentartige Stukturen aufweisen. Neben weiteren Signalproteinen könnten mit dem Verfahren auch viele Moleküle auf der Oberfläche von Bakterien untersucht werden. Die neue Strukturanalyse legt den Grundstein für die Wirkstoffforschung, hilft aber auch dabei das Immunsystem und dessen Reaktion besser zu verstehen. Das ist essentiell, um beispielsweise Wirkstoffe entwickeln zu können, die in die Regulierung unseres Immunsystems eingreifen. "Die Kombination von NMR-Daten mit einem Rechenalgorithmus zur Strukturbestimmung von helikalen Superstrukturen ist sowohl ein technischer, als auch biologischer Fortschritt", sagt Ritter.


  • Über das Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung:


  Am Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung (HZI) untersuchen Wissenschaftler die Mechanismen von Infektionen und ihrer Abwehr. Was Bakterien oder Viren zu Krankheitserregern macht: Das zu verstehen soll den Schlüssel zur Entwicklung neuer Medikamente und Impfstoffe liefern.

  www.helmholtz-hzi.de


  Weitere Informationen finden Sie unter


  Originalpublikation:

  http://m.pnas.org/content/early/2016/01/04/1513119113.abstract?sid=d7c5210d-5ab1-4831-b266-6c873b45a170


  Pressemitteilung und Bildmaterial:

  http://www.helmholtz-hzi.de/de/aktuelles/news/ansicht/article/complete/virusattacke_in_atome_zerlegt/


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

  http://idw-online.de/de/institution129


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

  Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung, Susanne Thiele, 06.01.2016

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  NIERE/057: Studie - Prävalenz chronischer Nierenerkrankung EU-weit am höchsten in Vorpommern? (idw)


  

  Deutsche Gesellschaft für Nephrologie e.V. (DGfN) - 07.01.2016


  Prävalenz der chronischen Nierenerkrankung europaweit am höchsten in Vorpommern?


  So das Ergebnis einer aktuell im JASN publizierten Studie. DGfN unterstreicht die Forderung nach einem Register.



  Etwa 10% der europäischen Bevölkerung ist von einer chronischen Nierenerkrankung ("chronic kidney disease"/CKD) - sei es nun leichtgradig oder im Endstadium mit Bedarf einer Nierenersatztherapie (Dialyse oder Nierentransplantation) - betroffen.


  Bislang ging man davon aus, dass die Verteilung zwischen einzelnen europäischen Regionen relativ homogen sei. Eine aktuelle Studie [1], die in der Zeitschrift JASN, dem Organ der amerikanischen Nierenfachgesellschaft und weltweit das renommierteste Journal dieses Fachs, publiziert wurde, zeigt nun deutliche Unterschiede in der Verteilung auf. Die Arbeitsgruppe um Dr. Katharina Brück vom "Academic Medical Center" in Amsterdam hatte insgesamt 19 Bevölkerungsstudien aus 13 europäischen Ländern, darunter auch die sogenannte "SHIP-Studie" [2] ("Study of Health in Pomerania", eine prospektive epidemiologische Kohortenstudie der erwachsene Bevölkerung in der Region Vorpommern), analysiert - und kam zu einem überraschenden Ergebnis: Die europaweit höchste CKD-Prävalenz liegt in Nordostdeutschland, also in Vorpommern, vor. Während die CKD-Prävalenz (alle Stadien) in Norwegen lediglich 3,3% betrug, ergab die Analyse von Brück et al. einen Anteil von 17,3% in Nordostdeutschland. Selbst wenn man nur die späteren und damit klinisch relevanten CKD-Stadien 3-5 in Betracht zog, blieb Vorpommern Spitzenreiter: Dann war immer noch ein Anteil von 5% der Bevölkerung betroffen, während der Anteil in z.B. Mittelitalien mit nur 1% am niedrigsten lag.


  "Diese Daten sind beunruhigend", erklärt Prof. Dr. Jan Galle, Pressesprecher der Deutschen Gesellschaft für Nephrologie (DGfN). "Bekannt ist, dass die chronischen Erkrankungen in Mecklenburg-Pommern ansteigen - bedingt durch Abwanderung, schwache Geburtenrate und resultierende Überalterung der Bevölkerung [2]. Doch laut der Autoren der Studie soll der Unterschied in der CKD-Prävalenz unabhängig von Diabetes mellitus, Bluthochdruck und Fettleibigkeit bestehen - alles sind prädisponierende Faktoren für eine chronische Nierenerkrankung und treten häufiger bei älteren Menschen auf." Die Studienautoren führen Gründe wie genetische Faktoren und Unterschiede in der Gesundheitsversorgung, insbesondere hinsichtlich bestehender Präventions- und Früherkennungsprogramme an, räumen aber auch methodische Schwächen ein: Die 19 in die Analyse einbezogenen Bevölkerungsstudien sind sehr heterogen und wendeten u.a. auch unterschiedliche Methoden für die Bestimmung von Kreatinin und Albuminurie an.


  "Es ist ein großes Manko, dass es in Deutschland kein umfassendes, bundesweites CKD-Register gibt. Wir können diese Daten nicht validieren - und haben auch keinen Vergleich, wie es in den anderen Bundesländern aussieht. Letztlich kennen wir nicht einmal die genaue Zahl der Dialysepatienten in Deutschland, sondern rechnen sie vage anhand zehn Jahre alter Daten hoch. Dabei ist eine genaue Erfassung wichtig für die Einschätzung der Inzidenz und die Ermittlung des zukünftigen Versorgungsbedarfs - selbst Länder wie Litauen, Griechenland oder Rumänien sind diesbezüglich weiter als wir und haben Dialyse-Register!"


  

  Literatur


  [1]Brück K, Stel VS, Gambaro G et al. CKD Prevalence Varies across the European General Population. Published online before print December 23, 2015

  http://jasn.asnjournals.org/content/early/2015/12/20/ASN.2015050542.abstract


  [2]John U, Greiner B, Hensel E, et al.: Study of Health in Pomerania (SHIP): A health examination survey in an east German region. Objectives and design [Study of Health in Pomerania (SHIP) - Ein Gesundheitssurvey in einer ostdeutschen Region: Ziele und Design]. Soz Praventivmed 2001; 46: 186-94


  [3]Siewert U, Fendrich K, Doblhammer-Reiter F et al.

  Versorgungsepidemiologische Auswirkungen des demografischen Wandels in Mecklenburg-Vorpommern. Dtsch Arztebl Int 2010; 107(18): 328-34

  http://www.aerzteblatt.de/archiv/74604/Versorgungsepidemiologische-Auswirkungen-des-demografischen-Wandels-in-Mecklenburg-Vorpommern
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  http://idw-online.de/de/institution854
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  Deutsche Gesellschaft für Nephrologie e.V. (DGfN), Dr. Bettina Albers, 07.01.2016

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de



  veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Januar 2016


  

  Zurück zum Inhaltsverzeichnis

  

  



  [image: Schattenblick Logo]

  



  INFOPOOL / MEDIZIN / PHARMA

  



  FORSCHUNG/1029: Mit Nanopartikeln gegen Arteriosklerose (idw)


  

  Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 05.01.2016


  Mit Nanopartikeln gegen Arteriosklerose



  In Industrieländern leiden besonders viele Menschen an Arteriosklerose - mit teils tödlichen Folgen. Die Ablagerungen in den Schlagadern führen unter anderem zu Schlaganfällen und Herzinfarkten. Ein Forscherteam unter Federführung der Universität Bonn hat jetzt eine Methode entwickelt, bei der Ersatzzellen mit Hilfe von Nanopartikeln zu den krankhaften Gefäßabschnitten gelotst werden. Die Wissenschaftler zeigten an Mäusen, dass die frischen Zellen dort tatsächlich ihre heilende Wirkung entfalteten. Für eine Anwendung beim Menschen besteht aber noch erheblicher Forschungsbedarf. Die Ergebnisse werden nun im renommierten Fachjournal "ACS NANO" vorgestellt.


  Bei der Arterienverkalkung (Arteriosklerose) kommt es zu krankhaften Ablagerungen in den Schlagadern, die zu Gefäßverengungen führen. Schlaganfälle oder Herzinfarkte sind aufgrund der dann mangelnden Durchblutung eine häufige Folge. Eine wichtige Rolle spielen dabei die Endothelzellen, die die Blutgefäße auskleiden. "Sie produzieren Stickstoffmonoxid und regulieren darüber die Weitung der Gefäße und den Blutdruck", erläutert Juniorprofessorin Dr. med. Daniela Wenzel vom Institut für Physiologie I der Universität Bonn. Werden die Endothelzellen geschädigt, ist das meist der schleichende Beginn für eine Arteriosklerose.


  Ein Forscherteam um Jun.-Prof. Wenzel hat nun zusammen mit der TU München, dem Institut für Pharmakologie und Toxikologie des Universitätsklinikums Bonn sowie der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt Berlin eine Methode entwickelt und erfolgreich an Mäusen getestet, mit der sich geschädigte Endothelzellen regenerieren lassen. Die Wissenschaftler schleusten in gezüchtete Zellen mit Hilfe von Viren das Gen für das Enzym eNOS ein, das wie ein Turbolader die Stickstoffmonoxidproduktion im Endothel ankurbelt. "Das Enzym ist eine wesentliche Voraussetzung dafür, dass die Endothelzellen ihre ursprüngliche Funktion voll wieder herstellen", berichtet Dr. Sarah Vosen aus Jun.-Prof. Wenzels Team.


  Ein Magnet bringt die Nanopartikel zum gewünschten Ort


  Zusammen mit dem Gen schleusten die Wissenschaftler auch noch wenige hundert Nanometer (Millionstel Millimeter) winzige Nanopartikel mit einem Eisenkern ein. "Das Eisen ändert die Eigenschaften der Endothelzellen: Sie werden magnetisch", erläutert Dr. Sarah Rieck vom Institut für Physiologie I der Universität Bonn. Die Nanopartikel sorgen dafür, dass sich die mit dem "Turbo"-Gen versehenen Endothelzellen mit einem Magneten an die gewünschte Stelle im Blutgefäß bringen lassen, wo sie ihre heilende Wirkung entfalten. Forscher der TU München haben eigens hierfür einen ringförmigen Magnetaufbau entwickelt, der dafür sorgt, dass die mit Nanopartikeln bestückten Ersatzzellen das Blutgefäß gleichmäßig auskleiden.


  Diese Kombinationsmethode testeten die Forscher an Mäusen, deren Endothelzellen in der Halsschlagader zugrunde gegangen waren. Sie spritzten die Ersatzzellen in die Ader und konnten diese mit dem Magneten an der richtigen Stelle platzieren. "Nach einer halben Stunde hafteten die Endothelzellen so fest an der Gefäßwand, dass sie vom Blutstrom nicht mehr weggespült werden konnten", sagt Jun.-Prof. Wenzel. Die Wissenschaftler entfernten daraufhin den Magneten und testeten, ob die frischen Zellen in vollem Umfang ihre Funktion aufgenommen hatten. Wie gewünscht, produzierten die neuen Endothelzellen Stickstoffmonoxid und weiteten dadurch das Gefäß, wie es auch bei gesunden Schlagadern üblich ist. "Die Maus erwachte aus der Narkose und hat ganz normal gefressen und getrunken", berichtet die Physiologin.


  Übertragung auf den Menschen erfordert weitere Forschung


  Normalerweise entfernen Ärzte Gefäßablagerungen in der Halsschlagader chirurgisch und platzieren teils noch eine Gefäßstütze, um den Engpass in der lebenswichtigen Blutzufuhr zu beheben. "Doch häufig setzen sich diese Bereiche danach erneut wieder mit Ablagerungen zu", berichtet Jun.-Prof. Wenzel. "Wir packen dagegen das Übel an der Wurzel und stellen den ursprünglichen Zustand gesunder Endothelzellen wieder her." Was an der Maus funktioniert, sei prinzipiell auch beim Menschen möglich, hoffen die Wissenschaftler. Allerdings seien noch viele Herausforderungen zu meistern. Jun.-Prof. Wenzel: "Es besteht noch erheblicher Forschungsbedarf."


  Die Studie wurde im Rahmen der NRW Nachwuchsgruppe "Magnetische Nanopartikel (MNPs)-Endothelzellersatz in geschädigten Gefäßen" und der DFG Forschergruppe 917"Nanoguide" gefördert.


  

  Publikation:

  Vascular repair by circumferential cell therapy using magnetic nanoparticles and tailored magnets, Fachjournal "ACS NANO", DOI: 10.1021/acsnano.5b04996


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

  http://idw-online.de/de/institution123
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  AKTION/747: Hamburg - Demenz aus ärztlicher Sicht. Symptome, Diagnose, Behandlung, 05.02.2016


  

  Alzheimer Gesellschaft Hamburg e.V. - 4. Januar 2016


  INFORMATIONSVERANSTALTUNG

  Demenz aus ärztlicher Sicht - Symptome, Diagnose, Behandlung



  Die Alzheimer Gesellschaft Hamburg e.V. lädt herzlich ein zu einer Informationsveranstaltung für Erkrankte, Angehörige, Freunde und Betreuer von Demenzerkrankten und für weitere Interessierte


  Referent: Dr. Jürgen Lange

  Facharzt für Psychiatrie und Klinische

  Geriatrie - Vorstandsmitglied der

  Alzheimer Gesellschaft Hamburg e.V.


  Termin: Freitag 05.02.2016

  14.00 Uhr bis 16.00 Uhr

  Ort: Steilshooper Straße 2

  (DRK-Kreisverband Hamburg-Nord e.V.)

  22305Hamburg


  Teilnahme: Die Teilnahme ist kostenfrei - Spenden erwünscht


  Weitere Informationen und Anmeldung:

  Tel.: 040 - 68 91 36 25, Mo. - Do. 10 bis 15 Uhr

  Alzheimer Gesellschaft Hamburg e.V.

  Wandsbeker Allee 68 - 22041 Hamburg

  Tel.: 040 / 68 91 36 25, Fax: 040 / 68 26 80 87

  info@alzheimer-hamburg.de - www.alzheimer-hamburg.de


  

  Alzheimer-Telefon (Beratung)

  Telefon: 040 - 47 25 38


  

  Die Alzheimer Gesellschaft Hamburg e.V. wurde 1994 als Selbsthilfeorganisation von Angehörigen, Fachleuten sowie engagierten Bürgerinnen und Bürgern gegründet; die Arbeit wird überwiegend ehrenamtlich geleistet. Wir wenden uns an Demenzerkrankte, Angehörige, ehrenamtlich und beruflich Interessierte. Wir bieten Information, Unterstützung und Entlastung durch:


  
    	Alzheimer-Telefon


    	Persönliche Beratung


    	Angehörigengruppen


    	Angebote für Menschen mit beginnender Demenz


    	Betreuung für Erkrankte


    	Klöncafé mit Musik und Tanz


    	WG-Begleitung


    	Kurse und Veranstaltungen


    	Infothek

  


  *


  Quelle:

  Alzheimer Gesellschaft Hamburg e.V.

  Presseinformation vom 4. Januar 2016

  Wandsbeker Allee 68, 22041 Hamburg

  Telefon: 040 - 68 91 36 25, Fax: 040 - 68 26 80 87

  E-Mail: info@alzheimer-hamburg.de

  Internet: www.alzheimer-hamburg.de
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  LABEL/4300: Glitterhouse-Mail-Order-Mail - 08.01.16 (glitterhouse)


  

  GLITTERHOUSE MAIL-ORDER-MAIL (08.01.2016)



  

  Jahresrückblick:

  Kristoffer Bolanders Top Ten 2015


  Bolanders 2015er Solo-Debut stellt für viele Americana-Anhänger eine willkommene Rückkehr dar - war und ist dieses Album doch für viele das erste Holmes-Lebenzeichen nach Jahren der schmerzlichen Funkstille. Für den Glitterhouse-Rückblick gab er uns nicht nur seine Jahres-Glanzlichter, er nannte uns kurzerhand auch seine Allzeit-Favoriten:


  2015:

  1.Deafheaven - New Bermuda

  2.Arvo Pärt - Babel

  3.Kendrick Lamar - To Pimp A Butterfly

  4.Godspeed You! Black Emperor - Asunder, Sweet and Other Distress

  5.The Unthanks - Mount the Air


  Five of my favourite albums:

  1.Miles Davis - Bitches Brew

  2.Tim Buckley - Dream Letter

  3.Joni Mitchell - Blue

  4.The Cure - Disintegration

  5.Television - Marque Moon


  

  INDIGO Jahrestarter


  Wenige Momente vor Januar-Katalog-Druckunterlagenschluss fiel uns die Jahresbeginn-Aktion unseres Lieblingsvertriebes vor die Füße, da hieß es, nichts wie die heiße Nadel ausgepackt und die - zum Teil recht überraschenden - preisgesenkten Titel in die Mailorder-Maschine gehackt. Für rechte Schreibung übernehmen wir keine Gewähr - für die prächtigen Preise schon, anbei eine kleine Auswahl, die ganze Pracht, darunter auch einige Leckereien, die es der Eile wegen nicht bis in den Katalog geschafft hatten, findet Ihr ugf. hier.


  Je 1-CD, günstig:

  Belle & Sebastian - Girls In Peacetime Want To Dance 12,95

  Decemberists - What A Terrible World, What A Beautiful World 12,95

  Deerhunter - Fading Frontier 12,95

  Lee Ranaldo & The Dust - Last Night On Earth 12,95

  Scott Walker & SunnO))) - Soused 12,95

  Yo La Tengo - Stuff Like That There 12,95


  Je 1-CD, günstiger:

  Glen Hansard - Didn't He Ramble 10,95

  Pixies - Doolittle 25 3-CD 10,95

  Ron Sexsmith - Carousel One 10,95

  Suzanne Vega - Tales From The Realm Of The Queen Of Pentacles 10,95


  Je 1-CD, am günstigersten:

  Neko Case - The Worse Thing Get... 8,95

  East Cameron Folkcore - Kingdom Of Fear 8,95

  Frames - Longitude 8,95

  Glen Hansard - Rhythm And Repose 8,95

  Curtis Harding - Soul Power 8,95

  Booker T. Jones - The Road From Memphis 8,95

  Milk Carton Kids - The Ash & The Clas 8,95

  Milk Carton Kids - Monterey 8,95

  Pops Staples - Don't Lose This 8,95

  Torpus & The Art Directors - The Dawn Chorus 8,95

  Tweedy - Sukierae 2-CD 8,95

  Chuck E. Weiss - Red Beans And Weiss 8,95

  Wilco - The Whole Love 8,95

  Wilco - Star Wars 8,95


  

  Der Januar-Katalog im Netz


  Ganz in Ruhe könnt Ihr die Januar-Ausgabe des Glitterhouse-Mailorder-Kataloges jetzt online studieren, akustisch unterfüttert mit Musik von The White Birch, Dennis Bovell und Nive & The Deer Children.


  

  ERLESENE TONTRÄGER ZUM WOCHENAUSKLANG


  Tracy Bonham - Wax & Gold

  CD - EUR 15,95


  Die Studio-Alben der klassisch ausgebildeten Instrumentalistin (Violine und Piano), berührend natürlichen Sängerin, ungemein fähigen Song-Schreiberin und leichtfüßigen Wanderin auf allen Roots-Pfaden erscheinen in schöner Regelmäßigkeit - allerdings nur alle fünf Jahre. Knapp zwei Jahrzehnte nach ihrem Debut The Burdens Of Being Upright erreicht das variantenreiche 2015er Wurzel-Werk auch unsere Gestade, und beeindruckt durch eine Reife, die staunen macht. Mag es an der fünfjährigen Entstehungszeit, an der spürbaren Erfahrung oder einfach an ihrem Können legen - in gerade mal 11 Songs versteht sie gekonnt die Vielfalt des amerikanischen Folk- und Volk-Guts in ihrer ganzen Güte darzureichen. Getragen von ohrenfreundlichen Melodien, gelagert zwischen erdiger Ehrlichkeit und rauh-romantischem Schwelgen überrollt den Hörer eine musikalisch runde Melange aus Appalachian Folk, Country Twang, akustischem Folk-Blues, saftigem Swamp und reibendem Roots-Rock, prachtvoll und passend produziert und in Szene gesetzt von Kevin Salem, der auch mit Gitarre, Banjo und Dobro zum Gelingen des Gesamtwerks beiträgt. Mit einer häufig viel-harmonisch dargereichten Stimme zwischen Bonnie Raitt, Brandi Carlile und Annabel Lamb (in ihrer Country-Phase) schlägt Tracy die Brücke zwischen sehnender Piano-Sentimentalität und herzhaftem Honky Tonk, sattem Sumpf und dezentem Jazz, meisterhafter Mellencamp-Heartland-Rock-Ballade und himmlischen Beatles-Harmonien, zwischen reinstem Akustik-Folk und mitreißendem Roots-Roller, dass es eine einzige, reine und vor allem bleibende Freude ist. Gut und wertig genug, um die Wartezeit bis zum kommenden Album zu füllen und zu überdauern. (cpa)


  

  David Bowie - Blackstar

  LP/CD - EUR 23,95/16,95


  2016er und ca. 28. Studiowerk dieses schon immer und immer noch faszinierenden Chamäleons der populären Musik, erscheint, wie gewohnt, von keinerlei erhellenden Hörmustersendungen begleitet, eine eingehende Würdigung folgt beizeiten.


  

  Peter Case - HWY 62

  LP/CD - EUR 21,95/15,95


  16er nach 5 Jahren Pause. Die Stimme sehr sehr attraktiv, eine Menge Charakter und Leidenschaft! Die Songs (Instrumentierung, Texte, musikalischer Gehalt und Tiefe) durchweg exzellent! Die Gitarren (Ben Harper lead!) meist akustisch, aber effektiv, schon mal gefühlvoll fein slidend oder ziemlich aggressiv, wenn elektrisch, dann toll gleitend oder zart singend. Drums sparsam/reduziert (oder ganz ohne), manchmal Piano, (klasse schillernde) Orgel. Folk- bzw. Roots-Rock (von zwingend mit Drive bis wunderbar atmosphärisch und intensiv), Blues-Folk-Hybride (mit viel Gefühl bzw. sachte doch unter Spannung), All-Roots-Americana (z.B. behutsam doch unaufhaltsam feinst rollend), 2,3 ziemlich eindeutig Blues-orientierte Stücke (einer mit einem Hauch Rock'n'Roll-Feeling). U.a. dachte ich kurz an Tom Russell, James McMurtry, T-Bone Burnett. Ein rundes komplett erstklassiges Album eines ewig unterschätzten Singer-Songwriters. (dvd)


  

  Die Liga Der Gewöhnlichen Gentlemen - Rüttel Mal Am Käfig, Die Affen Sollen Was Machen

  LP (+CD)/CD - EUR 17,95/14,95


  Die Rückkehr der Superpunk-Söhne macht mehr als deutlich, dass die Hamburger Hymnen-Helden weit davon entfernt sind, lediglich als Lustiges Etwas in der Musik-Witz-Ecke abgestellt zu werden (auch wenn der Albumtitel schon jetzt meinen persönlichen Humor-Preis gewonnen hat); heimlich, aber stark und laut hat sich der fulminante Fünfer auch musikalisch zu einem kreativen Kraftpaket entwickelt. Satt produziert und aufwändig arrangiert rollt hier ein Northern Soul-Groove-Schiff vom Stapel, das auch ohne den rauhen Reiz der schnoddrigen Charmanz der Texte ungebremst ins Ohr und direkt ins Tanzbein geht, im weiten Feld zwischen Soul und Ska, Chanson und Schlager, New Wave und naiver Nonchalance, Pub-Pop und prallem Punk geht hier die prächtige Post ab, verneigt man sich vor dem besten Zechtpreller der Welt und dem härtesten Mädchen der Stadt, und erklärt Arbeit zum Sechsbuchstabenwort (und das ganz zu Recht). Mit prachtvollen Bläsersätzen, die an Herrn Costello zu eleganten Clanger-Winstanley-Tagen oder an Madness-Hochzeiten gemahnen, umrahmt und bereichert von herrlichen Hammond-Attacken und verschrobenen Space-Synthie-Tupfern, getrieben von einer bestens geölten Rhythmusmaschine und getragen von einem bemerkenswert besetzten Hintergrund-Chor (u.a. Peta Devlin, Bernd Begemann, Dorit Jakobs, Andrea Dorau, Marcel Gein) zelebrieren die Superpunk-Senioren Carsten Friedrichs und Tim Jürgens gemeinsam mit ihren drei kongenialen Gentleman-Kollegen ein prachtvoll-einzigartiges Groove-Pop-Paket, das nicht nur in der Hansestadt seinesgleichen sucht. (cpa)


  

  Freakwater - The Asp & The Albatross

  7" - EUR 7,95


  Extremst limitierter Vinyl-Vorbote der lang ersehnten Album-Wiederkehr von Janet Bean und Catherine Irwin, die mit dem demnächst erscheinenden Scheherazade-Vollwerk nach zehn Jahren der Veröffentlichungs-Ruhe 2016 im Bloodshot-Labelhafen eingelaufen sind. Von der Two-Track- Single (The Asp & The Albatros/The Allegory Of The Cave) werden nur 40 Exemplare die deutschen Gestade erreichen, wir haben uns die Hälfte davon für Euch gesichert.


  

  John Wort Hannam - Love Lives On

  CD - EUR 14,95


  Eine wahre Perle des gleichzeitig gesetzten wie gehobenen Can-Americana, abgeklärte Alternative Country-Artistik der reifen Art, eigenständiges Wurzelwerk eines hierzulande weitgehend übersehenen Singer-Song-Roots-Rockers. Ein traditionsbewußter Lied-Schmied, dessen bewegenden Balladen bleibende Beständigkeit atmen und der in deftig twangenden Momenten gekonnt auf rauhen Hiatt-Hügeln grast, dessen warm-rauhe Stimme mal wie James Taylor schmeichelt, mal soul-voll Carrack-croonend die Seele berührt, rollt in elf eigenen Songs die ganze Americana-Stil-Vielfalt auf, liefert glasklare Honky Tonk-Hymnen, knackigen Country-Rock, satt-stampfenden Swamp-Groove und finger-gepickten Folk gleichermassen, lässt Blechbläser-begleitet Van Morrison-Soul spüren und rührt das Herz in Dobro-beweinten Akustik-Balladen-Gefühlstiefen. Zwischen erfahrener Cockburn-Kunst und gesegneter Lightfoot-Leichtigkeit erweist sich Hannam seinen legendären Landsmännern als durchaus ebenbürtig, produziert von Leeroy Stagger und begleitet von u.a. Daniel Lapp (Fiddle, Horns), John Ellis (Gitarren, Pedal Steel, Mandoline, Dobro), Bob Hamilton (Lap Steel, Banjo/Undertakin' Daddies), Adrian Dolan (Fiddle/Ruth Moody), Brady Valgardson (Drums/Corb Lund Band) und Geoff Hillhorst (Hammond/Deep Dark Woods) bietet der Kanadier das grandiose Gesamt-Paket, das keine Wurzel-Wünsche offen lässt. Sein Meisterstück. (cpa)


  

  Levon Helm Band - The Midnight Ramble Sessions Vol. 3

  CD - EUR 7,95


  Der Band-Drummer steckte in den 90ern in finanziellen Schwierigkeiten (Robertson kassierte die ganze Publishing-Kohle) und mehr aus der Not heraus entstand der Ramble, eine Jam-Session in seiner zum Studio umgebauten Scheune. Zuletzt kosteten die Tickets 100 US-Dollar und die Warteliste war lang. Die Tracks von Vol. 3 hatte Levon vor seinem Tod noch selbst ausgewählt, unter anderem Same Thing (mit ihm an den Lead-Vocals) und eine großartige Version von Al Green's Take Me To The River. Als Gäste dabei: Chris Robinson (Black Crowes) und Allen Toussaint. Vorübergehend zum absoluten Sonderpreis!


  

  Helge Holm - It Happens All The Time

  CD - EUR 15,95


  Erster echter Alleingang des Following Flames-Kopfes, der 2011 mit seinem Band-Album Into The Great Dimension bereits positiven Eingang in unser Katalog-Angebot fand. Der beeindruckend bewegliche Gitarrist lässt seinem silber-gleißenden Saitenspiel in elf frischen Song-Eigenheiten freien Lauf, zeigt sich gleichzeitig auch als Sänger gereift, wobei er seine Stimme nie zu sehr in den Vordergrund rückt und immer wieder auch in mehrschichtigen, sanft hallenden Harmonie-Lagen schweben lässt. Das Tempo der Songs hat definitiv und deutlich zugenommen, es herrscht deftiger Druck auf dem Großteil der mitreißenden Rock-Nummern, nur ab und an lässt Helge die Seele ein wenig baumeln, lässt galant gleißende Gitarrenakkorde fließen oder Tasten und Saiten rein instrumental in ausschweifenden, nahezu progressiv-prallen Phantasien schwelgen. Im Fokus aber stehen die von griffigen Riffs getragen-getriebenen, stil-vielfältig zwischen Petty's Heartland, Beatles-Harmonie-Liebe, wiegenden Reggae-Schwingungen und sogar Hip Hop-unterwandertem Hard-Rock dargereichten, stets von der Lust am Spiel mit Arrangement-Ideen geprägten Song-Klarheiten, die von hymnischen Melodien gekrönt direkt in Ohr, Herz und Hirn fließen. Vier Jahre gab Helge dem Album zum Wachsen - eine Reifefrist, die man hören und spüren kann. (cpa)


  

  Susan James - Sea Glass

  CD - EUR 14,95


  Ein wahres Wunsch- & Traumobjekt des zeitlosen Wohlklangs, völlig aus dem Norm-, Raum- & Zeitrahmen gefallenes Stück bleibend werter Psyche-Folk-Pop-Musik, von einer Stimme mitten ins Herz getragen, die nahezu einzig ist (s.u.). Das 2015er Werk der Viel-Instrumentalistin und Sanft-Sängerin erreicht mich gerade noch pünktlich genug, um ihren Eingang in meine Jahres-Charts zu feiern, beeindruckt dieses Wunderwerk doch mit einer bleibend gültigen und generös gütigen Kunst, für die das Wort zeitlos geradezu erfunden zu sein scheint. Entstanden in enger Zusammenarbeit mit Sean O'Hagan (The High Llamas) strotzt das Album vor schwelgerischem Schönklang, der in dieser akustischen Fülle, in dieser sanften Reinheit das letzte Mal im goldenen Jahrzehnt des Psyche Folk erschaffen wurde, derart delikat badet Susan's weiche, warme Stimme in einem wahren Meer aus akustischen Gitarren, Streichern, Querflöte, Mellotron, Glockenspiel, Xylophon, Blechbläsern, ohne dabei je überladen zu werden. Mal in sanft schimmernder Akustik, mal von dezentem Schlagwerk belebt, schweben Susan's Songs in einem Wolkenreich zwischen Nick Drake'scher Melancholie und artifiziellem Arrangement-Reichtum aus Pet Sounds-Glanzzeiten, stets ein-, mehr- und vielstimmig getragen/geprägt vom ebenso weich-warmen wie klar-charismatischen Gesang der nachhaltig beeindruckenden Protagonistin, dessen tiefe, nachhaltige Wirkung für mich nur noch mit Low's Mimi Parker zu vergleichen wäre, weshalb ich dieses musikalische Mirakel nicht nur Psyche-Folk-Verehrern und Beach Boys-Bewunderern, sondern auch Low-Liebhabern vollmundig ans Herz legen darf, kann, will - und muss. (cpa)


  

  Dylan LeBlanc - Cautionary Tale

  LP/CD - EUR 21,95/15,95


  Drittes Album des Singer/Songwriters aus Muscle Shoals, Alabama - Dylan ist übrigens der Sohn von Lenny LeBlanc. Hier kommt er sowohl oldschoolig unbegleitet als Folkie zur Akustischen, die Mehrzahl der Songs beglückt aber mit sehr schönen Arrangements. Schon der Opener erinnert angenehmst an den jungen Tom Petty, mit flockigem Beat und kleinen Fender Rhodes-Akkorden. LeBlancs hohe und weiche Stimme geht dabei in Richtung Jose Gonzalez, auch dessen sanfter Psychedelia-Vibe ist hier zumindest latent zu spüren. Die Qualität der Songs ist bestechend, klassische Americana mit Folk- und Country-Roots (auch mal mit zarter Pedal Steel), überraschenderweise aber gerne mit Streichern, Flöte oder Mellotron verziert, alles aber in schön schlankem Sounddesign. Stilistisch erinnern die überwiegend melancholisch gestimmten Songs an den Neil Young der "On The Beach"-Phase, auch Jason Molina klingt an der einen oder anderen Stelle durch. LeBlancs Mitspieler und Produzenten sind auf diesem Album Langzeit-Kollaborateur Ben Tanner (Alabama Shakes) und John Paul White (The Civil Wars). (Joe Whirlypop)


  

  Baaba Maal - The Traveller

  LP (+MP3)/CD - EUR 21,95/15,95


  16er (nach längerer Pause) des großen Sängers aus dem Senegal. Stimmlich wieder große Klasse, ob fordernd oder einfühlsam, voller wunderbarer Melodien! Musikalisch irgendwo zwischen den Extremen vergangener LPs, sowohl von akustischen Saiteninstrumenten geprägte ruhige (bis fast schwerelose) traditionsbewußte Phasen (u.a. diverse Anfänge der Stücke) als auch (viele) elektrische unerwartet erfrischend bis manchmal geradezu aufregend moderne (stark westlich beeinflußte, Groove-lastige) - er schreckt auch vor einer Reihe Effekte und sogar kurzen Auto-Tune-Parts nicht zurück, und es paßt! Viel besser als frühere Versuche! Exzellenter Afro (Groove) Pop in vielschichtig bzw. kontrastreich wie eher einfach gestrickter (4 on the floor), zwischendurch mal in feinstem eher ganz natürlichem relaxtem traditionellem Fluß. Ungemein dicht arrangierte intensive bis dramatische wie fluffige Parts, eine wunderschöne völlig friedliche Meditation, eine ziemlich aggressive Percussion-Vocal-Tour De Force runden ab, und einige hypnotische großartige Momente/Songs sowie ein paar beinahe Acid-artige Gitarren sorgen für berauschende Highlights. Dicke Empfehlung! (dvd)


  

  Nadia Reid - Listen To Formation, Look For The Signs

  LP/CD - EUR 17,95/14,95


  15er Debut (verblüffend souverän und ausgereift), neuseeländische Singer-Songwriterin. Die Stimme reizvoll und klar (manchmal einen Tick rauchig, eine wehmütige Ader), die Musik meistens ungeheuer atmosphärisch, oft spärlich aber sehr wirkungsvoll instrumentiert - stark auf vornehmlich massiv klangmalende E-Gitarre ausgerichtet (manchmal Lap/Pedal Steel?), von akustischer unterstützt. Offen folkig (sanft und/oder melancholisch), aber auch eine Art Songwriter-Rock-Balladen in total reduziert, bestimmte Tracks erinnern mich an Laura Marling (2,3 Mal, im Gestus, nicht im Sound), Hope Sandoval (Mazzy Star), Judee Sill, Julee Cruise (Stimmung und Sound). Daneben 1 regelrecht ätherischer Song in Zeitlupe, wenige weit handfestere (Songwriter-Rock mit distorted Guitar, dunkel, sogar mal eine Prise Shoegazer). Zukunftsträchtig! (dvd)


  

  Spirit Of Sireena Vol. 10 - Various Artists

  CD - EUR 6,95


  Auch die mittlerweile zehnte Folge der Jahres-Schaffens-Sammlung des umtriebigen Sireena-Labels zeigt sich, den vielfältigen Veröffentlichungen entsprechend, erstaunlich abwechslungsreich, Space-Psychedelia und Liedermacher-Folk, Kraut- und Blues-Rock, Studio-Songs und Live-Material, Altes, Neues, Gebrauchtes, Blaues findet Platz auf der wiederum ebenso ansprechend gestalteten wie preiswert dargereichten Label-Schau, die mit 14 Tracks von u.a. Dead Guitars, Birth Control, Streetmark, Perc Meets The Hidden Gentleman, Zara-Thustra, Tibet, Paul Roland, Pee Wee Bluesgang, Elster Silberflug, Nattefrost, Tritonus und Soft Machine glänzt.


  

  Wie versprochen - das Sonderangebot der Ausgabe:

  Bruce Springsteen - High Hopes (DeLuxe Edition)

  CD+DVD - EUR 7,95


  Eine kleine Handvoll knackgünstiger Exemplare der 14er Veröffentlichung. Aus verschiedenen Sessions der letzten Jahre stammende entsprechend heterogene Stücke, mit u.a. Ron Aniello, Nils Lofgren (Mandoline, Pedal Steel), Bittan, Van Zandt & Co, auch die verstorbenen Federici und Clemons sind ab und zu dabei. Es gibt 3 Remakes alter Songs (Ghost Of Tom Joad, überraschend rockig; das Cover High Hopes, R'n'B und weitere alte Roots in rhythmisch recht zeitgemäßem wie Früh-70er-beinflußtem rockigem Ambiente; American Skin, klingt nach 80ern, große Geste/Pathos). 2 weitere Cover: Das im Original wie hier tolle Dream Baby Dream von Suicide, sehnsüchtig-hymnisch umgemodelt, und 1 Saints-Stück, klassisch großvolumiger der E-Street-Band verwandter Sound (mit 60s-Bläser-Spitzen) - ähnlich klingen 2,3 weitere Stücke, v.a. das euphorische Frankie Fell In Love, ein Highlight! Am besten aber kommt The Wall, eine tief berührende fast fragile wunderbare leise Ballade. Die ltd. Edit. enthält auf der DVD über 1 Std. die komplette Born In The USA-LP live in London 2013. (dvd)


  

  Sugarfoot - I Love You All The Time

  7" - EUR 10,-


  Vinyle Gut-Tat zu Gunsten der Opfer des menschenverachtend brutalen Bataclan-Massakers, auch optisch adäquate Picture-7"-Single auf Crispin Glover Records. Sowohl das Label als auch das großartige skandinavische Country-Projekt um die beiden kreativen Köpfe Oyvind Holm (Dipsomaniacs) und Hogne Galaen verzichten auf die Erlöse aus dieser 2 Cover-Versionen-Veröffentlichung, die neben dem Titeltrack (Eagles Of Death Metal, die Künstler aus aller Welt um eine Version des Songs baten) auf der B-Seite passenderweise die Sugarfoot-Fassung von Lowe's (What's So Funny 'Bout) Peace, Love & Understanding bietet.


  

  Twin Bandit - For You

  CD - EUR 14,95


  Der, der offenen Ohres durch die Welt wandelt, wird auf seiner Suche nach musikalischen Mirakeln immer wieder fündig, gibt es doch ständig und stets Neues, Gutes, Wertes zu entdecken. Doch manchmal stösst man auf besonders erlesene Edelsteine, spürt man mitunter gleich beim ersten Zusammentreffen, dass man etwas ganz Besonderes vor sich hat. Dieses 2015er Nettwerk-Debut ist so ein außergewöhnliches Schmuckstück, zelebrieren die beiden Geistesschwestern Hannah Walker und Jamie Elliott hier doch die hohe Kunst des ebenso kunstvollen wie traditions-geerdeten Americana-Folk mit einer Perfektion, als hätten sie zeit ihres Lebens nichts anderes getan. Umrahmt von allerlei instrumentalem Feinflechtwerk, vorwiegend akustischem Instrumentarium, aber auch durch manch dezent gesetztes Schlagzeug aufgelockert oder einer sanft singenden Steel Guitar vergoldet, schwingen sich die beiden verzaubernd zarten Stimmen in perfekt harmonierenden Paarflügen in wunderweiche Wolkenhöhen, beseelen mit ihrem traumgleichen Engels-Gesang eine magische Melange aus bodennahem Bluegrass und elysischem Elfen-Folk, aus Desert-Twang und sanft schleppendem Country-Rock, zwischen berührend-weichem Boy-Folk-Pop und wiegendem Country-Waltz, zwischen traditions-getragenem Joan Baez-Folk, windumwehter 16 Horsepower-Wüste und Willard Grant-werter Weh- & Schwermut. Zwei gefühlvolle Coverversionen (Crown/Mason Jennings und Sine/Daniel Lanois) reihen sich nahtlos in die beeindruckend reine Reihe der ungemein reifen Twin Bandit-Originale, und ergreifen jedes Handsome Family-hörige Herz im Handumdrehen, vor allem aber Verehrer von Innocence Mission und der fast unvergleichlich sanften Stimme Karen Peris' werden ihre beseelte Freude mit diesem erhaben-erhebendem Erstling haben. (cpa)


  

  Villagers - Where Have You Been All My Life? LP (+MP3)/CD - EUR 23,95/14,95


  Zu reifer Größe erwachsen: des Iren Conor O'Briens drittes Villagers-Album ist aus meiner Sicht sein bestes. Was für ein großartiger Songwriter der Bursche doch ist - losgelöst von allen offensichtlichen Folk-, Country- und Sonstwas-Roots entfaltet er hier ein ausgeruhtes Panoptikum mondänen Popschaffens. Durchaus in der Preisklasse von Sufjan Stevens, Conor Oberst oder Dan Bejar (Destroyer). Extrem, souverän instrumentiert, die nicht gerade plump eingängigen, sich eher langsam einschmeichelnden Songs werden von seiner warmen, leicht knarzigen Stimme getragen, die Instrumentierung ist fast bei jeder Nummer anders: mal mit schlanker Brass-Pracht, mal mit flüssigem Fender Rhodes-Piano, Harfe oder Mellotron. Zwischendurch dominiert auch mal ein jazziger Upright-Bass, sanfter Keyboard-Drone oder eine schwermütige Trompete, alles extrem abwechslungsreich, in sich ruhend und bei aller Opulenz doch völlig unaufdringlich. Die Songstrukturen erinnern manchmal ein wenig an Mark Olson, hier aber wie gesagt ganz ohne Country-Stallgeruch. Aufgenommen an tatsächlich nur einem Tag im Londoner RAK Studio mit Producer Richard Woodcraft (Radiohead). Ein ebenso intimes wie berührendes und zweifellos kunstvolles Album, am Ende gekrönt von einer erneut komplett countryfreien, pianodominierten Version von Glen Campbells unsterblichem "Wichita Lineman". (Joe Whirlypop)


  

  The Word - Soul Food

  CD - EUR 8,95


  Die gloriose, groove-gesättigte und gospel-gesegnete Rückkehr des genialen Quintetts, dessen erstes und wegweisendes Werk nun schon fast 15 Jahre zurückliegt und einen damals relativ unbekannten, definitiv begnadeten Sacred Steel-Gitarristen in den Mittelpunkt des öffentlichen Musik-Interesses rückte. Nicht nur Robert Randolph war seit dem The Word-Debut (2001) mächtig beschäftigt, auch seine Combo-Kollegen John Medeski und die North Mississippi Allstars Chris Chew, Luther und Cody Dickinson hatten sicherlich eine Menge um die Ohren, sodass es erst 2015 zur ersehnten Wiedervereinigung kam, die den furiosen Fünfer gleichzeitig gereift und unverändert spielfreudig präsentiert. Von nur wenigen Vokal-Passagen unterbrochen (für Freunde des Gesangs streut Chew dezent deftige Chor-Sentenzen, Amy Helm macht sich und ihrem Vater Ehre und Ruthie Forster lässt das Gospel-Licht leuchten) köcheln die 5 weisen Wort-Führer hier ein Groove-Gumbo, das satt, saftig und stilreich die Sinne des Kenners erfreut. Von prächtigem Rhythmus-Gespann getragen und getrieben kreuzt das gesegnete Solisten-Trio seine Instrumental-Schwerter und katapultiert die gemeinsame Kunst mit hitziger Hammond Orgel, energischer E-Gitarre und silbrig gleißender Pedal Steel in herrlich ausufernden, artistischen Ausflügen in himmlische Höhen. Zwischen Jam und Jazz, Gospel und Groove, Southern Rock, Funk und Rhythm'n'Blues, Allman Brothers-Vibe, zappaesk-lustvoller Spielkunst und New Orleans-Blues entfaltet sich ein irisierendes Instrumental-Meer, dessen wuchtige Wellen mächtig wogen. Furiose Fortsetzung des kongenialen Königstreffens, finales Fest für Freunde beseelt groovender Instrumental-Meisterschaft, eine Sacred Steel-/Southern Jam-Rock-Spezialität zum seligmachenden Sonderpreis. (cpa)


  

  Demnächst in diesem Theater...


  22.01.

  Lucinda Williams - The Ghosts Of Highway 20

  Tindersticks - The Waiting Room

  Aoife O'Donovan - In The Magic Hour

  Spidergawd - III (LP)

  Spidergawd - I, II & III (3-CD-Box)

  Eleanor Friedberger - New View

  Ty Segall - Emotional Mugger

  Aidan Knight - Each Other


  29.01.

  XIXA - Bloodline

  Buddy Miller & Friends - Cayamo Sessions At Sea

  Get Well Soon - Love

  Anna Ternheim - For The Young

  Sivert Höyem - Lioness

  Bloc Party - Hymns Ltd.

  Emma Pollock - In Search Of Harperfield

  Long Ryders - Final Wild Songs (4-CD)


  05.02.

  Trixie Whitley - Porta Bohemica


  19.02.

  Joe Volk - Happenings And Killings


  04.03.

  Vita Bergen - Disconnection


  28.03.

  Annenmaykantereit - Alles nix Konkretes


  

  LIVE!!! LIVE!!! LIVE!!!


  Derzeit und baldigst sind viele Glitterhouse-Künstler in Europa unterwegs. Ein Konzert empfehlenswerter als das andere. Also bitte: Vollversammlung.


  CHANTAL ACDA

  chantalacda.com

  15.01.2016 NL - Groningen - Eurosonic Festival

  18.01.2016 IT - Leghorn - Ex Cinema Aurora

  19.01.2016 IT - San Gemini - Degustazioni Musicali Umbria

  20.01.2016 IT - Osimo - Loop

  21.01.2016 IT - Rome - Chiesa Evangelica Metodista

  22.01.2016 IT - Padova - Atelier de Reflexion

  09.03.2016 NL - Tilburg - De Studio

  10.03.2016 NL - Zwolle - Hedon


  DIE NERVEN

  dienerven.com

  19.02.2016 AT - Wolfsberg - Container

  20.02.2016 AT - Steyr - Röda

  23.02.2016 DE - Marburg - KFZ

  24.02.2016 DE - Wiesbaden - Schlachthof

  25.02.2016 DE - Freiburg - White Rabbit

  26.02.2016 CH - St. Gallen - Palace

  27.02.2016 DE - München - Technicum

  28.02.2016 DE - Nürnberg - Musikverein

  01.03.2016 DE - Mainz - Schon Schön

  02.03.2016 DE - Erfurt - Frau Korte

  03.03.2016 DE - Potsdam Waschhaus

  04.03.2016 DE - Hannover - Mephisto

  05.03.2016 DE - Bielefeld - Forum

  06.03.2016 DE - Wuppertal - Börse


  MARK OLSON

  markolsonmusic.com

  16.02.2016 DE - Wetzlar - Franzis

  18.02.2016 DE - Hamburg - Knust

  19.02.2016 DE - Weilbach - LindenCult

  20.02.2016 DE - Stuttgart - Laboratorium


  NIVE & THE DEER CHILDREN

  nivenielsen.com

  21.02.2016 DE - Münster - Pension Schmidt

  22.02.2016 DE - Hamburg - Kleiner Donner

  23.02.2016 DE - Erlangen - Kulturzentrum E-Werk

  24.02.2016 DE - Halle - OBJEKT 5

  25.02.2016 DE - Frankfurt - DAS BETT

  26.02.2016 DE - Haldern - Haldern Pop Bar

  27.02.2016 DE - Minden - Kulturzentrum BÜZ

  28.02.2016 DE - Dresden - Dreikönigskirche

  01.03.2016 AT - Wien - fluc + fluc wanne

  02.03.2016 DE - Konstanz - Kula Konstanz

  03.03.2016 CH - Winterthur - Kraftfeld

  04.03.2016 CH - Bern - Café Kairo


  SEA + AIR

  seaandair.net

  08.01.2016 DE - Nürnberg, Club Stereo

  09.01.2016 DE - Konstanz, Kulturladen

  10.01.2016 DE - München, Milla Club

  12.01.2016 DE - Ulm, Roxy

  13.01.2016 DE - Köln, Artheater

  14.01.2016 DE - Bielefeld, Forum

  15.01.2016 DE - Dortmund, FZW

  16.01.2016 DE - Kassel, Schlachthof

  17.01.2016 DE - Erfurt, Museumskeller

  18.01.2016 DE - Göttingen, musa

  19.01.2016 DE - Kiel, Schaubude

  20.01.2016 DE - Hamburg, Knust

  21.01.2016 DE - Hannover, Pavillon

  22.01.2016 DE - Berlin, Lido


  ROCKY VOTOLATO

  rockyvotolato.com

  10.02.2016 DE - Hamburg - Mojo Club

  11.02.2016 DE - Leipzig - Täubchenthal

  12.02.2016 DE - München - Freiheiz

  13.02.2016 DE - Düsseldorf - Zakk Halle

  18.02.2016 DE - Dortmund - FZW

  19.02.2016 DE - Nürnberg - Hirsch

  20.02.2016 DE - Dresden - beatpol (ehem. Starclub)

  21.02.2016 DE - Berlin - Heimathafen Neukölln

  23.02.2016 DE - Saarbrücken - Garage

  24.02.2016 DE - Hannover - Musikzentrum Hannover

  25.02.2016 DE - Wiesbaden - Kulturzentrum Schlachthof e.V.

  26.02.2016 AT - Wien - Chaya Fuera

  27.02.2016 DE - Stuttgart - Im Wizemann (Club)


  

  Alle guten Wünsche für ein möglichst angenehmes Wochenende!


  *


  Quelle:

  Glitterhouse Records, Label & Mailorder

  Grüner Weg 25, D-37688 Beverungen

  Telefon: 05273/36 36 36, Fax: 05273/36 36 37

  E-Mail: mailorder@glitterhouse.com

  Internet: www.glitterhouse.com
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  LABEL/4299: Warner Music Medien Newsletter KW 1 (Warner Music)


  

  Warner Music Medien Newsletter KW 1


  Hamburg, 7. Januar 2016



  Wir sind zurück und wünschen ein frohes neues Jahr mit vielen musikalischen Überraschungen! Entsprechend hoch sind auch die Erwartungen, die wir an unsere KünstlerInnen setzen. Künstler wie Jamie Lawson etwa, der uns zum Jahresende hin in der Tonight Show mit Jimmy Fallon seinen Hit "Wasn't Expecting That" mit auf den Weg gab. Hier nun die allerersten Updates für 2016:


  

  BIRDY


  • Pünktlich zum Jahresanfang am 01.01. meldete sich Ausnahmetalent Birdy mit ihrer brandneuen Single "Keeping Your Head Up" zurück - ein großartig selbstbewusster Vorbote aus ihrem im Frühjahr erscheinenden, dritten Studioalbum.


  • Die Single wurde von Birdy und Steve Mac co-produziert und prompt vom BBC als Klangbett für seine Programmvorschau 2016 gewählt. Im UK stieg der Track auf Platz #26 der iTunes-Charts ein und ist hier [1] im Clip zu hören.


  • 2013 veröffentlichte die jetzt 19-jährige Britin ihr zweites Studioalbum "Fire Within", das hierzulande Platz #5 der Charts erreichte, ihr einen ECHO als "beste internationale Künstlerin" sowie u.a. auch eine Brit Award-Nominierung einbrachte. Insgesamt hat Birdy bislang weltweit über 2,5 Mio. Alben und 7 Mio. Singles verkauft.


  

  CHARLIE PUTH


  • Kurz vor Weihnachten veröffentlichte US-Shootingstar Charlie Puth seine neueste Erfolgssingle "One Call Away", die sich in den USA bereits in die Top 10 der iTunes-Charts katapultierte.


  • Mit sensationellen drei Grammy-Nominierungen und einer Golden Globe-Nominierung im Rücken startet Multitalent Puth nun ins neue Jahr und veröffentlicht am 29.01. sein langerwartetes Debütalbum "Nine Track Mind", inklusive der Hit-Singles "See You Again" feat. Wiz Khalifa und "Marvin Gaye" feat. Meghan Trainor.


  • "See You Again" wurde in Deutschland und 46 weiteren Ländern mit Platin ausgezeichnet und verkaufte sich weltweit über 5 Mio. Mal. Das dazugehörige Musikvideo knackte die 1 Milliarde Views-Marke. Auch "Marvin Gaye" chartete im UK und in Frankreich auf Platz #1 und erreichte in 16 Ländern die Top 10.


  

  FERRIS MC


  • Der actionreiche Tatort-Zweiteiler "Der große Schmerz" und "Fegefeuer" mit Til Schweiger als Hauptkommissar Nick Tschiller vom vergangenen Neujahrswochenende ist noch in aller Munde und auch Ferris MC war mit von der Partie.


  • Im ersten Teil war der Deutschrap-Veteran als Schauspieler neben Schweiger, Helene Fischer und Fahri Yard'm zu sehen, während seine rockige Single "Glück ohne Scherben", aus dem gleichnamigen Comeback-Album (2015), im zweiten Teil des Tatort-Doppelpacks zu hören war.


  • Hier [2] gibt es exklusive Ausschnitte aus den beiden Folgen im Video zu "Glück ohne Scherben" zu sehen, das kürzlich erst Premiere feierte. In dem Song verarbeitet das Deichkind-Mitglied seine scherbenreiche Vergangenheit und hofft auf das einfache Glück.


  

  SKRILLEX


  • Kurz vorm Jahreswechsel überraschte EDM-Ikone Skrillex seine Fans und veröffentlichte auf seiner Website [3] einen brandneuen Remix des Songs "Stranger" zum "free Download". Der Song war ursprünglich im Original auf seiner 2014er Debüt-LP "Recess" zu hören.


  • An der Seite von Tennyson und White Sea verwandelte Skrillex "Stranger" in eine atmosphärische Ballade, genau richtig für die besinnliche Zeit zwischen den Jahren. Parallel zum Remix - der offiziell am 15.01. veröffentlicht wird - wurde auch das hochemotionale Musikvideo dazu enthüllt, das es hier [4] zu sehen gibt.


  • Hinter dem Release verbirgt sich ein weltweiter Spendenaufruf. Fans bekommen beim Download die Möglichkeit ihre Wunschsumme an eine von drei Wohltätigkeitsorganisationen zu spenden, die sich für Kinder und Jugendliche einsetzen.


  

  FOY VANCE


  • Auf Jamie Lawson und sein Nummer 1-Debütalbum folgt nun Foy Vance, das spektakuläre zweite Signing auf Ed Sheerans eigenem Label Gingerbread Man Records. Das dortige Debütalbum des Nord-Irländers wird im Frühjahr 2016 erwartet.


  • Derzeit supportet er Ed Sheeran und auch Elton John auf Tour in Australien und Neuseeland. Vance und Sheeran sind langjährige Freunde, die auch schon auf einigen Tracks kollaborierten. "Ich habe Foy als Künstler schon immer bewundert. Seine Vocals werden euch umhauen", freut sich Sheeran.


  • Ein erster Appetitanreger erreicht uns direkt aus dem Studio, mit der Akustik-Version seines Songs "She Burns". [5] Vance veröffentlichte u.a. bereits sein preisgekröntes zweites Album "Joy Of Nothing" (2013) und steuerte zum Rudimental-Hit "Never Let You Go" Text und Vocals bei.


  

  TOUR DER WOCHE - RHIANNON GIDDENS


  • Ob am Banjo, an der Geige oder mit ihrer facettenreichen Stimme, zieht Rhiannon Giddens das Publikum ausnahmslos in ihren Bann. Im Sommer schon begeisterte die amerikanische Singer/Songwriterin, Multiinstrumentalistin und Gründungsmitglied der Grammy-prämierten Carolina Chocolate Drops erstmalig hierzulande: "Das Auditorium im Mojo-Club [...] hielt es nicht lange auf den Stühlen" (Die Welt).


  • Im Frühjahr 2015 veröffentlichte sie ihr Solo-Debütalbum "Tomorrow Is My Turn", produziert von T Bone Burnett (u.a. Elvis Costello, B.B. King). Das Herz der studierten Opernsängerin schlägt für Folk, Blues und alle Wurzeln der US-amerikanischen Musik, Klänge, die sie mit ihrer unvergesslichen Stimme in die Zukunft transportiert.


  • So auch in Kürze und mit ihrer erstklassigen Band in Köln und Berlin:


  21.01. Köln, Kulturkirche

  22.01. Berlin, Columbia Theater


  

  VERÖFFENTLICHUNGEN


  
    
      	SINGLE
    


    
      	Digital

      15.01.

      15.01.

      15.01.

      15.01.

      15.01.


      	Physical

      -

      -

      -

      -

      -


      	

      Powerkryner - Ham kummst (EP)

      Santigold - Chasing Shadows

      Galantis - Peanut Butter Jelly (Maxum & Galantis VIP Mix)

      Galantis - In My Head (Misha K & Galantis VIP Mix)

      Skrillex - Stranger (Skrillex Remix with Tennyson & White Sea)

    

  


  
    
      	ALBEN
    


    
      	Digital

      08.01.

      08.01.

      15.01.

      -

      -

      15.01.

      -

      22.01.

      22.01.

      22.01.

      22.01.

      22.01.

      29.01.

      -

      -

      -

      29.01.

      -

      29.01.

      29.01.

      29.01.

      02.02.

      -

      -

      08.01.

      12.02.

      12.02.

      19.02.

      26.02.

      04.03.

      04.03.

      04.03.

      11.03.

      11.03.

      18.03.


      	Physical

      08.01.

      08.01.

      -

      15.01.

      15.01.

      15.01.

      22.01.

      22.01.

      22.01.

      -

      22.01.

      22.01.

      29.01.

      29.01.

      29.01.

      29.01.

      29.01.

      29.01.

      29.01.

      29.01.

      -

      -

      05.02.

      05.02.

      12.02.

      -

      12.02.

      19.02.

      26.02.

      04.03.

      04.03.

      04.03.

      11.03.

      11.03.

      18.03.


      	

      Ryuichi Sakamoto/Various - The Revenant (O.S.T.)

      3Plusss - Auf der Stelle (EP)

      Wacka Flocka Flame - Flockaveli 2

      Rush - Feedback (Vinyl)

      Rush - Snakes & Arrows (Vinyl)

      Panic! At The Disco - Death Of A Bachelor

      David Guetta - Bang my Head Remixes EP (12")

      Buika - Vivir Sin Miedo

      SUEDE - Night Thoughts (Div. Formate)

      Mr. Rogers - I'll Take You (Remixes)

      Coasts - Coasts

      HONNE - Gone Are The Days (Shimokita Import)(Vinyl)

      Charlie Puth - Nine Track Mind (CD & Vinyl)

      Phil Collins - Take A Look At Me Now (Coll. Edition, Vinyl-Boxed-Set)

      Phil Collins - Take A Look At Me Now (Coll. Edition, CD-Boxed-Set)

      Phil Collins - Face Value (Vinyl)

      Phil Collins - Face Value (Deluxe Edition/Remastered)

      Phil Collins - Both Sides (Vinyl)

      Phil Collins - Both Sides (Deluxe Edition/Remasterd)

      Dream Theater - The Astonishing

      Kevin Gates - Islah

      Breakbot - Still Waters

      Jamie Lawson - Jamie Lawson

      Josh Groban - Stages Live (CD/DVD + CD/BR)

      Ryuichi Sakamoto/Various - The Revenant (O.S.T.)(Vinyl)

      Neil Thomas - Home (EP)

      The Corrs - White Light

      Simple Plan - Taking One For The Team

      Santigold - 99 Cents

      Femme Schmidt - RAW

      Rokia Traoré - Né So

      Miike Snow - III

      Matt Corby - Telluric (CD & LP)

      The Wild Feathers - Lonely Is A Lifetime

      Redfoo - Party Rock Records

    

  


  

  [1]http://click.email.artistarena.com/?qs=d7532a828f4fecb80677de3cbfd4de36a547ef73381b45038154465d5dff862a

  [2]http://click.email.artistarena.com/?qs=d7532a828f4fecb8e1aa13b08936191e2b3f5c65a684a45b588e008464497bb2

  [3]http://click.email.artistarena.com/?qs=d7532a828f4fecb84e7b5eef9acadb9fb3e44d8acd635bf41f18c43bf85feb7b

  [4]http://click.email.artistarena.com/?qs=d7532a828f4fecb82ead2694b998ad334c472d3b1692eba276d8f128abd80bb0

  [5]http://click.email.artistarena.com/?qs=d7532a828f4fecb89d929f1a4e273bf094a49b64e531b14d9b33f299f94cc3b4


  *


  Quelle:

  Warner Music Group Germany Holding GmbH

  Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

  Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

  Internet: www.warnermusic.de
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  FOLKLORE/1207: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Fährmann & Band ... "Song-Noir" - Singer-Songwriter, Indie-Folk, 20.2.2016


  

  Kulturcafé Komm du - Februar 2016


  Fährmann & Band | "Song-Noir" - Singer-Songwriter, Indie-Folk


  Konzert am Samstag, den 20. Februar 2016, 20:00 bis 22:00 Uhr im Kulturcafé Komm du

  



  
    [image: 'Komm du'-Veranstaltungsflyer mit einem Foto von Fährmann & Band - Foto im Flyer: © by Alexander Bärike]

  


  Das Komm du lädt ein zu einem Konzert

  am Samstag, den 20.02.2016, 20.00 bis 22.00 Uhr:


  Fährmann und Band

  "Song Noir" zwischen Melancholie und Witz


  Ausdrucksstarke und bildvolle Texte gepaart mit guter handgemachter Musik sind das Markenzeichen des Liedermachers Alexander Bärike alias Fährmann. Im Komm du spielt er mit Regina Mudrich (Geige) und Martin Zemke (Bass). Gemeinsam entführen sie ihre Zuhörer aus dem grauen Alltag, lassen sie teilhaben an den Geschichten und Erlebnissen des Fährmanns und entlocken ihnen oftmals mehr als ein nachdenkliches Schmunzeln. Fährmanns Songs, zuweilen dem Chanson nahe, machten auch die Juroren der Liederbestenliste aufmerksam, die er Anfang 2014 mit "Feuer im Schnee" eroberte. Musikalisch, poetisch verdichtet und intensiv - Fährmann.


  Besetzung:

  Alexander Bärike, alias Fährmann (Gesang, Gitarre, Mundharmonika und Stomp board)

  Regina Mudrich (Geige)

  Martin Zemke (Bass)


  

  Das Konzert im Kulturcafé Komm du beginnt um 20.00 Uhr.

  Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de


  Eintritt frei / Hutspende



  
    [image: Der Musiker 'Fährmann' - künstlerisch verfremdetes Foto von Alex Bärike, der sich lässig mit Schiebermütze und Gitarre an eine Hauswand lehnt - Foto: © by P. Heidrich]


    "Fährmann" / Alex Bärike

    Foto: © by P. Heidrich

  


  Weitere Informationen:


  Fährmann - Homepage:

  http://www.faehrmann-lieder.de


  Fährmann bei Facebook:

  https://www.facebook.com/Faehrmann.Lieder


  

  Zum Reinhören & Anschauen


  "Fahr bitte nicht so weit hinaus", Fährmann live

  https://m.youtube.com/watch?v=f3Yy-q0UkjQ


  So weit die Füße tragen - Fährmann@Wabe 14. Dez 2012

  https://www.youtube.com/watch?v=e2VzR8IBKRs&app=desktop


  "Komm setz dich ans Fenster", Fährmann live

  https://www.youtube.com/watch?v=LFimqlye8xY


  Meine Dunkelheit - FÄHRMANN

  https://www.youtube.com/watch?v=NFN-1F9KBm0



  
    [image: 'Fährmann' alias Alex Bärike mit Schiebermütze, Gitarre und Mundharmonika bei einem Auftritt - Foto: © by Alex Bärike]


    Fährmann

    Foto: © by Alex Bärike

  


  FÄHRMANN


  Einsamkeit, Ewigkeit, Weisheit, Gelassenheit, Alterslosigkeit - all dies klingt an im Bild des Fährmanns, und ein bißchen von alldem kann man auch dem FÄHRMANN Alex Bärike, dem fahrenden Sänger durch die Gewässer durchaus ländlicher Breiten, ohne Skrupel anheften. Man könnte es sich einfach machen und schlicht erklären, dass es sich bei ihm um einen Liedermacher handelt. Falsch wäre es nicht. Aber es wäre nicht ausreichend. Zwischen Melancholie und Witz pendelnd holt er uns geschickt in sein Boot. "Fahr bitte nicht so weit hinaus", singt er dann und fährt doch mit uns an weit entfernte Ufer. So wird er zum Lotsen, zum Liebens- und Leidenswächter, um uns am Ende wieder sicher an Land zu lassen.


  Seine eigenen deutschsprachigen Lieder gehen musikalisch ins Ohr, die Texte bedürfen schon einer gewissen Aufmerksamkeit. Da gehen die poetischen Gedankenspiele und Geschichten sehr in die Tiefe, und wohl jeder vermag sich darin wiederzufinden. Begleitet von akustischer Gitarre und Mundharmonika bringt seine Musik eine selten gewordene Unaufgeregtheit zurück ins Ohr.



  
    [image: Blick von außen durch die Bogenfenster in das hell erleuchtete, gemütliche Kulturcafé Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]


    Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

    Foto: © 2013 by Schattenblick

  


  Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss


  Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie


  Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen.


  Britta Barthel und Mensen Chu geben mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, haben sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch, hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und Zeit ...


  Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr,

  Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.


  Näheres unter:

  http://www.komm-du.de

  http://www.facebook.com/KommDu


  Kontakt:

  Kulturcafé Komm du

  Buxtehuder Straße 13

  21073Hamburg

  E-Mail: kommdu@gmx.de

  Telefon: 040 / 57 22 89 52


  Komm du-Eventmanagement

  Telefon: 04837/90 26 98

  E-Mail: redaktion@schattenblick.de


  

  Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...


  Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

  Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

  http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml


  *


  Quelle:

  MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

  Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

  Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

  E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

  Internet: www.schattenblick.de
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  KLASSIK/9698: Lübeck - 3. Kammerkonzert "Quartett beflügelt Gesang" am 16. Februar 2016


  

  _T_H_E_A_T_E_R__L_Ü_B_E_C_K_


  3. Kammerkonzert "Quartett beflügelt Gesang"


  Werke von Franz Schubert, Felix Mendelssohn Bartholdy / Aribert Reimann und Sergej Prokofjew



  Romantische Lieder von Felix Mendelssohn nach Gedichten von Heinrich Heine, darunter so bekannte wie "Leise zieht durch mein Gemüt" und "Auf Flügeln des Gesanges", hat Aribert Reimann für Streichquartett und Singstimme bearbeitet und zusätzlich sechs Intermezzi komponiert, die die Lieder stimmungsvoll miteinander verbinden. Franz Schuberts "Quartettsatz", ein unvollendet gebliebenes Werk, gilt als ambitionierter Versuch, seine frühen Jugendquartette zu überwinden und zu einem neuen, reiferen Stil zu finden. Vor der Komposition seines ersten Streichquartetts befasste sich Sergej Prokofjew intensiv mit den Quartetten Beethovens, was sich an der klassischen Form des ersten Satzes zeigt. Außerdem sind Anklänge auf das später entstandene Ballett "Romeo und Julia" zu erkennen. Das Streichquartett entstand während einer Konzertreise durch die USA im Jahr 1930 und war ein Auftragswerk der Kongressbibliothek in Washington, die damit ihre Sammlung von Handschriften berühmter zeitgenössischer Musikerpersönlichkeiten erweitern wollte.


  Die Reihe Kammerkonzerte wird gefördert durch die Heinz und Erika Wiggers Stiftung.


  Termin Di, 16/02, 19.30 Uhr

  Veranstaltungsort N.N.


  *


  Quelle:

  Presseinformation vom 22. Dezember 2015

  Theater Lübeck, Beckergrube 16, 23552 Lübeck

  Pressestelle Julia Voije

  Tel. 0451 / 70 88 -153, Fax 0451 / 70 88 -210

  E-Mail: j.voije@theaterluebeck.de

  Internet: www.theaterluebeck.de
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  KLASSIK/9697: Witten - Werke von Wagner, Strauss und Tschaikowsky am 24. Januar 2016


  

  Neue Philharmonie Westfalen


  Richard Wagner: Vorspiel zum 1. Akt der Oper "Parsifal" WWV 111

  Richard Strauss: Vier letzte Lieder AV 150

  Peter I. Tschaikowsky: Sinfonie Nr. 6 h-Moll, op. 74, "Pathétique"



  Die Neue Philharmonie Westfalenentstand 1996 aus der Fusion zweier Orchester des nördlichen Ruhrgebiets, des Westfälischen Sinfonieorchesters Recklinghausen und des Philharmonischen Orchesters der Stadt Gelsenkirchen. Das Orchester zählt zu den größten Klangkörpern in Nordrhein-Westfalen und bewältigt pro Saison nahezu 300Veranstaltungen im In- und Ausland. Das mit rund 130 Musikerinnen und Musikern besetzte Orchester ist im Stande, die gesamte Palette der Orchesterliteratur vom Barock bis hin zur Moderne abzudecken. Auch Film- oder Crossover-Konzerte mit Pop-, Rock oder Jazzmusik gehören zum Repertoire. Neben der Bespielung des Musiktheaters im Revier Gelsenkirchen, dessen Opernorchester das Ensemble ist, Sinfoniekonzerten im gesamten Ruhrgebiet und darüber hinaus, nimmt die Arbeit für Kinder und Jugendliche großen Raum in der Tätigkeit des Orchesters ein. Generalmusikdirektor Rasmus Baumann hat im Sommer 2014 die Nachfolge von Heiko Mathias Förster angetreten, der das Orchester von 2007 bis 2014 leitete.


  Nach bereits sechsjähriger erfolgreicher Zusammenarbeit mit der Neuen Philharmonie Westfalen als Chefdirigent des Musiktheaters im Revier wurde Rasmus Baumann zur Saison 2014/2015 zum Generalmusikdirektor der Neuen Philharmonie Westfalen berufen. Nach Studien in Essen (Klavier), Frankfurt (Dirigieren) und Bochum (Kirchenmusik) führte ihn sein erstes Engagement an das Aalto-Theater Essen, wo er unter Stefan Soltesz zunächst als Solorepetitor, später als 2. Kapellmeister tätig war. Parallel dazu leitete er als Chordirektor den Philharmonischen Chor Bochum und ist seitdem ein gern gesehener Gastdirigent bei den Bochumer Symphonikern. 2002 wurde er in das "Dirigentenforum", das Förderprogramm des Deutschen Musikrates, aufgenommen und gewann im Februar 2009 beim Deutschen Dirigentenpreis im Konzerthaus Berlin den Sonderpreis des Dirigentenforums. Von 2003 bis 2008 war er als Stellvertretender GMD und 1. Kapellmeister am Staatstheater Kassel engagiert und dirigierte dort neben dem traditionellen Opern- und Konzertrepertoire zahlreiche innovative Crossover- Konzerte, bis er 2008ins Ruhrgebiet zurückkehrte. Neben seiner dirigentischen Tätigkeit arbeitet er zudem als Herausgeber von bereits prämierten Klavierauszügen für den renommierten Bärenreiter- Verlag und komponierte den !Sing - Day of Song 2014 das Lied "Im Revier".


  Die Sopranistin Yamina Maamar zählt zu den international gefragtesten Künstlerinnen ihres Fachs. Engagements führten sie bisher an wichtige Theater wie die Bayerische Staatsoper München, das Aalto Theater Essen, die Staatstheater Hannover, Wiesbaden und Darmstadt sowie an die Oper Dortmund. Zudem trat sie in New York, Seoul, beim International Edinburgh Festival und in zahlreichen europäischen Ländern auf. Zu ihren zentralen Partien zählen u. a. Kundry ("Parsifal"), Senta ("Der fliegende Holländer"), Marschallin ("Rosenkavalier"), Salome, "Fidelio"- Leonore und Manon Lescaut. Mittlerweile umfasst ihr Bühnenrepertoire mehr als 60 Rollen.


  Leitung: Rasmus Baumann

  Solistin: Yamina Maamar, Sopran


  Eintritt: ab 24,50 EUR + Geb.

  VVK: Saalbaukasse und Online-Ticket-Shop sowie an allen bekannten CTS-VVK-Stellen


  Termin: Am 24.01.2016 um 19:30 Uhr

  Veranstaltungsort: Saalbau Witten

  Bergerstraße 25, 58452 Witten

  Telefon: 02302 581 24 02

  Telefax: 02302 581 24 99

  E-Mail: kulturforum@stadt-witten.de

  Webseite: www.saalbau-witten.de


  *


  Quelle:

  Postfach 22 80

  58449Witten

  E-Mail: presse@witten.de

  Internet: www.witten.de
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  KLASSIK/9696: Borken - "SIGNUM saxophone quartet" bei den Ahauser Schlosskonzerten, 21.2.2016


  

  Ahauser Schlosskonzerte präsentieren das "SIGNUM saxophone quartet"



  Am 21. Februar erwartet das Publikum eine Premiere: Erstmals ist ein Saxophonquartett bei den Ahauser Schlosskonzerten dabei. Im Jazz spielt das Instrument bekanntermaßen seit jeher eine bedeutende Rolle, in der Welt der klassischen Musik konnte es sich nie so recht durchsetzen. Vier vielfach preisgekrönte Saxophonisten haben sich im "SIGNUM saxophone quartet" gefunden, die ihr Publikum auf höchstem Niveau unterhalten - in Ahaus etwa mit Stücken von Samuel Barber, Alexander Glasunow und George Gershwin.


  Das Konzert beginnt um 19.30 Uhr im Schloss Ahaus. Erwachsene zahlen pro Einzelkarte in der ersten Kategorie 17,50 Euro, Schüler 9 Euro. In der zweiten Kategorie beträgt der Preis pro Karte für Erwachsene 15 Euro, für Schüler 7,50 Euro. Bei einem Abonnement für die Saison zahlen Erwachsene in der ersten Kategorie 90 Euro, Schüler 45 Euro. In der zweiten Kategorie beträgt der Preis 70 Euro für Erwachsene und 35 Euro für Schüler.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung von Donnerstag, 20. August 2015

  Kreis Borken

  Büro des Landrats, Pressestelle

  Burloer Straße 93, 46325 Borken

  Telefon: (0 28 61) 82 21 - 07 / 09

  Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

  E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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  KLASSIK/9695: Mönchengladbach - 4. Meisterkonzert am 21. April 2016


  

  4. Meisterkonzert mit dem Hornisten Felix Klieser



  Mit dem Hornisten Felix Klieser, ECHO Preisträger 2014, stellt sich im vierten Meisterkonzert am 21. April 2016 einer der vielversprechendsten Nachwuchskünstler Deutschlands vor. Bereits mit seinem Debütalbum "Reveries" ließ er aufhorchen und erntete begeisterte Kritiken. So lobte unter anderem die Frankfurter Allgemeine Zeitung: "Er hat definitiv alles, was ein exzellenter Musiker braucht." Als Mensch sympathisch und unkompliziert, als Musiker reflektiert und ernsthaft erobert der Hornist, der ohne Arme geboren wurde, die Welt. Am Klavier wird Felix Klieser von Christof Keymer begleitet. Das Konzert wird von der Deutschen Bank unterstützt.


  Termin: Kaiser-Friedrich-Halle, 20 Uhr


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung von Mittwoch, 17. Juni 2015

  Stadt Mönchengladbach

  Pressestelle

  Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

  Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

  E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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  KLASSIK/9694: Witten - Best of NRW - Das ARUNDOSquintett am 20. Januar 2016


  

  Best of NRW - ARUNDOSquintett



  Das ARUNDOSquintett besteht aus fünf jungen Musikern unterschiedlicher Nationen: Gemma Corrales-Argumanez (Flöte), Yoshihiko Shimo (Oboe), Christine Stemmler (Klarinette), David Barreda Tena (Horn) und Anna Vogelsänger (Fagott), die sich während ihres Studiums an der Musikhochschule Köln und durch ihre Tätigkeiten an der Deutschen Oper am Rhein kennenlernten. Seit der Gründung des Ensembles im Jahr 2013 ist es den jungen Künstlern gelungen, ihr Publikum mit stilsicheren charaktervollen Interpretationen und Spielfreude zu begeistern. Künstlerisch herausragende Abschlüsse zeichnen die einzelnen Mitglieder des Quintetts aus: Im Rahmen von zahlreichen Engagements gastieren die Musiker u.a. mit dem WDR Rundfunkorchester Köln, dem Gürzenichorchester Köln, dem Concertgebouworkest, dem Mahler Chamber Orchestra, den Stuttgarter Philharmonikern und der Staatsoper Hannover.


  Die Musiker sind Preisträger vieler nationaler und internationaler Wettbewerbe wie z.B. dem Deutschen Hochschulwettbewerb, dem "Japan Wind and Percussion Competition" und dem Jeunesses Musicales Spanien. Das ARUNDOSquintett ist 2. Preisträger des internationalen Kammermusikwettbewerbs "Concurso Internacional de Música de Cámara Antón García Abril" in Baza, Spanien und hat sich aktuell für die Teilnahme am internationalen Musikwettbewerb der ARD in München im September dieses Jahres qualifiziert. Seit 2014 sind die fünf Musiker Stipendiaten der Werner Richard - Dr. Carl Dörken Stiftung. Wertvolle musikalische Impulse erhält das Quintett in Meisterkursen und an der Musikhochschule Köln bei renommierten Professoren wie Hans-Dietrich Klaus, Christian Wetzel und Georg Klütsch. Das ARUNDOSquintett ist mit seinem umfangreichen Repertoire in zahlreichen Kammermusikreihen zu hören.


  Wolfgang A. Mozart (1756 - 1791) Andante F-Dur "für eine Walze in eine kleine Orgel" KV 616 (Bearb.: Ulf-Guido Schäfer)


  Anton Reicha (1770 - 1836) Bläserquintett aus op. 88, 91,99, 10


  Franz Danzi (1763 - 1826) Bläserquintett aus op. 56, 67, 68


  Jacques Ibert (1890 - 1962) Trois pièces brèves, Allegro, Andante, Assez lent, Allegro scherzando


  György Ligeti (1923 - 2006) 6 Bagatellen für Bläserquintett, Allegro con spirito, Rubato, lamentoso, Allegro grazioso, Presto ruvido, Adagio mesto (in memoriam Béla Bartók), Molto vivace, capriccios


  Jorgen Jersild (1913 - 2004) Serenade für fünf Blasinstrumente "im Wald zu spielen", Gicoso, tempo agitato, Andantino pastorale, Vivo


  Carl Nielsen (1865 - 1931)Quintett op. 43, Allegro ben moderato, Menuet, Preludium, Tema con variazioni.


  Gemma Corrales, Flöte

  Yoshihiko Shimo, Oboe

  Christine Stemmler, Klarinette

  Anna Vogelsänger, Fagott

  David Barreda, Horn


  Eintritt: ab 11,00 EUR + Geb. VVK: Saalbaukasse sowie an allen bekannten CTS-VVK-Stellen


  Termin: Am 20.01.2016 um 19:30 Uhr

  Veranstaltungsort: Haus Witten

  Ruhrstraße 86, 58452 Witten

  Telefon: 02302 581 24 33

  Telefax: 02302 581 24 99

  E-Mail: kulturforum@stadt-witten.de

  Webseite: www.haus-witten.de


  *


  Quelle:

  Postfach 22 80

  58449Witten

  E-Mail: presse@witten.de

  Internet: www.witten.de
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  LIEDER/1688: Lübeck - Burghart Klaußner singt Charles Trenet am 14. Februar 2016


  

  _T_H_E_A_T_E_R__L_Ü_B_E_C_K_


  "Je chante" - Burghart Klaußner & Band swingt Charles Trenet



  "La Mer", eines der schönsten Lieder der Welt, hat er bei einer Bahnfahrt, das Mittelmeer vor Augen, auf eine Butterbrottüte gekritzelt. Burghart Klaußner erzählt vom reichen Leben des Poeten Charles Trenet und er singt seine federleichten Chansons. Charles Trenet hat wunderbar schlichte Chansons geschrieben und sie mit dem Swing der Dreißiger Jahre populär gemacht. Er hat, ohne je kitschig zu werden, den einfachen, selbstverständlichen Dingen eine Melodie gegeben, dem Meer, dem Regen, der Liebe, dem "sanften Frankreich, dem Land meiner Kindheit". Die Menschen haben ihn dafür geliebt, auch nachdem ihn die Gestapo in die Klauen bekam und der eher ängstliche Charles Trenet in das Spiel der Macht und durch den Dreck gezogen wurde. Seine Homosexualität und das Gerücht, ein Jude zu sein, machten ihn erpressbar. Er hat auch vor den Besatzern gesungen, galt manchen als Kollaborateur.


  Burghart Klaußner erzählt und singt eine Hommage an einen großen Künstler.


  Termin Sa, 06/02, 20.00 Uhr, Kammerspiele

  Tickets 28,50 Euro


  *


  Quelle:

  Presseinformation vom 22. Dezember 2015

  Theater Lübeck, Beckergrube 16, 23552 Lübeck

  Pressestelle Julia Voije

  Tel. 0451 / 70 88 -153, Fax 0451 / 70 88 -210

  E-Mail: j.voije@theaterluebeck.de

  Internet: www.theaterluebeck.de
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  LIEDER/1687: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Fährmann & Band ... "Song-Noir" - Singer-Songwriter, Indie-Folk, 20.2.2016


  

  Kulturcafé Komm du - Februar 2016


  Fährmann & Band | "Song-Noir" - Singer-Songwriter, Indie-Folk


  Konzert am Samstag, den 20. Februar 2016, 20:00 bis 22:00 Uhr im Kulturcafé Komm du

  



  
    [image: 'Komm du'-Veranstaltungsflyer mit einem Foto von Fährmann & Band - Foto im Flyer: © by Alexander Bärike]

  


  Das Komm du lädt ein zu einem Konzert

  am Samstag, den 20.02.2016, 20.00 bis 22.00 Uhr:


  Fährmann und Band

  "Song Noir" zwischen Melancholie und Witz


  Ausdrucksstarke und bildvolle Texte gepaart mit guter handgemachter Musik sind das Markenzeichen des Liedermachers Alexander Bärike alias Fährmann. Im Komm du spielt er mit Regina Mudrich (Geige) und Martin Zemke (Bass). Gemeinsam entführen sie ihre Zuhörer aus dem grauen Alltag, lassen sie teilhaben an den Geschichten und Erlebnissen des Fährmanns und entlocken ihnen oftmals mehr als ein nachdenkliches Schmunzeln. Fährmanns Songs, zuweilen dem Chanson nahe, machten auch die Juroren der Liederbestenliste aufmerksam, die er Anfang 2014 mit "Feuer im Schnee" eroberte. Musikalisch, poetisch verdichtet und intensiv - Fährmann.


  Besetzung:

  Alexander Bärike, alias Fährmann (Gesang, Gitarre, Mundharmonika und Stomp board)

  Regina Mudrich (Geige)

  Martin Zemke (Bass)


  

  Das Konzert im Kulturcafé Komm du beginnt um 20.00 Uhr.

  Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de


  Eintritt frei / Hutspende



  
    [image: Der Musiker 'Fährmann' - künstlerisch verfremdetes Foto von Alex Bärike, der sich lässig mit Schiebermütze und Gitarre an eine Hauswand lehnt - Foto: © by P. Heidrich]


    "Fährmann" / Alex Bärike

    Foto: © by P. Heidrich

  


  Weitere Informationen:


  Fährmann - Homepage:

  http://www.faehrmann-lieder.de


  Fährmann bei Facebook:

  https://www.facebook.com/Faehrmann.Lieder


  

  Zum Reinhören & Anschauen


  "Fahr bitte nicht so weit hinaus", Fährmann live

  https://m.youtube.com/watch?v=f3Yy-q0UkjQ


  So weit die Füße tragen - Fährmann@Wabe 14. Dez 2012

  https://www.youtube.com/watch?v=e2VzR8IBKRs&app=desktop


  "Komm setz dich ans Fenster", Fährmann live

  https://www.youtube.com/watch?v=LFimqlye8xY


  Meine Dunkelheit - FÄHRMANN

  https://www.youtube.com/watch?v=NFN-1F9KBm0



  
    [image: 'Fährmann' alias Alex Bärike mit Schiebermütze, Gitarre und Mundharmonika bei einem Auftritt - Foto: © by Alex Bärike]


    Fährmann

    Foto: © by Alex Bärike

  


  FÄHRMANN


  Einsamkeit, Ewigkeit, Weisheit, Gelassenheit, Alterslosigkeit - all dies klingt an im Bild des Fährmanns, und ein bißchen von alldem kann man auch dem FÄHRMANN Alex Bärike, dem fahrenden Sänger durch die Gewässer durchaus ländlicher Breiten, ohne Skrupel anheften. Man könnte es sich einfach machen und schlicht erklären, dass es sich bei ihm um einen Liedermacher handelt. Falsch wäre es nicht. Aber es wäre nicht ausreichend. Zwischen Melancholie und Witz pendelnd holt er uns geschickt in sein Boot. "Fahr bitte nicht so weit hinaus", singt er dann und fährt doch mit uns an weit entfernte Ufer. So wird er zum Lotsen, zum Liebens- und Leidenswächter, um uns am Ende wieder sicher an Land zu lassen.


  Seine eigenen deutschsprachigen Lieder gehen musikalisch ins Ohr, die Texte bedürfen schon einer gewissen Aufmerksamkeit. Da gehen die poetischen Gedankenspiele und Geschichten sehr in die Tiefe, und wohl jeder vermag sich darin wiederzufinden. Begleitet von akustischer Gitarre und Mundharmonika bringt seine Musik eine selten gewordene Unaufgeregtheit zurück ins Ohr.



  
    [image: Blick von außen durch die Bogenfenster in das hell erleuchtete, gemütliche Kulturcafé Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]


    Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

    Foto: © 2013 by Schattenblick

  


  Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss


  Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie


  Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen.


  Britta Barthel und Mensen Chu geben mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, haben sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch, hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und Zeit ...


  Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr,

  Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.


  Näheres unter:

  http://www.komm-du.de

  http://www.facebook.com/KommDu


  Kontakt:

  Kulturcafé Komm du

  Buxtehuder Straße 13

  21073Hamburg

  E-Mail: kommdu@gmx.de

  Telefon: 040 / 57 22 89 52


  Komm du-Eventmanagement

  Telefon: 04837/90 26 98

  E-Mail: redaktion@schattenblick.de


  

  Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...


  Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

  Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

  http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml


  *


  Quelle:

  MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

  Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

  Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

  E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de
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  AUSLAND/7857: Aus aller Welt - 08.01.2016 (SB)



  MELDUNGEN



  Spannungen zwischen Iran und Saudi-Arabien nehmen zu


  Bei einem Angriff der von Saudi-Arabien geführten Militärallianz sunnitischer Staaten wurde auch die iranische Botschaft in Jemen getroffen. Wie das Außenministerium in Teheran mitteilte, wurden bei einem Raketenangriff in Sanaa auch Teile des Botschaftsgebäudes beschädigt und ein Sicherheitsbeamter schwer verletzt. Nach Informationen der Nachrichtenagentur ISNA geht die iranische Regierung offenbar nicht von einem vorsätzlichen Beschuß ihrer diplomatischen Vertretung aus. Wenige Tage zuvor hatte die Hinrichtung eines schiitischen Geistlichen in Saudi-Arabien heftige Proteste im Iran ausgelöst. Wütende Demonstranten stürmten am Sonntag die saudi-arabische Botschaft in Teheran und verwüsteten die Einrichtung. Als Reaktion darauf zog Saudi-Arabien seinen Botschafter ab. Inzwischen haben auch Bahrain, Kuwait und Sudan ihre diplomatischen Beziehungen zum Iran abgebrochen. Das sunnitische Bündnis bekämpft unter Federführung Saudi-Arabiens die schiitische Huthi-Miliz in Jemen. Die Huthi werden nach Einschätzung westlicher Staaten vom schiitischen Iran unterstützt, der als Schutzmacht der Schiiten gilt. Die Führung in Teheran bestreitet, der Miliz zu helfen.


  8.Januar 2016
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  JUSTIZ/7857: Kriminalität und Rechtsprechung - 08.01.2016 (SB)



  MELDUNGEN



  Viereinhalb Jahre Haft für Schüsse auf verfeindeten Rocker


  Das Kieler Landgericht hat ein Mitglied der Rockergruppe Hells Angels wegen gefährlicher Körperverletzung zu einer viereinhalbjährigen Haftstrafe verurteilt. Der Verteidiger plädierte aus Mangel an Beweisen für einen Freispruch. Der 42jährige Angeklagte soll Auftraggeber der Schüsse gewesen sein, die im Januar 2009 in Kaltenkirchen (Kreis Segeberg) einen verfeindeten Bandido schwer verletzten. Das Opfer ist seit der Tat schwerbehindert.


  8.Januar 2016
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  MILITÄR/7852: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 08.01.2016 (SB)



  MELDUNGEN



  Erdogan: Türkische Soldaten von IS im Nordirak angegriffen


  Die Anfang Dezember in den Nordirak verlegten türkischen Streitkräfte sind nach Angaben der Regierung in Ankara von der "Terrormiliz" Islamischer Staat (IS) angegriffen worden. Staatspräsident Recep Tayyip Erdogan sprach von 18 getöteten IS-Kämpfern. Der Angriff zeige, daß die Stationierung der Truppen die richtig Entscheidung gewesen sei. Die Präsenz türkischer Panzer, Artilleriegeschütze und Soldaten im kurdischen Norden des Irak wird von der Regierung in Bagdad scharf kritisiert. Ankara wurde mehrmals vergeblich aufgefordert, seine Streitkräfte wieder abzuziehen. Der Irak schloß unterdessen auch militärische Schritte nicht mehr aus, um seine Souveränität zu schützen.


  8.Januar 2016
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  POLITIK/7855: Aus Parlament und Gesellschaft - 08.01.2016 (SB)



  MELDUNGEN



  Integration besser steuern


  Die Schaffung eines Migrations- und Integrationsministeriums könnte nach Ansicht der Grünen die Einbürgerung von Flüchtlingen in Deutschland erleichtern. Fraktionschefin Katrin Göring-Eckardt veranschlagt dafür mindestens vier Milliarden Euro jährlich. Das können und müssen wir uns für eine gelingende Integration leisten, sagte die Politikerin vor der Klausurtagung in Weimar mit Blick auf die guten Steuereinnahmen. Nach vorläufigen Berechnungen des Finanzministeriums erwirtschaftete der Bund im vergangenen Jahr einen Überschuß von zehn Milliarden Euro. Im Herbst war Finanzminister Wolfgang Schäuble (CDU) noch von einem Plus in Höhe von rund sechs Milliarden Euro ausgegangen.
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN

  



  SONSTIGES/7854: Tragisches und Kurioses - 08.01.2016 (SB)



  MELDUNGEN



  S-Bahnverbindung zum Münchner Flughafen stundenlang unterbrochen


  Ein metallbeschichteter Luftballon verursachte einen Kurzschluß an der Oberleitung im S-Bahnhof "München Flughafen Terminal". Die Station konnte für mehrere Stunden nicht angefahren werden. Bis zum Abschluß der Reparaturarbeiten mußten Fahrgäste auf eine andere Bahnlinie ausweichen und sich von Freising aus mit dem Bus zum Flughafen fahren lassen.
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN

  



  WISSENSCHAFT/6938: Aus Forschung und Technik - 08.01.2016 (SB)



  MELDUNGEN



  DAMPE sucht nach Hinweisen auf Dunkle Materie


  Der Mitte Dezember in einer sonnensynchronen Umlaufbahn positionierte chinesische Forschungssatellit DAMPE (Dark Matter Particle Explorer) soll dabei helfen, hochenergetische Elektronen und Gammastrahlungen sowie Teilchen der kosmischen Strahlung zu entdecken. Mit Hilfe der gesammelten Daten wollen Wissenschaftler der Natur der nicht direkt beobachtbaren Dunklen Materie auf die Spur zu kommen. Nach Informationen der chinesischen Raumfahrtbehörde China National Space Administration (CNSA) verfügt das in Zusammenarbeit mit Forschungseinrichtungen in Italien und der Schweiz entwickelte neue Observatorium über vier Meßsysteme. Der knapp zwei Tonnen schwere Instrumententräger war an Bord eines Lastenträgers vom Typ Langer Marsch vom Raketenstartplatz Jiuquan am Rande der Wüste Gobi aus ins All transportiert worden.
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE

  



  AUSLAND/6950: Aus aller Welt - 08.01.2016 (SB)



  VOM TAGE



  Spaniens Sozialisten streben Koalition ohne die Volkspartei an


  In Spanien bringt die konservative Volkspartei (PP) des amtierenden Ministerpräsidenten Mariano Rajoy keine neue Regierung zusammen. Die Sozialisten (PSOE), die bei der Wahl am 20. Dezember zweitstärkste Kraft im Lande geworden sind, werden keine Koalition mit der PP eingehen. Das bekräftigte der 43jährige PSOE-Vorsitzende Pedro Sánchez am Donnerstag gegenüber Journalisten in Lissabon. Er strebt eine große progressive Koalition mit der linken Podemos- und der bürgerlichen Ciudadanos-Partei an, die erstmals ins Parlament eingezogen sind. Sánchez war in der portugiesischen Hauptstadt mit dem sozialistischen Ministerpräsidenten Antonio Costa zusammengekommen. Dieser hatte Ende November den konservativen Pedro Passos Coelho im Amt abgelöst.
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE

  



  GESUNDHEIT/6911: Medizin und Gesundheitswesen - 08.01.2016 (SB)



  VOM TAGE



  Colistin-Resistenz kann durch Gen mcr-1 übertragen werden


  Wissenschaftler vom Deutschen Zentrum für Infektionsforschung und vom Institut für Medizinische Mikrobiologie der Justus-Liebig-Universität in Gießen haben es in Bakterienproben von Menschen das Gen mcr-1 nachgewiesen. Das Bundesinstitut für Risikobewertung in Berlin und die Tierärztliche Hochschule Hannover berichteten davon am Donnerstag.


  Das Gen mcr-1 ist für die Resistenz der Bakterien gegen das Antibiotikum Colistin verantwortlich. Letzteres wird in Notfällen eingesetzt, wenn anderer Antibiotika bei Infektionen mit multiresistenten Bakterien versagen. Die Forscher haben auch Resistenzen gegen das weitere Notfallantibiotikum Carbapenem entdeckt.


  Das im November 2015 in China bei Schweinen und Hühnern entdeckte Gen mcr-1 ist bei Nutztieren weit verbreitet. Es kann zwischen Bakterienstämmen übertragen werden, was die Behandlung bis zur Ausweglosigkeit erschweren kann. Das Wissenschaftsmagazin Scienxx berichtete, mcr-1 sei in Keimen an Menschen, Tieren und Lebensmitteln gefunden worden. Als Ursache für die Resistenz wird der massive Einsatz von Antibiotika in der chinesischen Tierzucht angenommen.
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE

  



  JUSTIZ/6939: Kriminalität und Rechtsprechung - 08.01.2016 (SB)



  VOM TAGE



  Dutzende Tote in Äthiopien bei Protest gegen geplanten Landraub


  Die Menschenrechtsorganisation Human Rights Watch (HRW) berichtete am Freitag von 140 von Polizei in Äthiopien innerhalb von zwei Monaten getöteten Demonstranten und zahlreichen Verletzten. Die Regierung in Addis Abeba nennt demgegenüber eine Zahl von fünf Toten.


  Hintergrund ist der Protest von Bewohnern der Region Oromia, in der die Hauptstadt liegt. Studenten sind seit November in mehreren Städten auf die Straße gegangen, um gegen die drohende Verstaatlichung von Grund und Boden zu demonstrieren. Die Besitzer sollen der geplanten Erweiterung von Addis Abeba weichen. Oromia wird von der Volksgruppe der Oromo besiedelt. Deren Anführer Bekele Gerba und andere sind laut HRW verhaftet worden. Die Regierung verteidigt ihre Maßnahmen mit dem Terrorismusargument. Der Menschenrechtsorganisation zufolge unterdrückt die Regierung im Umgang mit Oppositionspolitikern und friedlichen Demonstranten mit eiserner Faust den gewaltfreien Ausdruck legitimer Beschwerden.
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE

  



  KULTUR/6865: Sprache, Kunst und Medium - 08.01.2016 (SB)



  VOM TAGE



  Franckesche Stiftungen in Halle ziehen UNESCO-Antrag zurück


  Nach Übereinkunft mit dem Auswärtigen Amt haben die Franckeschen Stiftungen in Halle offiziell ihren Antrag bei der Unesco um einen Titel als Weltkulturerbe zurückgezogen.


  Laut MDR Sachsen-Anhalt sagte Direktor Müller-Bahlke, mit dem Ausstieg aus dem Verfahren könne am meisten Schaden von den Stiftungen abgehalten werden. Langfristig halte man aber an dem Ziel fest, auf die UNESCO-Liste des Weltkulturerbes zu gelangen.


  Die Pläne hatten bereits im November 2015 überraschend einen Dämpfer erhalten, als die Bewerbung beim Internationalen Rat für Denkmalpflege (ICOMOS) in Paris durchgefallen war. Dort hieß es, die ehemalige Schulstadt, der ein Waisenhaus angeschlossen war, lasse keinen universellen Wert erkennen. Auch sei die Architektur seinerzeit nicht besonders innovativ gewesen.


  Die Stiftungen wurden 1698 von dem evangelischen Theologen August Hermann Francke als Armenschule gegründet.
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE

  



  MILITÄR/6928: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 08.01.2016 (SB)



  VOM TAGE



  Pakistan schließt sich nicht saudischer Anti-Terror-Allianz an


  Entgegen einer früheren Ankündigung aus Riad schließt sich Pakistan nicht der von Saudi-Arabien im Dezember initiierten Anti-Terror-Allianz muslimischer Länder an. Das gab das Außenministerium in Islamabad nach bilateralen Gesprächen am Freitag bekannt. Das Ministerium bekräftigte zugleich, Pakistan werde bei jeglicher Bedrohung der territorialen Integrität und Souveränität Saudi-Arabiens an dessen Seite stehen und unterstütze jeden regionalen und internationalen Kampf gegen Terrorismus. Pakistan unterhält politische und wirtschaftliche Beziehungen zum sunnitischen Saudi-Arabien wie auch zu dessen schiitischen Regionalkonkurrenten Iran.
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE

  



  POLITIK/6943: Aus Parlament und Gesellschaft - 08.01.2016 (SB)



  VOM TAGE



  Am Scheideweg für die menschliche Zivilisation


  Die Fraktion der Bündnisgrünen wollte sich auf ihrer Klausurtagung am Freitag in Weimar mit Vorschlägen zur weiteren Minderung der Kohlendioxidemissionen in Deutschland befassen. Wie vorab bekannt wurde, wollen die Grünen ab dem Jahr 2036 keine neuen Fahrzeuge mit Benzin- und Dieselmotoren für den Straßenverkehr zulassen. Im Gegenzug soll der Kauf von Elektroautos finanziell gefördert werden. Außerdem soll die Nutzung von Bahn und Bus attraktiver werden, damit die Städte Fahrradfahrern und Fußgängern ausreichend Raum geben und frei von giftigen Abgasen sind. Darüber hinaus ist geplant, den Gebäudebestand in Deutschland innerhalb von 25 Jahren klimaneutral zu machen.


  An der Klausurtagung nahm als Gast der Leiter des Potsdam Instituts für Klimafolgenforschung (PIK), Hans-Joachim Schellnhuber, teil. Er mahnte, die Dekarbonisierung müsse jetzt vorangebracht werden. Wir stünden in diesem Jahrzehnt am Scheideweg für die menschliche Zivilisation.
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE

  



  SONSTIGES/6915: Tragisches und Kurioses - 08.01.2016 (SB)



  VOM TAGE



  Fast alle baulichen Großprojekte überziehen ihr Budget gewaltig


  In den letzten Jahren haben in Deutschland unter den entstehenden Großprojekten vor allem die Hamburger Elbphilharmonie, Berlins neuer Flughafen sowie der Umbau des Bahnhofs Stuttgart 21 wegen der immensen Kostenexplosionen für Schlagzeilen gesorgt.


  Doch offenbar handelt es sich laut der Zeitung Die Welt lediglich um die Spitze des Eisbergs. Wie eine Studie der Unternehmensberatung Roland Berger zeigt, dauerten von knapp 1000 untersuchten Megaprojekten 90 Prozent viel länger bis zur Fertigstellung und kosteten entsprechend erheblich mehr als zunächst veranschlagt.


  Die Analyse zeige, daß die Kosten im Schnitt um 55 Prozent über dem ursprünglichen Budget lagen, sagte Studienautor Heiko Ammermann. Dabei sei es unerheblich, in welchem politischen oder wirtschaftlichen System ein Projekt durchgeführt wird. Allerdings gäbe es bei der Planung und Durchführung solcher Vorhaben in der Regel auch keine Vergleichsmöglichkeiten.
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE

  



  SOZIALES/6940: Arbeit, Soziales und Familie - 08.01.2016 (SB)



  VOM TAGE



  Hunderttausende fordern Freilassung von Raif Badawi


  Aktivisten der Menschenrechtsorganisation Amnesty International (ai) haben am Freitag in der saudischen Botschaft in London eine Petition mit 250.000 in Großbritannien gesammelten Unterschriften für die Freilassung von Raif Badawi abgegeben. Außerdem wurde eine Petition zur Entlassung von Badawis Anwalt Waleed Abu al-Khair eingereicht. Weltweit haben eine Million Menschen eine Petition für Badawi unterzeichnet. In Berlin überreichte ai dem saudischen Botschafter ein Protestschreiben mit mehr als 210.000 Unterschriften. Rund 150 Menschen demonstrierten vor der Botschaft für Meinungsfreiheit und gegen die Vollstreckung der Todesstrafe in Saudi-Arabien.


  Der Blogger Badawi, Gründer der Internetseite Free Saudi Liberals, war vor einem Jahr zu 1000 Peitschenhieben und zehn Jahren Haft wegen Islambeleidigung verurteilt worden. Die saudischen Henker haben bereits 50 Peitschenhiebe auf einem öffentlichen Platz von Dschidda vollstreckt. Im Oktober ist Badawi der Sacharow-Preis des Europäischen Parlaments verliehen worden.
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE

  



  UMWELT/6922: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 08.01.2016 (SB)



  VOM TAGE



  Deutsche Nord- und Ostseefischer "fingen" 17 Tonnen Müll


  Im vergangenen Jahr haben umweltbewußte deutsche Fischer neben ihren Fängen auch mindestens 17 Tonnen Müll aus der Nord- und Ostsee gezogen.


  Laut Hamburger Abendblatt hätten mehr als Dreiviertel der Abfälle aus Kunststoff in vielfältiger Form bestanden, teilte der Naturschutzbund Deutschland (Nabu) mit, der Initiator der 2011 gegründeten Aktion "Fishing for Litter" (nach Abfall fischen) ist. Die Berufsfischer erhalten große Sammelsäcke, in die sie beispielsweise Folien, Kanister, Styropor-Verpackungen, Tauwerk oder Reste von Fischernetzen stecken und in den Häfen abgeben können.


  Bisher beteiligen sich an den Kampagnen etwa hundert Fischer aus Niedersachsen, Schleswig-Holstein und Mecklenburg-Vorpommern.


  Weltweit werden jährlich zirka 30 Millionen Tonnen Plastikmüll in den Meeren entsorgt.
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE

  



  WIRTSCHAFT/6927: Märkte und Finanzen - 08.01.2016 (SB)



  VOM TAGE



  Siemens trifft Vorabsprachen für Großauftrag im Iran


  Siemens und die iranische Staatsbahn haben nach Angaben eines Sprechers des deutschen Elektrokonzerns eine Absichtserklärung für einen Großauftrag unterzeichnet. Auf Einzelheiten der Absprachen ging er nicht ein. In iranischen Medien hieß es, geplant sei die Elektrifizierung der 500 Kilometer langen Bahnstrecke von Teheran nach Maschar, der Bau einer Hochgeschwindigkeitstrasse und die Lieferung von 500 Personenzügen. Bislang verhindern die gegen den Iran verhängten, internationalen Wirtschaftssanktionen derartige Geschäfte. Die Strafmaßnahmen werden voraussichtlich ab Februar nach und nach aufgehoben.
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE

  



  WISSENSCHAFT/6945: Aus Forschung und Technik - 08.01.2016 (SB)



  VOM TAGE



  Machenschaften der Freiburger Sportmedizin in neuer Dimension


  Die Sportmedizin der Universitätsklinik Freiburg steht nicht nur im Ruch, eine politisch gedeckte Schaltzentrale für organisiertes Doping in Westdeutschland gewesen zu sein. Nun steht sie auch im Fokus eines nebenher entdeckten "Forschungsskandals". Wie die Vorsitzende der eigentlich mit der Aufklärung der Dopingvergangenheit in Freiburg befaßten Kommission, Letizia Paoli, erklärte, seien zahlreiche sportmedizinische Arbeiten mit zum Teil erheblichen wissenschaftlichen Mängeln entdeckt worden. "Dies ist eine neue Dimension wissenschaftlichen Fehlverhaltens mit möglicherweise gravierenden Folgen für das Fach Sportmedizin", sagte die italienische Strafrechtlerin am Mittwoch.


  Die Untersuchungskommission, die sich seit dem vergangenen Herbst mit sportmedizinischen Publikationen der Uni befaßt, hat zahlreiche Arbeiten aus den Jahren nach 1980 für mangelhaft befunden. Sie beruhten auf Fälschungen von Daten und Selbstplagiaten, teilte Paoli mit. Dissertationen, Habilitationen und Fachpublikationen seien manipuliert worden. Um zwischen Opfern und Tätern unterscheiden zu können, empfiehlt die Kommission dringend die Einsetzung einer externen Untersuchungskommission. Über einen Zusammenhang mit Doping machte die Vorsitzende keine Angaben. Der Abschlußbericht zu den Doping-Hintergründen soll in den kommenden Wochen vorgelegt werden.
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  INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE

  



  INSTRUMENTE/401: Schwung für Philae (DLR)


  

  Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) - 08.01.2016


  Schwung für Philae



  Das letzte eindeutige Lebenszeichen von Philae kam am 9. Juli 2015 - seitdem ist es still geblieben. Für den Lander wird es nun eng: Mit jedem weiteren Tag entfernt sich Komet Churyumov-Gerasimenko weiter von der Sonne, und die Temperaturen auf der Kometenoberfläche fallen. Voraussichtlich Ende Januar werden die Bedingungen auf Churyumov-Gerasimenko so "Lander-feindlich", dass die Mission mit Philae ihr natürliches Ende finden wird. Die Ingenieure und Wissenschaftler des Deutschen Zentrums für Luft- und Raumfahrt (DLR) horchen seit September vergeblich auf ein Zeichen von Philae, deshalb schicken sie am 10. Januar 2016auch erstmals ein Kommando ins All, das Philaes Drallrad im Inneren des Landers in Bewegung versetzt. "Die Zeit wird knapp, deshalb wollen wir alle Möglichkeiten ausschöpfen", sagt Philae-Projektleiter Dr. Stephan Ulamec vom DLR.


  Warten auf ein Lebenszeichen


  Während der Landung am 12. November 2014 sorgte Philaes Drallrad dafür, dass sich der Lander beim Abstieg stabilisierte. Nun könnte es dem schweigsamen Lander auf Churyumov-Gerasimenko einen Drehimpuls verleihen. "Im besten Fall rüttelt Philae sich dadurch frei, Staub auf den Solarpaneelen fällt ab, und er steht besser zur Sonne ausgerichtet", erläutert der technische Projektleiter Dr. Koen Geurts. Im schlechtesten Fall empfängt der Lander die Kommandos des DLR-Teams nicht.


  In welchem Zustand Philae derzeit auf dem Kometen steht, ist durch die lange Funkstille nicht klar. Die letzten Daten über seinen Gesundheitszustand sendete der Lander im Sommer 2015. Mittlerweile geht das DLR-Team davon aus, dass einer der beiden Sender und einer der beiden Empfänger von Philae ausgefallen sind. Der zweite Sender sowie der zweite Empfänger funktionieren anscheinend nicht mehr reibungslos. Das Team hofft zudem, dass der Lander nicht umgekippt ist oder zu sehr von Staub bedeckt ist. Mit einem aktiven, ausgasenden Kometen unter sich hat Philae keinen komfortablen und sicheren Standort im All. "Die Stille von Philae bedeutet leider nichts Gutes", sagt Philae-Projektleiter Dr. Stephan Ulamec. In der Nacht vom 21. auf den 22. Dezember 2015 sorgte ein schwaches Signal, das die Empfänger der Rosetta-Sonde aufzeichnete, für Diskussionen in den Missionsteams. Die Analysen zeigten jedoch, dass dies kein Lebenszeichen des Landers war.


  Auf der Reise ins All


  Spätestens Ende Januar wird es allerdings zunehmend ungemütlich für Philae: Dann wird Churyumov-Gerasimenko über 300 Millionen Kilometer von der Sonne entfernt sein. Sinkt die Betriebstemperatur von Philae unter minus 51 Grad Celsius, schaltet sich der Lander nicht mehr ein. Das Kommando, das Drallrad zu aktivieren und Philae so in Bewegung zu versetzen, wird deshalb einer der letzten Versuche sein, eine Reaktion des Landers zu erhalten. "Es ist eine kleine Chance", sagt Operations Manager Cinzia Fantinati vom DLR-Kontrollraumteam . "Wir wollen nichts unversucht lassen." Die Kommunikationseinheit wird aber auch noch nach Mitte Januar eingeschaltet bleiben und weiterhin auf ein Zeichen von Philae horchen. Die Rosetta-Sonde der europäischen Weltraumorganisation ESA wird noch bis September 2016 aktiv sein.


  Die Mission


  Rosetta ist eine Mission der ESA mit Beiträgen von ihren Mitgliedsstaaten und der NASA. Rosettas Lander Philae wird von einem Konsortium unter der Leitung von DLR, MPS, CNES und ASI beigesteuert.


  

  Den vollständigen Artikel mit Bild finden Sie unter:

  http://www.dlr.de/dlr/presse/desktopdefault.aspx/tabid-10172/213_read-16365/year-all/


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung vom 08.01.2016

  Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR)

  Unternehmenskommunikation, Linder Höhe, 51147 Köln

  http://www.dlr.de/
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  INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE

  



  FORSCHUNG/988: Wie das Leben tickt - Neuer chronobiologischer Rhythmus bei Säugetieren entdeckt (idw)


  

  Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 06.01.2016


  Wie das Leben tickt - Neuer chronobiologischer Rhythmus bei Säugetieren entdeckt



  Frankfurt / New York, den 06.01.2016. Paläoanthropologe Prof. Dr. Friedemann Schrenk vom Senckenberg Forschungsinstitut in Frankfurt hat gemeinsam mit seinem Kollegen Prof. Dr. Timothy G. Bromage einen neuen chronobiologischen Rhythmus bei Säugetieren entdeckt. Anhand von Zahnschmelz- und Blutuntersuchungen konnten sie einen 5-Tages-Rhythmus bei Hausschweinen feststellen, welcher maßgeblich den Stoffwechsel und damit auch Zellteilung und Wachstum sowie viele weitere lebenswichtige Funktionen steuert. Die heute im renommierten Fachjournal PLOS ONE veröffentlichte Studie trägt dazu bei die Entstehung der vielfältigen Säugetierwelt zu verstehen.
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    Zahnschmelz der untersuchten Hausschweine mit dem neu entdeckten 5-Tages-Rhythmus.

    © Senckenberg/Bromage

  


  

  Das Leben aller Organismen wird von einer "inneren Uhr" bestimmt - diese steuert die Zellteilung, den Herzschlag, die Atmung, das Schlafpensum und viele weitere lebenswichtige Funktionen. Selbst Einzeller werden durch diese chronobiologischen Rhythmen gelenkt. "Seit langem ist bekannt, dass es verschiedene biologische Rhythmen gibt, die alle eine Periodenlänge von etwa 24 Stunden haben", erklärt Prof. Dr. Friedemann Schrenk vom Senckenberg Forschungsinstitut in Frankfurt und ergänzt: "Diese 'circadiane Rhythmik' erklärt aber nicht die hohe Diversität im Tierreich und die verschiedenen Geschwindigkeiten in den Lebenszyklen."


  Ausgehend von der Frage wie Säugetiere in ihrer Evolutionsgeschichte größer wurden, hat Schrenk gemeinsam mit seinem Kollegen Prof. Dr. Timothy G. Bromage, ehrenamtlicher Mitarbeiter der Senckenberg Gesellschaft für Naturforschung und Professor am New York University College of Dentistry einen neuen mehrtägigen - "multidien" - chronobiologischen Rhythmus entdeckt. "Würde man das Gewebe einer Maus auf die Größe eines Menschen skalieren, wäre dieser Mensch nicht lebensfähig. Das Mäusegewebe ist voller Stoffwechselzellen, um den schnellen Lebenszyklus der kleinen Säuger zu ermöglichen - ein größeres Säugetier müsste Unmengen Nahrung zu sich nehmen, um seinen Organismus am Laufen zu halten. Wie also konnten in der Erdgeschichte kleine Nager zu riesigen Tieren werden?", fasst Bromage die Fragestellung zusammen.


  Schnell verstanden die beiden Paläoanthropologen, dass es einen Mechanismus geben muss, welcher die Geschwindigkeit der Zellteilung reguliert und so den Wachstum der Tiere ermöglicht Den Beweis für ihre Theorie fanden sie im Zahnschmelz von Hausschweinen - in diesen kann man anhand von feinen Wachstumslinien Tagesrhythmen erkennen. "Darüber hinaus gibt es die sogenannten Retzius-Streifen - parallel zueinander verlaufende Streifen im Zahnschmelz -, die im mehrtägigen Abständen auftreten", fügt Bromage hinzu.


  Im Rahmen des groß angelegten Forschungsprogramms "Palaeobiomics", das durch den an Bromage vergebenen Max-Planck-Forschungspreis finanziert wurde, verglich das deutsch-amerikanische Duo die Retzius-Streifen an Zähnen von 33 Schweinen mit Blutproben der Tiere. In den Blutproben, die über einen Zeitraum von 14 Tagen genommen wurden, fanden sich Metabolite - Zwischenprodukte von Stoffwechselvorgängen - und ribosomale DNA, die in einem 5tägigen Rhythmus auftraten. "Deckungsgleich mit unseren Ergebnissen an den Schweinezähnen - dort traten die Retzius-Streifen ebenfalls im 5 -Tages-Abstand auf", freut sich Schrenk und fährt fort: "Die Metabolite zeigen, dass der Rhythmus mit einem komplexen System der Körperfunktionen zusammenhängt - an erster Stelle steht hier die Zellvermehrung, eine Grundlage für den Wachstum der Tiere."
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    Je größer ein Primat ist, desto länger sind auch die Abstände der charakteristischen multidien Rhythmen im Zahnschmelz.

    © Senckenberg/Bromage

  


  Die Zähne weiterer Säugetiergruppen verraten, dass der neu entdeckte Rhythmus unterschiedliche Längen je nach Größe der Tiere hat - "kleine Affen haben beispielsweise kürzere Taktungen, als Menschenaffen", ergänzt Schrenk. In einem nächsten Schritt möchte das Wissenschaftlerteam diese These auch anhand von Blutuntersuchungen weiterer Tiergruppen belegen.


  Auch für uns Menschen könnte die Entdeckung des neuen Rhythmus von großem Vorteil sein: "Wenn wir wissen an welchem Tag unsere Zellproduktion auf Hochtouren fährt, können wir beispielsweise Medikamente gezielt einsetzen, um die zu diesem Zeitpunkt 'vernachlässigten' Organe zu stärken", gibt Bromage einen Ausblick.


  Publikation

  Timothy G. Bromage, Youssef Idaghdour, Rodrigo S. Lacruz, Thomas D. Crenshaw, Olexandra Ovsiy, Björn Rotter, Klaus Hoffmeier, Friedemann Schrenk (2015):

  The Swine Plasma Metabolome Chronicles "Many Days" Biological Timing and Functions Linked to Growth,

  PLOS ONE,

  http://dx.plos.org/10.1371/journal.pone.0145919


  

  Die Natur mit ihrer unendlichen Vielfalt an Lebensformen zu erforschen und zu verstehen, um sie als Lebensgrundlage für zukünftige Generationen erhalten und nachhaltig nutzen zu können - dafür arbeitet die Senckenberg Gesellschaft für Naturforschung seit nunmehr fast 200 Jahren. Diese integrative "Geobiodiversitätsforschung" sowie die Vermittlung von Forschung und Wissenschaft sind die Aufgaben Senckenbergs. Drei Naturmuseen in Frankfurt, Görlitz und Dresden zeigen die Vielfalt des Lebens und die Entwicklung der Erde über Jahrmillionen. Die Senckenberg Gesellschaft für Naturforschung ist ein Mitglied der Leibniz-Gemeinschaft. Das Senckenberg Naturmuseum in Frankfurt am Main wird von der Stadt Frankfurt am Main sowie vielen weiteren Partnern gefördert.


  Mehr Informationen unter:

  www.senckenberg.de.


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

  http://idw-online.de/de/institution639


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

  Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen, Judith Jördens, 06.01.2016

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BOTANIK

  



  MELDUNG/164: Entschlüsselung eines Giganten - Weizengenom schneller verfügbar als geplant (idw)


  

  Leibniz-Institut für Pflanzengenetik und Kulturpflanzenforschung - 07.01.2016


  Entschlüsselung eines Giganten: Weizengenom schneller verfügbar als geplant



  Das Internationale Konsortium für die Sequenzierung des Weizengenoms (IWGSC) kündigt eine schnellere Entschlüsselung des Brotweizengenoms an. Spätestens 2017 erwarten die beteiligten Wissenschaftler am Leibniz-Institut für Pflanzengenetik und Kulturpflanzenforschung (IPK) und ihre internationalen Kollegen die Referenzsequenz aller 21 Chromosomen.


  

  Aufgrund seiner Größe und Komplexität ist das Weizengenom eine besondere Herausforderung für die Wissenschaft. Koordiniert durch das IWGSC arbeiten daher in einem internationalen Projekt zahlreiche öffentliche und privatwirtschaftliche Einrichtungen gemeinsam an seiner Entschlüsselung. Ein Teilprojekt zur Sequenzierung des Genoms der Brotweizensorte Chinese Spring durch sogenanntes Whole Genome Shotgun Sequencing konnte nun durch den Einsatz eines von der israelischen Firma NRGene entwickelten Analyseverfahrens erheblich schneller realisiert werden als geplant. Dr. Nils Stein vom Leibniz-Institut für Pflanzengenetik und Kulturpflanzenforschung (IPK), der das Projekt gemeinsam mit Kollegen aus Kanada und den USA leitet, erklärt warum: "Das Verfahren ermöglicht eine deutlich schnellere und bessere Zusammensetzung der umfangreichen Illumina Sequenz-Daten. Für das zentrale Ziel des IWGSC, eine qualitativ hochwertige Genomsequenz aller Brotweizenchromosomen zur Verfügung zu stellen, war dies ein gewaltiger Durchbruch."


  Kellye Eversole, Vorsitzende des IWGSC, begrüßt diesen Erfolg: "Die vorläufigen Ergebnisse sind beeindruckend und der Zeitpunkt ist perfekt; wir können die in den letzten zehn Jahren erfassten Daten jetzt schneller integrieren und aller Voraussicht nach in weniger als zwei Jahren eine komplette Genomsequenz des Brotweizens vorlegen."


  Zu diesem Zweck werden die international beteiligten Forscher sämtliche Sequenzierungsdaten mit der Information der physikalischen Karten der einzelnen Brotweizenchromosomen zu einer Referenzsequenz des Gesamtgenoms integrieren. So entstehen Chromosomen-Sequenzen, die alle verfügbaren Informationen zu präzise lokalisierten Genen, deren regulierenden Elementen und molekularen Markern für die Züchtung darstellen. Curtis Pozniak, Projektleiter am Crop Development Centre der University of Saskatchewan, betont: "Diese neue Referenzsequenz des Weizengenoms ist ein wichtiger Beitrag um den genetischen Bauplan einer der weltweit bedeutendsten Nahrungspflanzen zu verstehen. Forschern und Züchtern eröffnet sich damit die Möglichkeit, Gene und die mit ihnen verknüpften Merkmale wie Anpassungsfähigkeit, Stresstoleranz, Krankheitsresistenz oder Ertragsstärke sofort zu lokalisieren."


  Diese neuen Entwicklungen werden vom 9. bis 13. Januar 2016 im Rahmen der 24.Plant & Animal Genome Conference (San Diego, USA) vorgestellt. Alle Daten werden über das IWGSC öffentlich zur Verfügung gestellt.


  

  Weitere Informationen


  Das internationale Konsortium für die Sequenzierung des Weizengenoms (IWGSC) schätzt, dass innerhalb der nächsten zwei Jahre die vollständige Entschlüsselung des Brotweizengenoms auf Basis der physikalischen Karte der Öffentlichkeit vorgelegt werden kann. Das IWGSC koordiniert diese Arbeiten international und vereint mehr als 1.100 Mitglieder in 55 Ländern. Gegenwärtig arbeiten Forscher aus zwölf Nationen an der Sequenzierung von 14 der 21 Chromosomen. Wissenschaftler am IPK haben bereits wichtige Beiträge zur Charakterisierung des Weizengenoms geleistet, indem sie die Analyse der ersten gesamt-genomischen Weizensequenzen koordinierten und durchführten. Das erlaubte einen ersten Einblick in die Organisation dieses sehr komplexen Genoms, der durch das nun beginnende Vorhaben erweitert und vertieft werden soll.

  www.wheatgenome.org/


  Das Leibniz-Institut für Pflanzengenetik und Kulturpflanzenforschung (IPK) in Gatersleben ist eine außeruniversitäre, mit Bundes- und Ländermitteln geförderte Forschungseinrichtung und Mitglied der Leibniz-Gemeinschaft. Am IPK forschen und arbeiten mehr als 500 Mitarbeiter/-innen aus über 30 Nationen. Zentrales Anliegen der wissenschaftlichen Arbeiten am IPK ist die Untersuchung der genetischen Vielfalt von Kultur- und verwandten Wildpflanzen und der Prozesse, die zu ihrem Entstehen geführt haben. Daraus abgeleitet erfolgt die Aufklärung der molekularen Mechanismen, die zur Ausprägung und Variation pflanzlicher Merkmale beitragen. Hieraus erwachsende Erkenntnisse ermöglichen die Entwicklung und Anwendung von Strategien zu einer vertieften Charakterisierung und darauf aufbauend zu einer wissensbasierten Nutzbarmachung der in der Genbank vorgehaltenen pflanzengenetischen Ressourcen.

  www.ipk-gatersleben.de


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

  http://idw-online.de/de/institution2011


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

  Leibniz-Institut für Pflanzengenetik und Kulturpflanzenforschung,

  Anne Mesecke, 07.01.2016

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

  



  ARBEIT/1042: Leiharbeit und Werkverträge - Reform ist eine Frage der Gerechtigkeit


  

  Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 7. Januar 2016


  Leiharbeit und Werkverträge: Reform ist eine Frage der Gerechtigkeit



  Zu der Forderung der CSU, auf die Reform der Leiharbeit und Werkverträge einfach zu verzichten, erklärt Beate Müller-Gemmeke, Sprecherin für ArbeitnehmerInnenrechte:


  Wenn es um den Arbeitsmarkt geht, ist und bleibt die CSU hysterisch. Für Hysterie gibt es aber keinerlei Anlass. So wurde der gesetzliche Mindestlohn problemlos eingeführt und trotz aller Unkenrufe ist der Arbeitsmarkt in bester Verfassung. Doch die CSU ist unbelehrbar und wird bei der angekündigten Reform von Leiharbeit und Werkverträgen schon wieder hysterisch. Seehofers Partei fehlt einfach jegliche Empathie für die Beschäftigten und das Verständnis für gesamtwirtschaftliche Zusammenhänge.


  Die Tariflandschaft und die Belegschaften zersplittern immer mehr durch Leiharbeit und zweifelhafte Werkvertragskonstruktionen. Das sind Tendenzen, auf die auch die CSU endlich Antworten finden muss. Und deshalb ist eine Reform unverzichtbar. Die Vorlage von Arbeitsministerin Nahles ist ohne Frage insbesondere bei der Leiharbeit überarbeitungsbedürftig. Eine Reform ist aber notwendig, denn das ist eine Frage der Gerechtigkeit.


  Bei der Leiharbeit fordern wir "gleichen Lohn für gleiche Arbeit" ab dem ersten Tag und darüber hinaus noch einen Flexibilitätsbonus. So wird der Missbrauch über den Preis verhindert. Leiharbeit wäre dann betriebswirtschaftlich nur noch vorübergehend sinnvoll, um Auftragsspitzen abzudecken - ganz ohne eine bürokratische Höchstüberlassungsdauer.


  Um Schein-Werkverträge zu vermeiden, sind klare eindeutige Kriterien zur Abgrenzung von Werkverträgen und Leiharbeit absolut notwendig. Dies würde der robuste Arbeitsmarkt gut und problemlos verkraften. Denn Unternehmen bieten keine Jobs, nur weil ihnen billige Leiharbeit oder zweifelhafte Werkverträge zur Verfügung stehen. Sie schaffen Arbeitsplätze, weil sie Aufträge haben und dafür Personal brauchen. Abgesehen davon steigern faire Löhne die Binnennachfrage und davon profitieren auch die Betriebe. Das sollte auch die CSU endlich zur Kenntnis nehmen.


  Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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  INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

  



  INNEN/2882: Statement von Katrin Göring-Eckardt - Integration und Bundesamt für Flucht und Migration


  

  Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 7. Januar 2016


  Statement von Katrin Göring-Eckardt zu den Themen Integration und Bundesamt für Flucht und Migration:



  Integration


  Der Integrationsbeschluss, den wir heute gefasst haben, macht deutlich: Im Jahr 2016 müssen die Weichen gestellt werden, sodass Integration gelingen kann. Wir sollten den Menschen ehrlich sagen, was Integration bedeutet. Es bedeutet eine Anstrengung finanzieller Art, personeller Art und auch was die Strukturen angeht. Anstrengung finanzieller Art: Wir gehen davon aus, dass der Bund wenigstens 20 Milliarden Euro in den nächsten fünf Jahren hier investieren muss. Ich sage auch sehr bewusst das Wort "investieren", weil in unseren Beratungen zum Beispiel auch mit Herrn Fratzscher vom Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung deutlich geworden ist: Diese Investition wird sich ökonomisch auszahlen, sie wird sich aber natürlich auch gesellschaftlich auszahlen. Zweitens: Wir brauchen andere Strukturen. Und da geht es vor allen Dingen um Zusammenarbeit, Konzentration und Koordination. Das betrifft einerseits die Bundesebene. Da muss es darum gehen, dass in einem Migrations- und Integrationsministerium dafür gesorgt wird, dass das Wirrwarr der Zuständigkeiten an einer Stelle gebündelt wird.


  Wir sind aber auch der Meinung, dass Integration am allerbesten dort organisiert werden und gelingen kann, wo die Menschen leben. Wir brauchen Integrationscenter auf kommunaler Ebene. Wir wollen Integrationscenter organisieren, die dafür sorgen, dass diejenigen, die jetzt im Sozialamt, im Jugendamt, an vielen anderen Stellen dafür zuständig sind, die Integrationsleistungen zu organisieren, gebündelt an einer Stelle sitzen, sodass die neu Ankommenden eine Anlaufstelle haben. Dazu kommt aber selbstverständlich, dass es nach wie vor viele Bürgerinnen und Bürger gibt, die sich engagieren wollen. Auch für die ist solch ein Integrationscenter eine gute Anlaufstelle, damit sie das, was sie tun können, dort auch anmelden. Und dort soll auch das Geld verteilt werden, was vom Bund, von den Ländern oder den Kommunen für die jeweiligen Leistungen zur Verfügung steht.


  Worum geht es inhaltlich? Es geht darum, dass wir in die Bildung investieren. Es kommen Menschen hierher, die keinen Bildungsabschluss haben. Für die muss man dafür sorgen, dass sie schulische Bildung bekommen, dass sie Abschlüsse bekommen. Es geht darum, dass wir im Ausbildungssektor dafür sorgen, dass nicht nur die Ausbildungsplätze zur Verfügung stehen, sondern es auch eine Bleibeperspektive für diejenigen gibt, die in Ausbildung sind.


  Es geht um Integration in den Arbeitsmarkt. Das haben sowohl Herr Weise als auch natürlich Herr Fratzscher sehr deutlich gemacht. Dafür braucht es Arbeitsförderungsmaßnahmen. Dafür braucht es häufig eben auch Parallelität von Deutschlernen. Die langen Wartezeiten, die wir jetzt haben, sind kontraproduktiv. Und natürlich geht es auch um den Wohnungsbau, eine ganz zentrale Forderung. Ich halte wenig davon, dass das, was wir jetzt als Notunterkünfte schaffen, was häufig große Unterkünfte sind, dann auch das werden soll, was wir dauerhaft als Wohnsituation haben. Das ist absolut kontraproduktiv, das macht die alten Fehler der Gastarbeiterzeit wieder neu. Wir sollten nicht dafür sorgen, dass es irgendwelche abgetrennten Stadtteile gibt, in denen die neu Ankommenden wohnen, sondern hier geht es tatsächlich um die Organisation einer guten Mischung.


  

  BAMF


  Ich bin Herrn Weise sehr dankbar, dass er auf unsere Klausurtagung gekommen ist. Das hat uns einen sehr guten Einblick gegeben in den Stand der Verfahren, in den Stand der Veränderungen beim Bundesamt für Migration und Flucht.


  Wir werden alles daran setzen, dass Verfahren im Bundesamt für Flucht und Migration vereinfacht werden. Eine Vereinfachung ist der Wegfall der Vorrangprüfung für den Arbeitsmarkt. Wenn man Integration will, dann muss diese Vorrangprüfung fallen. Hier kann ich nur nochmals ausdrücklich an die Bundesregierung appellieren, insbesondere an Herrn Gabriel als Vizekanzler, dass er diese sinnlose Vorrangprüfung endlich abschafft. Und es gibt einen zweiten Punkt, der sehr zentral wäre für eine Vereinfachung der Verfahren: Das ist die im Moment geplante Wiedereinführung der Einzelfallprüfung bei den Flüchtlingen, die aus Syrien kommen. Hier wäre es weiterhin sinnvoll, das mit schriftlichen Verfahren zu machen, das mit entsprechendem Gruppenstatus zu machen, weil wir alle wissen, dass syrische Flüchtlinge eine sehr hohe Anerkennungsquote haben und dass diese hohe Anerkennungsquote eben auch dazu führen kann, dass hier eine Entlastung beim Bundesamt für Flucht und Migration stattfindet und keine weitere Belastung. Und ein dritter Punkt: Wir haben eine ganze Menge Altfälle in Deutschland, die schon über viele Monate oder sogar Jahre hier sind. Es wäre sehr gut, dafür zu sorgen, dass mit einer Altfallregelung diese Menschen eine klare Bleibeperspektive kriegen. Auch das würde das Bundesamt sehr stark entlasten.
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  INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

  



  INNEN/2881: Göring-Eckardt & Anton Hofreiter zur Bildaktion "Für ein Europa ohne Abschottung" in Weimar


  

  Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 7. Januar 2016


  Statement Katrin Göring-Eckardt & Anton Hofreiter zur Bildaktion "Für ein Europa ohne Abschottung" in Weimar



  im Folgenden finden Sie Statements von Katrin Göring-Eckardt und Anton Hofreiter. Diese haben die Fraktionsvorsitzenden im Anschluss an die Bildaktion "Für ein Europa ohne Abschottung" auf der Fraktionsklausur in Weimar gegeben.


  Anton Hofreiter:


  Es ist ganz entscheidend, dass Europa nicht weiter an die Wand gefahren wird. Man muss ganz klar sagen in Richtung CSU, in Richtung Cameron: Es kann nicht sein, dass reine Rosinenpickerei stattfindet. Europa muss zu seinen Werten stehen.


  Katrin-Göring-Eckardt:


  Es macht keinen Sinn, jetzt sinnlose Diskussionen zu führen über Obergrenzen. Das ist nichts anderes als Populismus. Obergrenzen sind verfassungswidrig. Das muss sich Herr Seehofer sagen lassen. Wir erwarten von Herrn Seehofer als Teil der Bundesregierung, auch dafür zu sorgen, dass es ein Integrationskonzept gibt und dass diese Diskussionen aufhören.
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  ARBEIT/1584: Mehr Sicherheit für Arbeitnehmer statt mehr Flexibilität für Arbeitgeber


  

  Presseerklärung - DIE LINKE. im Bundestag vom 7. Januar 2016


  Klaus Ernst: Mehr Sicherheit für Arbeitnehmer statt mehr Flexibilität für Arbeitgeber



  "Der Referentenentwurf zu Leiharbeit und Werkverträgen bleibt ohnehin weit hinter den Anforderungen zurück. Dass die Bundeskanzlerin selbst diese bescheidenen Maßnahmen ablehnt, ist reine Interessenspolitik zugunsten der Arbeitgeber. Es ist fern jeder Gerechtigkeit, wenn zwei Menschen monatelang die gleiche Arbeit im gleichen Betrieb leisten und der eine deutlich schlechter bezahlt wird als der andere. Die Bundesregierung wird nicht müde, den guten Zustand der Wirtschaft festzustellen. Dann muss gerechte Entlohnung eine Selbstverständlichkeit sein", erklärt Klaus Ernst, stellvertretender Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE. Ernst weiter:


  "Es ist Etikettenschwindel, wenn Frau Merkel in ihrer Neujahrsansprache einerseits mahnt, es komme darauf an, dass wir uns nicht spalten lassen, und andererseits mit Leiharbeit und Werkverträgen die Spaltung von Belegschaften zulässt. Die Betonung der Tarifautonomie durch die Bundesregierung wird zu einem hohlen Spruch, wenn man gleichzeitig hinnimmt, dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zweiter Klasse geschaffen werden. Die Bundesregierung weiß, dass die Durchsetzungsmacht der Gewerkschaften - und damit die Tarifautonomie - durch Leiharbeit deutlich geschwächt wird. Diese bewusste Einteilung von Arbeitskräften in zwei Klassen ist unerträglich. Wir brauchen nicht mehr Flexibilität am Arbeitsmarkt, sondern mehr Sicherheit für die Beschäftigten. Und zwar ab dem ersten Tag der Beschäftigung."


  *
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  ARBEIT/1583: Merkel macht weniger Schutz bei Zeitarbeit und Werkverträgen zur Chefsache


  

  DIE LINKE - Presseerklärung vom 7. Januar 2016


  Merkel macht weniger Schutz bei Zeitarbeit und Werkverträgen zur Chefsache



  Bundeskanzlerin Merkel will nach dpa-Informationen die Pläne von Bundesarbeitsministerin Nahles (SPD) für eine stärkere Regulierung von Zeitarbeit und Werkverträgen entschärfen. Sie will maximal die Vereinbarungen im Koalitionsvertrag umsetzen. Die CSU soll gar über einen Bruch des Koalitionsvertrags bei diesen Themen nachdenken. Dazu erklärt Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE:


  Ob Mausklick oder Nackenstück, die Große Koalition scheint sich Tagelöhner vom Schlachthof bis zum Crowdworking im Internet als neues Normalarbeitsverhältnis zu wünschen. Wer immer mehr Flexibilität im Arbeitsmarkt auf Kosten der Beschäftigten fordert, der muss auch sagen wo das hinführen soll.


  Und wieder einmal kann sich die SPD nicht durchsetzen. Selbst die zahmen und völlig unzureichenden Versuche einer stärkeren Regulierung von Leiharbeit und Werkverträgen von Arbeitsministerin Nahles werden von höchster Stelle kassiert. Die CSU wittert ihre Chance und etabliert sich neben ihrer Rolle als Hetzerin gegen Flüchtlinge auch als willfährige Lobby der Arbeitgeber und will gleich alles auf null zurückdrehen.


  Die SPD hat sich trotz ihres Katastrophenwahlergebnisses von Anfang an als heimliche Siegerin in der Großen Koalition ausgespielt, diese Zeiten scheinen endgültig vorbei zu sein. Die SPD hat sich in der Koalition verbraucht, sie hat kapituliert und wird ihre letzten Jahre auf der Regierungsbank weiter als willfähriger Juniorpartner absitzen.


  DIE LINKE fordert ein Ende des Missbrauchs von Werkverträgen. Leiharbeit gehört abgeschafft. Als Sofortmaßnahme muss gleicher Lohn für gleiche Arbeit vom ersten Tag an bezahlt werden und zusätzlich ein Flexibilitätszuschlag von 10 Prozent auf den Lohn. Alles andere ist Sozialdumping.


  *
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  EUROPA/1367: Drohende Dublin-Überstellungen nach Griechenland unverantwortlich


  

  Presseerklärung - DIE LINKE. im Bundestag vom 7. Januar 2016


  Ulla Jelpke: Drohende Dublin-Überstellungen nach Griechenland unverantwortlich



  "Die EU-Kommission plant, ab März 2016 Asylsuchende im Rahmen des Dublin-Systems wieder nach Griechenland zurückzuschicken. Die Bundesregierung ist angeblich noch unentschlossen, ob der Anfang nächster Woche auslaufende Überstellungsstopp in Bezug auf Griechenland verlängert wird. Es ist und bleibt angesichts der aktuellen Zustände in Griechenland jedoch völlig unverantwortlich, Schutzsuchende dorthin zurückzuschicken", kommentiert Ulla Jelpke, innenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, eine Antwort des Bundesinnenministeriums vom 5. Januar 2016 auf eine Schriftliche Frage zu einer geplanten Wiederaufnahme von Dublin-Überstellungen nach Griechenland. Jelpke weiter:


  "2015 stand Griechenland an der Schwelle zu einer humanitären Katastrophe, weil sich die EU-Mitgliedstaaten nicht auf eine solidarische und humanitäre Aufnahmepolitik verständigen konnten. Noch immer befindet sich das Land in einer existenziellen Notlage, und es ist mit der menschenwürdigen Aufnahme, Unterbringung und Asylprüfung für Hunderttausende Flüchtlinge objektiv überfordert. In der Realität fehlen in Griechenland aber ganz grundlegende Strukturen und Kapazitäten zur Flüchtlingsaufnahme und -versorgung. Weder das 2013 eingeführte Asylsystem, noch die neu geschaffenen Hotspots können den menschenwürdigen Umgang mit Schutzsuchenden in Griechenland sicherstellen. Das weiß auch die Bundesregierung - insofern muss der am 12. Januar 2016 auslaufende Überstellungsstopp nach Griechenland auf jeden Fall verlängert werden.


  Die unerträglichen Zustände bei der Flüchtlingsaufnahme in der EU sind dem Dublin-System geschuldet, das Schutzsuchende in der EU menschenunwürdig hin- und herschiebt und die EU-Staaten an den Außengrenzen massiv benachteiligt. Deswegen brauchen wir in Europa ein System, in dem Schutzsuchende ihr Zufluchtsland entsprechend bestehender familiärer Kontakte oder vorhandener Sprachkenntnisse selbst bestimmen können und entstehende Ungleichverteilungen innerhalb der EU finanziell ausgeglichen werden ("free choice"-Modell, vgl. Antrag BT-Drucksache 18/4838). Angesichts der Blockade-Situation in der EU in Bezug auf ein Quoten-Verteilungssystem, sollten die Kommission und die Bundesregierung eine solche grundlegende Alternative endlich ernsthaft prüfen."


  *
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  FINANZEN/1396: Schwarze Null und Schuldenbremsen gefährden innere Ordnung


  

  DIE LINKE - Presseerklärung vom 7. Januar 2016


  Schwarze Null und Schuldenbremsen gefährden innere Ordnung



  Massiver Personalabbau im Öffentlichen Dienst unter dem Druck von Schuldenbremse und Fixierung auf die "Schwarze Null" im Haushalt destabilisieren das Land. Sparen auf Kosten der Funktionsfähigkeit des Staates geht nicht, so der Vorsitzende der Partei DIE LINKE, Bernd Riexinger:


  Der Druck auf die öffentlichen Kassen ist so groß, dass in den vergangenen Jahren 16.000 Polizei-Stellen entfallen sind oder abgebaut wurden, allein in NRW waren es 1.500. Nicht zuletzt die Ereignisse von Köln in der Silvesternacht zeugen von einem Kaputtsparen der Haushalte bis an die Grenze zum Staatsversagen.


  Bei zu wenig Polizei zum Schutz von Menschen oder zur Aufklärung von Straftaten zeigt sich der Mangel zuerst - die Reihe ließe sich aber fortsetzen: zu wenig Lehrerinnen und Lehrer an Schulen, zu wenig Beschäftigte in Sozialdiensten und Behörden für Dienstleistungen am Bürger, zu wenig Erzieherinnen und Erzieher angesichts der Integrationsleistungen, die wir vollbringen wollen? Laut Beamtenbund fehlen in der Bundesrepublik insgesamt rund 180.000 Beschäftigte im Öffentlichen Dienst. Diesen Mangel kann niemand auffangen, der Staat muss sich seiner Verantwortung stellen.


  Wer aber auf ausgeglichene Haushalte setzt, statt die Infrastruktur des Staates instand zu halten, der wird scheitern.


  Die Bundesregierung muss ein umfassendes Investitionsprogramm für den öffentlichen Dienst auflegen. Schwarze Null und Schuldenbremse dürfen angesichts der maroden Haushalte von Bund, Ländern und Kommunen kein Dogma sein.


  *
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  BUNDESTAG/5494: Heute im Bundestag Nr. 008 - 07.01.2016


  

  Deutscher Bundestag

  hib - heute im bundestag Nr. 008

  Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen


  Donnerstag, 07. Januar 2016, Redaktionsschluss: 14.43 Uhr


  1.Regierung will Konto für alle einführen

  2.Ausbildungseinsatz im Irak

  3.Genehmigungen nur noch einzeln

  4.Anpassungsstrategie an den Klimawandel



  1. Regierung will Konto für alle einführen


  Wirtschaft und Energie/Gesetzentwurf


  Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung will einen Rechtsanspruch auf ein Basiskonto für alle und somit auch für Flüchtlinge einführen. Dies sieht der von der Regierung eingebrachte Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie über die Vergleichbarkeit von Zahlungskontoentgelten, den Wechsel von Zahlungskonten sowie den Zugang von Zahlungskonten mit grundlegenden Funktionen (18/7204) vor. Danach sollen Verbraucher mit rechtmäßigem Aufenthalt in der Europäischen Union die Möglichkeit haben, in jedem Mitgliedsland diskriminierungsfrei ein Zahlungskonto mit grundlegenden Funktionen zu eröffnen. Das Recht auf Zugang zu einem Basiskonto soll auch Verbrauchern ohne festen Wohnsitz, Asylsuchenden und Verbrauchern ohne Aufenthaltstitel, die aber aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen nicht abgeschoben werden können, eingeräumt werden. Zu den grundlegenden Funktionen eines Basiskontos gehören nach Angaben der Bundesregierung das Ein- und Auszahlungsgeschäft, Lastschriften, Überweisungen und das Zahlungskartengeschäft. Kreditinstitute dürfen dafür nur angemessene Gebühren verlangen.


  Unter Verweis auf Angaben der Europäischen Kommission aus dem Jahr 2010berichtet die Bundesregierung, das in Deutschland rund 670.000 Menschen keinen Zugang zu einem Girokonto hätten. Im Februar 2013 habe die EU-Kommission sogar von bundesweit fast einer Million Menschen ohne eigenes Girokonto berichtet. Die Regierung stellt fest: "Das Zahlungskonto ist auch in Deutschland für jeden volljährigen Bürger eine elementare, zur Lebensführung notwendige Finanzdienstleistung."


  Da Verbraucher ohne festen Wohnsitz, Asylsuchende und Verbraucher ohne Aufenthaltstitel, die aber aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen nicht abgeschoben werden können, oft nicht in der Lage sind, die nach dem Geldwäschegesetz erforderlichen Angaben zu machen, soll auch dieses Gesetz geändert werden, "um die bestehende Ungleichbehandlung beim Zugang zu einem Zahlungskonto zu beenden. Eine Aufweichung der Standards zur Verhinderung der Geldwäsche ist damit nicht verbunden", versichert die Regierung. Die geldwäscherechtlichen Sorgfaltspflichten würden nicht geschwächt.


  Außerdem sieht der Gesetzentwurf eine verbesserte Transparenz und Vergleichbarkeit von Kontoentgelten vor. Kreditinstitute sollen verpflichtet werden, die Verbraucher über Kosten für kontobezogene Dienstleistungen zu informieren. Der Wechsel zu einem anderen Kontoanbieter soll erleichtert werden.


  In seiner Stellungnahme verlangt der Bundesrat unter anderem eine Pflicht zur Angabe der Gebühren, wenn ein Kunde an einem fremden Geldautomaten Bargeld abhebt. Die Gebühren würden trotz einer Vereinbarung der Banken nicht immer angezeigt. Die Bundesregierung lehnt diesen Vorstoß in ihrer Gegenäußerung unter Hinweis auf eine bald kommende EU-Richtlinie mit entsprechenden Regelungen ab.


  *


  2. Ausbildungseinsatz im Irak


  Auswärtiges/Antrag


  Berlin: (hib/AHE) Die Bundeswehr soll weiterhin die Sicherheitskräfte im Irak und in der Region Kurdistan-Irak ausbilden und dafür bis zu 150statt wie bisher bis zu 100 Soldaten entsenden. Die deutschen Streitkräfte würden "im Rahmen und nach den Regeln eines Systems kollektiver Sicherheit" und als "Teil der internationalen Anstrengungen im Kampf" gegen die Terrororganisation Islamischer Staat (IS) handeln, von der nach Feststellung des UN-Sicherheitsrates "eine Bedrohung für Weltfrieden und internationale Sicherheit" ausgehe, schreibt die Bundesregierung in ihrem Antrag (18/7207), der am kommenden Donnerstag auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums steht.


  Die Ausbildung werde "auf Bitten und im Einverständnis" mit der irakischen Regierung und der Regierung der Region Kurdistan-Irak geleistet. Der irakische Außenminister habe mit einem Schreiben an den UN-Generalsekretär im Juni 2014 alle UN-Mitgliedstaaten um Unterstützung im Kampf gegen IS auch im Wege militärischer Ausbildung gebeten. "Der Einsatz zur Ausbildungsunterstützung ist daher völkerrechtsgemäß", argumentiert die Bundesregierung.


  Zu den Aufgaben der Bundeswehr gehören laut Antrag neben der Ausbildung der irakisch-kurdischen Sicherheitskräfte und der irakischen Streitkräfte mit dem Schwerpunkt Raum Erbil auch die "Wahrnehmung von Verbindungs-, Beratungs- und Unterstützungsaufgaben" unter anderem in Hauptquartieren der multinationalen Partner im Rahmen der internationalen Allianz gegen IS. Hinzu kommen "Konsultations- und Koordinierungsaufgaben zeitlich befristet auch in anderen Regionen des Irak" sowie die "Gewährleistung von Führungs-, Verbindungs-, Warn-, Schutz- und Unterstützungsaufgaben für die Durchführung des Einsatzes deutscher Kräfte".


  Im Rahmen der Weiterentwicklung der Ausbildung, unter anderem auf Bereiche wie Sanitätswesen, Logistik und ABC-Abwehr und im Zusammenhang mit der Verstärkung des Eigenschutzes sei die Anhebung der Personalobergrenze auf 150 Soldatinnen und Soldaten notwendig. Zielsetzung bleibe weiterhin, die Fähigkeit zur Selbstverantwortung der irakischen Streitkräfte und der regionalen kurdischen Sicherheitskräfte zu erhöhen. Die einsatzbedingten Zusatzausgaben des bis zum 31. Januar 2017 befristeten Mandats beziffert die Bundesregierung auf rund 34,9 Millionen Euro.


  Die Sicherheitslage im Irak sei nach wie vor durch anhaltende Gefechtshandlungen, Terroranschläge und große Flüchtlingsbewegungen geprägt, heißt es im Begründungstext des Antrags. Nach Beginn der internationalen Bemühungen im Kampf gegen die Terrororganisation IS habe deren Vormarsch aufgehalten werden können. "Vor allem im Norden des Irak ist es den kurdischen Peschmerga und den irakischen Streitkräften mit Unterstützung der internationalen Allianz gelungen, IS überwiegend in die Defensive zu zwingen." Der Ausbildungseinsatz bleibe ebenso wie die 2014 begonnene Ausrüstungshilfe für die Regierungen des Iraks und der Region Kurdistan-Irak eingebettet in einen ganzheitlichen politischen Ansatz und in Ergänzung zur fortgesetzten Stabilisierungshilfe und Entwicklungszusammenarbeit zur bedarfsorientierten Unterstützung von syrischen Flüchtlingen, irakischen Binnenflüchtlingen und der Bevölkerung in den aufnehmenden Gemeinden im Irak.


  *


  3. Genehmigungen nur noch einzeln


  Wirtschaft und Energie/Antwort


  Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung erteilt keine Komplementärgenehmigungen bei Rüstungsexporten mehr. Dies teilt die Regierung in ihrer Antwort (18/7104) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (18/6502) mit. Komplementärgenehmigungen konnten zuvor für drei Jahre erteilt werden. Beabsichtigte ein Unternehmen in diesen drei Jahren, Kriegswaffen auf Grundlage einer gültigen Entscheidung nach dem Kriegswaffenkontrollgesetz auszuführen, so musste es für diese Ausfuhren keine Einzelgenehmigung nach dem Außenwirtschaftsgesetz beantragen. Seit 2006 seien 18 Unternehmen Komplementärgenehmigungen erteilt worden.


  *


  4. Anpassungsstrategie an den Klimawandel


  Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit/Unterrichtung


  Berlin: (hib/SCR) Die Deutsche Anpassungsstrategie (DAS) an den Klimawandel von 2008 steht vor dem Eintritt in eine neue Phase. Künftig soll im Rahmen des Aktionsplanes II (APA II) der DAS die Umsetzungsorientierung im Mittelpunkt stehen. Im APA II sind in insgesamt sieben Bereichen 145 Maßnahmen und Instrumente vorgesehen. Von den 150 Aktivitäten und Maßnahmen des APA I, der 2011 verabschiedet wurde, sind bisher 43 abgeschlossen und weitere 88 in "unterschiedlichen Umsetzungsstadien". Dies geht aus dem Fortschrittsbericht zur DAS hervor, über den die Bundesregierung den Bundestag unterrichtet (18/7111) hat. DAS und APA bilden den politischen Rahmen, mit dem die Bundesregierung den Folgen des Klimawandels in Deutschland begegnen will.


  In Hinblick auf den APA I zieht der Fortschrittsbericht eine positive Bilanz. Schwerpunkt sei die "Generierung und Bereitstellung von Wissen über den Klimawandel", dessen Folgen und Möglichkeiten der Anpassung gewesen. Es sei ein "erheblicher Wissensfortschritt" erzielt worden. Als umgesetztes Kernvorhaben wird in dem Bericht zum einen die Etablierung eines Systems zum Monitoring bereits beobachtbarer Folgen des Klimawandels und der Anpassung aufgeführt. Ein Ergebnis davon sei der im Mai 2015 veröffentlichte Monitoringbericht gewesen. Zum anderen sei im November 2015 eine erste, konsistente und flächendeckende Vulnerabilitätsanalyse vorgelegt worden. Sie identifiziert Regionen und Systeme, die in naher und ferner Zukunft durch den Klimawandel besonders betroffen sind, skizziert die Anpassungsfähigkeit des jeweiligen Handlungsfeldes und bemisst so die Vulnerabilität.


  Ein wesentlicher Bestandteil des APA I sei auch die "intensive Einbindung und Mobilisierung regionaler Akteure" bei Forschung und der Entwicklung von Anpassungsmaßnahmen und Instrumenten gewesen. Als Beispiele werden in dem Bericht das unter Federführung des Bundesforschungsministeriums angestoßene Forschungsprogramm "KLIMZUG - Klimawandel in den Regionen zukunftsfähig gestalten" sowie die Einrichtung des "Climate Service Centers" genannt. Aus den "pilothaften Anwendungen" soll künftig ein "konsistentes, dauerhaftes, für Entscheidungsträger und Akteure relevantes Angebot" entwickelt werden. Die Anpassung an den Klimawandel soll somit als Daueraufgabe auf "operativer Ebene" etabliert werden. Dem Bund falle dabei unter anderem die Aufgabe zu, durch Monitoring-, Vorhersage- und Projektionsdienste "verlässliche, qualitätsgesicherte und langfristig angelegte Grundlagen für Planungs- und Entscheidungsprozesse zur Anpassung an den Klimawandel" bereitzustellen, heißt es in dem Bericht. Dazu ist bereits im Herbst der 2015 der Deutsche Klimadienst mit einer Geschäftsstelle beim Deutschen Wetterdienst gegründet worden. Dieser soll durch "KlimaAdapt", Dienste zur Unterstützung zur Klimaanpassung, ergänzt werden. Zudem sollen weitere Forschungsprojekte angestoßen werden, um Wissenslücken zu schließen und Wissensbestände zu aktualisieren. So könnten bisher bei 31von 72 untersuchten Klimawirkungen nur Aussagen von "geringer Gewissheit" getroffen werden.


  Die Aktivitäten des APA II umfassen neben handlungsfeldübergreifenden Aktivitäten wie der Einrichtung der Klimadienste Maßnahmen in sechs Clustern: "Wasser", "Infrastruktur", "Land", "Gesundheit", "Wirtschaft" und "Raumplanung". Die Cluster basieren auf der Vulnerabilitätsanalyse und umfassen jeweils mehrere Handlungsfelder und Maßnahmenbereiche (Anpassung von Infrastrukturen oder rechtlichen Rahmen, Forschung, Öffentlichkeitsarbeit und weitere). Im Cluster "Wasser" verweist der Bericht zum Beispiel auf das Handlungsfeld "Küsten- und Meeresschutz". Handlungsbedarf besteht laut der Vulnerabilitätsanalyse, weil durch den Klimawandel unter anderem Küstenbauwerke bedroht sind und Küstenerosion droht. Hier verweist der Bericht auf eine Reihe von Daueraufgaben des Bundes, wie beispielsweise die Kartierung der Nordseeoberflächentemperatur. Im Cluster "Gesundheit" sind im gleichnamigen Handlungsfeld beispielsweise Monitoringmaßnahmen zur Erkennung möglicher Gesundheitsgefahren durch Infektionskrankheiten vorgesehen. Auch ein "Sensibilisierungsmonitoring" zu Allergenen, deren Verbreitung durch den Klimawandel gegebenenfalls gefördert wird, ist eingeplant. Zudem soll die Erarbeitung von Hitzeaktionsplänen geprüft werden, um auf die Folge von Hitzeextremen insbesondere in Ballungsräumen reagieren zu können.


  Grundsätzlich beibehalten und verstetigt werden soll die Organisationsstruktur hinter der DAS. Sowohl die interministerielle Arbeitsgruppe (IMA) auf Bundesebene als auch die Zusammenarbeit mit verschiedenen Gremien zur Bund-Länder-Koordination hätten sich bewährt. Zudem sieht die IMA es laut Bericht als zielführend an, das Behördennetzwerk Vulnerabilität dauerhaft zu etablieren. Diese Idee stehe aber noch unter einem Finanzierungsvorbehalt. Der Monitoringbericht soll künftig alle vier Jahre veröffentlich werden. Auch eine Vulnerabilitätsanalyse soll alle sechs Jahre vorgelegt werden.


  *
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  BUNDESTAG/5493: Heute im Bundestag Nr. 007 - 07.01.2016


  

  Deutscher Bundestag

  hib - heute im bundestag Nr. 007 Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen


  Donnerstag, 07. Januar 2016, Redaktionsschluss: 13.01 Uhr


  1.Anhörung zur Seeschifffahrt

  2.Anhörung zu OGAW

  3.Ausweitung des Mali-Einsatzes

  4.Untersuchung der Odessa-Katastrophe

  5.Deutsche Beziehungen zu Kasachstan



  1. Anhörung zur Seeschifffahrt


  Finanzen/Anhörung


  Berlin: (hib/HLE) Um steuerliche Fragen in der Seeschifffahrt geht es in einer öffentlichen Anhörung des Finanzausschusses am Montag, den 11.Januar, von 11.00 bis 12.00 Uhr. Grundlage der Anhörung ist ein Gesetzentwurf des Bundesrates, der die maritime Wirtschaft stärken und Steuererleichterungen einführen will. Wie es in dem Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Einkommensteuergesetzes zur Erhöhung des Lohnsteuereinbehalts in der Seeschifffahrt (18/6679) heißt, bedürfe es zur Sicherung des seemännischen Know-hows für die maritime Wirtschaft in Deutschland verstärkter Anstrengungen. Dazu soll der Lohnsteuereinbehalt von jetzt 40 auf 100 Prozent erhöht werden.


  Der Lohnsteuereinbehalt bedeutet, dass Arbeitgeber von Seeleuten auf Schiffen mit deutscher Flagge 40 Prozent der entstandenen Lohnsteuer einbehalten dürfen, wenn die Besatzungsmitglieder in einem mehr als 183Tage dauernden zusammenhängenden Heuerverhältnis stehen. Dies sei zu wenig, um weitere Ausflaggungen zu verhindern, argumentiert der Bundesrat und stellt fest: "Die Erhöhung des Lohnsteuereinbehalts auf 100Prozent ist ein geeignetes Instrument, um Beschäftigung unter deutscher Flagge zu sichern und damit die Grundlagen für das seemännische Know-how zu schaffen." Der Gesetzgeber müsse handeln, um den Wettbewerbsnachteil der deutschen Flagge im Vergleich zu anderen europäischen Flaggen zu reduzieren und die Beschäftigung unter deutscher Flagge zu fördern, argumentieren die Bundesländer. Die maritime Wirtschaft sei eine Hochtechnologiebranche, die mit rund 480.000 Beschäftigten ein jährliches Umsatzvolumen von mindestens 50 Milliarden Euro erbringe.


  Die Anhörung findet im Marie-Elisabeth-Lüders Haus im Anhörungssaal 3.101 statt. Als Sachverständige sind geladen: Jens Boysen-Hogrefe (Institut für Weltwirtschaft in Kiel), Claus Brandt (PricewaterhouseCoopers AG), Peter Geitmann (Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft ver.di), Holger Jäde (Berufsbildungsstätte Seeschifffahrt), Michael Thöne (Finanzwissenschaftliches Forschungsinstitut an der Universität zu Köln) und der Verband Deutscher Reeder (VDR).


  Zuhörer werden gebeten, sich im Sekretariat des Ausschusses mit vollständigem Namen und Geburtsdatum per E-Mail (finanzausschuss@bundestag.de) sowie der Nummer ihres Personaldokuments anzumelden. Außerdem sind das Datum und das Thema der Anhörung anzugeben. Zur Sitzung muss das Personaldokument mitgebracht werden.


  *


  2. Anhörung zu OGAW


  Finanzen/Anhörung


  Berlin: (hib/HLE) Um die Umsetzung neuer europarechtliche Vorgaben im Bereich des Investmentwesens geht es in einer öffentlichen Anhörung des Finanzausschusses am Montag, den 11. Januar. Von 12.15 bis 14.15 Uhr werden die Abgeordneten 13 Experten zu dem von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie 2014/91/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli1 2014zur Änderung der Richtlinie 2009/65/EG zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften betreffend bestimmten Organismen für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (OGAW) im Hinblick auf die Aufgaben der Verwahrstelle, die Vergütungspolitik und die Sanktionen (18/6744) befragen. Die Anhörung findet im Marie-Elisabeth-Lüders-Haus im Anhörungssaal 3.101 statt.


  Zur Neuregelung gehören insbesondere Änderungen bei der Haftung von Verwahrstellen für Wertpapiere. Durch die Regelungen soll gleichzeitig dem Ziel der Bundesregierung Rechnung getragen werden, mehr Beteiligungskapital und private Investoren für die Finanzierung von öffentlicher Infrastruktur zu gewinnen. Geändert werden sollen auch Bußgeldvorschriften.


  Als Sachverständige sind geladen: Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, Bundesverband Alternative Investments, Bundesverband Deutscher Kapitalbeteiligungsgesellschaften, Bundesverband Investment und Asset Management, Bundesverband Sachwerte und Investmentvermögen, Deutsche Bundesbank, Deutsche Schutzvereinigung für Wertpapierbesitz, Die Deutsche Kreditwirtschaft, Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft, André Heimrich (Arbeitsgemeinschaft für betriebliche Altersversorgung), Peter Mattil (Mattil & Kollegen, Fachanwälte für Bank- und Kapitalmarktrecht), Klaus Rotter (Rotter Rechtsanwälte) und Schutzgemeinschaft der Kapitalanleger.


  Zuhörer werden gebeten, sich im Sekretariat des Ausschusses mit vollständigem Namen und Geburtsdatum per E-Mail (finanzausschuss@bundestag.de) sowie der Nummer ihres Personaldokuments anzumelden. Außerdem sind das Datum und das Thema der Anhörung anzugeben. Zur Sitzung muss das Personaldokument mitgebracht werden.


  *


  3. Ausweitung des Mali-Einsatzes


  Auswärtiges/Antrag


  Berlin: (hib/AHE) Die Bundeswehr soll sich ein weiteres Jahr an der UN-Unterstützungsmission in Mali beteiligen und ihren Einsatz dort erheblich ausweiten. Laut Antrag der Bundesregierung (18/7206) soll sich die Zahl der einzusetzenden Soldaten von bisher bis zu 150 auf bis zu 650 erhöhen, auch das Auftragsprofil trägt eine andere Handschrift als das bisherige Mandat.


  Auftrag der auf den UN-Sicherheitsratsresolutionen 2100, 2164 und 2227 fußenden "Multidimensionalen Stabilisierungsmission der Vereinten Nationen in Mali" (MINUSMA) sei unter anderem die Unterstützung des nationalen politischen Dialogs, der Waffenruhevereinbarungen zwischen den Konfliktparteien, der Umsetzung des Abkommens für Frieden und Aussöhnung sowie der Wiederherstellung der staatlichen Autorität im gesamten Land sowie des Wiederaufbaus des malischen Sicherheitssektors. Schlüsselregion sei dabei der Norden, wo die Mission am stärksten benötigt werde, schreibt die Bundesregierung. "Der erweiterte deutsche Beitrag ersetzt teilweise bisher von den Niederlanden gestellte Fähigkeiten und ergänzt beziehungsweise erweitert sie in ihrer Leistungsfähigkeit. Er stellt damit die von den Vereinten Nationen dringend benötigten Fähigkeiten zur Aufklärung in größerem Umfang bereit." Allerdings blieben die Niederlande substantiell in Mali engagiert, der deutsche Beitrag stütze sich hier wesentlich auf die Anwesenheit von, Kooperation mit und Fähigkeiten der Partner und sei abhängig von deren weiterer Präsenz. Neben den bisher wahrgenommen Aufgaben etwa mit Personal in Führungsstäben, taktischer Lufttransport und Luftbetankungsfähigkeiten beabsichtigt die Bundesregierung nunmehr zusätzlich "Objektschutzkräfte und erforderliche Einsatz-, Logistik-, Sanitäts- sowie Führungsunterstützungskräfte, eine verstärkte gemischte Aufklärungskompanie sowie einen erhöhten deutschen Personalansatz in den Stäben der Mission in Bamako und Gao zu stellen".


  Der Einsatz erfolgt laut Antrag längstens bis Ende Januar 2017. Die Kosten für die einsatzbedingten Zusatzaufgaben werden auf insgesamt rund 36,1 Millionen Euro beziffert.


  Mit der Unterzeichnung des innermalischen Friedensabkommens durch die malischen Konfliktparteien im Mai und Juni 2015 sei ein wichtiger Schritt hin zu einer nachhaltigen Stabilisierung des Landes gemacht worden, heißt es im Antrag weiter. "Dies ist Ausdruck eines erfolgreich eingeleiteten und international breit abgestützten Friedensprozesses, der durch die Konfliktparteien mit getragen wird." Jüngste Vorfälle wie der Angriff auf das Hotel Radisson Blu in Bamako im November 2015 zeigten indes, dass weiterhin radikale Kräfte versuchen würden, den Aussöhnungsprozesses zu untergraben. "Trotz Verbesserung der Sicherheitslage bleibt daher eine unveränderte Gefährdung durch terroristische Anschläge und Angriffe gegen die MINUSMA und malische Streitkräfte aufgrund der andauernden Präsenz islamistischer Terrorgruppen und krimineller Gruppierungen bestehen", schreibt die Bundesregierung


  Seit Unterzeichnung des Friedensabkommens seien durch die nach Autonomie des Nordens strebende Rebellengruppierung der "Coordination des Mouvements de l'Azawad" (CMA) keine weiteren Übergriffe gegen Kräfte der MINUSMA oder der malischen Streit- und Sicherheitskräften zu verzeichnen. Die Umsetzung des Abkommens zwischen den Konfliktparteien bleibe dennoch schwierig. "Eine enge Begleitung der Umsetzung durch MINUSMA bleibt unerlässlich und ist von der malischen Regierung ausdrücklich erwünscht."


  *


  4. Untersuchung der Odessa-Katastrophe


  Auswärtiges/Antwort


  Berlin: (hib/AHE) Die Brandkatastrophe von Odessa, bei der im Mai 2014 im Gewerkschaftshaus der ukrainischen Hafenstadt mindestens 48 Menschen unter bisher ungeklärten Umständen zu Tode gekommen sind, ist aus Sicht der Bundesregierung bisher "nicht zufriedenstellend" untersucht worden. Ein entsprechender Bericht der vom Europarat eingesetzten unabhängigen Internationalen Beratergruppe (IAP), sei von der Bundesregierung aufmerksam zur Kenntnis genommen worden, schreibt sie in ihrer Antwort (18/7009) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (18/6789). Man habe die Erwartung, dass die zuständigen ukrainischen Stellen das Notwendige unternehmen, um festgestellte Defizite aufzuarbeiten.


  *


  5. Deutsche Beziehungen zu Kasachstan


  Auswärtiges/Kleine Anfrage


  Berlin: (hib/AHE) Die deutschen Beziehungen zu Kasachstan sind Thema einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (18/7016). Die Abgeordneten fragen unter anderem nach Warenaustausch, Investitionen, der Zusammenarbeit im Energiesektor, der Entwicklung der Menschenrechtslage sowie nach Kasachstans Rolle als Mitglied der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit (OSZE) und der Shanghaier Organisation für Zusammenarbeit.


  *
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  INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN

  



  PRESSEKONFERENZ/1133: Kanzlerin Merkel und der rumänische Ministerpräsident Cioloş, 07.01.2016 (BPA)


  

  Presse- und Informationsamt der Bundesregierung


  Im Wortlaut

  Mitschrift der Pressekonferenz in Berlin - Donnerstag, 7. Januar 2016

  Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel und dem rumänischen Ministerpräsidenten Cioloş


  (Die Ausschrift des fremdsprachlichen Teils erfolgte anhand der Simultanübersetzung)



  BK'in Merkel: Meine Damen und Herren, wir haben uns heute gefreut, den Ministerpräsidenten Rumäniens, Dacian Cioloş, hier in Berlin zu Gast zu haben. Herr Cioloş ist neu im Amt und Vorsitzender einer Expertenregierung. Wir wünschen dem Land in der jetzt sehr entscheidenden Phase allen Erfolg.


  Für uns ist Rumänien aus vielerlei Gründen ein sehr wichtiger Partner - einmal in der Europäischen Union und in der Nato, aber auch durch die emotionalen Bindungen von vielen Rumäniendeutschen, die als Minderheit hier in Deutschland leben, aber auch der deutschen Minderheit in Rumänien; da gibt es sehr enge Beziehungen.


  Wir haben aber auch sehr gute wirtschaftliche Beziehungen. Deutschland ist nicht nur der wichtigste Handelspartner Rumäniens, sondern auch der drittgrößte Investor Rumäniens. So haben sich unsere Gespräche natürlich auch darum gerankt, wie wir die wirtschaftliche Kooperation verbessern können. Es gibt jetzt schon Beziehungen mit dem Wirtschaftsministerium, und es wird im Frühjahr auch noch weitere Aktivitäten geben, um die deutsch-rumänischen Wirtschaftsbeziehungen noch einmal zu intensivieren.


  Voraussetzung dafür ist - und darüber haben wir gesprochen -, dass das Rechtssystem und die Verwaltung Rumäniens immer weiter verbessert werden und die Korruption bekämpft wird. Hierbei gab es in letzter Zeit beachtliche Erfolge, und die Regierung von Dacian Cioloş - so hat er es hier heute auch zum Ausdruck gebracht - arbeitet mit Hochdruck an dieser Aufgabe, die, glaube ich, die Voraussetzung dafür ist, dass wir auch die entsprechenden Erfolge - etwa Wirtschaftswachstum und damit auch die Verbesserung des Wohlstands der Bürgerinnen und Bürger Rumäniens - sehen.


  Wir haben natürlich über die Fragen der Europäischen Union gesprochen, über Fragen der Flüchtlingspolitik, auch über Fragen der Verwendung europäischer Mittel und vor allen Dingen auch über die Nachbarschaft Rumäniens. Rumänien grenzt an Moldawien, Rumänien grenzt an die Ukraine; insofern ist gerade auch der Minsker Prozess in der Ukraine für Rumänien von großer Bedeutung. Hier gibt es eine völlig gleiche Sichtweise bezüglich dessen, was getan werden sollte und getan werden muss. Natürlich haben wir auch über die Frage der Sicherung der Außengrenzen der Europäischen Union und über die Frage der gerechten Aufgabenverteilung innerhalb der Mitgliedstaaten der Europäischen Union gesprochen, wenngleich Rumänien - das muss man hier ja sagen - noch nicht Mitglied des Schengen-Raumes ist, aber natürlich sehr hart daran arbeitet, das zu werden; auch darüber haben wir gesprochen.


  Ich glaube, dass Ihr Besuch, Herr Ministerpräsident, ein weiterer Schritt auf dem Weg ist, unsere Beziehungen und auch unsere Zusammenarbeit im Europäischen Rat eng und vertrauensvoll zu gestalten. Deshalb noch einmal herzlich willkommen hier in Berlin!


  MP Cioloş: Vielen Dank! Ich möchte von dieser Gelegenheit profitieren und Ihnen, für Frau Bundeskanzlerin, für diese schnelle Einladung, Sie zu besuchen, danken - es ist für mich sehr wichtig, diesen Besuch am Anfang meines Mandats und des Mandats dieser neuen Regierung durchführen zu können.


  Ich möchte mich auch für die Tatsache bedanken, dass Deutschland ein strategisch wichtiger Partner für Rumänien ist. Das wird ja auch bewiesen durch unsere Beziehungen, die im Bereich der Wirtschaft eng sind und stark sind. Deutschland ist der erste Handelspartner Rumäniens - 20 Prozent des gesamten Handelsaustausch Rumäniens erfolgt mit Deutschland. Wir haben jährlich einen hohen Betrag des Handelsaustausches. Deutschland ist drittgrößter Investor in Rumänien; es gibt sehr viele aktive Unternehmen in Spitzenbereichen, man schafft Arbeitsplätze und Entwicklungen in unserem Land - auch für die Zukunft.


  Anlässlich dieses Besuches haben wir über die Prioritäten diskutiert, die unsere Regierung, meine Regierung in diesem Jahr hat. Meine Regierung wird sich auf eine Reform der Verwaltung konzentrieren, um diese effizienter zu machen, auf eine Vision der Wirtschaftsentwicklung für längerfristige Ziele. Es geht um Vorhersehbarkeit, es geht um das Justizsystem, es geht aber auch um den steuerlichen Bereich und um das Wirtschaftswachstum, also darum, dass wir neue Möglichkeiten für deutsche Investitionen in Rumänien schaffen - wir haben auch über diese Möglichkeiten gesprochen. Meine Absicht ist es, dass ich im Frühjahr noch einmal nach Deutschland komme, wobei ich einen besonderen Schwerpunkt auf die Bundesländer legen möchte, sodass auch hier die Zusammenarbeit gestärkt wird.


  Wir haben auch über die deutsche Minderheit in Rumänien diskutiert, die sehr gut integriert ist und sehr aktiv ist und zusammen mit der rumänischen Gemeinschaft in Deutschland immerhin ungefähr 600 Personen ausmacht - die gut in die deutsche Gesellschaft integriert sind; das sind Leute mit Universitätsstudien, die aktiv an der deutschen Gesellschaft mitarbeiten. Dieser Aspekt, also die gute Integration der Minderheit sowie auch der rumänischen Gemeinschaft in Deutschland, ist eine Brücke, eine Verbindung, die auf natürliche Art und Weise Voraussetzungen für eine positive Situation im Bereich der Kooperation zwischen unseren Ländern schafft.


  Wir haben auch über die Kooperation im Rahmen der Europäischen Union diskutiert. Die rumänische Regierung möchte aus Rumänien ein aktives Mitglied im europäischen Prozess und zu den Bereichen, die auf der europäischen Tagesordnung stehen, machen. Dieser proaktive Faktor bedeutet auch einen besseren Dialog, eine bessere Kooperation mit den Mitgliedstaaten, und dabei ist Deutschland natürlich ein Schlüsselstaat innerhalb der Europäischen Union. Es ist sozusagen ein Motor im Prozess der Transformation der Institutionen und bei der Findung der Entscheidungen, die getroffen werden müssen. Rumänien möchte hier auch ein aktiver Partner mit Deutschland zusammen sein. Auf dieser bilateralen Ebene wollen wir gut weiterarbeiten.


  In diesem Zusammenhang haben wir auch über die Tatsache gesprochen, dass Rumänien die Voraussetzungen für den Beitritt von Schengen bereits erfüllt hat. Wir möchten einen soliden Schengen-Raum, einen glaubwürdigen Schengen-Raum. Deswegen sind wir davon überzeugt, dass die Probleme, die zurzeit bei der Sicherung der Außengrenze auf der Tagesordnung stehen. Rumänien handelt hier schon so, als ob es bereits Mitglied des Schengen-Raum wäre, und zwar mit großer Verantwortung bei der Kontrolle der Grenzen.


  Wir haben auch über die Aspekte bezüglich der Migration gesprochen, ausgehend von der rumänischen Position - die kennen Sie ja. Wir sind offen für einen Dialog, um Lösungen zu finden, die auch die Erwartungen der anderen Staaten beinhalten. Wir haben auch über die Stärkung der europäischen Grenzen und die Stärkung von Frontex diskutiert. Rumänien ist ein sehr wichtiger Beitragsleister für Frontex; und zwar war Rumänien nach Deutschland an zweiter Stelle, was die Beiträge für Frontex anbelangt. Diese Position und diese Dynamik möchten wir gerne behalten. Diese Arbeit zur Verstärkung der Außengrenzen der Europäischen Union geht ja in eine gute Richtung, und das wird sicherlich auch für die Migrationsfrage nützlich sein.


  Wir haben auch über die regionale Außenpolitik und über die östliche Partnerschaft der Europäischen Union geredet. Dazu gehören natürlich die Situation in der Ukraine und die Situation in der Republik Moldau. Wir haben darauf bestanden, dass Rumänien weiterhin den Weg in Richtung der Europäischen Union unterstützt, den die Republik Moldau einschlagen sollte, und sprechen uns für eine proeuropäische Regierung in Chisinau und für eine Fortsetzung der Reformen aus. Wir hoffen, dass sich eine zukünftige Regierung dafür einsetzt.


  Ich möchte der Frau Bundeskanzlerin noch einmal für die Möglichkeit dieses Besuchs danken. Ich hoffe, dass es nur ein erster Besuch ist und dass wir diese gute Zusammenarbeit fortsetzen.


  Frage: Frau Bundeskanzlerin, wie aktuell ist das Schengen-Projekt noch im derzeitigen Kontext in der Europäischen Union? Es gibt ja mittlerweile auch Grenzkontrollen innerhalb der Europäischen Union. Rumänien ist darauf vorbereitet - auch technisch -, die Außengrenzen und auch die eigenen Grenzen zu sichern. Vielleicht sollte Deutschland die Aufnahme Rumäniens in den Schengen-Raum deutlicher befürworten?


  BK'in Merkel: Erstens glaube ich, dass das Schengen-Projekt von größter Aktualität ist und dass es allergrößte Gründe gibt, alles zu tun, damit wir die Freizügigkeit innerhalb der Schengen-Grenzen auch weiterhin wirklich leben können. Deshalb haben wir ja auch die Dringlichkeit, die Fragen der Migration zu steuern und auch zu regeln, um aus illegaler Migration legale Migration zu machen.


  Die temporären Grenzkontrollen, die Sie angesprochen haben, sind zwar Teil des Schengen-Systems, aber sie bergen natürlich auch Gefahren in sich, dass wir, wenn wir die Probleme nicht wirklich lösen, dann auch Schengen nicht so leben können, wie wir das wollen. Ich glaube, Schengen ist sowohl etwas, was die Bürgerinnen und Bürger Europas sehr schätzen, als auch ein Faktor für das Zusammenwachsen Europas und für das Wirtschaftswachstum Europas. Deshalb muss aus meiner Sicht alles darangesetzt werden, Schengen zu erhalten und dann natürlich auch den Ländern, die noch nicht zu Schengen gehören, auch die Möglichkeit zu geben, Teil dieses Schengen-Systems zu werden.


  Es ist richtig, dass Rumänien viele vorbereitende Arbeiten zur Sicherung der Außengrenze getroffen hat. Dennoch gibt es aus unserer Sicht auch einen Zusammenhang mit der Bekämpfung von Korruption. Insofern werden wir jetzt den nächsten Kommissionsbericht abwarten. Wir wissen, dass das Thema ganz oben auf der Tagesordnung in Rumänien steht. Deshalb werde ich mich auch dafür einsetzen, dass sich Anstrengungen, die geleistet wurden, und Verbesserungen, die sichtbar sind, dann auch in Fortschritten bei der Einbeziehung das Schengen-System widerspiegeln. Das kann ja gegebenenfalls auch schrittweise erfolgen.


  MP Cioloş: Ich möchte vielleicht noch ergänzend dazu sagen: Natürlich haben wir diese Aspekte diskutiert. Ich habe dabei auch unterstrichen, dass man im Kampf gegen die Korruption in Rumänien im letzten Jahr große Anstrengungen unternommen hat. Das wird ja abseits von technischen Prozessen auch innerhalb der Gesellschaft sichtbar. Die derzeitige Regierung wird diesen positiven Trend im Kampf gegen die Korruption fortsetzen. Wir hoffen, dass der nächste Bericht über den Kooperationsmechanismus auch diese positiven Anstrengungen widerspiegelt. Das wäre dann möglicherweise der dritte Bericht in Folge, der positiv ist und diesen Trend bestätigt. Wir hoffen, dass sich diese Sache in der nächsten Zeit dann auch in der Entscheidung der Mitgliedstaaten bezüglich des Beitrittes Rumäniens zum Schengen-Raum widerspiegelt. Wir möchten nicht nur den Beitritt, sondern wir möchten einem soliden Schengen-Raum beitreten, und dazu möchten wir auch unseren Beitrag leisten.


  Frage: Frau Bundeskanzlerin, im Zusammenhang mit der Flüchtlingspolitik eine Frage zu den Kölner Übergriffen: In Teilen der Bevölkerung und in Teilen des Auslands werden die Vorgänge auch mit Ihrer offenen Flüchtlingspolitik in Verbindung gebracht. Werden Sie Konsequenzen aus den Kölner Übergriffen ziehen? Was werden Sie tun, um die zunehmende Spaltung in der deutschen Gesellschaft zu vermindern und dagegen anzuarbeiten?


  Eine Frage an den Herrn Ministerpräsidenten: Sie haben wahrscheinlich auch über die Lage in der Ägäis gesprochen. Ist das, was die Türkei bisher getan hat, aus Ihrer Sicht ausreichend, kommt die Türkei ihren Ankündigungen und den Absprachen nach?


  BK'in Merkel: Was in der Silvesternacht passiert ist, ist völlig inakzeptabel; das sind widerwärtige kriminelle Taten, die ein Staat nicht hinnehmen wird, die auch Deutschland nicht hinnehmen wird. Deshalb wird mit Hochdruck seitens der zuständigen Institutionen aufgeklärt. Diese Aufklärung muss unterstützt werden.


  Das Gefühl - von in diesem Fall Frauen -, sich völlig schutzlos ausgeliefert zu fühlen, ist auch für mich persönlich unerträglich. Deshalb ist es wichtig, dass alles, was dort geschehen ist, auf den Tisch kommt. Es ist richtig und gut, dass es jetzt sehr, sehr viele Anzeigen gibt und dass auch die Polizei all diesen Dingen nachgeht.


  Natürlich ergeben sich aus dem, was dort passiert ist, einige sehr ernsthafte Fragen, die über Köln hinausgehen. Es gibt Fragen nach Verbindungen, ob es gemeinsame Verhaltensmuster gibt, ob es in Teilen von Gruppen auch so etwas wie Frauenverachtung gibt. Wir müssen dem mit aller Entschiedenheit entgegentreten, denn ich glaube nicht, dass es nur Einzelfälle sind. Die Bürgerinnen und Bürger haben das Recht, (Antworten darauf zu erlangen), und wir haben als staatliche Institutionen die Pflicht, die richtigen Antworten darauf zu geben.


  Wenn es rechtlicher Änderungen oder größerer Polizeipräsenz bedarf - ich will vielleicht daran erinnern, dass wir erhebliche Aufstockungen bezüglich des Etats des Bundesinnenministers vorgenommen haben, nämlich 4 weitere Bundespolizisten -, dann sind das die notwendigen Antworten. Aber wir müssen auch immer und immer wieder über die Grundlagen unseres kulturellen Zusammenlebens in Deutschland sprechen. Was die Menschen mit Recht erwarten, ist, dass diesen Worten dann auch Taten folgen. Dabei muss eben immer wieder überprüft werden, ob wir, was Ausreisenotwendigkeiten oder Ausweisungen aus Deutschland anbelangt, schon alles getan haben, was notwendig ist, um hier klare Zeichen an diejenigen zu setzen, die nicht gewillt sind, unsere Rechtsordnung einzuhalten.


  MP Cioloş: Dieses Abkommen, das wir mit der Türkei geschlossen haben, ist ein guter Schritt. Wir machen Fortschritte. Seitens der Türkei werden Fortschritte gemacht, aber auch wir von der Europäischen Union müssen unsere Fähigkeiten an der Grenze stärken. Was den Vorschlag der Kommission angeht, dass wir die Küstenwache stärken, so ist das ein guter Anfang. Aber das ist sicherlich nicht die einzige Maßnahme, die zur Lösung dieser Fragen führen wird.


  Frage: Frau Bundeskanzlerin, die Situation der Flüchtlinge ist sicherlich eine aktuelle Frage. Deutschland hat ja sehr hart die Staaten kritisiert, die sich den verpflichtenden Quoten für Flüchtlinge widersetzt haben. Österreich hat zum Beispiel diesen Ländern angedroht, dass, was die europäischen Fonds angeht, diese Fonds gegenüber Ländern, die sich hier verweigern, reduziert werden. Was ist die Position Deutschlands in diesem Fall? Wächst auch hier die Bereitschaft Deutschlands, entsprechend hier Maßnahmen zu treffen?


  BK'in Merkel: Es gibt in Deutschland natürlich die Diskussion über die Fragen: Wie sieht Solidarität innerhalb Europas aus? Welche Lösungen finden wir dafür, wenn wir eine Herausforderung zu bewältigen haben? Wir haben sehr intensiv darüber gesprochen, wie die einzelnen Mitgliedstaaten daran teilnehmen, die Elemente dieser Solidarität zu benennen und auszuarbeiten. Sicherlich ist einer der Vorwürfe, dass diese verpflichtenden Quoten sehr schnell entschieden wurden, vielleicht auch über die Köpfe einiger Länder hinweg. Auf der anderen Seite habe ich darauf hingewiesen, dass das Flüchtlingsproblem auch von uns nicht zehn Jahre lang vorbereitet wurde, sondern sehr plötzlich aufkam. Das heißt, wir mussten schnelle Antworten finden.


  Wir werden dies zum Anlass nehmen, in Europa natürlich auch weiter darüber zu sprechen, wie wir unsere gemeinsame Solidarität wahrnehmen können und müssen, denn Solidarität beruht immer auf Gegenseitigkeit. Ich möchte hier keine konkreten Drohungen aussprechen - Was ist, wenn....? - , aber ich möchte schon sagen, dass ein Schengen-System nur funktionieren kann, wenn eine gemeinsame Verantwortung für Flüchtlinge und eine gemeinsame Verantwortung für den Schutz der Außengrenzen übernommen wird. Diese Diskussion müssen wir in Europa weiterführen.


  Frage: Frau Bundeskanzlerin, es gibt eine Diskussion in Deutschland mit Bezug auf Zuwanderung - unter anderem auch aus Rumänien -, was die Soziallleistungen, Sozialhilfe angeht.


  Erstens. Haben Sie darüber mit Ihrem rumänischen Kollegen gesprochen?


  Zweitens. Wie stehen Sie zu Überlegungen aus den Kreisen Ihres Koalitionspartners SPD, aber auch der CSU, bestimmte Fristen einzuführen - zum Beispiel ein Jahr - ehe man hier sozialhilfebezugsberechtigt ist?


  BK'in Merkel: Ich glaube, dass es richtig ist, dass die Bundesarbeitsministerin darüber nachdenkt, wie man auf das Urteil des Bundesozialgerichts antworten kann, dass auch jemand, der hier in Deutschland keine Arbeit hat, bereits Ansprüche hat, Sozialhilfe durch die Kommunen zu bekommen. Das ist nicht die Intention des Freizügigkeitsgesetzes; das heißt, dass man überall in Europa arbeiten darf. Diese Intention schließt nicht ein, dass man überall in Europa vom ersten Tag an auch die gleichen Sozialleistungen bekommt. Deshalb finde ich die Gedanken, die sowohl Frau Nahles als auch Herr Scholz geäußert haben, interessant. Sie verknüpfen sich in gewisser Weise mit dem, was Großbritannien für eine bestimmte Regelung wünscht.


  Es zeigt sich wieder einmal, dass wir in Europa dadurch eine schwierige Situation haben, dass wir auf der einen Seite einen Binnenmarkt haben - in diesem Binnenmarkt wollen wir die Freizügigkeit garantieren - und dass wir auf der anderen Seite sehr unterschiedliche Sozialsysteme haben. Deshalb ist uns jeder rumänische Arbeitnehmer oder jede rumänische Arbeitnehmerin sehr willkommen. Rumänen sind im Rahmen der Freizügigkeit in Europa bei uns in Deutschland sehr stark vertreten, was den Arbeitsmarkt anbelangt. Aber wenn es um den Bezug von Sozialleistungen geht, die nicht auf Arbeit beruhen, wie durch das Urteil des Bundesozialgerichts (gefordert), dann bin auch ich der Meinung, dass es zumutbar ist, wieder in das Heimatland zurückzugehen, aus dem man kommt, und dass sich die Tatsache, dass wir keine Sozialunion sind, sondern unterschiedliche Sozialsysteme haben, dann auch in dieser Rechtsprechung reflektieren muss. Deshalb müssen wir Auswege daraus finden.


  Donnerstag, 7. Januar 2016


  *


  Quelle:

  Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel und dem rumänischen

  Ministerpräsidenten Cioloş, in Berlin am 7. Januar 2016

  http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Mitschrift/Pressekonferenzen/2016/01/2016-01-07-merkel-rumaenien.html

  Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

  Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

  Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

  E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

  Internet: www.bundesregierung.de



  veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Januar 2016


  

  Zurück zum Inhaltsverzeichnis

  

  



  [image: Schattenblick Logo]

  



  INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE

  



  BAYERN/4556: Dramatische Personallücke bei den Finanzämtern schließen (SPD)


  

  Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 8. Januar 2016


  SPD: Dramatische Personallücke bei den Finanzämtern schließen



  Haushaltssprecher Halbleib: Bekämpfung schwerer Steuerhinterziehung längst überfällig - Etwa 10 Prozent der Stellen unbesetzt


  Die von Finanzminister Söder heute angekündigte Verstärkung der Sonderkommission Schwerer Steuerbetrug kann nach Auffassung des SPD-Haushaltssprechers Volkmar Halbleib nicht über die insgesamt prekäre Personalsituation der bayerischen Steuerverwaltung hinwegtäuschen. "Die Bekämpfung von schwerer Steuerhinterziehung und Geldwäsche sowie Terrorismusfinanzierung ist zweifellos überfällig. Ebenso dringend ist es, große Personallücken zu schließen", erklärt Halbleib. Derzeit sind in Bayern etwa 1600 der insgesamt 16 439 Stellen für Steuerbeamte, also etwa zehn Prozent, nicht besetzt. "Hier wollen wir von Söder statt flotter Sprüche endlich Taten sehen", fordert der Parlamentarische Geschäftsführer der SPD-Landtagsfraktion.


  Wie Halbleib feststellt, hakt es vor allem beim Nachwuchs: Derzeit gibt es zu wenig Anwärterstellen, nämlich 1774. Nötig wären aber mindestens 2000, um die ausscheidenden Beamten zu ersetzen. Eine starke Steuerverwaltung ist für die SPD ein Beitrag zu mehr Steuergerechtigkeit. Auch der Staatshaushalt profitiert: 1000 Steuerbeamte führen zu jährlichen Mehreinnahmen in Höhe von 250 Millionen Euro. Im Vergleich mit den anderen Bundesländern wird der Handlungsbedarf offensichtlich: Beim Verhältnis von Steuerpersonal zur Einwohnerzahl belegt Bayern Platz 13 und beim Personalbedarf im Vergleich zur Ist-Besetzung liegt der Freistaat auf Rang 15.


  *


  Quelle:

  Pressestelle der BayernSPD-Landtagsfraktion

  Bayerischer Landtag

  Maximilianeum, 81627 München

  7Telefon: 089/4126 2347, Fax: 089/41 26-11 68

  E-Mail: pressestelle@bayernspd-landtag.de

  Internet: www.spd-landtag.de, www.bayern.landtag.de
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  MECKLENBURG-VORPOMMERN/2585: Breitbandausbau und Windkraft sind wichtige Zukunftsinvestitionen (SPD)


  

  Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom Freitag, 08. Januar 2016


  Breitbandausbau und Windkraft sind wichtige Zukunftsinvestitionen für MV


  Dr. Norbert Nieszery: Mit Beteiligungsgesetz sind wir bundesdeutscher Vorreiter



  Der weitere Ausbau der erneuerbaren Energien und der Breitbandausbau für schnelles Internet waren Themen am heutigen Abschlusstag der SPD-Klausurtagung in Greifswald. Hierzu erklärt der Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion, Dr. Norbert Nieszery:


  "Wer weg von Atomstrom und Kohle will, muss die erneuerbaren Energien ausbauen. Deshalb ist die SPD-Fraktion von Anfang an zum Motor der Energiewende in MV geworden. Auf diesem Weg wollen wir weitergehen und haben ein Beteiligungsgesetz initiiert. Damit werden zukünftig Gemeinden und Bürger in unmittelbarer Nachbarschaft von Windkraftanlagen von den Gewinnen finanziell profitieren.


  Mit dem Gesetz, dass der Landtag im April beschließen soll und einige schwierige juristische Klippen umschiffen musste, schreiben wir deutsche Rechtsgeschichte. Erstmals wird betroffenen Bürgern und Kommunen gesetzlich verankert die Teilhabe an Windparks ermöglicht. Ich bin mir sicher, dass wir damit die Akzeptanz der für die Energiewende dringend notwendigen Windanlagen spürbar erhöhen werden


  Ein weiteres wichtiges Zukunftsthema für unser Land ist der Breitbandausbau im ländlichen Bereich. Hier besteht erheblicher Nachholbedarf. Genau deshalb stellen wir bis 2018 63,7 Millionen Euro zusätzlich an Landesmitteln für schnelles Internet zur Verfügung. Hinzu kommen 50 Millionen Euro vom Bund, die wir gezielt für den Breitbandausbau an finanzschwache Kommunen im ländlichen Raum ausreichen. Kommunen und Landkreise sind mit Unterstützung des Breitbandkompetenzzentrums Mecklenburg-Vorpommern momentan dabei, Breitbandprojekte zu entwickeln, um sich weitere Zuschüsse aus dem Bundesprogramm in Höhe von 2,3 Milliarden Euro zu sichern.


  Es ist sehr erfreulich, dass bereits in der ersten Ausschreibungsphase 18 Projekte aus ganz MV an den Start gehen und damit Fördermittel des Bundes für schnelles Internet erhalten können. Das zeigt, die Landesregierung und die Kommunen sind gut auf den Breitbandausbau vorbereitet."


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

  Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

  Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

  E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

  Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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  MECKLENBURG-VORPOMMERN/2584: CETA und TTIP - Offene und zielführende Diskussion statt einfacher Ablehnung (SPD)


  

  Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom Freitag, 08. Januar 2016


  CETA und TTIP: Offene und zielführende Diskussion statt einfacher Ablehnung


  Stefanie Drese: Verbesserungen bei TTIP durch die SPD, Nachverhandlungen der EU bei CETA notwendig



  Auf ihrer dreitägigen Klausurtagung haben sich die Abgeordneten der SPD-Landtagsfraktion auch mit dem aktuellen Stand der EU-Handelsabkommen mit Kanada (CETA) und den USA (TTIP) beschäftigt. Dazu erklärt die stellvertretende Fraktionsvorsitzende, Stefanie Drese:


  "CETA gilt als eines der modernsten Handelsabkommen, das die Europäische Union je ausverhandelt hat. Wenn CETA jedoch als Anhaltspunkt für zukünftige von der EU verhandelte Abkommen dienen soll, muss die EU-Kommission schnellstmöglich mit der neuen kanadischen Regierung die noch existenten undemokratischen Schiedsstellen herausverhandeln. Ansonsten wird das Abkommen im Europäischen Parlament zu Recht Schiffbruch erleiden. Weder die EU noch Kanada können sich dies in unserer globalisierten Welt erlauben.


  Die SPD hat sich stets gegen private Schiedsstellen ausgesprochen und auf allen Parlamentsebenen, ob Landes,- Bundes-, oder Europaebene, die Einführung eines demokratischen Handelsgerichts gefordert. Die aktuellen Entwürfe der EU-Kommission zur Etablierung von Investitionsgerichten in der TTIP gehen maßgeblich auf das Europaparlament und die SPD zurück. So wird es mit der TTIP weder einen Zwang zur Privatisierung von öffentlichen Dienstleistungen geben, noch wird die Kulturförderung eingeschränkt.


  Niemals zuvor hatten wir die Chance, Regeln im weltweiten Handel nach den hohen europäischen Standards zu setzen. Wer die aus den Fugen geratene Globalisierung kritisiert, muss sich konstruktiv einbringen und für Verbesserungen streiten. Insofern können gut verhandelte Abkommen den Welthandel fairer und demokratischer verändern. Genau deshalb wirbt die SPD-Landtagsfraktion für eine offene, kritische und zielführende Diskussion."


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

  Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

  Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

  E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

  Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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  MECKLENBURG-VORPOMMERN/2583: Keine erhöhte Flüchtlingskriminalität im Land (SPD)


  

  Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom Donnerstag, 07. Januar 2016


  Keine erhöhte Flüchtlingskriminalität in MV


  Dr. Norbert Nieszery: Unterbringung und Betreuung der Flüchtlinge läuft inzwischen sehr gut



  Gemeinsam mit Innenminister Lorenz Caffier diskutierte die SPD-Landtagsfraktion heute im Rahmen ihrer Klausurtagung über die aktuelle Situation der registrierten Flüchtlinge in M-V. Hierzu erklärt der Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion, Dr. Norbert Nieszery:


  "Die Unterbringung und Betreuung der Flüchtlinge läuft mittlerweile sehr gut und in enger Kooperation des Landes mit den Kommunen. Dazu gehört die deutliche Kapazitätserweiterung der Erstaufnahmeeinrichtungen in Horst, Stern Buchholz und Basepohl, die dazu geführt hat, dass kein Flüchtling derzeit in einer Notunterkunft untergebracht werden muss. Hinzu kommt ein vollständiges und beschleunigtes Verwaltungsverfahren von der Erstregistrierung über die gesundheitliche Versorgung bis zur Asylantragsstellung und die Verteilung der Menschen mit Bleibeperspektive auf die Kommunen.


  Es wird auch zukünftig dabei bleiben, dass Mecklenburg-Vorpommern als eines von nur drei Bundesländern die Kosten der Kommunen bei der Unterbringung und Betreuung nach dem Asylbewerberleistungsgesetz vollständig erstattet. Durch Umleitung der Bundesmittel aus dem Betreuungsgeld sowie durch Aufstockung des Kita- und Schulbauprogramm des Landes um jeweils zehn Millionen Euro in 2016 und 2017 können dort, wo es nötig ist, zusätzliche Plätze und Räumlichkeiten für Kinder aus MV und Flüchtlingskinder geschaffen werden.


  Ausführlich ließen wir uns heute vom Innenminister die Kriminalitätsstatistik im Umfeld von Flüchtlingen vorstellen. Dabei belegen die statistischen Zahlen, dass die Flüchtlingskriminalität sogar unter der durchschnittlichen allgemeinen Kriminalitätsrate in MV liegt. Ein Großteil der Straftaten findet zudem zwischen einzelnen Flüchtlingsgruppen statt. Anderslautende Behauptungen von einer hohen Flüchtlingskriminalität sind also von den Fakten nicht gedeckt und sollen Vorurteile schüren."


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

  Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin
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  E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de
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  MECKLENBURG-VORPOMMERN/2582: Fördermittel für das Neustrelitzer Institut für Sozialforschung (SPD)


  

  Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom Donnerstag, 07. Januar 2016


  Fördermittel für das Neustrelitzer Institut für Sozialforschung und berufliche Weiterbildung


  Andreas Butzki: Gute Weiterbildungs- und Projektarbeit der gemeinnützigen Gesellschaft wird gewürdigt



  Das Institut für Sozialforschung und berufliche Weiterbildung gGmbH (ISBW) in Neustrelitz erhält am Freitag Fördermittel des Landes in Höhe von 115.000 Euro zur weiteren Unterstützung seiner Arbeit. Darüber informierte heute der stellv. Fraktionsvorsitzende der SPD-Landtagsfraktion und Neustrelitzer Landtagsabgeordnete, Andreas Butzki:


  "Ich freue mich sehr über die Förderung durch unsere Sozialministerin Birgit Hesse. Aus meinen regelmäßigen Besuchen weiß ich, dass das ISBW als staatlich anerkannte Einrichtung seit nunmehr mehr als 20 Jahren mit seiner Bildungs-, Forschungs- und Projektarbeit sowie seinen Aufträgen zur Organisationsentwicklung und -beratung eine gute und wichtige Arbeit für Beschäftigte und Unternehmen in der Müritzregion macht.


  So begleitet das ISBW Fach- und Führungskräfte der Sozial- und Gesundheitswirtschaft ebenso wie diejenigen Arbeitnehmer, die sich beruflich (neu) orientieren möchten. Dabei sind die Angebote an allen Phasen des lebenslangen Lernens ausgerichtet, so dass neben der klassischen Erwachsenenbildung weitere Fachzentren, wie z. B. die Landesfachstelle für Hygiene und Sicherheit in der Kindertagespflege oder auch die Kontaktstelle für Eltern mit Säuglingen und Kleinkindern genutzt werden können.


  Mit der Landesförderung kann das ISBW seine Arbeit in gewohnter Qualität fortführen. Konkret geht es dabei um das Projekt neuStart PLUS II zur Erfassung der individuellen Beschäftigungsfähigkeit von langzeitarbeitslosen Menschen."


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

  Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin
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  RHEINLAND-PFALZ/3857: Flächendeckende geriatrische Versorgung nicht gewährleistet (CDU)


  

  Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom 07.01.2016


  Geriatrie / Pressekonferenz der Landesregierung


  Hedi Thelen/Dr. Peter Enders: Flächendeckende geriatrische Versorgung nicht gewährleistet



  Die Landesregierung hat sich heute in einer Pressekonferenz mit der medizinischen Versorgung alter Menschen befasst. Dazu erklären die sozialpolitische Sprecherin der CDU-Landtagsfraktion, Hedi Thelen, und der gesundheitspolitische Sprecher der Fraktion, Dr. Peter Enders:


  Hedi Thelen: "Die demografische Entwicklung mit einer erheblichen Zunahme der Zahl der Senioren und der Hochbetagten stellt auch die ärztlichen und pflegerischen Versorgungsstrukturen vor besondere Aufgaben. Leider hat die Landesregierung auch in diesem wichtigen Bereich - wie insgesamt bei den notwendigen strukturellen Anpassungen an den demografischen Wandel - bisher keine in sich geschlossenen Planungskonzepte vorgelegt. Ein umfassender Masterplan zur Bewältigung der demografischen Herausforderungen fehlt."


  Das nun von der Gesundheitsministerin vorgestellte sogenannte Geriatrie-konzept schreibe leider die Mängel der bisherigen Planungen der früheren Gesundheitsministerin Dreyer fort, so Thelen und Dr. Enders.


  Dr. Peter Enders: "Die ungelöste Probleme bei der Sicherung der ärztlichen Versorgung in den ländlichen Räumen unseres Landes stehen einer gesicherten geriatrischen Versorgungsstruktur im ambulanten Bereich entgegen. Eine flächendeckende Versorgung ist weder heute gegeben noch auf Basis der aktuellen Planungen für die Zukunft zu erwarten. Die von der Landesregierung zu verantwortende völlig unzureichende Investitionsfinanzierung der Kliniken in Rheinland-Pfalz verhindert zudem eine angemessene stationäre geriatrische Versorgung."


  Thelen und Dr. Enders: "Was heute von der Gesundheitsministerin vorgestellt wurde, wird dem Bedarf nicht gerecht. Bereits im Dezember 2009hatten wir gefordert, den konsequenten Ausbau wohnortnaher geriatrischer Versorgungsstrukturen zu einem zentralen Ziel der Krankenhausplanung zu machen. Konkret sollte vorgesehen werden, dass in jedem Landkreis bzw. in jeder kreisfreien Stadt ein an einem Allgemeinkrankenhaus angesiedeltes stationäres geriatrischen Versorgungsangebot in Form einer Hauptfachabteilung vorgehalten wird (Drs. 15/4110). Dahinter bleiben die aktuellen Planungen der Landesregierung weit zurück."


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung vom 7. Januar 2016

  CDU Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

  Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

  Tel: 0 61 31 - 208 - 3309, Fax: 0 61 31 - 208 - 4309

  Internet: www.cdu-fraktion-rlp.de
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  RHEINLAND-PFALZ/3856: Polizei - Bodycams schützen und helfen bei Aufklärung (CDU)


  

  Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom 07.01.2016


  Bodycams Polizei / Äußerungen Vorsitzender GdP in der Rheinpfalz


  Matthias Lammert: Bodycams jetzt einführen - Minikamera hat sich bewährt, schützt und hilft bei Aufklärung



  "Die Geschehnisse in Köln zeigen: Wir brauchen bei der technischen Ausstattung unserer Polizei keine endlosen Testphasen, sondern die konkrete Umsetzung. Die Minikameras haben sich bereits in Hessen bewährt. Sie könnte es in Rheinland-Pfalz schon längst geben, hätte die Landesregierung gehandelt", so heute der innenpolitische Sprecher der CDU-Landtagsfraktion, Matthias Lammert. Lammert sieht sich einig mit dem Vorsitzenden der Gewerkschaft der Polizei Rheinland-Pfalz, Ernst Scharbach, der in der heutigen Ausgabe der "Rheinpfalz" anmerkt, dass die Ermittlung von Tatverdächtigen durch den Einsatz von solchen Minikameras erleichtert wird.


  "Bei der Gewährleistung der Inneren Sicherheit in Deutschland können wir uns angesichts der vielfältigen Problemlagen keine Zögerlichkeit leisten. Wozu haben wir die Innenministerkonferenz als Koordinationsgremium, wenn der rheinland-pfälzische Innenminister die dort diskutierten Informationen aus anderen Bundesländern nicht in konkretes Handeln umsetzt - zumal Herr Lewentz im vergangenen Jahr sogar selbst den Vorsitz inne hatte? In Hessen wurden Minikameras schon getestet und haben sich bewährt.


  Bereits im Jahr 2014 haben wir die Einführung von Bodycams bei der Landesregierung eingefordert. Die Reaktion war der typische rot-grüne Reflex: Erst Ablehnung, dann ein Jahr später eine Testphase und prompt Widerspruch aus den eigenen Reihen - in Gestalt des damals im Kandidatenstatus befindlichen rot-grünen Anwärters für das Amt des Datenschutzbeauftragten Kugelmann. Sein hessischer Kollege unterstützt den Einsatz von Bodycams übrigens ausdrücklich.


  An der Uniform getragene Minikameras schützen die Polizisten vor Angriffen, wirken präventiv und erleichtern sowohl die Identifizierung von Tätern als auch den Nachweis von Straftaten erheblich. Also, Herr Lewentz, nicht weiter zögern, sondern handeln. Voraussetzung ist allerdings, dass es auch genug Polizisten gibt, die überhaupt eine solche Bodycam tragen können. Das ist die nächste Baustelle der Landesregierung. Die mangelhafte Personalausstattung der Polizei muss beseitigt werden."


  *
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  Pressemitteilung vom 7. Januar 2016
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  RHEINLAND-PFALZ/3855: Gute Voraussetzungen für Hochgeschwindigkeitsnetze (SPD)


  

  Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom 07.01.2016


  Machbarkeitsstudie zeigt: Gute Voraussetzungen für Hochgeschwindigkeitsnetze in Rheinland-Pfalz



  Die rheinland-pfälzische Landesregierung und der TÜV Rheinland haben heute die Ergebnisse einer 300 Mbit/s-Machbarkeitsstudie vorgestellt. Es wurden die Rahmenbedingungen für den flächendeckenden Ausbau von Breitbandnetzen der nächsten Generation (NGA) in Rheinland-Pfalz untersucht. Dazu erklärt der medien- und netzpolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion, Martin Haller: "Die Machbarkeitsstudie zeigt, dass ein Baustein für verantwortungsvolle Politik langfristige Strategien und Visionen sein müssen. In einer zunehmend digitalen Gesellschaft sind immer höhere Bandbreiten erforderlich. Neben dem mittelfristigen Ziel des flächendeckenden Ausbaus von 50 Mbit/s bis 2018hat die Landesregierung deshalb eine 300 Mbit/s-Machbarkeitsstudie beauftragt - als erstes Bundesland überhaupt. Die Machbarkeitsstudie ist ein weiterer Schritt zur Gestaltung der digitalen Zukunft von Rheinland-Pfalz. Die SPD-geführte Landesregierung setzt darauf, den digitalen Wandel für die Zukunftsfähigkeit von Rheinland-Pfalz zu nutzen."


  Haller sagt: "Mit der Umsetzung der NGA-Strategie des Landes wird bereits heute die Grundlage für Hochgeschwindigkeitsnetze der Zukunft gelegt. Der mit der Durchführung der Machbarkeitsstudie beauftragte TÜV Rheinland hat aufgezeigt, dass das Potential für den Ausbau von Hochgeschwindigkeitsnetzen in Rheinland-Pfalz gut ist: Theoretisch können bereits 56,6 Prozent der Haushalte auf Bandbreiten von mehr als 100Mbit/s zurückgreifen. Auf Basis der Machbarkeitsstudie müssen wir diese Infrastrukturen jetzt Schritt für Schritt mit langfristigen Ausbaustrategien und geeigneten Förderinstrumenten ausbauen. Die Ergebnisse der Machbarkeitsstudie werden nun den Landkreisen zur Verfügung gestellt, die diese für ihre Ausbauplanungen nutzen können."


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung vom 7. Januar 2016

  SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

  Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

  Telefon: 06131 / 208 3218, Fax: 06131 / 208 4217

  Internet: www.spdfraktion-rlp.de
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  FRAKTION/109: Beschlüsse der SPD-Bundestagsfraktion bei ihrer Jahresauftakt-Klausurtagung


  

  

  Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 8. Januar 2016


  Beschlüsse der SPD-Bundestagsfraktion bei ihrer Jahresauftakt-Klausurtagung


  Die SPD-Bundestagsfraktion hat bei ihrer Klausurtagung am 7. und 8. Januar in Berlin folgende Beschlüsse gefasst:


  Beschlusspapier: "Öffentliche Sicherheit" [1]


  Die Bürgerinnen und Bürger haben das Recht, unabhängig von ihrer persönlichen Situation und ihren finanziellen Verhältnissen umfassend vor Kriminalität geschützt zu werden. Die SPD-Bundestagsfraktion setzt sich für einen starken Staat ein, der vor Kriminalität und Gewalt und deren Ursachen schützt. Rechte Hetze und Rechtsextremismus haben keinen Platz in unserer Gesellschaft. Genauso wenig dulden wir widerwärtige Angriffe auf Frauen, wie sie sich in Köln, Hamburg und anderswo zu Silvester abgespielt haben. Polizei und Verfassungsschutz in Bund und Ländern müssen wir so ausstatten, dass sie ihre Aufgaben auch wahrnehmen können. Um die Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger zu gewährleisten, fordern wir, bis 2019 insgesamt 12 000 neue Stellen bei der Polizei in Bund und Ländern zu schaffen. Das heißt, dass im Bund zusätzlich zu den bereits beschlossenen 3000Stellen weitere 3000 Stellen für die Bundespolizei und beim Bundeskriminalamt sowie in den Ländern 6000 neue Stellen geschaffen werden sollen.


  Beschlusspapier: "Missbrauch bei Werkverträgen und Leiharbeit beenden - Klare Strukturen schaffen" [2]


  Leiharbeit und Werkverträgen werden häufig genutzt, um Lohndumping durchzusetzen, Belegschaften zu spalten, Mitbestimmungsrechte zu beschneiden und Arbeitsbedingungen zu verschlechtern. Die SPD-Bundestagsfraktion stellt sich diesem Missbrauch entgegen. Es müssen hier zukünftig klare und eindeutige Regeln gelten, um dies zu verhindern. So ist es im Koalitionsvertrag vereinbart, und diese Vereinbarung muss jetzt konsequent umgesetzt werden.


  Beschlusspapier: "Mehr Solidarität im Gesundheitswesen - GOÄ-Novelle verhindern und paritätische Finanzierung der GKV wiederherstellen" [3]


  Die Amtliche Gebührenordnung der Ärzte (GOÄ) sichert Ärztinnen und Ärzten erhebliche Einkommensvorteile bei der Behandlung privatversicherter Patientinnen und Patienten. Derzeit versucht die Ärzteschaft, eine Novellierung der GOÄ mit deutlich höheren Honoraren durchzusetzen. Die SPD-Bundestagsfraktion lehnt dies strikt ab. Denn dadurch würde das System der Zwei-Klassen-Medizin zementiert. Wir wollen dagegen ein einheitliches Vergütungssystem unabhängig vom Versichertenstatus der Patientinnen und Patienten. Außerdem muss der Zusatzbeitrag, den gegenwärtig die Mitglieder allein tragen, gestrichen werden. Wir fordern die Rückkehr zur paritätischen und solidarischen Finanzierung in der GKV - für eine gleiche und gerechte Beitragsbelastung von Arbeitgebern und Arbeitnehmern.


  Beschlusspapier: "PEPP muss endgültig weg: Für eine bedarfsgerechte Versorgung psychisch kranker Menschen" [4]


  Der zunehmenden Zahl der Menschen mit psychischen Erkrankungen steht ein Mangel an Therapieplätzen gegenüber. Seit 2013 wird ein Konzept für ein pauschaliertes Entgeltsystem für stationäre Einrichtungen erprobt, das sogenannte PEPP-System (Pauschaliertes Entgeltsystem in Psychiatrie und Psychotherapie), das sich an den Fallpauschalen in Krankenhäusern orientiert. Dabei hat sich allerdings gezeigt, dass dieses System keine bedarfsgerechte Versorgung psychisch kranker Menschen sicherstellt und vielmehr ökonomische Belange statt der Bedürfnisse der Patientinnen und Patienten in den Mittelpunkt rückt. Die SPD-Bundestagsfraktion lehnt deshalb ein solches System strikt ab. Wir fordern stattdessen ein Vergütungssystem, das individuellen Anforderungen gerecht wird und den tatsächlichen Behandlungsaufwand honoriert.


  Beschlusspapier: "Europa stärken - die Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion weiterentwickeln" [5]


  Europa wird sich im 21. Jahrhundert nur in der Welt behaupten können, wenn es solidarisch zusammenhält und die Gemeinschaft weiter vertieft. Die Krisen in der Welt machen deutlich: Wir brauchen nicht weniger, sondern mehr Europa. Wachstum und Wohlstand können nicht mehr national gedacht und organisiert werden. Wir sehen in einer vertieften Wirtschafts- und Währungsunion nicht nur ein Instrument, um das wirtschaftliche Wachstum zu vergrößern, sondern auch die Chance, den sozialen Verwerfungen innerhalb der EU entgegen zu wirken. Die SPD-Bundestagsfraktion wird den Prozess der Vertiefung und Weiterentwicklung der Eurozone eng begleiten und mitgestalten.


  

  Anmerkungen:

  [1]http://www.spdfraktion.de/sites/default/files/beschluss_sicherheit.pdf

  [2]http://www.spdfraktion.de/sites/default/files/beschluss_leiharbeit.pdf

  [3]http://www.spdfraktion.de/sites/default/files/beschluss_gesundheit.pdf

  [4]http://www.spdfraktion.de/sites/default/files/beschluss_pepp.pdf

  [5]http://www.spdfraktion.de/sites/default/files/beschluss_wwu.pdf


  Copyright 2015 SPD-Bundestagsfraktion


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung Nr. 7 vom 8. Januar 2016

  SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle
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  Internet: www.spdfraktion.de



  veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Januar 2016


  

  Zurück zum Inhaltsverzeichnis

  

  



  [image: Schattenblick Logo]

  



  INFOPOOL / PARLAMENT / SPD

  



  RECHT/527: Union gibt Widerstand gegen Stärkung der sexuellen Selbstbestimmung endlich auf


  

  

  Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 8. Januar 2016


  Arbeitsgruppe: Recht und Verbraucherschutz


  Union gibt Widerstand gegen Stärkung der sexuellen Selbstbestimmung endlich auf


  Johannes Fechner, rechtspolitischer Sprecher:


  Das Bundeskanzleramt hat den Entwurf des Bundesjustizministeriums zur

  Stärkung der sexuellen Selbstbestimmung im Strafrecht nach fünf Monaten

  Blockade nun endlich für die Länder- und Verbändeanhörung freigegeben.

  Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt diesen längst überfälligen Schritt.


  "Wir schließen mit diesem Gesetz Strafbarkeitslücken zum Schutz von Frauen. So ist ein sexueller Übergriff nach geltendem Recht nicht strafbar, wenn das Opfer aus Überraschung keinen Widerstand leisten kann oder aus Furcht von Widerstand absieht. Auch in diesen Situationen wollen wir Frauen schützen.


  Unser Gesetzesentwurf will deshalb den strafrechtlichen Schutz auf diese Konstellationen ausweiten. Das Bundeskanzleramt hat den bereits im Sommer vorgelegten Entwurf seit Monaten mit der Begründung blockiert, es bestehe kein Handlungsbedarf. Nach massivem Druck der SPD wurde nun endlich der Weg ins parlamentarische Verfahren eröffnet. Bis Februar haben Länder und Verbände die Möglichkeit Stellung zu nehmen. Wir wollen das Gesetzgebungsverfahren noch im ersten Halbjahr 2016 abschließen.


  Die Kritik der Union, der Bundesjustizminister habe für die Vorlage des Entwurfs zu lange gebraucht, ist angesichts der Blockade scheinheilig und der wichtigen Sache nicht angemessen."


  Copyright 2015 SPD-Bundestagsfraktion
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  Quelle:

  Pressemitteilung Nr. 6 vom 8. Januar 2016

  SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

  Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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  Internet: www.spdfraktion.de
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  AFRIKA/1357: Digitalisierung als Zukunftsvision in Kenia (Spektrum - Uni Bayreuth)


  

  Spektrum 2/2015 - Universität Bayreuth


  Digitalisierung als Zukunftsvision in Kenia

  Vom mobilen Geldtransfer bis zur Techno-Utopie


  von Johanna Riess



  Beim Stichwort "Digitalisierung" denken die meisten Menschen hierzulande an die rasanten technologischen Fortschritte in den Ländern des globalen Nordens. Damit verbindet sich häufig die Vorstellung, die Länder des globalen Südens seien von dieser Entwicklung durch eine 'digitale Kluft' abgekoppelt. Doch eine solche Aufteilung der Welt wird mehr und mehr in Frage gestellt - durch immer preisgünstigere Computergeräte und verbesserte mobile Technologien, aber auch durch die Verlagerung von Innovationszentren. In Kenia, dem wirtschaftlich stärksten Land in Ostafrika, lassen sich seit Beginn des 21. Jahrhunderts intensive Anstrengungen auf Seiten der Politik beobachten, für die kenianische Gesellschaft eine digitale Zukunftsvision zu entwickeln.


  

  Geschichtliche Aspekte


  Anfänglich waren es in Kenia vor allem Entwicklungshilfeorganisationen und einzelne Ministerien, die Zugang zu Computern hatten. Doch seit Mitte der 1990er Jahre entstanden öffentliche Internetcafés und Computerlabs in Schulen, so dass sich die Computer- und Internetnutzung auch in der Bevölkerung verbreitete. Allerdings vertrat die Regierung unter Staatspräsident Daniel Arap Moi (1978-2002) eine klare Anti-Computer-Haltung. Man befürchtete Arbeitsplatzverluste durch Computerisierung, Online-Kriminalität und Pornografie. Die Import-Zölle waren so hoch, dass sich kaum ein Privathaushalt einen Computer leisten konnte.


  Erst unter Staatspräsident Mwai Kibaki (2002-2013) begann sich diese Anti-Haltung gegenüber digitalen Technologien grundsätzlich zu verändern. Die von seiner Regierung entwickelte Vision 2030 war ein Plan zur Wohlstandsentwicklung mit dem Ziel, Kenia bis 2030 in ein "Middle-Income-Country" zu verwandeln. Die Vision 2030 kann als Utopie einer neuen, sicheren, sauberen und - vor allem in ökonomischer Hinsicht - besseren kenianischen Gesellschaft verstanden werden. Die Digitalisierung der kenianischen Gesellschaft war Teil dieser Utopie und wurde zugleich als Wegbereiter dieser Entwicklung verstanden. Die Phase der Industrialisierung sollte übersprungen werden, um durch digitale Technologien neue Möglichkeiten der Wohlstandsgewinnung zu eröffnen. Als Vorbilder galten dabei Länder wie Indien, Costa Rica oder Mauritius.


  

  M-pesa: eine kenianische Innovation


  Warum setzte die Regierung Kibaki so entschieden auf das Potenzial einer 'digitalisierten Gesellschaft'? Ein wesentlicher Grund waren die Erfolge, die Mobilfunkfirmen wie Safaricom und Celtel zu diesem Zeitpunkt bereits in Kenia zu verzeichnen hatten. Als Safaricom im Jahr 2007 das mobile bargeldlose Bezahlsystem M-pesa auf den Markt brachte, gewann die digitale Erfolgsstory in Kenia weiter an Fahrt. Die Wortschöpfung "M-pesa" setzt sich zusammen aus "M" für Mobil und "pesa", dem Swahili-Wort für Bargeld. M-pesa ist ein System, das über Mobiltelefone einen bargeldlosen Zahlungsverkehr und Geldtransfer ermöglicht. Ein eigenes Bankkonto ist dafür keine notwendige Voraussetzung. Jeder Nutzer kann bei einem M-pesa-Händler Geld auf das Handy einzahlen. Dieses Guthaben kann dann nach Belieben zum Einkaufen in Supermärkten oder zum Bezahlen von Rechnungen verwendet oder auch auf Handys von Freunden und Verwandten weitergeleitet werden.


  In nur wenigen Jahren ist in Kenia ein landesweites dichtes Netz von M-pesa-Händlern entstanden. Viele Supermärkte, Straßenkioske, Internet-Cafés und Tankstellen besitzen M-pesa Lizenzen des Mobilfunkanbieters Safaricom. So wird der M-pesa Service fast flächendeckend in ganz Kenia angeboten. Viele Menschen in Kenia bezahlen auf diesem Weg fast alle ihre anfallenden Rechnungen, wie zum Beispiel für den Wasser- oder Stromverbrauch. Safaricom - heute die größte kenianische Mobilfunkgesellschaft - erklärte 2014, dass es in Kenia 19,3 Millionen M-pesa-Nutzer gebe. Dies sind 45 Prozent der rund 43 Millionen Einwohner des Landes. [1] Nach Angaben der kenianischen Zentralbank entsprach die Summe aller Geldbeträge, die zwischen Juni 2013 und Juni 2014 per M-pesa transferiert wurden, 39 Prozent des kenianischen Bruttoinlandsprodukts. [2]


  

  Das Digitale im Politischen


  Während des Präsidentschaftswahlkampfs 2013, als Mwai Kibaki nicht wieder kandidierte, gewann die Idee der "Digitalisierung" der kenianischen Gesellschaft eine erneute Schubkraft. Sie hatte dabei längst nicht mehr eine rein technische Bedeutung, sondern wurde geradezu als Inbegriff eines gesellschaftlichen Lebensstils propagiert. "Being digital" lautete das Schlagwort. Präsidentschaftskandidat Uhuru Kenyatta, der Sohn des ersten kenianischen Staatspräsidenten Jomo Kenyatta (1964-1978), und sein politischer Mitstreiter William Ruto von der Partei "The National Alliance (TNA)" präsentierten sich während des Wahlkampfes als "The Digital Team". Um das darin ausgedrückte Versprechen einer Politik der Digitalisierung polemisch zuzuspitzen, wurde das Team des politischen Gegners Raila Odinga - er gehört dem Orange Democratic Movement (ODM) an - als "analogue team" betitelt. Alle Kandidaten, die sich 2013 um das Amt des Staatspräsidenten bewarben, hatten einen Facebook Account. [3]


  Nachdem Uhuru Kenyatta und sein "Digital Team" gewählt worden waren, nutzten sie Facebook und Twitter, um weiterhin über ihre politischen Aktivitäten zu berichten. So wurde die neue Regierung von vielen als wirklich digital wahrgenommen - nicht nur in technischer Hinsicht, sondern auch im Sinne eines avancierten politischen Stils. Es kam dem neu gewählten Staatsoberhaupt dabei zugute, dass er der jüngste Präsident Kenias war, seit sein Vater das Land in die Unabhängigkeit geführt hatte. Bislang ist es ihm nicht gelungen, allen Wahlkampfankündigungen gerecht zu werden. Doch wurde die Idee des "being digital" zu einer neuen Identifikationsmöglichkeit für jüngere Generationen, die darin weiterhin ein Versprechen für eine andere, bessere Zukunft sehen.


  

  E-Governance gegen Korruption und für mehr Service


  Ein zentrales Problem in Kenia ist die weitverbreitete Korruption im Bereich der Regierungsservices, zum Beispiel in Verwaltungseinrichtungen oder bei der Polizei. Die Regierung verfolgt daher die Idee der E-Governance. Dadurch will sie einerseits die Korruption im öffentlichen Sektor zurückdrängen und andererseits den Bürgern mehr Service in kürzerer Zeit bieten. Von zentraler Bedeutung sind dabei öffentliche Zentren, die mit dem Swahili-Wort für "Service" als "Huduma Centers" bezeichnet werden. [4]


  Diese Zentren fassen Services verschiedenster Regierungsstellen, die sich in der Regel auf räumlich weit verstreute Gebäude verteilen, unter einem Dach zusammen. Dazu zählen beispielsweise Anträge auf Geburtsurkunden, Führerscheine oder Personalausweise. Die Antragsteller können den Status ihrer Anträge über ihre Handys nachverfolgen; manche Anträge können sogar vollständig online gestellt werden. Die Huduma Centers sollen andere öffentliche Servicebüros der Regierung nicht ersetzen, aber ergänzen. Nach anfänglichen Schwierigkeiten scheinen sie jetzt gut funktionierende Dienstleistungen anzubieten und wurden bereits mit mehreren internationalen Preisen ausgezeichnet.


  

  Konza City: eine Stadt der Zukunft


  Das größte techno-utopische Projekt zur Digitalisierung der kenianischen Gesellschaft ist "Konza City" - ein Projekt, das von der Regierung unter Staatspräsident Kibaki konzipiert wurde. 60 Kilometer südlich von Nairobi sollte auf mehr als 20.000 Quadratkilometern eine ganz neue Stadt entstehen: eine afrikanische/kenianische Antwort auf das Silicon Valley in Kalifornien. "Silicon Savannah" sollte 200.000 Arbeitsplätze schaffen und ein ökonomischer Motor für eine von modernen Informations- und Kommunikationstechnologien geprägte Stadt mit hohem Lebensstandard sein. [5] Die kenianische Regierung verstand sich in erster Linie als Ermöglicher dieser Vision und sah ihre Zuständigkeit darin, für die nötige Infrastruktur wie Straßen, Wasserleitungen, Strom und einen Schnellgeschwindigkeitszug zu sorgen. Konza City selbst sollte jedoch vorrangig von privaten Investoren errichtet werden.


  Mit einer feierlichen Grundsteinlegung wurde das Konza City-Projekt im Januar 2013 von Mwai Kibaki eröffnet. Doch wenig später endete seine Amtszeit. Seitdem hat sich auf dem Gelände von Konza City nichts mehr getan. Es bleibt abzuwarten, ob die Regierung unter Uhuru Kenyatta das Großprojekt in die Tat umsetzen wird. In jeden Fall bleibt Konza City ein starkes Signal für den politischen Willen, die kenianische Gesellschaft neu zu gestalten. Als techno-utopisches Flaggschiff einer digitalen Vision für Kenia steht das Projekt für den Versuch, dem Land eine Zukunft zu eröffnen, die nicht vom Streben nach Industrialisierung geprägt ist, sondern auf Information und Wissen basiert.


  

  •

  Johanna Rieß ist Junior Fellow der Bayreuth International Graduate School of African Studies (BIGSAS) und arbeitet hier an einer Dissertation über Internet- und Computeraneignung in Kenia. Insgesamt zehn Monate lang hat sie bei Feldforschungen in Nairobi eine Vielzahl von Kontakten geknüpft.


  

  Anmerkungen:


  [1]www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/01-Nodes_Uebersichtsseiten/Kenia_node.html,

  aufgerufen am 19.11.2015.


  [2]Siehe dazu den von Anja Bengelstorff auf der Homepage von "Credit Suisse" am 5. August 2015 veröffentlichten Beitrag "A Global Success from Kenya":

  www.credit-suisse.com/ch/en/news-andexpertise/banking/articles/news-and-expertise/2015/08/en/a-global-success-from-kenya.html,

  aufgerufen am 19.11.2015.


  [3]Die Intensität der Nutzung variierte stark unter den Präsidentschaftskandidaten. Maratha Karua von der National Rainbow Coalition (NARC), die erste weibliche Präsidentschaftskandidatin Kenias, veröffentlichte als erste unter den Bewerbern ein eigenes Profil auf Facebook.


  [4]Vgl. den Bericht vom 7. November 2013 über die Eröffnung des ersten Huduma Centers durch Präsident Kenyatta:

  www.kenyaweeklypost.com/modules.php?name=News&file=article&sid=4300,

  aufgerufen am 19.11.2015.


  [5]Vgl. den Artikel von Präsident Mwai Kibaki: Why I believe in Konza Technology City, in der kenianischen Tageszeitung "The Standard" am 25. Januar 2003.


  *


  Quelle:

  Spektrum-Magazin der Universität Bayreuth

  Ausgabe 2 - November 2015, Seite 74-77

  Universität Bayreuth

  Stabsabteilung PMK - Presse, Marketing und Kommunikation

  95440Bayreuth

  Telefon: 0921/55-53 56, -53 24, Fax: 0921/55-53 25

  E-Mail: pressestelle@uni-bayreuth.de

  Internet: www.uni-bayreuth.de

  

  Spektrum erscheint ein- bis zweimal jährlich.
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  BERUF/1725: Landwirtschaft ist wichtig! Aber auch für mich? (DBV)


  

  Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 7. Januar 2016


  Landwirtschaft ist wichtig! Aber auch für mich?


  Schülerpressekonferenz zum "Tag der Ausbildung" auf der

  Internationalen Grünen Woche



  Sind "Grüne Berufe" auch für Jugendliche aus der Stadt interessant? Bietet die Land- und Ernährungswirtschaft coole Jobs und Karrierechancen? Dies sind nur zwei von zahlreichen Fragen, die junge Menschen in ihrer Entscheidungsphase für einen Ausbildungsplatz in einem Beruf mit guten Berufsaussichten interessieren. Antworten auf diese Fragen werden der Deutsche Bauernverband (DBV) und der i.m.a - information.medien.agrar e.V. 400 Schülerinnen und Schüler sowie Redakteuren von Schülerzeitungen aus Berlin und Brandenburg geben, die sich am "Tag der Ausbildung" auf dem "ErlebnisBauernhof" der Internationalen Grünen Woche (20. Januar 2016, 11:00 Uhr, Halle 3.2) über die "Grünen Berufe" informieren.


  In der i.m.a-Schülerpressekonferenz werden Auszubildende aus zwölf Berufen der Land- und Ernährungswirtschaft über ihre Berufswahl und die vielfältigen Ausbildungsmöglichkeiten berichten und sich der Diskussion mit den Schülerinnen und Schülern stellen. Im Anschluss an die Schülerpressekonferenz haben die Jugendlichen die Möglichkeit, sich an den Ständen auf dem "ErlebnisBauernhof" über weitere Details der Berufe sowie andere spannende Themen rund um die Landwirtschaft und Nahrungsmittelproduktion zu informieren.


  "Die "Grünen Berufe" bieten gute Berufschancen - auch für Jugendliche, die nicht aus der Landwirtschaft kommen und keinen eigenen Betrieb zu Hause haben. Mit dem "Tag der Ausbildung" wollen wir Schülerinnen und Schülern die vielfältigen landwirtschaftlichen Berufe näherbringen", betonte DBV-Generalsekretär Bernhard Krüsken im Vorfeld des Ausbildungstages. Die zahlreichen Anmeldungen zu dieser Veranstaltung zeigten, dass die landwirtschaftlichen Berufe auf reges Interesse bei jungen Menschen stoßen. "Dabei hat sich die weltgrößte Messe der Land- und Ernährungswirtschaft sowie des Gartenbaus als ideale Informationsplattform etabliert, die von Schulklassen zunehmend auch als außerschulischer Lernort genutzt wird", stellte Patrik Simon von der i.m.a-Geschäftsführung fest.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung vom 7. Januar 2016

  Deutscher Bauernverband, Pressestelle

  Claire-Waldoff-Straße 7

  10117Berlin

  Tel.: 030 / 31 904 407

  Fax: 030 / 31 904 431

  Mail: presse@bauernverband.net

  Internet: www.bauernverband.de
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  GEWERKSCHAFT/120: Klage gegen Mindestlohn in der Weiterbildung abgewiesen (GEW)


  

  Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 8. Januar 2015


  GEW: Klage gegen Mindestlohn in der Weiterbildung abgewiesen


  Bildungsgewerkschaft und ver.di begrüßen LAG-Urteil



  Frankfurt a. M./Berlin - Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) und die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) begrüßen die Entscheidung des Landesarbeitsgerichts Berlin-Brandenburg, das einen Antrag von zwanzig Weiterbildungsunternehmen abgewiesen hat, die den Branchenmindestlohn für pädagogisches Personal in der Weiterbildung nicht bezahlen wollten. "Der Beschluss des LAG Berlin schafft für das pädagogische Personal in der Aus- und Weiterbildung Rechtssicherheit. Das ist ein guter Tag für die Beschäftigten", sagte Ute Kittel, ver.di-Bundesvorstandsmitglied für den Bereich Bildung, Wissenschaft und Forschung. Andreas Gehrke, Mitglied des Geschäftsführenden Bundesvorstands der GEW, betonte: "Damit kann dem pädagogischen Personal in der Weiterbildung mit Rückforderungen nicht mehr in die Tasche gegriffen werden." In der Branche arbeiten rund 20.000 Beschäftigte.


  Die klagenden Unternehmen wollten erreichen, dass die zweite Mindestlohnverordnung für Aus- und Weiterbildungsdienstleistungen für unwirksam erklärt wird, die bis zum 31. Dezember 2015 galt. Der Branchenmindestlohn greift für pädagogisches Personal, das überwiegend Erwerbslose oder von Erwerbslosigkeit bedrohte Menschen nach dem Zweiten und Dritten Sozialgesetzbuch aus- und weiterbildet.


  In dem Verfahren vor dem LAG Berlin-Brandenburg ging es um die "Zweite Verordnung über zwingende Arbeitsbedingungen für Aus- und Weiterbildungsdienstleistungen nach dem Zweiten oder Dritten Buch Sozialgesetzbuch vom 26. Juni 2013", die am 1. Juli 2013 in Kraft trat und bis zum 31. Dezember 2015 galt. Mit dieser Verordnung wurde der zwischen der Zweckgemeinschaft des Bildungsverbandes (BBB) und ver.di sowie der GEW abgeschlossene "Tarifvertrag zur Regelung des Mindestlohns für pädagogisches Personal vom 14. Februar 2013" für allgemeinverbindlich erklärt. Damit wurde der Mindestlohn in Westdeutschland einschließlich Berlin ab 1. Januar 2014 auf 13 Euro und ab 1. Januar 2015 auf 13,35 Euro und in den ostdeutschen Bundesländern ab 1. Januar 2014 auf 11,65 Euro und ab dem 1. Januar 2015 auf 12,50 erhöht.


  Seit dem 1. Januar 2015 ist eine weitere Mindestlohnverordnung in Kraft, die den zwischen den Sozialpartnern neu ausgehandelten Mindestlohn für allgemeinverbindlich erklärt. Seit dem 1. Januar 2016 liegt der Mindestlohn, an den auch tariflose Unternehmen gebunden sind, in den alten Bundesländern bei 14 Euro und in den neuen Bundesländern bei 13,50 Euro pro Stunde. Ab Januar 2017 steigt der Mindestlohn in Ost und West auf 14,60 Euro.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung vom 8. Januar 2016

  Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

  Hauptvorstand, Reifenberger Str. 21, 60489 Frankfurt a.M.
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  LANDWIRTSCHAFT/1665: Niedersachsen - Agrarminister Christian Meyer warnt vor Post-Antibiotika-Zeitalter (NDSML)


  

  Niedersächsisches Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft, Verbraucherschutz und Landesentwicklung

  Pressemitteilung Nr. 3 vom 08.01.2016


  Agrarminister Christian Meyer warnt vor Post-Antibiotika-Zeitalter


  "Resistenz gegen Colistin ein Alarmsignal" - Diskussionsabend mit rund 150Gästen



  BERLIN/HANNOVER. Mit einem eindringlichen Appell hat sich am Donnerstagabend Niedersachsens Agrarminister Christian Meyer an Landwirte, Tierärzte und Pharmafirmen gewandt, um den nach wie vor zu hohen Antibiotikaeinsatz in der Tierhaltung zu reduzieren. Ein Thema treibt ihn dabei besonders um: Jüngste Erkenntnisse über die sich offenbar weltweit immer weiter verbreitende Resistenz gegen Colistin - dem bei manchen Keimen letzten wirksamen Antibiotikum für den Menschen. "Das ist ein Alarmsignal", sagte der Minister.


  Meyer forderte, "mit Medikamenten für Masttiere nicht weiter so verschwenderisch umzugehen wie bisher. Denn ein solcher Umgang hat fatale Auswirkungen auch auf die Humanmedizin, weil es zu immer mehr multiresistenten Keimen beim Menschen kommt. Ohne Richtungswechsel steuern wir geradewegs in ein Post-Antibiotika-Zeitalter", so Meyer. "Dann wird irgendwann auch das letzte noch zur Verfügung stehende Reserveantibiotikum für Menschen nutzlos. Damit steht die Gesundheit insgesamt auf dem Spiel", sagte der Minister auf einer gemeinsamen Veranstaltung mit der Umweltorganisation BUND in der niedersächsischen Landesvertretung in Berlin. Rund 150 Gäste nahmen an der Diskussion unter dem Titel "Wundermittel Antibiotika - Einsatz in Tierställen und die Folgen für die Gesundheit von Mensch und Tier" teil. An der Podiumsdebatte und als Referenten waren neben dem Landwirtschaftsminister Christiane Cuny und Wolfgang Witte vom Robert-Koch-Institut (RKI), BUND-Vorsitzender Hubert Weiger, Bernhard Kühnle vom Bundesagrarministerium, der SPD-Bundestagsabgeordnete Wilhelm Priesmeier sowie Friedrich-Otto Ripke, der Vorsitzende des Verbandes der Niedersächsischen Geflügelwirtsch aft (NGW), beteiligt.


  RKI-Expertin Cuny verwies auf die "Hotspot-Regionen und das Schweinedreieck" insbesondere in Niedersachsen und benannte als Problem "den oft unkritischen Antibiotikaeinsatz". Ihr Kollege Witte ergänzte: "Der verantwortungsbewusste Umgang mit Antibiotika muss gestärkt werden." Witte machte sich stark für eine "One-Health-Strategie" - Tier- und Humanmedizin seien bei der Reduzierung des Antibiotikaeinsatzes gleichermaßen gefordert. NGW-Vorsitzender Ripke räumte ein, man habe beim Thema Antibiotikaeinsatz Zeit verloren, die für die Gesundheit der Menschen existenziell sei. Er persönlich wünsche sich "mehr Holland" - ein Hinweis darauf, dass die Niederlande es geschafft haben, den Antibiotikaeinsatz binnen kurzer Zeit um weit mehr als 50 Prozent zu minimieren. BUND-Vorsitzender Hubert Weiger forderte auf der Diskussionsveranstaltung ein Ende von "Turbomast" und "Hochleistungszucht"; ohne Antibiotika, so Weiger, würden viele Tiere dies gar nicht überstehen. Priesmeier sagte, "Ursache aller Erkrankungen sind die Haltungsbedingungen".


  Jeder Einsatz von Antibiotika trage zur Entwicklung von Resistenzen bei, sagte der niedersächsische Landwirtschaftsminister. "Bakterien und Keime, gegen die die Medikamente eigentlich wirken sollen, entwickeln multiresistente Eigenschaften. Die Arzneien werden wirkungslos." Studien belegten, dass die in der Tierhaltung teils massenhaft eingesetzten Antibiotika daran einen Anteil hätten, sagte Meyer. Wie ernst die Lage sei und "welche weltweite Dimension" diese für den Menschen existenzielle Thematik mittlerweile eingenommen habe, zeigten die jüngsten Forschungen zum Colistin. Es wird zwar vor allem in der Nutztierhaltung zur Behandlung von Darmerkrankungen eingesetzt und zählt im Agrarbereich zu den am häufigsten benutzten Arzneien. Trotz seiner Nebenwirkungen für den Menschen zählt jedoch die Weltgesundheitsorganisation Colistin zu den unverzichtbaren Medikamenten in der Humanmedizin.


  "Die Berichte der Forscher legen einen Zusammenhang zwischen dem Antibiotikaeinsatz in der Tierhaltung und der Entwicklung multiresistenter Keime beim Menschen nahe", sagte der Minister. "Umso wichtiger ist es, die Verwendung von Antibiotika in Tierställen zu reduzieren. Wir dürfen diesen Kampf nicht verlieren." Meyer: "Das zunächst nur in China nachgewiesene übertragbare Gen mcr-1, das eine Resistenz gegen Colistin verursacht, ist auch in Darmbakterien von Nutztieren in Deutschland weit verbreitet. Das legt zumindest die jüngste Mitteilung des Bundesinstituts für Risikobewertung (BfR) nahe." Die Entwicklung betrachte er "mit großer Sorge", sagte der Landwirtschaftsminister. "Denn anders als zuvor kann das Resistenzgen nach Erkenntnissen der Wissenschaftler nun auch zwischen Bakterien übertragen werden." Den Studien zufolge ist nicht mehr nur allein China betroffen, sondern auch Deutschland, die Niederlande und Großbritannien.


  Dass das Thema Antibiotika-Resistenzen eine weltweite Dimension erreicht hat, machte Bernhard Kühnle vom Bundesagrarministerium deutlich. Der G7-Gipfel der Gesundheitsminister habe vor kurzem Risiken und Szenarien besprochen, so Kühnle. Und auch der Gipfel der G20, also der Gruppe der 20 wichtigsten Industrie- und Schwellenländer, werde 2017 unter deutscher Präsidentschaft das Thema auf die Tagesordnung setzen. Vor diesem Hintergrund ist es aus Sicht von Niedersachsens Landwirtschaftsminister Christian Meyer "völlig unverständlich", warum die CDU im Landtag vorauseilend Kritik an der Antibiotika-Veranstaltung in Berlin geübt habe und ihm Panikmache sowie einen verantwortungslosen Umgang mit einer ernsten Materie vorwerfe. Meyer: "Verantwortungslos ist das Vorgehen der CDU - nämlich auch dann noch zu beschwichtigen und zu beschönigen, während britische und chinesische Experten bis hin zum BfR schon Alarm schlagen."


  Der Landwirtschaftsminister zeigte sich überzeugt, "dass Niedersachsen mit der vorbildlichen Umsetzung seiner Antibiotika-Minimierungsstrategie erste Erfolge erzielt hat. Wir werden es schaffen, innerhalb von fünf Jahren den Antibiotikaeinsatz um die Hälfte zu verringern." Durch das Inkrafttreten der 16. Novelle des Arzneimittelgesetzes müssen die Tierhalter in Deutschland seit 2014 den Behörden mitteilen, wie oft sie Antibiotika im Stall einsetzen. Die Meldepflicht gilt allein für Mastbetriebe. Wer besonders hohe Mengen verabreicht hat, muss Minimierungsmaßnahmen einleiten.


  Bundesweit sind im Jahr 2014 etwa 25 Prozent weniger Antibiotika an Tierarztpraxen abgegeben worden als 2011. Von aktuell rund 1200 Tonnen in Deutschland gingen ungefähr 726 Tonnen nach Niedersachsen, also mehr als 60 Prozent, und zwar vor allem in die Region Weser-Ems. Zwar ging in Niedersachsen der Antibiotikaeinsatz bei Puten um 17 Prozent und bei Masthähnchen um etwa 19 Prozent zurück. Das sei aber kein Grund, sich zurückzulehnen, so Meyer. "Bei Puten und Mastschweinen liegt Niedersachsen noch deutlich über dem Bundesschnitt. Wir haben noch harte Arbeit vor uns." Der Landwirtschaftsminister nahm zugleich den Bund in die Pflicht: "Berlin muss endlich eine Negativliste derjenigen Reserveantibiotika vorlegen, die nicht mehr oder nur noch unter strengen Auflagen in der Tierhaltung eingesetzt werden dürfen."


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung Nr. 3 vom 8.1.2016

  Herausgeber: Niedersächsisches Ministerium für Ernährung,

  Landwirtschaft, Verbraucherschutz und Landesentwicklung

  - Referat für Öffentlichkeitsarbeit -
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  MARKT/2145: Wirksamkeit des Kartellrechts in der Lebensmittellieferkette stärken (DBV)


  

  Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 7. Januar 2016


  Wirksamkeit des Kartellrechts in der Lebensmittellieferkette stärken


  DBV unterstützt Bestrebungen von Bundeslandwirtschaftsminister Schmidt



  Der Deutsche Bauernverband (DBV) begrüßt das von Bundeslandwirtschaftsminister Schmidt gegenüber Journalisten erklärte Ziel, über eine Novelle des Wettbewerbsrechts das Verbot des Verkaufs von Lebensmitteln unter Einstandspreis wirksamer gestalten zu wollen. Der Preiskampf und die Konzentration von Nachfragemacht im Lebensmitteleinzelhandel führen nach Einschätzung des DBV zu Wertschöpfungsverlusten in der Landwirtschaft. Es bedarf daher kartellrechtlicher Rahmenbedingungen, die die zunehmende Schieflage bei der Wertschöpfungsverteilung in der Lebensmittelkette korrigieren.


  Ein Schritt in diese Richtung ist deshalb auch die angestrebte Umsetzung der langjährigen Forderung des DBV, das Verbot des auch gelegentlichen Verkaufs unter Einstandspreis über 2017 hinaus unbefristet zu verlängern und klarer zu regeln. Das Verbot sollte so ausgestaltet werden, dass der Bezugspreis unter Ausschluss der Werbekostenzuschüsse oder vergleichbarer Zahlungen gerichtsfest durch die Kartellbehörden bestimmt werden kann.


  Zudem müssen auch die Grenzen zwischen harten Verhandlungen und der missbräuchlichen Ausnutzung von Nachfragemacht bei den Partnern der Lebensmittellieferkette genauer bestimmt werden. Dies verdeutlicht das Urteil des Oberlandesgerichtes Düsseldorf zur Aufhebung der Entscheidung des Bundeskartellamtes zur Einstufung von sogenannten Hochzeitsrabatten als missbräuchliche Ausnutzung der Marktmacht.


  Der DBV sieht die Politik in der Verantwortung, Anpassungen im Kartell- und Wettbewerbsrecht vorzunehmen, um den Kartellbehörden gerichtsfeste Instrumente für die Sicherung fairer Wettbewerbsbedingungen in der Lebensmittellieferkette an die Hand zu geben.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung vom 7. Januar 2016

  Deutscher Bauernverband, Pressestelle
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  DEMOSKOPIE/627: Flüchtlingspolitik - Obergrenze verliert in der Bevölkerung an Zustimmung (WDR)


  

  Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 7. Januar 2016


  ARD-DeutschlandTrend Januar 2016:

  Flüchtlingspolitik: Obergrenze verliert in der Bevölkerung an Zustimmung


  ARD / Infratest dimap



  Aktuell werden eine Vielzahl von Maßnahmen in der Flüchtlingspolitik diskutiert. Die Einführung einer Obergrenze zur Aufnahme von Flüchtlingen verliert in der Bevölkerung deutlich an Zustimmung. 61 Prozent sprechen sich für die Einführung einer Obergrenze aus. Das sind 11 Punkte weniger als im Dezember. 36 Prozent der Befragten lehnen eine solche Maßnahme ab. Das hat eine Umfrage des ARD-DeutschlandTrends von Montag bis Dienstag dieser Woche ergeben.


  75Prozent der Befragten halten es für richtig, ein Gesetz einzuführen, das regelt, wie man Zuwanderer auf deutsche Grundwerte verpflichtet (+2 im Vergleich zu Dezember). 20 Prozent finden das nicht richtig. In einigen Mitgliedsländern der EU gibt es bereits seit längerem Grenzkontrollen, um den Flüchtlingsstrom zu kanalisieren und zu begrenzen. In den letzten Tagen haben nun auch Schweden und Dänemark solche Maßnahmen eingeführt. 57 Prozent der Befragten (+12 im Vergleich zu September) stimmen der Wiedereinführung von Grenzkontrollen zu. 41 Prozent lehnen dies ab. 51 Prozent der Befragten befürworten, Flüchtlingen die Einreise zu verweigern, wenn sie keine gültigen Ausweispapiere besitzen. 44 Prozent sprechen sich dagegen aus.


  Die Skepsis gegenüber der Zuwanderung ist im Vergleich zum November etwas gesunken. 41 Prozent sehen in der Zuwanderung für Deutschland eher Nachteile (-3 Punkte im Vergleich zum November). 38 Prozent der Befragten bewerten Zuwanderung ganz allgemein als eher vorteilhaft (+1). Eine kleine Gruppe von 15 Prozent ist der Ansicht, dass sich beides die Waage halten wird.


  Befragungsdaten


  
    	Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung in Deutschland ab 18 Jahren


    	Fallzahl: 1.004 Befragte


    	Erhebungszeitraum: 4.1.2016 bis 5.1.2016


    	Erhebungsverfahren: Computergestützte Telefoninterviews (CATI)


    	Stichprobe: Repräsentative Zufallsauswahl/Randomstichprobe/Dual Frame


    	Fehlertoleranz: 1,4* bis 3,1** Prozentpunkte

    * bei einem Anteilswert von 5%; ** bei einem Anteilswert von 50%

  


  *
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  MELDUNG/078: Ausstellung zeigt ein anderes Gesicht Afghanistans (Pressenza)


  

  Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin


  Ausstellung zeigt ein anderes Gesicht Afghanistans


  von Wahida Paikan, 7. Januar 2016



  Pressenza Hong Kong - 07.01.2016. Jemand sagte einmal Frieden ist nicht nur die Abwesenheit von Krieg, sondern es bedeutet auch Gerechtigkeit. Diesen Geist findet man in der Peace Campaign 2015 [1], einer Fotoausstellung, die im historischen Bagh-e Babur Park in Kabul zu sehen war.


  Organisiert von Watch on Basic Rights Afghanistan (WBRAO) mit der Unterstützung von Open Society Afghanistan, definiert die Ausstellung Frieden als etwas, das weit über Sicherheit und Politik hinaus geht. Auf diesen Bildern gibt es Frieden im Miteinander leben, in der Redefreiheit, in politischer und gesellschaftlicher Freiheit, fehlender Gewalt gegen Frauen, der Möglichkeiten für alle und der Schönheit der Natur.


  Die Fotos wurden von afghanischen Fotografen gemacht - über hundert sind es insgesamt - und sie fordern den Betrachter dazu auf darüber nachzudenken, was Frieden für ihn bedeutet. Die Aussteller wollen der afghanischen Regierung bedeuten, dass ein Frieden im Land nicht um jeden Preis zu erkämpfen ist. Frieden wird nicht nur als fehlender Krieg gesehen, Frieden muss auch gesellschaftliche und politische Rechte für alle mit sich bringen.


  "Diese Fotos zeigen ein anderes Gesicht Afghanistans, eines dass nicht nur immer vom Krieg gezeichnet ist", sagt Mohammad Rahim Jami, Anwalt und Kampagnenchef von WBRAO.


  (Fotos der Ausstellung sind zu sehen unter [1] und [2].)


  

  Übersetzung: Marita Simon


  Anmerkungen


  [1]http://www.wbrao.org/index.php/projects/past-projects/peace-photo-exhibition/ghoto-gallery


  [2]https://www.opensocietyfoundations.org/voices/afghan-photo-exhibit-seeks-redefine-peace?utm_source=media_A&utm_medium=email&utm_content=Iaa1sI8mcSKnbfVuBIzqknQEBDOCMsTz5qwB_Am31uA&utm_campaign=media_A_010616


  

  Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

  http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


  *


  Quelle:

  Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

  Johanna Heuveling

  E-Mail: johanna.heuveling@pressenza.com

  Internet: www.pressenza.com/de
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  MENSCHENRECHTE/321: Institut fordert erneute Debatte über Kriterien für Genehmigung deutscher Rüstungsexporte (DIMR)


  

  Deutsches Institut für Menschenrechte - 8. Januar 2016


  Institut fordert erneute Debatte über Kriterien für Genehmigung deutscher Rüstungsexporte



  Berlin - Anlässlich der Hinrichtung von 47 Menschen in Saudi-Arabien fordert das Deutsche Institut für Menschenrechte eine grundsätzliche Debatte über die deutsche Rüstungsexportpolitik. "Bundesregierung und Bundestag müssen sich sicherheits- und menschenrechtspolitische Aspekte von Rüstungsexporten erneut vornehmen. Die Kriterien für die Genehmigung von Rüstungsexporten müssen offengelegt und präzisiert, Abwägungsregeln verdeutlicht und Entscheidungsprozesse transparenter gemacht werden. Bei der Klärung der Frage, wann Rüstungsexporte genehmigt werden, müssen wissenschaftliche Untersuchungen zur Wirkung von Rüstungsexporten zurate gezogen werden", mahnt Wolfgang S. Heinz, der Experte für Sicherheitspolitik und Menschenrechtsschutz des Instituts.


  Bislang ist der Entscheidungsprozess bei Rüstungsexporten intransparent, parlamentarische Kontrollmöglichkeiten sind gering. Auch die Anwendung der Kriterien, nach denen Genehmigungen erteilt werden, ist unklar. Die Bundesregierung hat in ihren Grundsätzen zu Rüstungsexporten im Jahr 2000der Achtung der Menschenrechte im Bestimmungs- und Endverbleibsland zwar ein besonderes Gewicht beigemessen. Auch die Europäische Union einigte sich 2008 in einem Gemeinsamen Standpunkt auf die Achtung der Menschenrechte und des Humanitären Völkerrechts durch das Endbestimmungsland und die Verweigerung eines Exports, wenn die Güter bewaffnete Konflikte auslösen, verlängern oder bestehende Spannungen oder Konflikte verschärfen würden. Doch unklar ist, welches Gewicht diese Kriterien bei konkreten Entscheidungen haben, wann die Achtung der Menschenrechte und des Humanitären Völkerrechts den Export verhindert, wann sicherheitspolitische Aspekte wie Förderung von Stabilität und "Ertüchtigung" von Empfängerstaaten überwiegen.


  Exporte von Rüstungsgütern nach Saudi-Arabien genügen den selbst gestellten Ansprüchen der Bundesregierung und der Europäischen Union nicht. Seit Jahren sind schwerwiegende Menschenrechtsverletzungen in Saudi-Arabien bekannt. Das Land beteiligte sich 2011 unter anderem an der gewaltsamen Niederschlagung von Demonstrationen in Bahrain und führt seit 2015eine kriegerische Auseinandersetzung mit dem Jemen. Aus Saudi-Arabien werden zudem terroristische Gruppen in anderen Ländern unterstützt.


  Bei Entscheidungen für Rüstungsexporte nach Saudi-Arabien hat die Bundesregierung der Achtung der Menschenrechte bislang offensichtlich nicht die gleiche Bedeutung beigemessen wie anderen Kriterien.


  Laut Bericht der Bundesregierung über ihre Exportpolitik wurden allein im ersten Halbjahr 2015 66 Rüstungsexporte nach Saudi-Arabien im Wert von 178,6 Millionen Euro genehmigt.


  

  Weitere Informationen:


  Pressemitteilung: Institut begrüßt Stärkung der Parlamentsrechte zu Rüstungsexporten (21.10.2014):

  http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/index.php?id=215&tx_news_pi1%5Bnews%5D=1017&tx_news_pi1%5Baction%5D=detail&tx_news_pi1%5Bcontroller%5D=News&cHash=b4406348b085495bf6ebfa23ee660601


  Pressemitteilung: Rüstungsexporte: Menschenrechte als Kriterium ernst nehmen und parlamentarische Befassung stärken (06.12.2012):

  http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/index.php?id=215&tx_news_pi1%5Bnews%5D=610&tx_news_pi1%5Baction%5D=detail&tx_news_pi1%5Bcontroller%5D=News&cHash=39664b26c7c34d9a491dc7cefe570344


  Erklärung des UN-Hochkommissars für Menschenrechte zu den Hinrichtungen in Saudi-Arabien (03.01.2016; Englisch):

  https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/index.php?RDCT=9bd62c3ce8f7dc63714c


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung vom 8. Januar 2016

  Deutsches Institut für Menschenrechte e. V.

  Zimmerstr. 26/27, 10969 Berlin

  Telefon: +49 30 259 359 0, Telefax: +49 30 259 359 59

  E-Mail: info@institut-fuer-menschenrechte.de
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  FRAGEN/021: Paraguay das Tor zu Südamerika - Interview mit dem neuen Botschafter Fernando Ojeda (Pressenza)


  

  Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin


  Paraguay das Tor zu Südamerika: Interview mit dem Botschafter Fernando Ojeda


  von Reto Thumiger, 17. Dezember 2015



  Berlin - 17.12.2015. Wir unterhielten uns mit Fernando Ojeda [*], dem neuen Botschafter von Paraguay in Deutschland über die wirtschaftliche Bedeutung seines Landes und die Integration Südamerikas und der Karibik.


  Reto Thumiger: Sie haben vom 5. bis 10. Oktober eine Rundreise durch Deutschland unternommen, um Werbung für die paraguayische Wirtschaft und ihre Produkte zu machen. Wie war die Resonanz?


  Fernando Ojeda: Die Reaktionen waren sehr gut. In erster Linie haben wir Paraguay zurück auf die Landkarte gebracht. Die meisten Menschen in Deutschland kennen Paraguay nicht oder nur oberflächlich. Vielleicht haben sie von der Ciudad del Este oder den Iguazú-Wasserfällen gehört, aber Paraguay ist so viel mehr als das. Deshalb haben wir eine Tour gemacht, um das Land vorzustellen. In der Hafenstadt Hamburg haben wir unseren logistischen Sektor vorgestellt. In Stuttgart hingegen haben wir uns auf den Fahrzeugbau konzentriert. In Paraguay finden zurzeit bedeutende Investitionen von Zuliefererfirmen für den Automobilbau statt, insbesondere im Bereich Verkabelung. Zuletzt haben wir in Köln an der ANUGA, der weltweit führenden Ernährungsmesse, unsere Landwirtschaftsprodukte vorgestellt. Paraguay weist Agrarprodukte höchster Qualität vor und ebenso ein großes Angebot an Bio-Lebensmitteln. Natürlich durfte unser Fleisch nicht fehlen, meines Erachtens das Beste der Welt (lacht).


  Nach dieser Rundreise helfen wir den interessierten Unternehmen, die nötigen Kontakte und Informationen zu erhalten, um die wirtschaftliche Zusammenarbeit zu erleichtern. Das ist für mich ein wichtiger Aufgabenbereich als Botschafter.


  Warum ist es interessant in Paraguay zu investieren?


  Paraguay bietet viele Möglichkeiten. Das Land befindet sich im Herzen Südamerikas, in einer strategischen Position innerhalb des Kontinents und weist aktuell das vorteilhafteste Wirtschaftsklima auf. Es hat die zweithöchste Kapitalrendite innerhalb der Region. Paraguay ist ein wichtiger Lebensmittelproduzent mit einem aufstrebenden Logistikzentrum, außerdem abstandsgleich zu den wichtigsten Hauptstädten Südamerikas. Nicht zuletzt ist unsere Bevölkerung sehr jung. 70 Prozent sind jünger als 35 und haben viel Lust zu lernen. Unsere Wirtschaft ist sehr stabil. Die Währung Paraguays hatte in den letzten 70 Jahren kaum Schwankungen. Es wurden keine Nullen weggenommen und auch keine hinzugefügt. Dank dieser Faktoren konnte Paraguay in den letzten 10 Jahren ein durchschnittliches BIP von 4,5 Prozent vorweisen.


  Es existieren verschiedene Initiativen zur wirtschaftlichen und politischen Integration Südamerikas und der Karibik. Zum Beispiel MERCOSUR und UNASUR mit Paraguay als Vollmitglied, außerdem ALBA-TCP in der Paraguay einen Beobachter-Status innehat und den SUCRE als gemeinsame Rechnungswährung. Welches ist ihres Erachtens der vielversprechendste Weg für Lateinamerika und für ihr Land und welche Hürden müssen überwunden werden?


  Da Paraguay keinen direkten Zugang zum Meer hat, fühlte sich das Land schon immer der Integration verpflichtet. Paraguay ist von den Wirtschaftsbeziehungen abhängig und für uns ist es wichtig, dass diese Integrationsmechanismen sich in erster Linie auf die wirtschaftliche Integration fokussieren, ohne natürlich die Bedeutung der internationalen politischen Foren außer Acht zu lassen. Diese sind sehr wichtig für die Behandlung von verschiedenen Themen der Region.


  In Lateinamerika ist Paraguay Mitglied in OEA, UNASUR, ALLADI, MERCOSUR und CELLAC. Wir betrachten die verschiedenen existierenden Initiativen nicht als gegensätzlich. Alle arbeiten auf das gleiche Ziel hin, nämlich die Region zu integrieren. Welche Initiative besser oder schlechter ist, kann ich nicht sagen. Jede weist für unser Land wichtige Aspekte auf im politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Bereich oder im Gesundheitssektor. Für die wirtschaftliche Entwicklung Paraguays ist MERCOSUR von großer Bedeutung. Allerdings muss MERCOSUR zu seinen Wurzeln zurückkehren. Es ist wichtig, diese internationalen Organisationen nicht zu ideologisieren. Diese Art zu politisieren behindert die ursprüngliche Zielsetzung.


  Der neugewählte argentinische Präsident Mauricio Macri hat angekündigt, er werde im MERCOSUR vorschlagen, Venezuela auszuschließen. Finden Sie das ein vorteilhaftes Vorgehen für die Integration und die Zukunft dieser Allianz?


  Das ist eine Initiative von Mauricio Macri und dazu möchte ich mich nicht äußern. Diese Frage sollte dem Präsidenten Macri gestellt werden.


  Wie ich bereits gesagt habe, setzen wir uns für die Integration der ganzen Region ein und es scheint uns ein wichtiger Moment zu sein, im wirtschaftlichen Bereich vor allem.


  Kürzlich wurde ein Gas- und Energieabkommen zwischen Paraguay und Bolivien unterzeichnet. Wie werden nun die Ausgleichszahlungen erfolgen, über den SUCRE oder in US Dollar?


  Erdgas haben wir bis dahin in erster Linie aus Argentinien importiert, wobei für Argentinien immer der inländische Konsum Vorrang hat. Das führt zu Problemen bei der Gasversorgung. Dieses Abkommen mit Bolivien gewährleistet eine permanente und stabile Versorgung. Außerdem profitiert die Bevölkerung stark davon, dass die Gaspreise sinken. Petróleos Paraguayos (Petropar) wird in Zukunft auch die Zulieferung an den Endverbraucher übernehmen. So kann Petropar die Preispolitik selber gestalten, es werden neue Arbeitsplätze entstehen und das wird sich vorteilhaft auf die Infrastruktur beider Länder auswirken. Um auf die Frage über die Ausgleichszahlungen zurück zu kommen, diese werden in US-Dollar erfolgen und über keine anderen Mechanismen.


  Als offizieller Vertreter Ihres Landes in Deutschland, welche Bereiche möchten Sie vor allem voranbringen?


  Ein Botschafter hat natürliche vielfältige Aufgaben. Als Volkswirt liegen mir natürlich die Wirtschaftsbeziehungen und der Handel besonders am Herzen.


  Wir möchten, dass Paraguay für Deutschland das Tor zu Südamerika wird. Deutschland soll uns als einen vertrauenswürdigen politischen Partner in der Region wahrnehmen und wir wünschen uns natürlich mehr Direktinvestitionen und ein höheres Handelsvolumen für beide Seiten. Wobei der Schutz unserer Umwelt und der Biodiversität gewährt sein muss. Paraguay besitzt eine sehr bedeutende Biodiversität und wir verfügen mit dem Acuífero Guaraní über die größten Grundwasserreserven der Welt. Der Schutz unserer Naturschätze ist oberstes Ziel. Deshalb auch unser großes Interesse an der deutschen Technologie, einerseits zur Erhöhung der Innovation und Produktivität der Unternehmen in Paraguay und andererseits zur Erfüllung höchster Umweltstandards. Paraguay besitzt großes Potential zur erneuerbaren Energiegewinnung. Auch hier hoffen wir auf einen Technologietransfer von Deutschland, um den Anteil auszubauen.


  Herr Botschafter vielen Dank für das interessante Gespräch.


  [*] Botschafter Ojeda hat die Grund- und Oberschule an der Goethe Schule besucht und als Volkswirt an der Fakultät für Wirtschaftswissenschaft der Nationalen Universität Asunción promoviert. Er ist verheiratet und hat drei Kinder. Bevor er im Februar dieses Jahres seinen Posten als Botschafter Paraguays in Berlin angetreten hat, war er zwei Jahre lang Privatsekretär von Horacio Cartes, Präsident der Republik Paraguay.


  

  Über den Autor


  Reto Thumiger

  Seit über 25 Jahren ist der gebürtige Schweizer und gelernte Kaufmann Aktivist des Neuen Humanismus. Seine Anliegen, wie kulturelle Vielfalt, gleiche Rechte und Möglichkeiten für alle Menschen sowie eine innere und äußere Revolution - basierend auf der aktiven Gewaltfreiheit, führte ihn in sehr unterschiedliche Länder, wie Ungarn, Spanien, Togo und Sierra Leone. Mit seiner freiwilligen Tätigkeit in Pressenza Berlin möchte er der neuen Sensibilität und dem neuen Bewusstsein ein Sprachrohr verleihen und mit seinem Engagement bei der Organisation Begegnung der Kulturen von einem multikulturellen Nebeneinander zu einer weltweiten menschlichen Nation gelangen.


  

  Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

  http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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  MELDUNG/598: Hans-Böckler-Stiftung - Wirtschaftspolitischer Jahresausblick (idw)


  

  Hans-Böckler-Stiftung - 07.01.2016


  Wirtschaftspolitischer Jahresausblick des IMK


  30Milliarden Euro Spielraum für Investitionsoffensive nutzen - weitere Stärkung der Binnennachfrage sichert robusten Aufschwung



  Deutschland macht Fortschritte dabei, seine Wirtschaftsentwicklung besser auszubalancieren, investiert aber nach wie vor viel zu wenig in Infrastruktur und Bildung. Stärkere Lohnzuwächse, zu denen auch der gesetzliche Mindestlohn beigetragen hat, und die gute Arbeitsmarktentwicklung haben die Voraussetzung dafür geschaffen, dass das deutsche Wirtschaftswachstum mittlerweile wieder von zwei Säulen getragen wird: dem privaten Verbrauch und dem Außenhandel. Im neuen Jahr sollte die Binnennachfrage auch vor dem Hintergrund weltwirtschaftlicher Unsicherheiten unbedingt weiter gestärkt werden, empfiehlt das Institut für Makroökonomie und Konjunkturforschung (IMK) der Hans-Böckler-Stiftung. Daher seien beispielsweise neue Ausnahmen vom Mindestlohn ökonomisch nicht sinnvoll. Dringenden Handlungsbedarf sehen die Ökonomen bei den öffentlichen Investitionen, die seit Jahren viel zu niedrig sind: Seit 2011hätte der Bund zusätzlich 140 Milliarden Euro ausgeben können, ohne die Schuldenbremse oder europäische Finanzregeln zu verletzen. "Wären diese Mittel in die öffentliche Infrastruktur geflossen, so wäre der Investitionsstau heute beseitigt.", schreiben die Forscher in ihrem Jahresausblick zu den wirtschaftspolitischen Herausforderungen 2016, den sie heute in Berlin auf einer Pressekonferenz vorstellen.*


  Die Bundesrepublik müsse eine Schrittmacherfunktion für mehr Investitionen im gesamten Euroraum übernehmen. Nur so lasse sich die bereits deutlich zu beobachtende Tendenz stoppen, dass nach Jahren der Krise Maschinenparks und Arbeitskräfteangebot in vielen Euro-Ländern altern bzw. schrumpfen, mahnt das IMK. Auch die Integration von hunderttausenden Flüchtlingen könne nur gelingen, wenn die Investitionen in Infrastruktur und Bildung deutlich ausgeweitet werden. Das IMK berechnet für Deutschland in diesem Jahr einen Spielraum von rund 30 Milliarden Euro für solche Zukunftsausgaben.


  

  Schwacher Welthandel zeigt Grenzen exportgetriebenen Wachstums


  In ihrer aktuellen Konjunkturprognose gehen die Düsseldorfer Konjunkturexperten davon aus, dass das deutsche Bruttoinlandsprodukt (BIP) 2016um durchschnittlich 1,8 Prozent wachsen wird. Zum moderaten Aufschwung trägt neben dem lebhaften privaten Konsum im Inland eine leichte Beschleunigung der Bau- und Ausrüstungsinvestitionen bei. Der deutsche Export behauptet sich in einem schwierigen weltwirtschaftlichen Umfeld, das einerseits geprägt ist vom schleppenden Wachstum in großen Schwellenländern und Ölförderstaaten, andererseits von kräftiger Nachfrage aus den USA und Großbritannien sowie vom niedrigen Euro-Kurs. "Natürlich kann man sich beim Wachstum mehr wünschen, und wir machen ja auch Vorschläge dafür", sagt Prof. Dr. Gustav A. Horn, der wissenschaftliche Direktor des IMK. "Aber man muss auch ganz klar festhalten: Es ist noch nicht lange her, da haben viele Ökonomen eine positive Entwicklung, wie wir sie jetzt erleben, für unmöglich gehalten. Da hieß es, in einer globalisierten Welt sei ein Aufschwung, der sich auch wesentlich auf die Nachfrage im Inland stützt, nicht möglich, weil nur die internationale Wettbewerbsfähigkeit zähle. Wir sehen jetzt: Das war falsch."


  Dass ein selbsttragender Aufschwung in diesem Jahr trotzdem ausbleibt, beruht der Analyse des IMK zufolge neben den Problemen in China und Brasilien auch auf der weiterhin fragilen Lage in Europa. Zwar wachse in den meisten Euro-Ländern nach der Abkehr vom strikten Austeritätskurs die Wirtschaft wieder. Dieser Aufschwung sei jedoch schwach im historischen Vergleich sowie gemessen an anderen OECD-Staaten. Die Arbeitslosigkeit ist mit 10,7 Prozent im Euroraum-Durchschnitt nach acht Jahren Wirtschaftskrise weiter sehr hoch. Die stark expansive Geldpolitik vermag in der aktuellen Situation zwar stabilisierend zu wirken, ist aber nicht in der Lage, den erforderlichen Aufschwung herbeizuführen. Diese Rolle müsse die Fiskalpolitik übernehmen, so die Forscher. Auch dies spricht für verstärkte öffentliche Investitionen.


  Die aktuelle weltwirtschaftliche Situation zeigt nach Analyse des IMK sehr plastisch, dass die von der EU-Kommission, der Europäischen Zentralbank und insbesondere der deutschen Bundesregierung favorisierte Anti-Krisenpolitik nicht nachhaltig sei. Nachdem durch Wirtschaftskrise und Sparkurs Löhne, Einkommen und Importe einbrachen, wiesen mittlerweile auch viele Krisenländer mindestens ausgeglichene Leistungsbilanzen auf. Insgesamt betrug der Leistungsbilanzüberschuss des Euroraums im gerade abgelaufenen Jahr 2015 volle 3,7 Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP), wobei auch der niedrigere Ölpreis eine Rolle spielte. Da die Schwellenländer als Wachstumstreiber des Welthandels aber zumindest zeitweise ausfielen, sei es sehr riskant, auf ein exportgetriebenes Wachstumsmodell für den Euroraum zu setzen, warnen die Forscher. "Die positiven Einflüsse aus dem Ausland werden daher nachlassen und Europa wird sich verstärkt auf eine Ausweitung der inländischen Nachfrage verlassen müssen", so das IMK.


  

  Zuwanderer qualifizieren, nicht zu Dumping-Löhnen arbeiten lassen


  Das gelte weiterhin insbesondere für Deutschland, dessen enormer Leistungsbilanzüberschuss von 8,7 Prozent des BIP im Jahr 2015 mittlerweile auch die EU-Kommission besorgt. Eine weitere Steigerung der deutschen Löhne sei unerlässlich, um Ungleichgewichte abzubauen. Nach einer aktuellen Untersuchung des IMK sind die Lohnstückkosten in Deutschland zwischen 2000 und 2014 im Jahresdurchschnitt lediglich um 1,0 Prozent gestiegen. Im Jahre 2016 wird der Anstieg voraussichtlich 1,1 Prozent betragen, nach ebenfalls zu schwachen 1,5 Prozent im Jahre 2015.


  Vor diesem Hintergrund habe der gesetzliche Mindestlohn im ersten Jahr seines Bestehens wichtige Signale gesetzt und die Lohnentwicklung stabilisiert, betonen die Wissenschaftler. Forderungen, ihn abzusenken oder für Flüchtlinge auszusetzen führten schon allein deshalb in die Irre. "Der Mindestlohn hat dazu beigetragen, einen fatalen Sog nach unten bei niedrigen Einkommen zu stoppen. Diese Herausforderung hat sich nicht erledigt, sondern eher noch verschärft", sagt Horn. "Die starke Zuwanderung kann eine Chance darstellen, wenn Wirtschaft und Gesellschaft richtig reagieren. Das heißt: Die Zuwanderer qualifizieren. Wir brauchen keine große Zahl von jungen Hilfsarbeitern, die zu Dumping-Löhnen arbeiten, sondern Beschäftigte, die fit sind für unsere moderne Wirtschaft."


  

  Investitionsoffensive sollte weit über Juncker-Plan hinausgehen


  Als zweites Element einer neuen Wachstumspolitik empfehlen die Düsseldorfer Konjunkturforscher deutlich höhere Investitionen in den Euro-Ländern. Der strikte Sparkurs in der Krise habe dazu geführt, dass überall im Euroraum viel zu wenig investiert werde. Die Gesamt-Investitionsquote liege unter 20Prozent und damit mehr als zwei Prozentpunkte unter dem langjährigen Durchschnitt. Wenn Maschinen und Infrastruktur entsprechend schleppend erneuert würden, reduziere das für die Zukunft die Aussichten auf Produktivitätsgewinne. Zusammen mit der hohen Arbeitslosigkeit, die dazu führe, dass sich zahlreiche Menschen vom Arbeitsmarkt zurückzögen, sei ein schrumpfendes Produktionspotenzial die Folge.


  Im "Juncker-Plan", mit dem die EU-Kommission Investitionen ankurbeln will, sieht das IMK zwar einen Schritt in die richtige Richtung, er reiche aber bei weitem nicht aus. Das zeige sich nach einem Jahr sehr deutlich. So gehe die Kommission davon aus, mit staatlichen Mitteln von 21 Milliarden Euro Investitionen im Gesamtvolumen von 315 Euro über drei Jahre auslösen zu können. Der Hebeleffekt bei vergleichbaren Kreditprogrammen der Europäischen Investitionsbank liege aber derzeit weit unter dem Niveau das nötig wäre, den anvisierten Gesamteffekt zu erzielen, analysieren die Konjunkturexperten. Zudem seien negative Nebenwirkungen zu erwarten, weil der "Juncker-Plan" stark auf Projekte in "Öffentlich-Privater-Partnerschaft" (ÖPP) setze. Da die öffentliche Hand deutlich günstiger Kredite aufnehmen könne als private Unternehmen sei es wahrscheinlich, dass ÖPP-Projekte unter dem Strich für den Steuerzahler teurer würden, betont das IMK. Das werde für Deutschland durch Untersuchungen des Bundes- und mehrerer Landesrechnungshöfe unterstützt.


  Deutschland ist nach der IMK-Analyse das einzige größere Mitgliedsland der Währungsunion, das derzeit nach den europäischen Fiskalregeln eindeutig über Spielraum für eine Investitionsoffensive verfügt. Er müsse jetzt konsequent genutzt werden, betonen die Forscher. Nach der aktuellen IMK Prognose dürften die öffentlichen Haushalte in Deutschland 2016 trotz Ausgaben für die Flüchtlingsversorgung und -integration in Höhe von 12 Milliarden Euro einen Überschuss von 0,4 Prozent des BIP erzielen. Wenn die Bundesregierung zusätzlich die vom restriktiven Fiskalpakt erlaubten Kredite im Umfang von 0,5 Prozent des BIP ausschöpfe, "könnten die öffentlichen Infrastruktur- und Zukunftsausgaben bei leicht negativer Produktionslücke im Jahre 2016 auch ohne Ausnahmeregelung von diesem engen Korsett um rund 30 Milliarden Euro erhöht werden", kalkulieren die Forscher. Auch in den Folgejahren seien zusätzliche Investitionen in jeweils zweistelliger Milliardenhöhe notwendig, um den Investitionsstau aufzulösen. Ein Risiko, dass die deutsche Wirtschaft durch die zusätzlichen fiskalischen Impulse heiß laufen könnte, sehen die Ökonomen angesichts einer Arbeitslosenzahl von mehr als 2,6 Millionen und einer beträchtlichen "stillen Reserve" am Arbeitsmarkt nicht.


  Auf der europäischen Ebene müsse das Problem der hohen Investitionsrückstände zu einer Revision der allzu engen Vorgaben durch die Fiskalregeln führen, fordern die Wissenschaftler. Solle der finanzielle Spielraum erweitert werden, "was sicherlich notwendig wäre, um nicht bloß aus der Krise zu kommen, sondern Fortschritte in Richtung der Europa-2020-Ziele zu erzielen, auf die sich die Mitgliedsstaaten ebenfalls verpflichtet haben, dann kommt die Politik nicht um Gesetzes- bzw. Vertragsänderungen herum." Um fiskalpolitische Stringenz und bessere Wachstumsbedingungen zu erreichen, empfehlen die Wissenschaftler beispielsweise die Einführung einer "goldenen fiskalpolitischen Regel", um die Defizitfinanzierung von öffentlichen Investitionen zu ermöglichen.


  

  Weitere Informationen unter:

  http://www.boeckler.de/pdf/p_imk_report_111_2016.pdf

  - (*) Gustav A. Horn, Alexander Herzog-Stein, Katja Rietzler, Silke Tober, Andrew Watt: Fundament der Erholung ausbalancieren. Wirtschaftspolitische Herausforderungen 2016. IMK Report Nr. 111, Januar 2016


  https://youtu.be/-pSp6M0vQVQ

  - Videostatement von Gustav Horn


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

  http://idw-online.de/de/institution621
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  STATISTIK/4219: Entwicklung der Produktion im Produzierenden Gewerbe - Berichtsmonat November 2015 (BMWi)


  

  Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 8. Januar 2016


  Entwicklung der Produktion im Produzierenden Gewerbe - Berichtsmonat November 2015



  Die Produktion im Produzierenden Gewerbe ist im November nach Angaben des Statistischen Bundesamtes [1] preis-, saison- und arbeitstäglich bereinigt [2] gegenüber dem Vormonat leicht um 0,3 % zurückgegangen. Das Oktoberergebnis wurde jedoch spürbar aufwärtsrevidiert. Während in der Industrie im November ein Rückgang um 0,8 % zu verzeichnen war, legte die Bauproduktion um 1,6 % und die Energieerzeugung um 2,5 % zu.


  Im weniger schwankungsanfälligen Zweimonatsvergleich [3] ging die Produktion im Produzierenden Gewerbe insgesamt als auch im Teilbereich der Industrie weiter leicht um 0,2 % zurück. Die Energieerzeugung schwächte sich ebenfalls weiter ab. Die Bauproduktion nahm demgegenüber mit +1,4 % auch im Zweimonatsvergleich zu.


  Die Unternehmen der Industrie verhielten sich bei ihren Produktionsdispositionen im Jahresschlussquartal 2015 abwartend - darauf deuten die bislang veröffentlichten Zahlen hin. Insbesondere die Wachstumsverlangsamung in einigen Schwellenländern war hierfür ausschlaggebend. Die Auftragseingänge in der Industrie zogen zuletzt jedoch wieder an und auch das Geschäftsklima hellte sich auf. Nach der leichten Belebung der Bauproduktion spricht dies auch für eine Erholung der Industriekonjunktur in den kommenden Monaten.


  [1]Pressemitteilung des Statistischen Bundesamtes vom 8. Januar 2016.

  [2]Vorläufige Angaben; Saisonbereinigungsverfahren Census X-12-ARIMA.

  [3]Oktober/November gegenüber August/September 2015.


  *
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  STATISTIK/4218: Entwicklung des Auftragseingangs im Verarbeitenden Gewerbe im Berichtsmonat November 2015 (BMWi)


  

  Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 7. Januar 2016


  Entwicklung des Auftragseingangs im Verarbeitenden Gewerbe im Berichtsmonat November 2015



  Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes [1] sind die Auftragseingänge im Verarbeitenden Gewerbe im November preis-, saison- und arbeitstäglich bereinigt [2] gegenüber dem Vormonat um 1,5 % gestiegen. Der Anteil an Großaufträgen war für einen November leicht unterdurchschnittlich. Das Auftragsvolumen bei Investitionsgütern blieb nahezu konstant (-0,1 %), die Bestellungen von Konsumgütern gingen um 2,4 % zurück. Die Aufträge für Vorleistungsgüter nahmen dagegen mit 4,8 % deutlich gegenüber dem Vormonat zu. Positive Impulse für die Industrie kamen aus dem Inland (+2,6 %) sowie aus dem Nicht-Euroraum (+1,4 %). Die Bestelltätigkeit aus dem Euroraum ging etwas zurück (-0,5 %).


  Auch im weniger schwankungsanfälligen Zweimonatsvergleich lag das Volumen der Auftragseingänge in der Industrie im Oktober/November um 2,0 % über dem der entsprechenden Vorperiode. Aus dem Inland konnte ein Anstieg der Aufträge um 2,5 % verzeichnet werden. Die Bestelltätigkeit aus dem Ausland legte um 1,7 % zu.


  Nach der rückläufigen Entwicklung der Auftragseingänge im dritten Quartal festigt sich der Eindruck einer verhaltenen Belebung der Nachfrage im Verarbeitenden Gewerbe. Die Stimmungsindikatoren der Industrie senden ebenfalls positive Signale.


  [1]Pressemitteilung des Statistischen Bundesamtes vom 7. Januar 2016.

  [2]Vorläufige Angaben; Saisonbereinigungsverfahren Census X-12-ARIM
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  SCHACH-SPHINX/05709: Mafiosische Eröffnung (SB)


  

  Jede vierte Partie, so wollen es Statistiker herausgefunden haben, wird sizilianisch begonnen. Unglaublich, wenn man bedenkt, daß die Sizilianische Verteidigung im 19. Jahrhundert noch ein seltener Gast in den Turnierhallen war. Nicht von ungefähr rief einst Fritz Sämisch im Zorn aus: "Früher spielten die Leute Schach, heute spielen sie Sizilianisch." Kein Wunder, denn kaum ein anderes Verteidigungssystem bietet dem Nachziehenden eine solche Fülle von scharfen Abspielen. Gegen Französisch wappnet man sich leicht, und wer Pirc oder Caro-Kann spielt, muß sich entweder mit beengten Stellungen zufriedengeben oder ohnehin nicht mehr als ein Remis im Sinn haben. Wer kämpfen will, spielt auf 1.e2-e4 eben 1...c7-c5. Eine Modeerscheinung ist das Sizilianische mit Sicherheit nicht. Spanisch ist zu trocken, Aljechin zu gewagt und Skandinavisch war immer schon eine Domäne solcher Nordmänner wie Bent Larsen gewesen. Der sizilianische Reiz bezaubert durch seine Mannigfalt, daran ist kein Haar zu krümmen, auch wenn Pedanten wie der Franzose Zinser fordern "Tod für die Sizilianische und alle diese mafiosischen Eröffnungen". Welches Feuerwerk mit Sizilianisch möglich ist, beweist das heutige Rätsel der Sphinx. Meister Eley hatte zuletzt 1.Dg3-e3 gezogen, um den wunden weißen Punkt auf b2 zu decken. Ob er damit Erfolg hatte, Wanderer?
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  Eley - Browne

  Hastings 1972


  Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

  40Minuten Bedenkzeit für die Katz, denn statt sich hirnwindend mit 1.Th1-h8+ Ke8-f7 2.Dd6xb8 Db6-g1+ ins Remis zu stürzen, hätte Meister Lanka spielendleicht mit 1.Dd6xb8+! nebst 2.Th1-h8+, also in umgekehrter Folge, gewonnen. Ob er sich da beim Grübeln irgendwie selbst durcheinander gebracht hat?



  Erstveröffentlichung am 22. Januar 2003
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  INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / FAKTEN

  



  MELDUNG/187: Elend und Not erhöhen Risikobereitschaft älterer Menschen (MPG)


  

  Max-Planck-Gesellschaft - 8. Januar 2016


  Elend und Not erhöhen Risikobereitschaft älterer Menschen

  

  Studie untersucht Zusammenhang zwischen Lebensumständen und Umgang mit Risiken im Alter



  Mit zunehmendem Alter nimmt normalerweise die Bereitschaft ab, ein körperliches, soziales, rechtliches oder finanzielles Risiko einzugehen. Das legen bisherige Studien nahe. Neue Untersuchungen von Wissenschaftlern der Universität Basel und des Max-Planck-Instituts für Bildungsforschung zeigen nun, dass dies nicht für alle Menschen gilt. Die Risikobereitschaft wird auch von Armut und Einkommensunterschieden bestimmt.


  In den meisten Ländern nimmt die Neigung, im Alltag Risiken einzugehen, mit zunehmendem Alter ab. So zum Beispiel in Deutschland, Russland oder den USA. In diesen Ländern sind zudem Männer im Durchschnitt deutlich risikobereiter als Frauen. In Ländern, wie Nigeria, Mali und Pakistan, bleibt die Risikobereitschaft dagegen im Alter konstant, zudem gibt es weniger geschlechtsspezifische Unterschiede. Zu diesem Ergebnis kommen Wissenschaftler der Universität Basel und des Max-Planck-Instituts für Bildungsforschung in Berlin, deren Studie auf Daten aus 77 Ländern basiert.


  Da die Risikobereitschaft nicht überall mit steigendem Alter sinkt, verglichen die Wissenschaftler zusätzlich die vorherrschenden Lebensumstände in diesen Ländern miteinander - so beispielsweise die wirtschaftliche und soziale Armut, die Mordrate, das Pro-Kopf-Einkommen oder auch die Einkommensungleichheit. Die Ergebnisse zeigten einen deutlichen Zusammenhang zwischen der Situation in einem Land und der Neigung der Einwohner, Risiken einzugehen. Ob Menschen dazu neigen, sich auch im Alter Risiken auszusetzen, hängt also von den äußeren Umständen ab. Konkurrenz könnte Risikobereitschaft erhöhen


  "Wir konnten zeigen, dass in Ländern mit großer Armut und schwierigen Lebensumständen die Neigung zur Risikobereitschaft auch im Alter unverändert hoch bleibt", sagt Rui Mata, Assistenzprofessor und Leiter des Zentrums für "Cognitive and Decision Sciences" an der Universität Basel. "Ein Grund könnte sein, dass die Menschen in Ländern, in denen die Ressourcen knapp sind, stärker miteinander konkurrieren müssen, als Menschen in reichen und sozialen Ländern." Dies gelte für Männer wie Frauen gleichermaßen und erkläre die geringeren Geschlechterunterschiede in diesen Ländern.


  "Die Ergebnisse unterstreichen, dass für die Untersuchung von Phänomenen menschlicher Entwicklung das Zusammenspiel von Mensch und Umwelt berücksichtigt werden muss", sagt der Autor Ralph Hertwig, Direktor des Forschungsbereichs "Adaptive Rationalität" am Max-Planck-Institut für Bildungsforschung. "Das bedeutet, dass die individuelle Risikoneigung nicht, wie oftmals in der Ökonomie unterstellt, als konstant in der Zeit angesehen werden kann. Unsere Studie zeigt vielmehr, dass Menschen - und dies gilt über viele Kulturen hinweg - dazu neigen, mit zunehmenden Altern weniger Risiken einzugehen. Gleichzeitig hängt diese Anpassungsleistung aber auch von den lokalen Lebensbedingungen und existentiellen Erfordernissen ab", betont Ralph Hertwig.


  Für ihre Studie analysierten die Forscher Daten des "World Values Survey", einer internationalen Erhebung, die Wertevorstellungen und Anschauungen von Menschen aus der ganzen Welt zusammenfasst. Dafür verglichen sie insgesamt 147.118 Antworten von Menschen im Alter zwischen 15 und 99 Jahren aus insgesamt 77 Ländern. Im Fokus der Untersuchung stand die Neigung zur Risikobereitschaft. Jeder Befragte sollte angeben, wie sehr er zu abenteuerlustigen und riskante Aktivitäten neigt. Dafür nutzten die Befragten eine Skala von eins (das trifft voll und ganz auf mich zu), bis sechs (das trifft überhaupt nicht auf mich zu). KS/MEZ


  

  Originalpublikation

  Mata, R., Josef, A. K., & Hertwig, R. (2016). Propensity for Risk Taking Across the Life Span and Around the Globe Psychological Science. Advance online publication. doi: 10.1177/0956797615617811


  *


  Quelle:

  MPG - Presseinformation vom 8. Januar 2016

  Herausgeber:

  Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften e.V.

  Referat für Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

  Hofgartenstraße 8, 80539 München

  Telefon: 089/21 08-0, Fax: 089/21 08-12 76

  E-Mail: presse@gv.mpg.de

  Internet: www.mpg.de
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  INFOPOOL / SPORT / BOXEN

  



  MELDUNG/1882: Zwei aufsteigende Sterne sollen die Lücke schließen (SB)


  

  

  Terence Crawford verteidigt seinen Titel gegen Hank Lundy


  Terence Crawford verteidigt den Titel der WBO im Halbweltergewicht am 27.Februar im Theater des Madison Square Garden gegen Hank Lundy. Nach Angaben seines Promoters Top Rank hat der Sender HBO grünes Licht für die Veranstaltung in New York gegeben. Der in 27 Kämpfen ungeschlagene Champion hatte sich für seine zweite Titelverteidigung einen namhafteren Gegner erhofft, doch scheint Lundy der beste verfügbare Kontrahent gewesen zu sein, der bereit war, sich mit ihm zu messen. [1] Als Wunschgegner war Mauricio Herrera im Gespräch, der jedoch abwinkte. Promoter Bob Arum hat mit Victor Postol auch den amtierenden WBC-Champion im Halbweltergewicht unter Vertrag, plant aber derzeit kein Duell der beiden Weltmeister zur Vereinigung ihrer Titel. Für eingefleischte Boxfans wäre dies zweifellos ein Hochgenuß, doch ist Postol einem breiteren Publikum in den USA so wenig geläufig, daß sich dieser Kampf vorerst kaum einträglich vermarkten ließe. [2]


  Hank Lundy, für den 26 Siege, fünf Niederlagen und ein Unentschieden zu Buche stehen, tritt als krasser Außenseiter an, zumal er zwei seiner letzten drei Kämpfe verloren hat. Überdies hat er auch gegen Thomas Dulorme und Raymundo Beltran den kürzeren gezogen, mit denen Crawford in Titelkämpfen problemlos fertig geworden ist. Lundy boxt nicht in derselben Liga wie Postol, Herrera, Lucas Matthysse oder Lamont Peterson, war aber kurzfristig zu haben.


  Terence Crawford war einer von drei Kandidaten, die Bob Arum dem Philippiner Manny Pacquiao für dessen mutmaßlichen Abschiedskampf am 9.April zur Auswahl vorgeschlagen hatte. Da sich Pacquiao inzwischen für ein drittes Duell mit Timothy Bradley entschieden hat, muß Crawford anstelle des erhofften spektakulären Auftritts in Las Vegas und einer millionenschweren Börse vorerst kleinere Brötchen backen. Crawford wartete sehr lange ab, bis Pacquiao endlich seine Entscheidung getroffen hatte. Daraufhin blieb wenig Zeit, einen passablen Herausforderer ausfindig zu machen.


  Künftig wird Crawford wieder auf namhaftere Kontrahenten treffen, doch ist er vorerst noch weit davon entfernt, im Status eines Floyd Mayweather oder Manny Pacquiao praktisch jeden gewünschten Gegner unverzüglich zu bekommen. Wie lange er noch in seiner Gewichtsklasse bleibt, ist ungewiß, da ihm im Weltergewicht die attraktiveren Optionen wie etwa ein Kampf gegen den britischen IBF-Weltmeister Kell Brook offenstehen. Sein einzig hochklassiger Gegner war bislang der Kubaner Yuriorkis Gamboa, so daß Crawford nach 27 absolvierten Auftritten langsam aber sicher auf der Hut sein muß, seine Zeit nicht zu verschwenden, will er tatsächlich eines Tages jener Star des Bezahlfernsehens werden, als den ihn sein Promoter in Aussicht stellt.


  *


  Felix Verdejo trifft im Leichtgewicht auf William Silva


  Im Rahmen derselben Veranstaltung im Madison Square Garden bietet Bob Arum auch seinen zweiten Trumpf auf, der nach dem Rücktritt Manny Pacquiaos die Fans faszinieren und die Kasse füllen soll. Der in 19 Kämpfen ungeschlagene Felix Verdejo trifft im Leichtgewicht auf William Silva, der aus 20 Auftritten als Sieger hervorgegangen ist. Während der 22jährige Puertoricaner in der WBO-Rangliste an Nummer sechs geführt wird und den Latino-Titel dieses Verbands verteidigt, ist sein Gegner derzeit an fünfzehnter Stelle plaziert.


  Der 28 Jahre alte William Silva kann mit einer beachtlichen Bilanz aufwarten, die er freilich vor allem mit weithin unbekannten Gegnern in Brasilien erwirtschaftet hat. Bei seinen letzten vier Auftritten setzte er sich gegen Adam Mate, Pabli Martin Barboza, Hector Carlos Santana und Rodrigo Monteiro durch. Im Kampf mit Verdejo erwartet ihn eine Aufgabe, der er schwerlich gewachsen sein dürfte.


  Wenngleich Verdejo, dem eine glanzvolle Zukunft vorhergesagt wird, damit immerhin einen unbesiegten Herausforderer vor die Fäuste bekommt, hätten sich viele Fans statt dessen einen namhafteren Kontrahenten wie WBO-Weltmeister Terry Flanagan, WBC-Champion Jorge Linares oder den WBA-Titelträger Anthony Crolla gewünscht. Offensichtlich geht Bob Arum mit seinem Ausnahmetalent noch recht vorsichtig zu Werke, was sich jedoch schnell ändern könnte, sollte Pacquiao seine Karriere im April unwiderruflich beenden. Dann wäre eine gewaltige Lücke zu füllen, wozu Top Rank den jungen Puertoricaner dringend bräuchte.


  Da die Klasse des Leichtgewichts beim US-Publikum wenig Beachtung findet, wird Verdejo wohl recht zügig ins Halbweltergewicht und später ins Weltergewicht aufsteigen, das seit Mayweather und Pacquiao im Fokus der Aufmerksamkeit steht. Dabei hat der Puertoricaner gute Aussichten, Terence Crawford den Rang abzulaufen, da er im Unterschied zu diesem eine enorme Schlagwirkung aufbieten und einen Gegner mit einem einzigen Volltreffer zu Boden schicken kann. [3]


  

  Fußnoten:


  [1]http://espn.go.com/blog/dan-rafael/post/_/id/14934/notes-crawford-likely-to-face-lundy-in-feb-27-defense


  [2]http://www.boxingnews24.com/2016/01/terence-crawford-vs-hank-lundy-play-227/#more-203788


  [3]http://www.boxingnews24.com/2016/01/felix-verdejo-vs-william-silva-february-27th-msg/#more-203809
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  INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN

  



  GASTSPIEL/216: Lübeck - American Drama Group Europe "The Tempest" am 23.2.2016


  

  _T_H_E_A_T_E_R__L_Ü_B_E_C_K_


  American Drama Group Europe "The Tempest"


  Produzent Grantly Marshall



  Wir sind der Stoff, aus dem Träume gemacht werden und unser kurzes Leben endet schließendlich in einem tiefen Schlaf. Shakespeare nimmt uns mit auf eine Reise durch die menschliche Seele. Alle Aspekte des Lebens sind dargestellt: Liebe, Rache, Macht, Lust, Verrat und Verzeihung. Magische Figuren wie Ariel und Caliban kommen in Berührung mit korrupten Politikern, Kidnappern und Mördern. Tragödie wird zur Komödie und die Musik ist überall auf Prospero's verzauberter Insel anzutreffen. Dies ist Shakespeares' letztes Werk. Um dieses Werk richtig zu präsentieren ist es eine große Herausforderung, aber Shakespeare zeigt, dass er sowohl ein großer Dichter als auch ein großer Showman ist: Man soll lachen. Es ist eine TNT-Produktion mit Musik, dramatischen Wendungen und viel Humor. Ab Klasse 10 zu empfehlen. Kurz gesagt, die Geschichte konzentriert sich auf den Zauberer Prospero, der zusammen mit seiner Tochter von seinem intriganten Bruder auf eine abgelegene Insel verbannt wurde. Seine alten Feinde wurden bei einem Sturm angeschwemmt, den er vom Himmel herbeigezaubert hatte. Prospero muss sich zwischen Rache und Verzeihung entscheiden. Seine Pläne werden jedoch durch die Bestie untergraben, der er erst Kultur beibrachte und sie dann zum Sklaven machte: Caliban. Da Caliban "seine Insel" zurückerobern möchte und Prospero's Neffe sich in seine Tochter verliebt, erreicht das Theaterstück einen aufregenden Höhepunkt.


  TNT bringt bei der Aufführung "The Tempest" ihren einzigartigen Stil zum Ausdruck. Mischen von Musik mit schauspielerischer Magie, dynamische Körperlichkeit mit sorgfältiger Beachtung des Textes, Clownerie und Poesie. Die Produktion wird von Paul Stebbings geführt, dessen Shakespeare Produktionen in den letzten 12 Jahren auf der ganzen Welt angeschaut werden. Die Musik vom bekannten Komponisten John Kenny wird "live" durch die Schauspieler aufgeführt. Zu oft werden die Inszenierungen von Shakespeare's größten Werken durch Vereinfachungen und durch obskure Interpretationen des Theaterleiters untergraben. TNT versucht in erster Linie den Text zu illuminieren und weniger die Interpretation, um den Zuschauern die Aufnahme des Theaterstückes zu gewähren und die Geschichte klar und schauspielerisch zu erzählen. Wir hoffen, Ihr werdet uns auf dieser langen und abenteuerlichen Reise in das Herz der größten dramatischen Stürme begleiten: "The Tempest".


  www.adg-europe.com


  Termine Di, 23/02, 11.00/19.00 Uhr Kammerspiele

  Tickets 11,- bis 21,50 Euro


  *


  Quelle:

  Presseinformation vom 22. Dezember 2015

  Theater Lübeck, Beckergrube 16, 23552 Lübeck

  Pressestelle Julia Voije

  Tel. 0451 / 70 88 -153, Fax 0451 / 70 88 -210

  E-Mail: j.voije@theaterluebeck.de

  Internet: www.theaterluebeck.de
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  INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN

  



  KLEINKUNST/555: Witten - Ralf Schmitz "Aus dem Häuschen" am 22. Januar 2016


  

  Ralf Schmitz "Aus dem Häuschen" - Zusatztermin!



  Top-Comedian Ralf Schmitz ist die lebendig gewordenen Starkstrombatterie auf zwei Beinen, seine Energie scheint grenzenlos, sein Akku schier unerschöpflich. Während dem Publikum schon schwindelig wird, läuft sich Ralf gerade erst warm - auf Betriebstemperatur angekommen, gibt es dann kein Halten mehr!


  In seinem neuen Bühnenprogramm nimmt Ralf uns mit auf eine herrlich rasante Odyssee rund um die aberwitzigen Irrsinnigkeiten des Lebens. Unter anderem springt er kopfüber in wieder abenteuerliche Improvisationen oder taucht in die Parallelwelt der Heim- und Handwerker und muss tatsächlich feststellen: "Das Leben ist eine Baustelle" - "Nach ganz feste kommt ganz lose" - und "den Rest bringt der Putz"!


  Ralfs TV-Karriere startete mit der beliebten Sketchcomedy Die dreisten Drei, 2003 erhielt er den Deutschen Comedy Preis als Bester Newcomer, war festes Ensemblemitglied und Protagonist der Schillerstraße, gern und häufig zu Gast bei Genial daneben und Gastgeber der eigenen TV-Shows Schmitz komm raus! und Schmitz in the City (alles Sat1).


  In den beiden Otto Waalkes-Kinoerfolgen 7 Zwerge spielte er sich als "Zwerg Sunny" in über 13 Millionen Zuschauerherzen. Seine beiden Bücher Schmitz' Katze und Schmitz' Mama katapultierten ihn innerhalb kürzester Zeit an die Spitze der Bestseller-Listen.


  Mit seinen mittlerweile vier Solo-Programmen, die auch sehr erfolgreich bei RTL ausgestrahlt wurden, ist er seit 2005 auf bundesweit ausverkauften Live-Tourneen unterwegs. Im brandneuen fünften Solo ist Ralf also zu Recht ganz "Aus dem Häuschen"! - Der ultimative Konditionstest für Ihre Herz- und Lachmuskeln! Herzlich willkommen!


  Karten ab 29,65 EUR inkl. Geb., VVK: Saalbaukasse und Online-Ticket-Shop sowie an allen bekannten CTS-VVK-Stellen.

  Karten: ab 29,65 EUR inkl. Geb.


  Termin: Am 22.01.2016 um 20:00 Uhr

  Veranstaltungsort: Saalbau Witten

  Bergerstraße 25, 58452 Witten

  Telefon: 02302 581 24 02

  Telefax: 02302 581 24 99

  E-Mail: kulturforum@stadt-witten.de

  Webseite: www.saalbau-witten.de


  *


  Quelle:

  Postfach 22 80

  58449Witten

  E-Mail: presse@witten.de

  Internet: www.witten.de
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  INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN

  



  KLEINKUNST/554: Herten - Kabarett im Doppelpack am 7. April 2016


  

  Kleinkunstreihe 7nach8 bietet Kabarett im Doppelpack


  "Die" Uhrzeit für Kabarett, Comedy und Satire in Herten



  Kabarett im Doppelpack gibt es am Donnerstag, 7. April, mit dem Bottroper Polit-Kabarettisten Benjamin Eisenberg und dem Oberhausener Klavier-Kabarettisten Matthias Reuter. Mit einer bunten Mischung aus politischer Satire, Parodien, Chanson und Literatur nehmen sie sich vor allem Themen aus der heutigen Zeit vor. "Dabei ergänzen sich die beiden Künstler auf eine ganz besondere Weise", meint Hahn. (VVK 15 Euro/AK 17 Euro/ermäßigt 8,50 Euro)


  Vorverkaufsstellen:


  Glashaus Herten, Hermannstr. 16, 45699 Herten, Tel.: (0 23 66) 303 651

  Buchladen Attatroll, Herner Straße 16, 45657 Recklinghausen, Tel.: (0 2361) 1 70 02

  Besucherzentrum Hoheward, Werner-Heisenberg-Straße, 45699 Herten, Tel.: (0 23 66) 18 11 60

  www.proticket.de (gebührenpflichtig)


  Ermäßigung gibt es für: Hertenpass-Inhaber, Schwerbehinderte, Schülerinnen und Schüler, Auszubildende, Studierende, BFDler, FSJler


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung von Freitag, 7. August 2015

  Pressestelle der Stadt Herten

  45697Herten

  Telefon: (02366)303-357

  Fax: (02366)303-588

  E-Mail: pressestelle@herten.de

  Internet: www.herten.de
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  INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN

  



  KLEINKUNST/553: Witten - Die Schlampampen "Damenwahl" am 30. Januar 2016


  

  Die Schlampampen "Damenwahl"


  Frauenkabarett vom Feinsten - mit Musik. Benefizveranstaltung für Ausbildungsförderung von Mädchen und Frauen in Sokode/Togo.



  Ihr aktuelles Programm garnieren sie mit Lieblingsszenen und Kultfiguren aus zwei Jahrzehnten. Bei der Damenwahl wird jetzt extra gepusht, gepresst, gekuschelt und gelästert, was das Zeug hält. Ob zickig oder charmant, auch in den besten Jahren lassen die Schlampampen in ihren knatschengen und knallbunten Schlauchkleidern kein Klischee aus. Sie proben den Aufstand am Beckenrand und surfen auf Hitzewellen. Dank Winterspeck und Fastenkur wissen die Damen, wann es Zeit ist für den Bauchweg-Einteiler mit Dehnungsfalten. Bei der Schnäppchenjagd kämpfen sie um jeden String-Tanga, denn ob gewagt oder bieder, ihnen steht einfach alles. Frau Piske schwört auf Waschmaschinen-Orakel und Elli räumt beim Arzt gründlich auf. Die Schlampampen machen komische Figuren an der Käsetheke und filzen bis zum Wahn. Wenn der Gatte bei der Kreuzfahrt über der Reling hängt und die Enkelin im Klettergerüst, dann sind sie als echte Walkie-Talkies im Einsatz. Von Kopf bis Fuß sind sie auf Pralinen eingestellt, denn ihre kleinen dicken Rollen sind immer noch gut in Form. Sie legen sich mit der Nougat-Tussi an, sind begeistert von der Männeroase und reißen sich beim flash-mob die Kleider vom Leib. Ob als wilde Witwen oder Walküren, sie wissen, warum es gut ist, eine Frau zu sein! Auch in ihrem Jubiläumsprogramm mögen sie es nicht nur heiß, sondern immer noch schräg, vor allem wenn sie tanzen und singen. Unter der Regie von Elisabeth Wickinghoff präsentieren Klaudia Baumann, Jutta Beckmann, Sabine Burks, Cäcilia Leenders van Eickels, Maria Menze, Monika Otto, Ulrike Schlaab, Renate Sonnabend ihr inzwischen elftes Programm.


  Karten: ab 19,20 EUR inkl. Geb.

  VVK: Saalbaukasse und Online-Ticket-Shop sowie an allen bekannten CTS-VVK-Stellen


  Termin: Am 30.01.2016 um 19:00 Uhr

  Veranstaltungsort: Saalbau Witten

  Bergerstraße 25, 58452 Witten

  Telefon: 02302 581 24 02

  Telefax: 02302 581 24 99

  E-Mail: kulturforum@stadt-witten.de

  Webseite: www.saalbau-witten.de


  *


  Quelle:

  Postfach 22 80

  58449Witten
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  INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN

  



  KLEINKUNST/552: Witten - Herr Holm "Die Klassiker" am 28. Januar 2016


  

  Herr Holm - "Die Klassiker"



  Als Straßenkünstler noch mehrfach wegen Amtsanmaßung festgenommen, ist er heute einer der erfolgreichsten Bühnenfiguren bundesweit und ganz offiziell Ehrenkommissar der Hamburger Polizei. Schleppender Gang, mürrischer Blick und sein näselnder Hamburger Slang sind ihm zum Markenzeichen geworden. Unnachahmlich diese Mischung aus freundlichem Beamten und Bürgerschreck. Anlässlich seines 25. jährigen Bühnenjubiläums geht er nun mit einem lang ersehnten Klassikerprogramm auf Tournee. Die Zuschauer erwartet eine brisante Mischung der beliebtesten Sketche aus den bisher erschienenen Programmen.


  Die liebenswürdig-provokante Art des skurrilen Polizisten Holm ist Garant für einen höchst amüsanten Theaterabend.


  Eintritt: 21 EUR + Geb., VVK: Saalbaukasse und Online-Ticket-Shop sowie an allen bekannten CTS-VVK-Stellen


  Termin: Am 28.01.2016 um 20:00 Uhr

  Veranstaltungsort: Saalbau Witten

  Bergerstraße 25, 58452 Witten

  Telefon: 02302 581 24 02

  Telefax: 02302 581 24 99

  E-Mail: kulturforum@stadt-witten.de

  Webseite: www.saalbau-witten.de


  *


  Quelle:

  Postfach 22 80
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  INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN

  



  KLEINKUNST/551: Hamburg - Goldbekhaus. Volles Programm am 15. und 16. Januar 2016


  

  Goldbekhaus: Volles Programm am 15. und 16. Januar


  Kijoka Junika Band +++ Tanzabend für Argentinischen Tango +++ stand-up-comedy mix made in hamburg +++ Flohmarkt +++ "Wir im Quartier Winterhude - gemeinsam mit Geflüchteten" +++



  Runter von der Couch! Denn das nächste Wochenende im Goldbekhaus bietet eine Menge Veranstaltungen: Am Freitag, 15.1. um 20:30 Uhr stellt die Kijoka Junika Band ihre brandneue CD vor: Folk-Pop-Jazz-Songperlen abseits des Mainstreams. Wer danach noch Lust am Tanzen hat: Um 22 Uhr beginnt die erste Milonga des neuen Jahres: Der besondere Tanzabend für Argentinischen Tango mit der ganzen Bandbreite der Tangomusik und auch wundervollen tanzbaren Non-Tangos aus aller Welt.


  Doppelprogramm auch am Samstag, 16.1.: Stand Up Comedy Made in Hamburg ist zu Gast und bietet Alltagscomedy par excellence! Die vier Hamburger Comedians Alicja Heldt, Thomas Schwieger, Frank Eilers und Till Frey bringen ihr Publikum in ihrer gemeinsamen Show zum Lachen. Und ab 21 Uhr folgt unser Klassiker, die Winterhuder Tanznacht, diesmal mit DJ OS.


  Und schließlich können Sie am Sonntag ab 10 Uhr wieder auf unserem Flohmarkt für Kinderklamotten und Spielzeug stöbern.


  Und schließlich trifft sich die Initiative "Wir im Quartier Winterhude - gemeinsam mit Geflüchteten" am Donnerstag, 14.1. um 19 Uhr im Goldbekhaus. Willkommen!


  *


  KIJOKA JUNIKA BAND: CD Release konzert


  Freitag 15. Januar um 20:30 Uhr


  Songperlen aus Hamburg um die Welt! Das Debütalbum der drei gestandenen musikalischen Musketiere Martin Drees, Torge Niemann und Peters Peters um die Singer Songwriterin Kijoka Junica präsentiert sich mit Folk - Pop - Jazz - Songperlen. Ein Herzensprojekts abseits des Mainstreams kommt nun endlich auf die Bühne.


  Die Studioaufnahmen offenbaren einen Sound, der Tiefgang mit Leichtigkeit vereint. Eingängige Melodien sind in ein schillerndes, komplexes Gewand aus umspielenden Basslinien, schwebenden Gitarren und in sich verzahnten Drum - und Perkussions Rhythmen gehüllt. Jedes Instrument strahlt für sich, für die Zuhörer jedoch erscheinen sie im "Zusammenklang" wie aus einem Guss.


  Und wer will, drei Tage später im Mojo Club Kopenhagen!


  Mit: Kijoka Junica (Gesang, acc Git.), Torge Niemann (e Git., acc. Git.), Martin Drees (Bass), Peter Peters (Schlagwerk, Percussion), http://www.kijokajunica.de/about/kijokajunicaband, Hörprobe: https://soundcloud.com/kijoka-junica/turn-to-pearls


  Bühne zum Hof | AK 16,- / 12,- | VVK 13,- / 10,- (zzgl. evtl. anfallender Vorverkaufsgebühren)


  *


  stand-up-comedy mix made in hamburg


  Samstag 16. Januar um 20 Uhr


  Die vier Hamburger Comedians Alicja Heldt, Thomas Schwieger, Frank Eilers und Till Frey bringen ihr Publikum in ihrer gemeinsamen Show zum lachen. Und dass ohne Requisiten, Rollen oder Kostüme. Authentisch, echt und alles selbst erlebt. Alltagscomedy par excellence!


  Alicja Heldt hat beim Finale des Hamburger Comedy Pokals 2014 das Schmidts Tivoli gerockt - am Ende holte sie den dritten Platz. Das Hamburger Deern mit polnischen Wurzeln nimmt mit frechem Hamburger Schnack und losem Mundwerk alles und jeden auf die Schippe. Frauenpower mit Witz und Charme.


  Thomas Schwieger wohnt in der Stadt, in der Hase und Igel nicht schnell genug weggekommen sind: Buxtehude. Als Komiker trat er bereits auf so namhaften Bühnen wie dem Quatsch Comedy Club in Berlin auf. Und erzählt dabei alles das, was er bei seinem Friseur nicht losgeworden ist.


  Frank Eilers analysiert liebend gerne die Gesellschaft und berichtet aus verschiedenen Blickwinkeln über das Tun und Treiben seiner Mitmenschen. Ein liebenswerter Tollpatsch mit einem scharfsinnigen Blick für die Komik des Alltags.


  Till Frey, ebenfalls Finalist des Hamburger Comedy Pokals 2014, führt er ein scheinbar normales Leben als Vater, Ehemann und Angestellter im Büro. Dass dieser Schein trügt, davon berichtet er als Comedian auf der Bühne. Denn was ist schon "normal"?


  Mit Alicja Heldt, Thomas Schwieger, Frank Eilers und Till Frey. Bühne zum Hof | AK 15,- / 10,- | VVK 12,50 / 8,-


  

  Goldbekhaus e.V.

  Moorfuhrtweg 9 | 22301 Hamburg

  040-27 87 02-0 | info@goldbekhaus.de

  www.goldbekhaus.de


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung: 06.01.2016

  steffel:marketing&pr

  Raamfeld 47, 22397 Hamburg

  Elefon 040.41455746

  E-Mail: info@ulrikesteffel.de
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  INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN

  



  MUSIKTHEATER - MUSICAL/187: Witten - "Musical Highlights" am 23. Januar 2016


  

  Musical Highlights


  "Große Gefühle - tolle Stimmen - beste Unterhaltung"



  Für viele Besucher, Medienvertreter und Fans der Produktion "Musical Highlights" ist die Show seit Jahren bundesweit die Nr. 1. Es geht kaum besser! Das jedenfalls ist der Eindruck, wenn man die Kritiken des Publikums und der Medien nach den Touren 2014 und 2015 sieht.


  "Musical Highlights" setzt auf die Stärken der Interpreten und eine Programmauswahl, die den Abend zu einem echten Erlebnis für jeden Musicalliebhaber werden lässt. Es werden nur die Highlights geboten, für die man sonst viele und auch kostenaufwändige Reisen in die unterschiedlichsten Musicalstädte unternehmen muss. Das Musical kommt also mit "Musical Highlights" zu den Musikfreunden - dies macht neben der Qualität der Show den Erfolg aus.


  Exzellente Sängerinnen und Sänger, mit Erfolgen auf den großen Musical-Bühnen, begeistern in einer fast dreistündigen, furiosen Gala mit einem faszinierenden Streifzug durch die Welt des Musicals. Die unterschiedlichsten Musikstilrichtungen sind dafür verantwortlich, dass jeder auf hohem Niveau abwechslungsreich unterhalten wird. Musical-Höhepunkte im Minutentakt mit ausdrucksstarken Stimmen und großer Bühnenpräsenz. Gefühlvolle Balladen zum Mitschwärmen, fetzige Popnummern zum Mitschnipsen und dramatische Melodien zum Mitfühlen - alles an einem Abend, in einer schwungvollen Show mit echten Musical-Highlights.


  Wer Musicals mit seinen unterschiedlichsten musikalischen Stilrichtungen mag, kann sich auf einen unterhaltsamen Abend mit tollen Stimmen, bekannten Musical-Songs und "Stars zum Anfassen" freuen und ist bei "Musical Highlights" genau richtig.


  Karten: ab 38,90 EUR inkl. Geb.

  VVK: Saalbaukasse und Online-Ticket-Shop sowie an allen bekannten CTS-VVK-Stellen



  Termin: 23.01.2016 um 20:00 Uhr

  Veranstaltungsort: Saalbau Witten

  Bergerstraße 25, 58452 Witten

  Telefon: 02302 581 24 02

  Telefax: 02302 581 24 99

  E-Mail: kulturforum@stadt-witten.de

  Webseite: www.saalbau-witten.de


  *


  Quelle:

  Postfach 22 80

  58449Witten

  E-Mail: presse@witten.de

  Internet: www.witten.de
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  MUSIKTHEATER - MUSICAL/186: Lübeck - "The Rocky Horror Show" am 19. Februar 2016


  

  _T_H_E_A_T_E_R__L_Ü_B_E_C_K_


  "The Rocky Horror Show" von Richard O'Brien


  By arrangement with BB Group GmbH and the Rocky Horror Company Ltd.



  Das absolute Kultmusical ist zurück! Mit "The Time Warp", "Sweet Transvestite" und vielen anderen Hits schrieb die "Rocky Horror Show" Musikgeschichte. Über 20 Millionen Menschen haben sich bis heute der Faszination dieses genial-bizarren Science Fiction-Märchens hingegeben. Kein Wunder, denn die Suchtgefahr ist groß!


  Eine stürmische Nacht im Nirgendwo: das unschuldige und glücklich verliebte Paar Brad Majors und Janet Weiss klopft nach einer Reifenpanne an die Pforte eines abgelegenen Schlosses, um um Hilfe zu bitten. Die Tür öffnet sich, enter at your own risk!, und es beginnt für die beiden ein kurioser Trip in nie erahnte, phantastische Sphären: Der diabolisch-exzentrische Wissenschaftler Dr. Frank'n'Furter vom Planeten Transsexual präsentiert an diesem Abend den eigenartigen Mitbewohnern seine größte und genialste Kreation: das muskelbepackte Retortenwesen Rocky, das er zu seinem puren Vergnügen erschaffen hat. Brad und Janet erleben eine Nacht, die sie nie vergessen werden...


  Inszenierung Michael Wallner Bühne Heinz Hauser Kostüm Tanja Liebermann

  Musikalische Leitung Willy Daum Choreografische Mitarbeit Katja Grzam


  Mit Katja Grzam, Susanne Höhne, Alice Krimmel, Michaela Meyer; Peter Grünig, Matthias Hermann, Andreas Hutzel, Timo Tank, Will Workman Musiker Willy Daum & The Aliens


  Wiederaufnahme Fr, 19/02, 20.00 Uhr

  Veranstaltungsort Theater Lübeck, Kammerspiele


  *


  Quelle:

  Presseinformation vom 22. Dezember 2015

  Theater Lübeck, Beckergrube 16, 23552 Lübeck

  Pressestelle Julia Voije

  Tel. 0451 / 70 88 -153, Fax 0451 / 70 88 -210

  E-Mail: j.voije@theaterluebeck.de

  Internet: www.theaterluebeck.de
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  SCHAUSPIEL - KOMÖDIE/283: Witten - "LANDEIER - Bauern suchen Frauen", 29.1.-6.2.2016


  

  LANDEIER - Bauern suchen Frauen



  Zum Inhalt: In tiefster Provinz im schönen Sauerland, fernab hektischen Stadttrubels führen die drei Jungbauern Jan, Jens und Richard ein beschauliches Dasein. Aber etwas Entscheidendes fehlt: der passende Deckel zum Pott: Frauen!!! Aber ... woher nehmen? Sind Kontaktanzeigen heute noch angesagt? Sollte man "Partnervermittlungen mit Niveau" ausprobieren? Oder wie macht man das in Zeiten von Twitter, Facebook und Whatsapp? - Na klar, man stellt Videoclips bei Youtube und Co. rein!


  Und wie begeistert man per Videobotschaft die moderne Großstadtfrau für das Landleben samt ihrer Ureinwohner? Inmitten von Treckertuning und Schweinen mit der Demonstration fachmännischer Haushaltskenntnisse oder eben doch lieber mit nackten Tatsachen? Oder doch ... alles in einem?


  Sehen Sie selbst!


  Webseite: http://www.ruhrbuehne-witten.de


  Am Sonntag (31. Januar) bieten wir vorher frische Waffeln an!


  Women only: An Weiberfastnacht (4. Februar) ist die Veranstaltung ausschließlich für Frauen. Vor dem Stück gibts an diesem Tag einen Sektempfang und anschließend laden wir die Besucherinnen zur Disko! Preis für diese Veranstaltung: 15 Euro


  Am Karnevals-Samstag (6. Februar) laden wir ebenfalls im Anschluss zur Karnevalsdisko.


  Termine


  Am 29.01.2016 von 19:30 bis 22:00 Uhr

  Am 30.01.2016 von 19:30 bis 22:00 Uhr

  Am 31.01.2016 von 17:00 bis 19:30 Uhr

  Am 04.02.2016 von 19:00 bis 21:30 Uhr

  Am 05.02.2016 von 19:30 bis 22:00 Uhr

  Am 06.02.2016 von 19:30 bis 22:00 Uhr


  Veranstaltungsort: Ruhrbühne Witten

  Bochumer Str. 10a 58455 Witten


  *


  Quelle:

  Postfach 22 80

  58449Witten

  E-Mail: presse@witten.de

  Internet: www.witten.de
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  ASIEN/106: Wintersmog in China - Auf der Suche nach unbekannten Radikalen (FZJ)


  

  Forschungszentrum Jülich GmbH - 8. Januar 2016


  Wintersmog in China - Auf der Suche nach unbekannten Radikalen



  Jülich, 8. Januar 2016 - Feinstaub und Smog entstehen nicht nur durch Verkehr und Industrie. Ein Großteil der schädlichen Schadstoffe wird in der Luft erst gebildet - durch Hydroxylradikale und weitere, bisher unbekannte Stoffe. Diese Spurenstoffe wollen Atmosphärenchemiker des Forschungszentrums Jülich im Forschungsprojekt "RACE" aufspüren.


  Anfang Januar startete das Team des Jülicher Instituts für Energie- und Klimaforschung, Bereich Troposphäre (IEK-8), in China eine neue Messkampagne. Für die Dauer eines Monats wollen die Atmosphärenforscher die chemische Zusammensetzung der Luft im Großraum Peking messen. Die Feldmessungen, die zusammen mit der Peking-Universität als Partner durchgeführt werden, sollen ein quantitatives Gesamtbild der Vorgänge in der Atmosphäre ergeben, um die chemischen Reaktionen gerade im Winter besser zu verstehen. Professor Andreas Wahner leitet das RACE-Projekt (RAdical chemistry in ChinesE megacities): "Wir kennen die Prozesse im Sommer und wollen jetzt wissen, welche Substanzen die Smogbildung im Winter verstärken. Ein großes Ziel ist es, der chinesischen Regierung wie schon bei anderen Kampagnen zuvor konkrete Handlungsempfehlungen zu geben."



  
    [image: Messgeräte, installiert auf einem Flachdach; Himmel grau-dunstig, im Hintergrund Berge - Foto: © Xin Li/Forschungszentrum Jülich]


    Die Messungen für das RACE-Projekt werden am nördlichen Stadtrand von Peking durchgeführt. Im Einsatz ist auch ein laserinduziertes Fluoreszenzspektroskop (LIF).

    Foto: © Xin Li/Forschungszentrum Jülich

  


  

  Radikale beschleunigen die Bildung von Smog


  Schon mehrfach hat die chinesische Regierung in diesem Winter die höchste Smog-Alarmstufe in Peking ausgerufen. Dabei beschränkt sich das Problem nicht auf Peking-City; die Luftverschmutzung dehnt sich über hunderte von Kilometern in der nordchinesischen Ebene aus. In anderen chinesischen Metropolregionen wie Shanghai oder Guangzhou sieht die Lage ähnlich aus.


  Speziell im Pekinger Plateau mischen sich anthropogen erzeugte Schadstoffe wie Schwefeldioxid, Kohlenmonoxid und Stickoxide mit biogenen Emissionen aus der Landwirtschaft (Ammoniumnitrate) und aus den umliegenden Wäldern (Isoprene, Terpene). In der Atmosphäre treffen sie auf Hydroxylradikale - sehr reaktive Moleküle, die in der Chemie der Atmosphäre eine sehr wichtige Rolle spielen. Hydroxylradikale sind als "Waschmittel der Atmosphäre" bekannt und wichtig für den Abbau von Luftschadstoffen. "Normalerweise befindet sich nur ein Hydroxylradikal in einer Billion anderer Moleküle in der Luft, eine winzige Menge", sagt Andreas Wahner. "Wenn aber zu viele andere Moleküle und Feinstaub-Partikel in der Luft vorhanden sind, bilden sich nicht nur mehr Abbauprodukte, sondern auch mehr Radikale." Der Kreislauf beschleunigt sich. Weil gleichzeitig aber auch mehr Ozon gebildet wird, entsteht eine sogenannte Smog-Situation mit einer hohen Anzahl an Partikeln und hohen Ozonbelastungen.


  

  Photochemie funktioniert im Sommer anders als im Winter


  Seit 2006 haben die Jülicher Troposphärenforscher gemeinsam mit dem College of Environmental Science der Peking University mehrere Messkampagnen im Umfeld der Megacities Guangzhou und Peking durchgeführt. Diese Kampagnen fanden allesamt im Sommer statt, weil das kurzwellige Licht der Sonne die treibende Kraft der Selbstreinigung in der Atmosphäre ist. Viel Licht und höhere Temperaturen beschleunigen hier die chemischen Reaktionen. Doch wie laufen die photochemischen Prozesse im Winter ab? "Wir möchten herausfinden, ob es Prozesse gibt, die ohne Licht auskommen und trotzdem andere Stoffe oxidieren", sagt Andreas Wahner, denn aus anderen Labor- und Felduntersuchungen weiß er, dass es neben den Hydroxyl- auch Stickstofftrioxidradikale gibt, die eine Rolle spielen könnten. Verstärken sie die Bildung von Wintersmog?


  

  Spezielle Messtechnik für Hydroxylradikale


  Hydroxylradikale lassen sich nicht einfach mit einem Gaschromatographen im Labor, sondern mit optischen Verfahren in der Atmosphäre selbst messen. Darum kommt in China ein laserinduziertes Fluoreszenzspektroskop (LIF) zum Einsatz, das die kleinen Moleküle bei 308Nanometern Wellenlänge anregt. Die Radikale emittieren UV-Licht - diese Intensität wird gemessen und entspricht der Menge der Radikale. LIF-Spektroskopie ist eine Spezialität der Jülicher Forscher, nur sechs Teams weltweit können Hydroxylradikale auf diese Art messen. Feld- und Atmosphärenkammerdaten verbessern Computersimulationen


  "Die Daten werden uns außerdem helfen, unsere numerischen Computersimulationen zu verbessern oder zu überprüfen, ob wir tatsächlich das richtige Verständnis von den Vorgängen in der Atmosphäre haben", hofft Andreas Wahner. Schon in der vergangenen Messkampagne fand die Arbeitsgruppe tatsächlich einen neuen Reaktionsweg zum bekannten atmosphärischen Stoffkreislauf, der dann im Einzelnen in der Atmosphärenkammer SAPHIR in Jülich untersucht werden konnte. Nach dem Abschluss der Messungen in China soll SAPHIR auch diesmal wieder zum Einsatz kommen.


  

  Handlungsempfehlungen für die chinesische Regierung


  Aus der ersten Kampagne konnten die Forscher Handlungsempfehlungen ableiten, den Verzicht auf schwefelhaltigen Dieselkraftstoff etwa. Andreas Wahner ist optimistisch, dass es auch diesmal gelingt. Denn er hat die Erfahrung gemacht, dass die chinesische Regierung an den Messungen sehr interessiert ist. Und er weiß, dass einiges auf dem Spiel steht, weil es um die Gesundheit von 30 Millionen Menschen allein im Großraum Peking geht. "Wenn wir die genauen chemischen Prozesse kennen, können wir die wichtigsten Emissionsquellen benennen und empfehlen, welche Emissionen gereinigt oder welche Industrieanlagen ganz abgeschaltet werden sollten. Und das sehe ich als unsere Hauptaufgabe. Die direkte Anwendung ist es, die uns - neben dem wissenschaftlichen Neuland, das wir beschreiten - an unserem Forschungs-Projekt RACE anspornt."


  

  

  Weitere Informationen:


  Institut für Energie- und Klimaforschung, Bereich Troposphäre (IEK-8)

  http://www.fz-juelich.de/iek/iek-8/DE/Home/home_node.html


  Jülicher Klimaforschungskammer SAPHIR

  http://www.fz-juelich.de/iek/iek-8/DE/Leistungen/Infrastruktur/SAPHIR/SAPHIR_node.html


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung, 08.01.2016

  Herausgeber: Forschungszentrum Jülich GmbH, 52425 Jülich

  Mitglied der Hermann von Helmholtz Gemeinschaft

  Deutscher Forschungzentren (HGF)

  Telefon: 02461/61-46 61, Fax: 02461/61-46 66

  E-Mail: info@fz-juelich.de

  Internet: www.fz-juelich.de
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  MEER/208: Neue Einsichten in die Folgen von Methanaustritten am Meeresboden (idw)


  

  Gemeinsame Pressemitteilung des Leibniz-Instituts für Ostseeforschung Warnemünde (IOW) und des GEOMAR Helmholtz-Zentrums für Ozeanforschung Kiel - 07.01.2016


  Neue Einsichten in die Folgen von Methanaustritten am Meeresboden



  07.01.2016/Kiel. Ein Krater am Boden der Nordsee, der 1990 durch eine Gasexplosion im Zuge von Öl-Explorationen entstand, eröffnet einem internationalen Forscher-Team neue Einblicke in das Schicksal von Methanaustritten am Meeresboden. Zusätzliche Untersuchungen und Überwachungsstrategien sind nötig, um die Triebkräfte weiterer Emissionen besser zu verstehen, argumentieren die Wissenschaftler in einer Sonderausgabe des Fachmagazins "Journal of Marine and Petroleum Geology".



  
    [image: Blasen auf dem Wasser, im Hintergrund Forschungsschiff, Himmel mit Schönwetterwolken - Foto: © Peter Linke, GEOMAR]


    Blasenteppich über dem Methan-Krater, aufgenommen während der ALKOR-Expedition AL374 im Jahr 2011.

    Foto: © Peter Linke, GEOMAR

  


  Am 20. November 1990 stießen Bohrungen im Auftrag der Firma Mobil North Sea (heute ExxonMobil) in etwa 100 Metern Wassertiefe im Britischen Sektor der Nordsee "UK 22", ungefähr 200 Kilometer von Schottland entfernt, auf ein flaches Gasvorkommen. Die dabei ausgelöste Explosion setzte große Mengen Methan frei und hinterließ einen Krater am Meeresboden. Während einer Expedition im Jahr 1994 beobachteten Wissenschaftler in dem Gebiet deutliche Gasemissionen. "Die Konzentrationen, die wir an der Oberfläche feststellten, sind noch immer die höchsten, die ich je im Meer messen konnte", berichtet Prof. Gregor Rehder, Meereschemiker am Leibniz-Institut für Ostseeforschung Warnemünde (IOW). Rehder leitete die ersten wissenschaftlichen Untersuchungen an dem verlassenen Bohrloch. Eine weitere Expedition bestätigte 2005, dass nach wie vor Gasblasen aus dem 60 Meter breiten und 20 Meter tiefen Krater aufstiegen. Ein Tauchgang mit dem Forschungstauchboot JAGO eröffnete 2006 detaillierte Einblicke in die noch immer aktive Austrittsstelle. 2011initiierte das Britische Ministerium für Energie und Klimawandel (Department of Energy and Climate Change, DECC) eine genauere Untersuchung. Ziel war, Emissionsraten zu erfassen und Veränderungen des Gases bei seinem Aufstieg in der Wassersäule eingehend zu analysieren, bevor es in die Atmosphäre gelangen konnte. Die von ExxonMobil finanzierten Arbeiten wurden von Dr. Ira Leifer (Bubbleology Research International) geleitet. Zu den beteiligten Spezialisten gehörten Dr. Alan Judd (Alan Judd Partnership), Dr. Peter Linke (GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel) und David Long (British Geological Survey) sowie viele weitere Experten aus Deutschland, den Niederlanden, den USA und Großbritannien.


  Neben einem Gesamtüberblick aus wissenschaftlicher Perspektive lieferte das interdisziplinäre Team erstmals eine Quantifizierung eines massiven Gasblasenaustritts in einem flachen Meeresgebiet sowie Beobachtungsdaten über einen längeren Zeitraum. Die Ergebnisse sind in einer Sonderausgabe des Fachmagazins "Journal of Marine and Petroleum Geology" zusammengefasst. "Das GEOMAR ist an sieben der insgesamt 13 Beiträge beteiligt, für vier Artikel zeichnen GEOMAR-Mitarbeiter als Erstautoren verantwortlich", hebt Dr. Linke hervor. Der Biologe war Fahrtleiter von drei Expeditionen zum Krater, den Reisen ALKOR AL374 (2011), ALKOR AL412 (2013) und CELTIC EXPLORER CE12010 (2012) sowie Berater der Kampagne von DECC und ExxonMobil. "Insgesamt fließen Informationen aus sechs GEOMAR-Expeditionen ein." Auf ihren Expeditionen in den Jahren 2011 und 2012 stellten die Wissenschaftler fest, dass die Quelle noch immer Gas freisetzte. Über die Verteilung des Methans entschieden allerdings jahreszeitlich schwankende Bedingungen: Im Sommer lagern verschieden warme Wasserschichten der Nordsee klar getrennt übereinander. "In solchen Phasen mit wenig Durchmischung erreicht nur wenig Methan in den Gasblasen die Oberfläche", erklärt Dr. Linke. "Strömungen können das Gas dann von der Quelle forttransportieren, es kann verteilt und gelöst werden. Ein Teil wird von Mikroben in der Wassersäule und am Meeresboden abgebaut. Aber wir wissen noch nicht, wie dies Organismen beeinflusst, die in der Nähe der Quelle leben."


  Vom Spätherbst bis zum Frühling sorgen Wind und Wellen für eine tiefere Durchmischung der Nordsee. Die Forscher gehen davon aus, dass das Methan dann bis an die Oberfläche und in die Atmosphäre gelangt. So wurden die höchsten Konzentrationen von Methan in der Atmosphäre in einem Gebiet von vier mal vier Kilometern über dem Krater gemessen. Doch auch wenn der Krater signifikant zum Methan-Budget der Nordsee beiträgt, stellt er für das Klima insgesamt kein vergrößertes Risiko dar, so die Wissenschaftler. "Wir waren zunächst überrascht darüber, dass wir keine höheren Konzentrationen über der Temperatur-Sprungschicht messen konnten", erinnert sich Dr. Jens Schneider von Deimling, Geophysiker am GEOMAR. "Aber seit wir entdeckt haben, daß die am Meeresboden austretenden Gasblasen einen großen Wirbel bilden nehmen wir an, dass bislang nicht verstandene Prozesse die Verbreitung und den Austausch des Gases noch fördern. Es kann sein, dass Blasen aus größeren Wirbeln nicht mehr viel Methan enthalten, wenn sie die Oberfläche erreichen."


  Langzeit-Untersuchungen mit so genannten Landern, Plattformen für verschiedene Messungen und Experimente am Meeresboden, deuteten auf schwankende Emissionen hin. Im Dezember 2011 wurde eine Eruption mit dramatisch erhöhten Gasfreisetzungen registriert. Nachfolgende Untersuchungen mit dem Tauchroboter ROV KIEL 6000 offenbarten, dass sich die Struktur am Meeresboden nochmals verändert hatte. "Dies belegt, dass eruptive Kräfte eine sporadische, aber wichtige Rolle spielen", folgert Dr. Linke. "Der Krater ist auch heute noch immer aktiv und wird es auch für einige Jahre bleiben. Wir sind der Meinung, dass die Stelle nicht nur überwacht werden muss - wir sollten sie auch als natürliches Laboratorium nutzen und daraus für zukünftige Explorationen lernen." Die Wissenschaftler empfehlen, zusätzliche Daten zu sammeln, Hypothesen zu überprüfen und die Veränderungen des Methans in der Wassersäule und am Meeresboden genauer zu untersuchen und das Monitoring zu verbessern. Für Ende August 2016 ist bereits eine weitere Ausfahrt zum Krater geplant.


  Originalveröffentlichung:

  Ira Leifer and Alan Judd (Herausgeber, 2015): The 22/4b Study: Investigations of the Geologic, Water-Column, and Atmospheric Phenomena of a Persistent North Sea Gas Blowout. Marine and Petroleum Geology, Volume 68, Part B, Pages 705-882 (December 2015)


  

  

  Weitere Informationen finden Sie unter


  GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel

  http://www.geomar.de


  Department of Energy & Climate Change (DECC)

  http://www.gov.uk/government/organisations/department-of-energy- climate-change


  British Geological Survey

  http://www.bgs.ac.uk


  Leibniz-Institut für Ostseeforschung Warnemünde (IOW)

  http://www.io-warnemuende.de


  Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

  http://idw-online.de/de/news644041


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

  http://idw-online.de/de/institution818


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

  Leibniz-Institut für Ostseeforschung Warnemünde (IOW) und

  GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel,

  Dr. Andreas Villwock, 07.01.2016

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  INFOPOOL / UMWELT / INTERNATIONALES

  



  PROTEST/105: Kritik an geplanter Fortsetzung der Ölerschliessung in der Nordsee (OceanCare)


  

  OceanCare - News, 7. Januar 2016


  Kritik an geplanter Fortsetzung der Ölerschliessung in der Nordsee



  Gemeinsam mit zahlreichen anderen Umweltschutzorganisationen hat OceanCare gegenüber der dänischen Regierung eine Stellungnahme eingebracht, die das von der dänischen Firma Maersk Oil betriebene GORM Projekt kritisiert. Das Projekt sieht die Erschliessung möglicher Öl- und Gasvorkommen in dänischen Gewässern vor.


  Durch die vorgesehenen seismischen Aktivitäten, den Austritt ölhaltiger Abwässer, den Einsatz von Chemikalien und durch andere mögliche Auswirkungen sind auch angrenzende deutsche Gewässer, inklusive Schutzgebiete betroffen. Besondere Gefahr für Meeressäuger, insbesondere für den in der Nordsee heimischen Schweinswal, aber auch für Zwergwale, geht unter anderem von dem geplanten Einsatz intensiver Schallkanonen aus.


  Der Projektantrag weist erhebliche Schwachstellen und Defizite auf und zeugt von unzureichender Fachkenntnis des Betreibers sowohl was die Aufbereitung der Information zur Gefahreneinschätzung als auch regionale und internationale Schutzbestimmungen betreffen. Kritik an dem Vorhaben und Sorge über grenzüberschreitende negative Auswirkungen des Projektes übte auch der Umweltminister Schleswig-Holsteins, Dr. Habeck.


  Mit dem Abschluss des Pariser Klimaschutzabkommens im Dezember 2015 und dem von Regierungen angekurbelten euphorischen Medienecho über die "nun vollzogene Energiewende" sowie dem niedrigen Ölpreis und dem Überangebot des "schwarzen Goldes" sind solche Projekte zusätzlich zu hinterfragen. OceanCare und Partner erwarten von den dänischen Behörden eine klare Absage an das Vorhaben.


  

  Hier geht es zur Stellungnahme der Umweltverbände:

  https://assets.oceancare.org/downloads/ngo_stellungnahme_gorm_final.pdf


  Artikel Fracking

  http://www.deutschlandfunk.de/fracking-in-der-nordsee-wahrscheinlich-negative.697.de.html?dram:article_id=340463


  *


  Quelle:

  News vom 7. Januar 2016

  Herausgeber: Verein OceanCare

  Oberdorfstr. 16, Postfach 372, Ch-8820 Wädenswil

  Tel.: +41 (0) 44 780 66 88, Fax: +41 (0) 44 780 66 08

  E-Mail: info[at]oceancare.org

  Internet: www.oceancare.org
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  INFOPOOL / UMWELT / LANDWIRTSCHAFT

  



  MELDUNG/204: Antibiotika-Tagung - Rüge für hohen Medikamenteneinsatz in Tierhaltung (BUND)


  

  Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung vom 8. Januar 2016


  Antibiotika-Tagung rügt hohen Medikamenteneinsatz in Tierhaltung


  Landwirtschaftlicher Antibiotika-Einsatz nach wie vor zu hoch. Reserveantibiotika dürfen in der Tierhaltung nicht länger zur Anwendung kommen



  Berlin: Bei der gestern Abend vom Niedersächsischen Landwirtschaftsministerium und dem Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) in Berlin durchgeführten Veranstaltung mit dem Titel "Wundermittel Antibiotika - ihr Einsatz im Tierstall und die Folgen für Mensch und Tier" hat der BUND-Vorsitzende Hubert Weiger die nach wie vor zu häufige Anwendung von Antibiotika in der Tierhaltung kritisiert. Die Gesundheit von Nutztieren lasse sich nur mit höheren gesetzlichen Tierschutz-Standards und einer besseren Tierbetreuung gewährleisten.


  "In Deutschland werden bei der Billigfleischproduktion noch immer über 1200Tonnen Antibiotika und Reserveantibiotika eingesetzt, doppelt so viel wie in der Humanmedizin. Ohne diese Medikamente würden viele Tiere die Turbomast bis zur Schlachtreife gar nicht überstehen. Der Hochleistungszucht müssen endlich Schranken gesetzt werden. Der Preisdruck der Discounter, tierquälerische Haltungsmethoden und die Verstümmelung von Tieren müssen durch eine tiergerechte Haltung, die Verwendung einheimischer Futtermittel und angemessene Preise für die Produkte abgelöst werden", sagte Weiger.


  Zwar sei die Menge der eingesetzten herkömmlichen Antibiotika zwischen 2011und 2014 von rund 1700 auf 1200 Tonnen gesunken. Jedoch würden die für die menschliche Gesundheit besonders wichtigen Wirkstoffe der Fluorchinolone und Cephalosporine, die zu den so genannten Reserveantibiotika gehören, inzwischen häufiger eingesetzt. Waren es 2011noch etwas weniger als 12 Tonnen in der Tierhaltung eingesetzte Reserveantibiotika, so seien es 2014 zirka 16 Tonnen gewesen.


  Seinem Versprechen von Mitte 2015, die Restriktionen für den Einsatz von Reserveantibiotika in der Tierzucht verschärfen zu wollen, habe Bundesagrarminister Christian Schmidt bisher noch keine entsprechenden Taten folgen lassen, kritisierte der BUND-Vorsitzende. "Der exorbitant hohe Einsatz von Antibiotika in industriellen Tierhaltungsanlagen verursacht das Problem der antibiotikaresistenten Keime im Stall und auf dem Fleisch. Die damit verbundene Gesundheitsgefährdung für den Menschen lässt sich nur minimieren, wenn endlich gegengesteuert wird. Der Antibiotika-Verbrauch in der Tierhaltung muss drastisch reduziert werden. Der Einsatz der für die menschliche Gesundheit besonders wichtigen Reserveantiantibiotika gehört gänzlich verboten", forderte Weiger.


  *


  Quelle:

  BUND-Pressedienst, 08.01.2016

  Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

  Freunde der Erde Deutschland

  Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

  Tel. 030/27586-457, Fax. 030/27586-440

  E-Mail: presse@bund.net

  Internet: www.bund.net
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  INFOPOOL / UMWELT / VERANSTALTUNGEN

  



  FILM/052: "Flussfilmfest Berlin" - Großes Kino für wilde Flüsse. Berlin, 22.-24.1. (GRÜNE LIGA)


  

  GRÜNE LIGA e.V. - Netzwerk Ökologischer Bewegungen


  Pressemitteilung, 7. Januar 2016


  Flussfilmfest Berlin: Großes Kino für wilde Flüsse



  Berlin 7.1.2016: Vom 22. bis 24. Januar 2016 findet das erste "Flussfilmfest Berlin" statt. Flüsse gehören zu den artenreichsten und faszinierendsten Lebensräumen unseres Planeten. In berauschenden Bildern nimmt das Festival die Besucher mit auf eine abenteuerliche Reise unter die Wasseroberfläche, zeigt wilde Ströme, entlegene Gegenden und ganz besondere Menschen, die für den Erhalt dieser kostbaren Lebensräume kämpfen. Das aus Nordamerika stammende "Wild & Scenic Film Festival" gastiert damit erstmals in Europa. Im Kreuzberger Kino Moviemento werden über 30 Filme in drei Tagen gezeigt, ergänzt durch thematische Einführungen und Diskussionsrunden.


  "Das Flussfilmfest feiert die Schönheit frei fließender Flüsse", erklärt Tobias Schäfer von der GRÜNEN LIGA, die das Festival organisiert. "Gleichzeitig lenken wir den Blick aber auch auf die rasant fortschreitende Zerstörung von Flussökosystemen durch Staudämme und Wasserkraftanlagen, Verschmutzung oder Übernutzung." Diese Entwicklung lässt sich vor allem in jenen Regionen beobachten, die eine besonders große Artenvielfalt beherbergen. Täglich und unwiederbringlich werden ganze Ökosysteme zerstört, Arten ausgelöscht und Menschen aus ihrer Heimat vertrieben. Um das Thema aus verschiedenen Blickwinkeln zu beleuchten, arbeitet die GRÜNE LIGA beim Festival mit dem Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB), EUROPARC Deutschland, Patagonia, GETIDOS, GegenStrömung und weiteren Partnern zusammen.


  

  Preisgekrönte Filme und Einblicke in die Arbeit von Wissenschaftlern, Naturschützern und Co.


  Dass es auch positive Entwicklungen gibt, zeigt der preisgekrönte Dokumentarfilm "DamNation", in dem es um Staudammrückbau und Flussrenaturierung in den USA geht. Rund 30 weitere, zumeist englischsprachige Kurz- und Dokumentarfilme thematisieren den landschaftlichen Reiz und die ökologische, wirtschaftliche, soziale und kulturelle Bedeutung frei fließender Flüsse. Einführungen und Diskussionsrunden mit Wissenschaftlern und Umweltschützern ergänzen die Vorführungen, laden zum Austausch ein und rufen dazu auf, die letzten Wildflüsse in Europa und der Welt für die kommenden Generationen zu erhalten.


  Wie sich Flüsse nutzen, erhalten und renaturieren lassen, damit beschäftigen sich auch Wissenschaftler am Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB) in Berlin. Im Rahmen einer FlussForscherMatinee am Samstagvormittag (23.01.2016, 11:00 Uhr) diskutieren sie gemeinsam mit dem Publikum über Nutzungskonflikte, Renaturierung und Wiederansiedlung und geben Einblicke in die tägliche Forschungsarbeit. "Flüsse sind Zentren der biologischen Vielfalt und übernehmen für uns Menschen wichtige Funktionen", sagt IGB-Direktor Prof. Klement Tockner, der sich bereits zum Auftaktabend (22.01.2016, 18:00 Uhr) den Fragen des Publikums stellt. "Daten und evidenzbasiertes Wissen sind besonders überzeugende Argumente für eine nachhaltige Nutzung. Daher befördern wir den Dialog zwischen Wissenschaft und Öffentlichkeit mit Nachdruck", betont er.


  Eine weitere Matinée am Sonntagvormittag befasst sich mit dem 25-jährigen Jubiläum des Nationalparkprogramms von 1990. Dieses eröffnete für ganz Deutschland neue Perspektiven zum Schutz und zur Entwicklung von Wildnislandschaften. Der Filmbeitrag "Wildes Leben am großen Strom" zeigt, dass die Impulse aus dem Nationalparkprogramm auch im Biosphärenreservat Mittelelbe zur Stärkung zahlreicher geschützter Lebensräume geführt hat. "Mit den einzelnen Filmbeiträgen wollen wir zeigen, wie wichtig gesellschaftliches und unternehmerisches Engagement für die Erhaltung unserer wertvollen Naturlandschaften einschließlich der Flüsse ist", erläutert Dr. Elke Baranek, Geschäftsführerin von EUROPARC Deutschland e.V. (24.01.2016, 11:00 Uhr).


  Der Samstagabend (23.01.2016, 18:00 Uhr) widmet sich dem Staudammrückbau sowie den letzten und stark bedrohten Wildflüssen Europas. Ergänzt wird dieser Block durch eine Einführung vom "DamNation"-Produzenten Patagonia und eine Diskussion mit Mitbegründern der Balkanflüsse-Kampagne "Rettet das Blaue Herz Europas" von der Stiftung Euronatur. Filme und eine Diskussion mit der Initiative GegenStrömung zu Staudammkonflikten weltweit runden das Festival am Sonntagabend (24.01.2016, 17:00 Uhr) ab.


  

  Über das Festival:


  Seit 2003 veranstaltet der Umweltverband "South Yuba River Citizens League" in Nordkalifornien das "Wild & Scenic Film Festival". Zu Jahresbeginn geht das Festival in rund 140 Orten in den USA und Kanada auf Tour. Als "Wild and Scenic Rivers" stehen dort frei fließende Flüsse aufgrund ihres Wildflusscharakters, ihres Arteninventars, ihres landschaftlichen Reizes oder ihrer Bedeutung für die Erholung unter strengem Schutz.


  Gefördert wird das Flussfilmfest Berlin von Umweltbundesamt und Bundesumweltministerium mit Mitteln aus der Sonderbriefmarke "Wasser ist Leben".


  GRÜNE LIGA e.V. - Netzwerk Ökologischer Bewegungen

  Bundeskontaktstelle Wasser / Water Policy Office

  Tel.: +49 30 40 39 35-30

  wasser@grueneliga.de


  Ort und Tickets:

  Kino Moviemento, Kreuzberg

  Kottbusser Damm 22

  10967Berlin

  www.moviemento.de


  Die Filme laufen überwiegend in englischer Originalfassung.


  Preise

  Abendvorstellung:

  7,50 Euro, ermäßigt bzw. mit Festivalpass 5,00 Euro

  Matinee:

  5,00 Euro, mit Festivalpass kostenlos

  Festivalpass:

  7,50 Euro


  Programm:

  www.flussaktionen.de und www.wrrl-info.de


  Programmflyer:

  http://www.wrrl-info.de/docs/programm_flussfilmfest2016.pdf


  Auf Facebook:

  https://www.facebook.com/events/1005578196170207
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  Fr., 22.01.2016, 18:00-23:00 Uhr

  Wild und berauschend: Von Flüssen und Vordenkern

  Filme und Gesprächsrunde mit Prof. Dr. Klement Tockner, Direktor des IGB


  Sa., 23.01.2016, 11:00-14:00 Uhr

  FlussForscherMatinee

  Nutzungskonflikte, Renaturierung, Wiederansiedlung - Filme und gemeinsame Diskussionen mit Wissenschaftlern des IGB


  Sa., 23.01.2016, 18:00-22:00 Uhr

  Damnation: Haben Wildflüsse in Europa eine Zukunft?

  Präsentiert von Patagonia. Filme und Diskussionsrunde zur Balkanflüsse-Kampagne "Rettet das Blaue Herz Europas"


  So, 24.01.2016, 11:00-14:00 Uhr

  Der Wilde Osten - Wildes Leben am großen Strom

  Filme und Diskussionsrunde zu Perspektiven für die Nationalen Naturlandschaften 25 Jahre nach dem Nationalparkprogramm mit EUROPARC Deutschland e.V., dem Dachverband der Nationalparks, Biosphärenreservate und Naturparks


  So, 24.01.2016, 18:00-22:00 Uhr

  Was bleibt?

  Filme und Diskussionsrunde zu Belo Monte, Hasankeyf und weiteren Staudammkonflikten weltweit mit GegenStrömung


  

  Kurzinformationen zu Veranstaltern und Partnern des Flussfilmfests Berlin


  Zur GRÜNEN LIGA:

  Die GRÜNE LIGA e.V. wurde 1990 als Netzwerk ökologischer Bewegungen in Ostdeutschland gegründet und arbeitet zu einer Vielzahl von Umweltthemen. Die GRÜNE LIGA Bundeskontaktstelle Wasser engagiert sich für lebendige Flüsse und Gewässerschutz in Deutschland und Europa sowie in der internationalen Wasserpolitik. Ein Fokus der Arbeit liegt auf dem Elbegebiet. Das Flussfilmfest findet im Rahmen des Projektes "Flussaktionen" statt, das von Umweltbundesamt und Bundesumweltministerium gefördert wird.


  www.flussaktionen.de, www.grueneliga.de

  und www.wrrl-info.de


  Zum IGB:

  Das Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB) ist das bundesweit größte Forschungszentrum für Binnengewässer. Es verbindet Grundlagen- und Vorsorgeforschung, bildet den wissenschaftlichen Nachwuchs aus und berät Politik und Gesellschaft in Fragen des nachhaltigen Gewässermanagements. Forschungsschwerpunkte sind u.a. die Langzeitentwicklung von Seen, Flüssen und Feuchtgebieten angesichts sich rasch ändernder Umweltbedingungen, die Renaturierung von Ökosystemen, die Biodiversität aquatischer Lebensräume sowie Technologien für eine ressourcenschonende Aquakultur. Die Arbeiten erfolgen in enger Kooperation mit den Universitäten und Forschungsinstitutionen der Region Berlin/Brandenburg und weltweit.


  www.igb-berlin.de


  Zu EUROPARC Deutschland e. V.:

  Als Dachverband der Nationalen Naturlandschaften verleiht EUROPARC Deutschland den deutschen Nationalparks, Biosphärenreservate und Naturparks eine gemeinsame Stimme und stärkt ihre Bekanntheit. Der Verband wirbt für mehr gesellschaftliches Engagement in diesen wertvollen Natur- und Kulturlandschaften und schafft mit seinen Projekten ein Netzwerk das wertvolle Synergien zwischen Natur und Gesellschaft befördert.


  www.europarc-deutschland.de

  www.nationale-naturlandschaften.de


  Zu GegenStrömung:

  GegenStrömung ist eine Initiative, die für menschenrechtskonformes sowie sozial- und umweltverträgliches Handeln deutscher Akteure bei ihren Auslandsaktivitäten eintritt. Dies bezieht sich sowohl auf die Bundesregierung als auch auf Banken und Unternehmen. Schwerpunkte von GegenStrömung liegen in der Kampagnen- und Öffentlichkeitsarbeit zu sozialen und ökologischen Auswirkungen von Staudämmen sowie zur Reform der Außenwirtschaftsförderung (Hermesbürgschaften).


  www.gegenstroemung.org


  Zu GETIDOS:

  Die sozial-ökologische Plattform GETIDOS forscht zu nachhaltigen Problemlösungen mit einem Schwerpunkt auf Social Entrepreneurship und soziale Innovationen. Wir forschen transdisziplinär: über und mit Innovatoren, die primär gesellschaftliche Problemlösungen entwickeln und verbreiten, und bieten dazu auch Bildungsangebote an. Wir arbeiten transmedial: klassische Publikationen stehen für uns gleichranging und im Austausch mit andere Medien, und dienen gemeinsam der Reflexion und Kommunikation. GETIDOS steht für "Getting Things Done Sustainably". Die Maxime steht für innovatives Handeln - etwas unternehmen! - im Bewusstsein von nachhaltiger Entwicklung als einem grundlegend offenen, gesellschaftlichen Entwicklungsprozess.


  http://getidos.botanik.uni-greifswald.de/index.php/de


  Zu Patagonia:

  Der Outdoor-Ausstatter Patagonia unterstützt das Flussfilmfest als Mitveranstalter eines thematischen Blocks zu Staudammrückbau und Wildflüssen. Gezeigt wird der von Patagonia produzierte preisgekrönte Film "DamNation", der den Kampf für den Abriss von Staudämmen in den USA dokumentiert.


  www.patagonia.com und http://damnationfilm.com


  Zur Kampagne "Rettet das Blaue Herz Europas":

  Erklärtes Ziel der Kampagne "Rettet das Blaue Herz Europas" ist es, die Balkanflüsse als einzigartiges europäisches Naturerbe zu bewahren und die ökologisch wertvollsten Ströme und Flussabschnitte vor der Zerstörung zu retten. In drei ökologisch besonders wertvollen Gebieten wollen wir die Kampagne die Staudammprojekte stoppen: an der Vjosa in Albanien, im Mavrovo Nationalpark in Mazedonien und an der Save auf ihrer gesamten Fließstrecke in Slowenien, Kroatien, Bosnien-Herzegowina und Serbien. Die Kampagne "Rettet das Blaue Herz Europas" ist eine Kooperation der Stiftung EuroNatur und des Vereins Riverwatch, die sich gemeinsam mit Partnern vor Ort für den Erhalt der Balkanflüsse einsetzen. Gefördert wird die Kampagne von der MAVA-Stiftung und der Manfred-Hermsen-Stiftung.


  http://balkanrivers.net< /br> http://www.euronatur.org/Was-ist-das-blaue-Herz.1634.0.html < /br> http://riverwatch.eu/balkan-rivers


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung, 07.01.2016

  GRÜNE LIGA e.V. - Netzwerk Ökologischer Bewegungen

  Bundesgeschäftsstelle

  Greifswalder Straße 4, 10405 Berlin

  Tel.: 030/204 47 45, Fax: 030/204 44 68

  E-Mail: bundesverband@grueneliga.de

  Internet: www.grueneliga.de
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  INFOPOOL / UNTERHALTUNG / PERRY-RHODAN

  



  ERSTAUFLAGE/830: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 2836 (SB)


  

  Michelle Stern


  Die Zeitrevolution


  Perry-Rhodan-Heft Nr. 2836



  Die RAS TSCHUBAI und die LARHATOON sind in die Larengalaxis Noularhatoon zurückgekehrt. Was Perry Rhodan erwartet, ist ein Bild der Zerstörung. Die Tiuphoren haben weitgehend alle Planeten verheert, Schiffe wrackgeschossen oder sie mit ihren Indoktrinatoren auf einen Kurs gebracht, der sie in die nächste Sonne stürzen läßt. Die Terraner und Proto-Hetosten sind zu spät gekommen. Was ist aus der Helaar und Avestry-Pasik geworden? Was aus Pey-Ceyan? Gibt es Noular noch? Die beiden Schiffe fliegen die Urwelt der Laren an.


  Hascannar-Baan ist furchtbar wütend auf Perry Rhodan, der ihm den von Avestry-Pasik anvertrauten SVE-Raumer, auf den er all seine Hoffnung setzte, weggenommen hat. Sein Freund und Anführer ist vermutlich tot, seine Mission gescheitert. Perry Rhodan kann seine Wut verstehen. Es würde ihm nicht anders gehen.


  Gucky kann das larische Mädchen Hyo-Moohemi aufspüren, das er schon einmal aus den Klauen der Tiuphoren gerettet hat. Das Kind erzählt, die Tiuphoren hätten Maan-Moohemi und die beiden Fremden - womit Avestry-Pasik und Pey-Ceyan gemeint sind - abgeholt und auf eines ihrer Schiffe gebracht. Nach Auswertung der tiuphorischen Funksprüche weiß man, daß die Drei auf dem Sterngewerk MOYTAZUM gefangen gehalten werden.


  Die MOYTAZUM ist auf der Suche nach der Raumstation VIASVAAT. Die befindet sich auf einem Planetensplitter in unmittelbarer Nähe eines Schwarzen Loches. Ihre Besatzung rechnet mit dem Schlimmsten, wenn die Tiuphoren sie entdecken. Sie bereiten alles auf eine Evakuierung nach Paatherhagen vor, den nächstgelegenen Planeten.


  Osku-Sool, der Missionsleiter, will die Hoffnung nicht aufgeben, obwohl er bereits den Tod seiner Schwester Mera-Luur beklagt, die auf dem Schiff TAAROS LICHT Dienst tut, das antriebslos und damit unrettbar auf eine Sonne zutreibt. Seine Hoffnung ist, daß die Tiuphoren nicht jeden einzelnen Laren umbringen können. Irgendjemand wird überleben. Und diejenigen brauchen so viele Informationen wie möglich. Er will vor allem die Dateien der Chronalen Universität und der Garusischen Wissensstätten sichern. Alles was er kriegen kann.


  Die Zusammenstellung dauert allerdings einige Zeit und unter der Besatzung macht sich Panik breit. Manche wollen so schnell wie möglich von der Station fliehen, entwenden das Schiff, das zur Evakuierung gedacht ist, und fliegen aufgrund eines Pilotenfehlers nicht vom Schwarzen Loch weg, sondern mitten hinein. Sie sind verloren. Nun gibt es nur noch ein Schiff, das nach einem Umbau 43 mal hin und herfliegen müßte, um alle Laren nach Paatherhagen zu bringen. Doch schon während des ersten Fluges erreicht Osku-Sool die Hiobsbotschaft, daß die Tiuphoren Paatherhagen verwüstet haben. Es gibt keine Hoffnung mehr.


  Avesty-Pasik, Pey-Ceyan und die Helaar Maan-Moohemi sind Gefangene der Tiuphoren und sollen in das Banner der MOYTAZUM eingeschleust werden. Der Kommandant des Sterngewerks wählt Maan-Moohemi als erste aus. Da Avestry-Pasik wegen des in seinem Körper eingelagerten PEW-Metalls eine Affinität zu den Bannern der Sterngewerke entwickelt hat, spürt er die Verbindung zum Catiuphat, was ihn für den tiuphorischen Kommandanten der MOYTAZUM, Yernacc Yxayar, zu etwas Besonderem macht. Der Tiuphore denkt, daß Avestry-Pasik versteht, welche Ehre es ist, ins Banner aufgenommen zu werden. Yernacc Yxayar möchte ihm deshalb seinen Respekt erweisen und im Saal der Aufhebung einen Bannerempfang für ihn geben. An Bord der MOYTAZUM gab es noch nie so ein Bannerfest.


  Das Orakel, ein uralter Tiuphore, der als einziger direkten Kontakt zum Banner unterhält, ist skeptisch, doch Yernacc Yxayar versichert, daß der Lare es ernst meint. Die Zeremonie verläuft dann allerdings anders, als Yernacc Yxayar es sich vorgestellt hat. Avestry-Pasik ist ein psionisches Pulverfaß. Mit einem triumphierenden Lachen geht er ins Banner ein und zerreißt es. Die Seelen der Bannergefangenen stellen sich hinter ihn und greifen die Lebenden an.


  Das Orakel ergreift Pey-Ceyan, um sie ins Banner zu zwingen. Sie fühlt sich auseinandergerissen. Eine vom Banner ausgehende mentale Schockwelle durchflutet das Schiff und stürzt es ins Chaos. Der Ysicc, jenes fledermausartige Wesen, das immer auf der Schulter des Orakels sitzt und die dem Banner zugeführten Opfer zerreißt, stirbt. Selbst Brünneträger geraten unter dem Ansturm sich rächender Geister in Panik.


  Farye Sepheroa ist mit Hascannar-Baan auf der Suche nach Überlebenden wrackgeschossener Larenschiffe. Sie durchkämmen die TAAROS LICHT, die sie davor bewahrt haben, in eine Sonne zu stürzen und finden zwanzig Überlebende, darunter die Funk- und Datenmeisterin Mera-Luur. Sie kennt die Koordinaten aller Larenwelten und wissenschaftlichen Stationen und weiß, welche bislang verschont worden sind. Eine davon ist VIASVAAT.


  Perry Rhodan schickt ein Einsatzteam aus Gucky, dem Kamashiten Grim Sternhell, Hascannar-Baan und der Posmi Aurelia los, um Avestry-Pasik, Pey-Ceyan und Maan-Moohemi zu befreien und die MOYTAZUM zu sabotieren. Aurelia hat die Gestalt einer Tiuphorin angenommen. Nachdem Gholdorodyns Kran die Vier zur MOYTAZUM versetzt hat, machen sich Grim Sternhell, Gucky und Hascannar-Baan im Schutz ihrer Deflektoren und Aurelia ganz offen auf die Suche nach einem Terminal, das ihr Auskunft über die Lage des Gefängnistrakts geben soll. Doch in dem Moment, in dem Avestry-Pasik das Banner zerreißt, fallen die Parabegabten Gucky, Grim Sternhell und Pey-Ceyan in eine Art Koma. Ihre Lebensfunktionen sind nur noch schwach. Hascannar-Baan spürt lediglich einen mentalen Druck.


  Aurelia, auf die das Ganze keine Auswirkung hat, findet heraus, daß das Schiff sich selbst sabotiert. Auch die Hyperkristalle der Winker, mit denen der Kran herbeigerufen werden kann, fallen wegen des momentan herrschenden sechsdimensionalen Chaos aus. Wenn die Vier wieder an Bord der RAS TSCHUBAI zurückkehren wollen, können sie das nun nur noch mit Guckys Hilfe, doch der Ilt ist bewußtlos. Aurelia und Hascannar-Baan beschließen, zunächst einmal Avestry-Pasik, Pey Ceyan und Maan-Moohemi zu befreien.


  Perry Rhodan ist unterdessen auf der Suche nach einer Welt, die noch zu retten ist. Da der ins Auge gefaßte Planet Paatherhagen verloren ist, bleibt nun nur noch die Station VIASVAAT. Sie stellt die letzte Chance dar, mit der Purpur-Teufe einige Laren in die Zukunft zu schicken.


  An Bord der Station hat man die Hoffnung aufgegeben, den Tiuphoren entkommen zu können. Die Wissenschaftler stimmen darin überein, auf gar keinen Fall in ein Banner eingebunden werden zu wollen. Sie ziehen den Tod vor und wollen die Station lieber in das Schwarze Loch stürzen. Als sie die Station neu ausrichten, erkennt Perry Rhodan mit Entsetzen ihre Absicht. Erst nach mehreren Versuchen gelingt es, Kontakt aufzunehmen. Doch Osku-Sool ist mißtrauisch. Die angeblichen Retter könnten ja schließlich auch Tiuphoren sein. Als dann aber seine totgeglaubte Schwester in Erscheinung tritt, kann das Unheil abgewendet werden.


  ANANSI hat sich das Wissen der Ziquama zu eigen gemacht und weiß, wie eine Purpur-Teufe zu installieren ist. Während die LARHATOON die Teufen-Elemente installiert, zieht die RAS TSCHUBAI die Station aus dem Gravitationsfeld des Schwarzen Loches. Doch die Purpur-Teufe braucht extrem viel Energie und es ist keine Sonne in der Nähe, die angezapft werden kann. Deshalb muß die Energie von der LARHATOON abgezweigt werden. Der SVE-Raumer kann sie aus dem Hyperraum beziehen. Aber es ist fraglich, ob die LARHATOON genug liefern kann.


  Sterngewerke der Tiuphoren tauchen aus der Hyperstenz auf und greifen die Station an. Der Aagenfeltblitz kommt zum Einsatz und kann die angreifenden Sterngewerke schädigen. Auch die MOYTAZUM ist davon betroffen, die Aggregate streiken. Es kommt zu einem unkontrollierten Abbau der Tiauxin-Kristalle im Banner.


  Aurelia und Hascannar-Baan erreichen - die beiden Bewußtlosen im Schlepptau - den Saal der Aufhebung. Der Anblick, der sich ihnen bietet, entsetzt Hascannar-Baan. Der Körper seines Anführers Avestry-Pasik liegt brennend auf einem Block. Hascannar-Baan stürzt darauf zu, will seinen Freund wegzerren. Doch eine eisige Kälte geht von dem Feuer aus. Er kann es nicht berühren und nichts dagegen ausrichten, daß der Körper Avestry-Pasiks von den Flammen aufgezehrt wird, bis nur noch Knochen übrigbleiben, die weiter zusammenschrumpfen. Zurück bleibt ein Miniaturskelett, dessen Knochen so schwer sind, daß man sie kaum anheben kann.


  Pey-Ceyan liegt am Boden neben einer toten Riesenfledermaus. Die Larin hört eine Stimme, die ihr befiehlt, sofort zu verschwinden. Das Gefühl, vom Banner bereits verschluckt worden zu sein, sei nur eine Illusion, die das Orakel ihr eingebe. Es ist die Stimme Maan-Moohemis, die Pey-Ceyan beschwört, in ihren Körper zurückzukehren und das Orakel zu töten, dessen Schattenkörper gerade gegen den Avestry-Pasiks kämpft und ihm schwer zusetzt. Es steht nicht gut um den Proto-Hetosten-Führer.


  Hascannar-Baan wendet sich Pey-Ceyan zu, sie erwacht und gibt weiter, was Maan-Moohemi ihr aufgetragen hat, zögert nicht lange und erschießt das Orakel. Avestry-Pasik erlangt eine für ihn bislang unerreichbare Parakraft, mit der er nach Guckys und Grim Sternhells Geist greift und sie in die Wirklichkeit zurückholt. Auch Pey-Ceyan fühlt sich gestärkt. Sie klammert sich an den Überresten Avestry-Pasiks fest, als Gucky sie und die anderen auf die RAS TSCHUBAI teleportiert, während die MOYTAZUM untergeht.


  Perry Rhodan führt einen verzweifelten Kampf gegen immer mehr tiuphorische Sternspringer, die aus dem Sterngewerken ausschleusen. Die Energie der sich auflösenden LARHATOON reicht nicht aus, die Purpur-Teufe zu aktivieren. Ist damit die gesamte Mission gescheitert? Kann nun keine Urzelle der Larenheit gerettet werden? Wird dies auch der Untergang der RAS TSCHUBAI sein?


  Als Perry Rhodan sich entschließt, das Vorhaben aufzugeben und zu fliehen, bringt Sichu Dorksteiger die erlösende Botschaft. Die Bojen haben einen Weg gefunden, sich Energie zu beschaffen. Ihre Tentakel greifen in das aufbrechende Schwarze Loch, das daraufhin eine Fontäne aus Licht, Materie und jeder Menge Hyperenergie ins All schleudert, die die Sterngewerke zum Abdrehen zwingt. Die Bojen greifen diese Energie auf und aktivieren die Purpur-Teufe. Ein Tunnel entsteht, durch den die VIASVAAT in die Zukunft transportiert wird. Die RAS TSCHUBAI folgt dem Planetensplitter. Es ist eine äußerst riskante Aktion, doch gegen die Übermacht der Tiuphoren hat das Schiff keine Chance. Die Besatzung verliert das Bewußtsein und als sie wieder zu sich kommt, befindet man sich circa 10.000 Jahre vor Christus. Die VIASVAAT und die RAS TSCHUBAI treiben im Leerraum zwischen den Sternen. Die nächstliegende Sonne nennt Pey-Ceyan Liobaras und den sie umkreisenden Planeten Larhat - die Ursprungswelt der Laren.


  Auf diesem Planeten werden Avestry-Pasiks Überreste in einer Zeremonie beigesetzt, bei der außer den Laren nur Perry Rhodan anwesend sein darf. Von den verdichteten Knochen geht eine seltsame Strahlung aus. Pey-Ceyan glaubt, daß Avestry-Pasiks Geist es geschafft hat, dem Banner zu entkommen und diese Knochen zu beseelen. Perry Rhodan betrachtet die winzige Hand und ist sicher, daß einer der Finger zum Vektorion werden wird - jenem mystischen Artefakt, das stets auf die mythische Heimatwelt der Laren zeigen wird. Damit erklärt sich, warum das Vektorion so stark auf Avestry-Pasik reagiert hat. Er hat einen Teil seines eigenen verstorbenen Körpers mit sich herumgetragen.


  Ein Bote der Superintelligenz ES taucht auf und bietet seine Hilfe an, die die Laren unter Osku-Sools Führung gerne annehmen. Die Superintelligenz wird einen unsichtbaren Mantel über die Galaxis ausbreiten.


  Pey-Ceyan beschließt, auf der RAS TSCHUBAI zu bleiben. In einer Mischung aus Hypertrans- und Dilatationsflug wird die RAS TSCHUBAI nun ins 16. Jahrhundert NGZ zurückkehren.


  8.Januar 2016
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  AKTION/1210: Hamburg - Goldbekhaus. Volles Programm am 15. und 16. Januar 2016


  

  Goldbekhaus: Volles Programm am 15. und 16. Januar


  Kijoka Junika Band +++ Tanzabend für Argentinischen Tango +++ stand-up-comedy mix made in hamburg +++ Flohmarkt +++ "Wir im Quartier Winterhude - gemeinsam mit Geflüchteten" +++



  Runter von der Couch! Denn das nächste Wochenende im Goldbekhaus bietet eine Menge Veranstaltungen: Am Freitag, 15.1. um 20:30 Uhr stellt die Kijoka Junika Band ihre brandneue CD vor: Folk-Pop-Jazz-Songperlen abseits des Mainstreams. Wer danach noch Lust am Tanzen hat: Um 22 Uhr beginnt die erste Milonga des neuen Jahres: Der besondere Tanzabend für Argentinischen Tango mit der ganzen Bandbreite der Tangomusik und auch wundervollen tanzbaren Non-Tangos aus aller Welt.


  Doppelprogramm auch am Samstag, 16.1.: Stand Up Comedy Made in Hamburg ist zu Gast und bietet Alltagscomedy par excellence! Die vier Hamburger Comedians Alicja Heldt, Thomas Schwieger, Frank Eilers und Till Frey bringen ihr Publikum in ihrer gemeinsamen Show zum Lachen. Und ab 21 Uhr folgt unser Klassiker, die Winterhuder Tanznacht, diesmal mit DJ OS.


  Und schließlich können Sie am Sonntag ab 10 Uhr wieder auf unserem Flohmarkt für Kinderklamotten und Spielzeug stöbern.


  Und schließlich trifft sich die Initiative "Wir im Quartier Winterhude - gemeinsam mit Geflüchteten" am Donnerstag, 14.1. um 19 Uhr im Goldbekhaus. Willkommen!


  *


  KIJOKA JUNIKA BAND: CD Release konzert


  Freitag 15. Januar um 20:30 Uhr


  Songperlen aus Hamburg um die Welt! Das Debütalbum der drei gestandenen musikalischen Musketiere Martin Drees, Torge Niemann und Peters Peters um die Singer Songwriterin Kijoka Junica präsentiert sich mit Folk - Pop - Jazz - Songperlen. Ein Herzensprojekts abseits des Mainstreams kommt nun endlich auf die Bühne.


  Die Studioaufnahmen offenbaren einen Sound, der Tiefgang mit Leichtigkeit vereint. Eingängige Melodien sind in ein schillerndes, komplexes Gewand aus umspielenden Basslinien, schwebenden Gitarren und in sich verzahnten Drum - und Perkussions Rhythmen gehüllt. Jedes Instrument strahlt für sich, für die Zuhörer jedoch erscheinen sie im "Zusammenklang" wie aus einem Guss.


  Und wer will, drei Tage später im Mojo Club Kopenhagen!


  Mit: Kijoka Junica (Gesang, acc Git.), Torge Niemann (e Git., acc. Git.), Martin Drees (Bass), Peter Peters (Schlagwerk, Percussion), http://www.kijokajunica.de/about/kijokajunicaband, Hörprobe: https://soundcloud.com/kijoka-junica/turn-to-pearls


  Bühne zum Hof | AK 16,- / 12,- | VVK 13,- / 10,- (zzgl. evtl. anfallender Vorverkaufsgebühren)


  *


  stand-up-comedy mix made in hamburg


  Samstag 16. Januar um 20 Uhr


  Die vier Hamburger Comedians Alicja Heldt, Thomas Schwieger, Frank Eilers und Till Frey bringen ihr Publikum in ihrer gemeinsamen Show zum lachen. Und dass ohne Requisiten, Rollen oder Kostüme. Authentisch, echt und alles selbst erlebt. Alltagscomedy par excellence!


  Alicja Heldt hat beim Finale des Hamburger Comedy Pokals 2014 das Schmidts Tivoli gerockt - am Ende holte sie den dritten Platz. Das Hamburger Deern mit polnischen Wurzeln nimmt mit frechem Hamburger Schnack und losem Mundwerk alles und jeden auf die Schippe. Frauenpower mit Witz und Charme.


  Thomas Schwieger wohnt in der Stadt, in der Hase und Igel nicht schnell genug weggekommen sind: Buxtehude. Als Komiker trat er bereits auf so namhaften Bühnen wie dem Quatsch Comedy Club in Berlin auf. Und erzählt dabei alles das, was er bei seinem Friseur nicht losgeworden ist.


  Frank Eilers analysiert liebend gerne die Gesellschaft und berichtet aus verschiedenen Blickwinkeln über das Tun und Treiben seiner Mitmenschen. Ein liebenswerter Tollpatsch mit einem scharfsinnigen Blick für die Komik des Alltags.


  Till Frey, ebenfalls Finalist des Hamburger Comedy Pokals 2014, führt er ein scheinbar normales Leben als Vater, Ehemann und Angestellter im Büro. Dass dieser Schein trügt, davon berichtet er als Comedian auf der Bühne. Denn was ist schon "normal"?


  Mit Alicja Heldt, Thomas Schwieger, Frank Eilers und Till Frey. Bühne zum Hof | AK 15,- / 10,- | VVK 12,50 / 8,-


  

  Goldbekhaus e.V.

  Moorfuhrtweg 9 | 22301 Hamburg

  040-27 87 02-0 | info@goldbekhaus.de

  www.goldbekhaus.de


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung: 06.01.2016

  steffel:marketing&pr

  Raamfeld 47, 22397 Hamburg

  Elefon 040.41455746

  E-Mail: info@ulrikesteffel.de



  veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Januar 2016
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  KINO/5545: Witten - Komödie "HalloHallo" am 4. Februar 2016


  

  "HalloHallo"



  Disa, ihr Mann und ihre beiden Töchter - das war einmal. Nun startet er mit seiner neuen Liebe durch in ein neues Leben. Während Disa, die Krankenschwester mit dem großen Herzen, noch an ihm hängt und im alten Leben feststeckt - immer bereit, sich für andere zu opfern und dafür auch noch von der Stationschefin und der eigenen Mutter heruntermachen zu lassen. Gerade als ihr der Kragen endgültig platzt, kommt auch in ihr Leben Schwung: Sie lässt beim Krav Maga Dampf ab, lernt sich zu wehren - und begegnet bei der Kinderübergabe dem charmanten Kent. Der unkonventionelle Vater genießt sein kinderreiches Singleleben und hat eine wichtige Lektion für sie: Loslassen und endlich einmal das tun, was man wirklich will! Als dann noch eine bemerkenswert störrische Patientin ihren sehnlichsten Wunsch verrät, tut sich für alle eine neue Zukunft auf ...


  HALLOHALLO ist eine warmherzige Komödie über Liebe und Neuanfang in der Mitte des Lebens, mit Mut zum Slapstick und starken Gefühlen und voll Vertrauen auf die Kraft der Güte - herrlich auf den Punkt gebracht von Maria Blom, der Expertin für echte Frauencharaktere in heiklen Lebenslagen. Mit ZURÜCK NACH DALARNA! hat sie das deutsche Publikum schon einmal erobert - und nun mit HALLOHALLO beim Filmfest Hamburg und den Nordischen Filmtagen prompt die Publikumspreise abgeräumt!


  5EUR an der Abendkasse (4 EUR ermäßigt)


  Termine:


  Am 04.02.2016 von 18:00 bis 20:00 Uhr

  Am 04.02.2016 von 20:00 bis 22:00 Uhr


  Veranstaltungsort: Haus Witten, Ruhrstraße 86, 58452 Witten

  Telefon: 02302 581 24 33

  Telefax: 02302 581 24 99

  E-Mail: kulturforum@stadt-witten.de

  Webseite: www.haus-witten.de


  *


  Quelle:

  Postfach 22 80

  58449Witten

  E-Mail: presse@witten.de

  Internet: www.witten.de



  veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Januar 2016
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